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Vorwort 

Nach § 36 des Allgemeinen Eisenbahiigesetzes (AEG) hat die Monopolkonunission 
den Auftrag, alle zwq'i Jalne ein Gutachten zum Wettbewerb im Eisenbalmverkelu zu 
erstellen. In diesem Gutachten beurteilt die Monopolkouimission den Stand und die 
absehbare Entwickhmg des Wettbewerbs mid die Frage, ob ein wkksamer und un- 
verfälschter Wettbewerb im Sinne des § 1 AEG besteht. Daiüber hinaus wird die An- 
wendung der Vorschriften des Eisenbabiuechts gewür digt imd zu sonstigen aktuellen 
wettbewerbspolitischen Fragen im Zusammenhang mit dem Betrieb von Eisenbah- 
nen Stellung genonunen. 

Das vorliegende Sondergutachten ist die dritte Stehungnalune der Moriopolkorrunis- 
siori entsprechend ihrem Auftrag. 

Ziu Vorbereitimg dieses Gutachtens hat die Monopolkommission in zw^ei getrermteri 
Anhörungen am 13. Dezember 2010 mit Marktteilnehmern, Aufgabenträgem imd 
Verbänden über deren Einschätzung der Wettbew^eibsentwicklung auf den Scliienen- 
verkehrsmärkteri diskutiert. Folgende Teihiehrner waren in den Diskussionsnmden 
vertreten: 

- BeNEXGmbH, 

- Brmdesarbeitsgerneinschaft der Aufgabenträgei des SPNV e.V, 

— Brmdesrninisterium fiu Verkehr’, Bau rmd Stadtentwdcklung, 

— Deutsche Bahn AG, 

— Hamburg-Köln-Express GmbH, 

- Keolis Deutschland GmbH & Co. KG 

— mofah e. V., 

— Netzwerk Privatbalmen - Vereinigung Europäischer Eisenbahngüterverkehr’sun- 
temehmen e. V., 

- SBB Cargo GmbH, 

- TX Logistik AQ 

— Veolia Verkehr’ GmbH, 

- Verband Deutscher Verkehrsiuitemehmeri e. V. 

Die Diskussionsteilnehrner haben ihre mündhchen Beiträge diuch schriftliche Stel- 
huignahrnen ergänzt. Darüber liinaus nahmen viele weitere Marktteilnehmer imd 
wdssenschafthche Branchensachverständige ebenfalls schrifthch Stelhmg. 

Die Monopolkonunission bedankt sich bei den wissenschaftlichen Sachverständigen 
Herin Prof. Dr. Hubert Gersdorf imd Herrn Prof Dr. Georg Götz fiir’ ihre Beiträge 
zur Meiriimgsbüdimg der Monopolkormnission. 

Der Präsident der Bundesnetzageritur fiir’ Elektrizität, Gas, Telekommunikatiori, Post 
und Eiseribalmen, Herr Matthias Kurth, die Vizepräsidenten, Frau Dr’. his Henseler- 
Unger und Hen’ Johamies Kindler, und weitere Mitarbeiter der Behörde haben mit 
der Monopolkonunission am 31. Januar 2011 Fragen zur’ Wettbewerbsentwickhmg 
auf den Märkten fiir’ Eisenbahnverkehrsdienstleistimgen imd insbesondere Fragen 
zur Anwendung des allgemeinen Eisenbahmechts dur ch die Bundesnetzagentur imd 
die Gerichte erörtert. 

Weiterhin haben am 31. Januar 2011 der Präsident des Bimdeskartellamtes, Heri’ 
Andreas Mimdt, sowie Mitarbeiter des Amtes mit der Monopolkonmiission Fragen 
zur Anwendimg des allgemeinen Wettbewerbsrechts im Bahnsektor diskutiert. 

Der Präsident des Eisenbahn-Bimdesamtes, Herr Gerald Hörster, imd weitere Mitar- 
beiter des Amtes haben am 24. Februar 2011 mit der Monopolkonmiission Gesprä- 
che über die Aufsichts- imd Genehmigungspraxis des Eisenbalm-Bimdesamts ge- 
fülut. 


Drucksache 17/7248 


-6- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Darüber hinaus gab es vielfältige Kontakte zvtischen den Mitgliedern sowit Mitar- 
beitern der Monopolkoininission und Mitarbeitern der Bundesnetzagentiu; des Biui- 
deskartellamtes, des Bundesiuinisteiiunis für Verkelu; Bau luid Stadtentwdcklung, 
der Untemelmien und V'erbände. Die Monopolkonunission dankt allen Beteiligten 
für ihie Mitv^^iikmig. 

Die Monopolkonunission bedankt sich bei ilueni wissenschaftlichen Mitarbeiter, 
Herrn Di’. Alexander Steinmetz, der die Stelhmgnalime der Monopolkonimission zur 
Entv^dcklmig des Wettbewerbs im Eisenbahnbereich federfühiend betreut hat. 
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Kurzfassung 

1/ Wettbewerbsdiiick kaim hiiueichende Anreize zur 
Effizienzsteigenmg, Kmideiiorientienmg und fiii' Dmova- 
tioneii setzen und bietet so die Mögbchkeit, ziun Vorteil 
der Unteiiiehinen. Mitarbeiter und Kunden Qualität tmd 
Preise der Angebote zu verbessern. So können erhebliche 
Steigeinngen der gesellschaftbchen Wohlfahit erzielt 
werden. Zum Enekhen dieser Ziele ini Schienenverkehr 
ist eine Liberalisieinng der Märkte in der Alt imd Weise 
notw^endig, dass allen konkiuTierenden luid potenziellen 
Marktakteuien dieselben Wettbeweibsniöglkhkeiten ge- 
boten werden. Die Aktmtäten des Staates sollten entspre- 
chend darauf ansgerichtet seiiL Rahinenbedingungen für 
einen effizienten und diskriininieinngsfreien Wettbewerb 
zu schaffen. 

2 * Ginndsätzlich sieht die Monopolkonmiission die be- 
stehenden Rahinenbedingungen zur Gewähiieistung eines 
wiiksamen und miverfalschten Wettbewerbs und eines at- 
tiaktiven Verkehisangebots im Eisenbahnverkehi- als 
nicht zufiiedenstellend an. Die Monopolkominission 
zeigt ini vorliegenden Gutachten entscheidenden Hand- 
lungsbedarf auf. Bereits in ihren früher erstellten Gutach- 
ten hat sie die Wettbewerbsenrtvdcklung des Eisenbahn- 
niarktes intensiv analysiert und bestehende 
Wettbewerbshindemisse daigestellt. Entsprechende 
Handlungsempfehlimgen wirden bislang niu vereinzelt 
konkiet diskutiert oder angekündigt luid nicht endgültig 
tungesetzt. Daher besteht ein Großteil der aufgezeigten 
Schwachstellen des Reguüemngsrahinens und der da- 
diuch vorliegenden Wettbewerbshindemisse weiterhin 
und wird in diesem Gutachten eiiieut thematisiert. Die 
Monopolkommission sieht die Entscheidungsträger vor 
diesem Hintergnuid tmter Zugzw^ang. 

3/ Der Wettbewerb auf den deutschen Märkten für 
Schienenpersonen- mid -güteiverkebi' entwickelt sich nur 
langsam. Die Wettbewerbsintensitäten unterscheiden sich 
dabei in den einzelnen Teümäikten deutlich. Während 
sich im Scliienenpersoneimahverkelu und im Schienen- 
güteiverkelu die leicht positiven Entwicklungen des 
Wettbewerbs in den letzten Jahien fortgesetzt haben, exis- 
tiert im Schienenpersonenfemverkehi’ bisher kein rele- 
vantes Wettbewerberangebot. Im Schienenpersoneimah- 
verkehi- lag der Wettbewerberanteil in Zugkiloinetem im 
Jahi- 2010 bei 21,6 Prozent, wäluend der Anteil in Perso- 
nenkilometem lediglich 12,5 Piozent des gesamten Mark- 
tes beüug. Gegenüber 200S beträgt die Steigenuig des 
Anteils der Personenkilometer damit einen Piozent- 
punkt tmd die Steigerung des Anteils der Zugkilometer 
drei Rinkte. hii Schienengüteiverkehi- komiten die Wett- 
bewerber iluen Marktanteil gegenüber der Deutschen 
Bahn AG m den vergangenen zv^^ei Jahren tun fast vier 
Prozentprmkte auf 25,1 Rozent der transportierten Ton- 
nenkilometer steigern. Im Scliienenpersonenfemverkehr 
besteht für' die nahe Zukunft durch die Ankündigrmg des 
Hamburg-Köln-Expresses die Hoffiiung, dass der Anteil 
der Wettbewerber erstmalig über die Ein-Rozent-Marke 
steigen wird. 

4 * Die Eisenbalminfra Struktur stellt ein notw^endiges 
Vorieistungsprodukt für’ die Angebote der Verkehrsunter- 


nelmien dar. Die Bedmgungen des Angebots dieser Vor- 
leistimgen sind ein zentraler Einflussfaktor für die Ent- 
wickhuig des Wettbewerbs im Eisenbalmsektor. Für eine 
erfolgreiche Wettbewerbsentwicklung müssen die eigen- 
timisrechtlichen rmd institutionehen Ralmienbedirigungen 
so konzipiert sein, dass die hifrastnikturbetr eiber Arueize 
haben, die Netzkapazitäten optimal auszulasten imd so 
ein effizientes Angebot auf dem nachgelagerten Markt 
der Schienenverkelu’sleistimgen zu emiöglichen. Dies ist 
allerdings rucht der Fall, werm der Betreiber der hifra- 
struktur auch als Verkehrsuntemelmieri agiert. Die Deut- 
sche Bahn AG hat als mtegriertes Eisenbahnunteniehmen 
durch üire aknieUe Gesehschaftsstniktur Arueize, den 
Konzemgewimi zu maxhnieren. Daher hat der Konzern 
ein hiteresse daran, den Zugang zur Infiastruktiu- so aus- 
zugestalten, dass die eigenen Verkehrsgesellschaffen Vor- 
teile gegenüber den Wettbew^erbeni erhalten. So köimen 
über die Zugarigspolitik die Wettbewerber’ auf den Trans- 
poitrnärkten diskrimhiiert und effizienter’ Wettbew^erb 
karui behindert werden. Das Gutachten der Monopolkom- 
missiori zeigt deutlich, dass im gegenwärtigen Reguhe- 
nmgsrahmen zahlreiche Möglichkeiten zur Diskriminie- 
nuig bestehen rmd auch rmter jeghcher Neufassimg der 
Rahrnenbedingrmgeri erhebliche Spielräume zur Diskri- 
minierung verbleiben. Die praktischen Möglichkeiten ziu 
Diskriminienmg smd dabei sehr vielfältig luid kaiun sys- 
tematisch zu erfassen rmd kontroUierbar. Für den inte- 
grierten Konzern w^äre es unter w^irtschaftlichen Gesichts- 
punkten nicht sirmvoll, diese Spiehäume ungenutzt zu 
lasserr. Daher würd die Deutsche Balm AG: solange Mög- 
lichkeiten rmd Arueize zur Diskiimirüeiimg existieren, 
immer im Verdacht der Diskriminierung stehen. Diskri- 
minierung der Wettbewerber auf den nachgelagerterr Ver- 
kehrsmärkten fühlt zu Ineffizierizen rmd Nachteilen für’ 
Verbraucher, den Arbeitsmarkt rmd die gesamte Volks- 
whtschaff. 

5 * Die beste Lösung dieser Roblernatik besteht in ei- 
ner voUstäridigen institutionellen Treruumg von hifra- 
stiuktui- rmd Transportgesellschaften, sodass die Arueize 
für- die hifiastrukturbetreiber, bestmunte Eisenbahnver- 
kelu’sgesellschaffen zu diskihnhiieren, erheblich reduziert 
werden. Nru ein rmabhängiger Netzbetreiber behandelt 
alle Transpor-timtenielunen gleich. Auch dient aus Sicht 
der Monopolkommission die staatliche Beteihgrmg am 
Wettbew^ei’b durch die Verkehrsrmtenieluneri der Deut- 
schen Bahn AG nicht dem öfferithchen hiteresse. Daher 
spricht sich die Monopolkormiüssion daffu’ aus, die Tren- 
nung von hifiastruktur- rmd Trarisportsparten herbeizri- 
füluen, indem die Privatisienmg der Transportgesell- 
schaften der Deutschen Balm AG konsequent 
diu’chgeführt wfrd. Dabei stellt sie die potenziellen nega- 
tiven Auswh’krmgen einer solchen Trermimg rücht in Ab- 
rede. Die Abwügrmg der Aigrmiente, die für den Fortbe- 
stand der integrierten Stniktur der Deutschen Bahn AG 
sprechen körmten, mit den Argrmienten ffir eine Tremrrmg 
zeigt j edoch, dass der gesamtwmlschaftliche Nutzen einer 
Tremrrmg von Netz rmd Transport gegenüber’ den Kosten 
deuthch übeiwiegt. Aus diesem Grrmd begrüßt die Morio- 
polkormnission das geplante Modeh der Teilprivatisie- 
iimg der DB Mobility Logistics AG als einen ersten 
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Schritt, da die Deutsche Balm AG AG gehindert wäre, 
Kosten- bzw. Einnahiuepositionen behebig inneihalb des 
Konzerns zu verlagem. Dennoch bleibt wettbeweibspoli- 
tisch eine vollständige Trennung der hifiastiuktur von 
den Vei’kelu’sgesellschaften anzustreben. Zui’ kiuzhisti- 
gen Veiringeiimg der bestehenden Ineffizienzen fordert 
die Monopolkoininission eine sofortige Auflösung der Fi- 
nanzienmgsverfLechtungen staatsnaher und staatsfeiner 
Teile der Deutschen Bahn AG Die bestehenden Beherr- 
schungs- luid GewhmabfLiluimgsveitiäge sind unverein- 
bar mit dein Ziel eines hberahsierten Eisenbahimiarktes. 

6 * Auch weim geeignete Ralmienbedmgungen für eine 
erfolgieiche Wettbewerbs enrtvdcklung in Deutschland 
nach Auffassimg der Monopolkouiniission weiterhin 
nicht gegeben sind, ist die Marktöfiönmg in einigen ande- 
ren EU-Mitgliedstaaten zv^eifelshei noch weniger fortge- 
schiitten. Vor diesem Hintergnmd sieht die Deutsche 
Bahn AG massive Wettbewerb sverzemingen, die den 
deutschen Eisenbaimen schaden. Auch die Monopolkom- 
mission spricht sich dafür aus, die Disparitäten in den 
Marktöffiiimgen hmerhalb Europas sclmellstmöglich zu 
veiringem, sieht jedoch keinen liinreichenden Ginnd für 
einen Wettbewerbsschutz der Deutschen Bahn AG, der 
letzthch den Verbrauchern schaden milde. Die gleiclmiä- 
ßige Öffinmg eiuopäischer Mäikte sollte ausschheßlich 
diuch die beschleimigte Liberalisienmg aller eiuopäi- 
schen Eisenbalmmäikte geschehen und nicht duich ein 
Ausbremsen der Öffiiung der deutschen Märkte unter- 
stützt werden. Im Gegenteil profitieren die Volkswiit- 
schaft im Ganzen imd insbesondere die Verbraucher auch 
imter den bestehenden Rahinenbedingimgen von der wei- 
teren Liberalisienmg des deutschen Bahnmarktes. 

7/ Eine Stärkimg der Wettbewerbsfähigkeit des Eisen- 
balmsektors imd damit des Schienenverkehrs im All- 
gemeinen kaim nur eneicht werden, wenn die nachgela- 
gerten Märkte nicht von der Marktmacht der 
hifrastnikturbetreiber beeinflusst werden. Ein wettbe- 
werbliches Regulienmgskonzept sieht dazu eine Regulie- 
nmg der Schieneninfiastiiiktiu-, Serviceeiniichtungen imd 
schienenverkehrsbezogenen Leistimgen vor. Die vorlie- 
gende vertikal integrierte Stmktui’ des dominierenden Ak- 
teuis, der Deutschen Balm AG^ im Eisenbahimiarkt beein- 
flusst die Anfordeiimgen an die Regulienmg dabei 
erheblich. Allein aufgiimd dieser Stmktur ist neben einer 
Entgeltreguliemng auch eine regulatorische Kontrolle 
von nicht preislicher Diskriminienmg nötig. Das vorlie- 
gende Gutachten zeigt, dass im Hinblick auf die Gewäh- 
nmg des Zugangs zur Infra struktiu sowohl Spielräume 
für systematische Diskriminienmg als auch eine Vielzahl 
einzehier imd systematisch kamu erfassbarer Möglichkei- 
ten zur Diski’iniinienmg existieren. Durch die Reguhe- 
nmg sind diese Diski’immienmgsmöghchkeiten kaum 
einzuscluänken. 

8 * Die aktuelle Informationspohtik und Koordinienmg 
der frifiastniktunuitemelmien der Deutschen Bahn AG 
stellt sich für Eisenbalmverkehrsimtemehmen allgemein 
als unbefriedigend dai’. Bestehende Mängel betreffen ne- 
ben Schienentrassenver gaben beispielsweise Informatio- 
nen imd Abstimmimgen zu Baiunaßnahmen, Informatio- 


nen ziu fahiplanteclmischen Infra stiuktiu, Kapazitäten 
von Zugbildungsanlagen imd den Zug\'erkehren auf den 
Strecken. Nach Auffassung der Monopolkommission be- 
stehen Anzeichen dafür, dass die bemängelten Koordmie- 
nmgs- imd Informationsprobleme sowohl dmch hieffi- 
zienzen als auch durch Diskriminierimg venusacht 
werden kömiten. Trotz einiger Verbesserimgen gegenüber 
der fi-uheren Situation, wie beispielsweise durch neu em- 
geführte Regehmgen zur Bamnaßnahmenplanimg, beste- 
hen weiterhin erhebliche Diskiiminiemngsspielräurne 
hinsichtlich der Informations- imd Koordinieiimgspolitik 
zi;\ischen Eisenbalmverkelusimteniehmen imd Infiastmk- 
turbetieibeni, welche durch eine Reguhenmg nur unzu- 
reichend zu begrenzen sind. 

9/ Zentrale Informationsdefizite existieren für- Eiseri- 
balmverkehrsimternehmen im Hinblick auf die Vergabe 
von Schierientrassen. Die Verfügbarkeit der Scliieneniri- 
fiastruktur’ und die Vergabe der Nutzimgsrechte haben ei- 
nen weserithchen Einfluss auf die Marktposition beste- 
hender und die Marktchancen neuer Anbieter. Da die DB 
Netz AG keine exakten Angaben zu bestehenden Tras- 
senbelegimgen veröffenthcht, ist die Vergabe sehr in- 
transparent. Auch in Bezug auf die Beschaffenheit der 
Trasseri sind die Inforinationeri, welche die Verkehr sim- 
ternelmieri erhalten, niu unzureichend, da die gesetzh- 
chen Vorgaben keine konkreten Angaben zur Strecken- 
physik verlangen. Im Ergebnis ist davon auszugehen, 
dass durch die fehlende Transparenz in Bezug auf die 
Trassenbeschaffenheit imd die fr eien Kapazitäten signifi- 
kante Effizienzsteigeiimgspotenziale bei der Trassenbele- 
gung nicht genutzt weiden. Darüber hinaus sieht die 
Monopolkommission erhebliches Diskriminienmgspo- 
tenzial. Daher ist eine höhere Transparenz der Trassen- 
belegimg unbedingt erforderlich. Aus diesem Gnmd 
empfiehlt die Monopolkommission, Eisenbahninfrastruk- 
tunmteinelmien zu veipflichten, den Zugangsberechtig- 
ten freie Kapazitäten und Auslastimgs grade der Trassen 
elektronisch zugänglich zu machen. Zusätzlich sollte der 
Gesetzgeber den Infra stinktuigesellschaften konkrete 
Pflichten zur Transparenz bezüglich der Art imd Beschaf- 
fenlieit der Trassen auferlegen. Auch sollte die Bimdes- 
netzagentur stärker in die Übeiwachimg der Trassenver- 
gabeverfahien eingebimden werden, indem sie 
hifoimationen über hiffastniktur imd Netzbelegung erhält 
imd über Vergabeentscheidimgen im Koordinieinngsver- 
fahien infoimieit whd. Darüber hinaus ist es notv^endig, 
die Regehmgen über den Abschluss von Ralimenveiträ- 
gen, die einen Zugang zu Schienentrassen langfristig ab- 
sicheiii sollen, zu ändern. Die bestehenden Ralmienver- 
tragsregehmgen sind imflexibel und die Wirksamkeit des 
rahmenvertraglichen histnuuentariimis bei der Trassen- 
vergabe ist sehi’ eingeschiänkt. Die Monopolkommission 
fordert daher eine Stäikimg dieser Wirksamkeit, indem 
dmch den Gesetzgeber längere Vorlaufeeiten vorgesehen 
werden und der Abschluss von Rahmenveitiägen unab- 
hängig von festen Rahmenveilragsperioden möglich ist. 
Auch ist eine gesetzhche Regehmg erforderlich, welche 
die Betieiber von Schienenwegen veipflichtet, ein Nach- 
rtickverfahien füi' Rahmenverti’äge anzuwenden. Die 
Wiiksamkeit von Rahmenveitiägen sollte im Verfahien 
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der Trassenveigabe gestärkt mid gleichzeitig der Ab- 
schluss von Rabiuenverträgeii grundsätzlich bei der Bun- 
desiietzagentui’ genebinigimgspflichtig werden. Voraus- 
setziuig füi’ die Genelmiigung zmn Abschluss eines 
Rabinenveitiags sollte ein Nachweis über zu tätigende 
spezifische Investitionen sein, hu Hinblick auf die elek- 
tronisch ziu Verfügung zu stellenden Informationen be- 
züglich der Auslastung der Schienenwege sollten auch 
anonymisieite Details bestehender Rahmenverträge be- 
reitgestellt werden. Insgesamt ließe sich so die Trassen- 
imsicherheit der Eisenbahnverkehisuntemebinen erheb- 
lich senken. 

10/ Füi- Betreiber der Eisenbahninüastiuktur luid Eisen- 
balmverkelusimtemebmen sollen Anreize zur Veninge- 
nmg von Stöinngen mid zui’ Erhöhung der Leistungsfa- 
liigkeit der hifi’astruktui’ bestehen. So ist gesetzlich 
voigegebeiL dass EisenbahninfL’astiuktiu’betreiber ent- 
sprechende Aiueizsysteme implementieren. Nach Auffas- 
simg der Monopolkoiiunission gehen aus verschiedenen 
Giünden jedoch weder von dem von der DB Netz AG für 
Schienentrassen noch von dem von der DB Station & Ser- 
vice AG füi' Bahnliöfe etablierten System entscheidende 
Anieize für eine ^'eiTingeiiing von Stöiimgen und eine er- 
höhte Leistungsfähigkeit aus. Ein wirksames Anieizsys- 
tem muss sich an den betrieblich relevanten Abläufen luid 
Ausstattungsmerkmalen der hiffastniktur orientieren. Da- 
her muss bei der Gestaltimg eines solchen Systems analy- 
siert werden, welche Stöinngen besonders betiiebsrele- 
vant sind und welche Stönmgsiusachen duich welche 
Maßnahmen gezielt reduziert werden sollen. Vor diesem 
Hintergnuid begrüßt die Monopolkonunission die im Ent- 
vauf zui’ Neufassung des ersten EU-Eisenbahnpakets vor- 
gesehenen umfangieichen luid detaillierten Verspätimgs- 
kategorien und Ginndsätze für leistungsabhängige 
Entgelte füi’ Scliienenü’assen. Der deutsche Gesetzgeber 
sollte entsprechende Vorgaben in das nationale Recht 
übenielunen. 

11/ Nicht niu der Zugriff auf Schienentiassen, sondern 
auch der auf Seiviceeimichtimgen wie Rangier- mid Per- 
sonenbahnhöfe, die dortigen Zugbildmigsanlagen, Ab- 
stellgleise oder Wai’tungseiniichtungen ist fiii’ die Be- 
ti’iebsabläufe im Scliienenverkehi’ für alle 
Verkelu’sleistimgen imabdingbar. Daher müssen diese 
Eiiu’ichtmigen füi' alle Schienenverkehisimtemehmen zur 
Realisienmg der eigenen Verkeluskonzepte zugänglich 
sein, hu Gegensatz zm’ Scliieneninffastniktur liegt in Be- 
zug auf Semceeiiu’ichtmigen nicht in jedem Fall ein na- 
türliches Monopol vor. Dem Giundgedanken des Unions- 
rechts nach düiffe eine Ser\iceeiniichtung mu daim der 
Zugangsregulienmg unterliegen, weim das Bestehen 
marktkonforuier Alternativen verneint wiid. hn nationa- 
len Recht kann ein Beü eiber j edoch den Zugang zu seiner 
Semceehu’ichtmig nicht veiweigem. Seine Eiiuichtiuig 
imterhegt enh^^eder kategorisch der Zugangsregulienmg 
oder nicht. Nach Auffassung der Monopolkommission ist 
eine gesetzhche Klarstellung dei’ Rechtslage erforderhch. 
Dabei sollte der gnmdlegende Gedanke des europäischen 
Rechts, der Markt- mid Wettbewerbsbezug als Bewer- 
timgsmaßstab, auf nationales Recht übeitiagen werden, 
hidem Seivdceeinrichtungen nur dann einer Zugangsregu- 


lieiung unterliegen, wemi keine marktkonformen Alter- 
nativen bestehen. 

12/ Anders als bei Scliienenwegen geben nur wenige 
Vorschriften Regehmgen füi’ die Nutzimg von regulierten 
Seivdceeiiu’ichtmigen vor. Dadmch bestehen erhebhche 
Rechtsunsicherheiten über die Pflichten der Betieiber die- 
ser Einrichtungen. So entstehen hohe Transaktionskosten 
dmch gerichthche Entscheidmigen oder das außergericht- 
liche Suchen einer Kompromisslösmig. Die bestehenden 
Lücken lassen daiüber hinaus gioße Spiehäume füi’ ge- 
zielte Entscheidmigen im hiteresse ausgewählter Zu- 
gangsberechtigter. Insgesamt sieht die Monopolkommis- 
sion erhebhche Wettbewerbshindemisse dmch die 
derzeitigen Regehmgen füi’ die Nutzimg von Ser\iceein- 
i’ichtmigen. hi den meisten Fällen ist die unterschiedhche 
Behandlmig von Ser\iceeinrichtmigen mid Schienenwe- 
gen nicht ausreichend begiündbar. Eine Konkretisienmg 
der Vorschi’iften, die Regelmigen füi’ die Nutzmig dieser 
Ehu’ichtmigen analog zu denen von Schienenwegen vor- 
geben, ist daher erforderlich. Dazu sollte der vorgeschrie- 
bene Mindestinhalt der hifoimationen entsprechend dem 
Paket von Mindestangaben füi' Schienenwege eiw^eitert 
werden. Auch sollten die Betreiber von Semceeiiuich- 
timgen gesetzlich verpflichtet werden, im Vorfeld der 
Stilllegimg einer Ehuichtimg ein Ausschi^ibungs- bzw^ 
Interessensbekundimgsverfahren dmchzufühien, um 
mangelnden Bedarf daizulegen. Dadmch wird Transpa- 
renz über beabsichtigte Stilllegmigen geschaffen, die es 
allen Nutzem ermöglicht, die Infrasti’uktm’ durch eine 
Übeniahme des Betriebs zu erhalten mid Kapazitätseng- 
pässe zu vermeiden. So köimten Zugangshindemisse, die 
derzeit insbesondere die neu liinzuti etenden Nutzer tref- 
fen, veningert werden. 

13/ In der Praxis der Nutzung von Serviceeinrichtungen 
zeigen sich sowohl Ineffizienzen als auch Möglichkeiten 
der Diskiiminieiimg der Zugangsberechtigten. Die Bun- 
desnetzagentur hat in jüngster Vergangenheit einige Un- 
tei’suchmigen von Zugangsmöglichkeiten zu Serviceein- 
i’ichtmigen durchgeführt. Dabei werden auch die Grenzen 
der Reguheinng offenbar. Unter anderem hat die Bundes- 
netzagentur den Zugang zu Rangierbalmhöfen mid Zug- 
bildmigsanlagen intensiv analysiert. Die Analyse der 
Bimdesnetzagentm bestätigt, dass Wettbewerbern die 
Nutzung von Zugbildmigseinrichtmigen der Deutschen 
Bahn AG teilweise nm’ miter erschwerten Bedingmigen 
möglich ist. Pioblenie ergeben sich insbesondere aus der 
melu’jährigen Amnietung von Kapazitäten. Ein weiteres 
Hhideinis besteht in der Verfügbarkeit V'On Rangierloks hi 
diesen Anlagen. Durch die felüende Verfügbarkeit wird 
die Nutzung der Rangierbalmhöfe erhebhch behindert. 
Die Monopolkonmiission empfiehlt dem Gesetzgeber da- 
her erneut, den Rangierbetiieb auf den entsprechenden 
Bahnhöfen in die Verantw^oitimg des hifi’asti’uktm’betrei- 
bers zu stellen und diesen ebenfalls der Zugangsreguhe- 
imig zu imtemerfen. Des Weiteren ist bezüghch dieser 
Seiviceeimichtimgen die Infoiinationspolitik übei’ freie 
Kapazitäten mibefriedigend. Die Monopolkommission 
imtei’stützt daher die Fordeiimg nach einei’ elektronisch 
basierten Restkapazitätsbörse. Eine entsprechende ge- 
setzliche Verankenmg ist dazu notwendig. 
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14 * Die Entgeltregiilienmg begrenzt den Handliuigs- 
spielrauni bei der Preissetzimg, der sich den Eisenbahnin- 
fiasmiktuiiinteiiiehinen dmch ihie Maiktmacht bietet. Da 
Kosten fth den Zugang zu hifrastniktiu und Ser\iceein- 
richtimgen inklusive BahnsUom fast die Hälfte der 
gesamten anfallenden Kosten der Eisenbahnverkehisun- 
temelmien ausmachen, haben Diskihninienmgsmöglich- 
keiten bei der Entgeltgestaltung sehi' großen Einfluss auf 
die Wettbewerbssituation auf den Verkehismärkten mid 
köimen als wichtige Markteintrittsbeschiänkung fiuigie- 
ren. Gegenwäilig ist die Regulienuig unzureichend, da 
das System einige konzeptionelle Schwachstellen auf- 
weist imd so weiterhin großes Potenzial ziu Wettbewerbs- 
behindenmg besteht. Die bestehenden Probleme der Ent- 
geltregulienmg müssen durch eine Verändeinng des 
Reguliemngssystems angegangen werden. 

15 / Das bestehende Entgeltsystem ist ausgesprochen 
komplex imd inteipr etationsbedürftig. Zudem rämnen die 
bestehenden Entgelt\"orschiiften den hifiasmiktuibetrei- 
beiii viele Freilieiten bei der Kalkulation der Zugangsent- 
gelte ein, sodass erhebhche Spiehämne zur Diskriminie- 
nmg verbleiben. Das bestehende Konzept ist kaum 
geeignet, die Übeipi'üfbarkeit der Zusammensetzung der 
Entgelte zu gewährleisten und so Missbrauchspotenziale 
zu begrenzen und einen effizienten Wettbewerb auf der 
Schiene zu gewähiieisten. Nach Meiniuig der Monopol- 
konmiission sind die Vorgaben an die Entgeltstmktur 
wettbewerbspolitischen Anfordeinngen so anzupassen, 
dass der Bundesnetzagentur die Entgeltpnifimg erleich- 
tert mid so Diskiiminiemngspotenzial eingeschiänkt 
whd. Dazu müssen diese Vorgaben so ausgestaltet sein, 
dass sich die einzehien Entgeltkomponenten auf klare mid 
transparente Kiiterien zurückfüluen lassen. Alle wesenth- 
chen preisbeeinflussenden Faktoren sollten konsistent im 
Entgeltsystem beiücksichtigt werden. 

16/ Aus dem deutschen Reguhemngsrecht lassen sich 
auch keine starken Ameize ziu Senkung der mit der 
Eisenbalininfi’astniktuibereitstelhmg verbtmdenen Kosten 
imd der Zugangs entgelte ableiten, obwohl das eiuopäi- 
sche Unionsrecht dies fordert. Füi' die Infiasmiktuibetrei- 
ber ergeben sich nui’ geringe Anreize zu Effizienzsteige- 
nmgen, da diese vom Regulierer bei der Kostenpiüfimg 
erkaimt werden kömien luid so direkt an die Nutzer wei- 
tergegeben werden müssen. So profitieren die Infiastnik- 
tunuitemelmien nicht von Kostensenkiuigen, sondern es 
bestehen im Gegenteil Ameize, identifizierte hieftizien- 
zen nicht abzubauen mid daiüber hinaus überhöhte Kos- 
ten auszuweisen. Vor diesem Hintergmnd imd aufgiimd 
der bestehenden Marktstniktur, die durch die staik domi- 
nierenden Eisenbalmverkelusuntemehmen mid hifra- 
stmktmgesellschaften der Deutschen Bahn AG gekeim- 
zeiclmet ist, ist die Einfühimig einer Ameizieguheinng in 
Verbindimg mit verscliiedenen Leistiuigskörben erforder- 
lich. Die preisbasierte Anreizieguliermig hat gegenüber 
der bestehenden vergangenlieitsbezogenen kostenbasier- 
ten Regulienuig allgemein den Vorteil, dass das reguherte 
Unternehmen einen sehi' viel höheren Anieiz hat, die ei- 
gene Effizienz zu steigern und die Kosten zu senken. Die 
Amemegulieiitng sorgt dabei dafiu, dass die Effizienz- 
steigeimigen durch sinkende Entgelte langfristig den Nut- 


zem der Eisenbahninfiastniktur zugutekommen. Daiüber 
hinaus bietet die diskutierte Price-Cap-Reguheimig dmch 
die Eiorichtmig von verschiedenen Warenkörben einen 
besseren Schutz vor Diskiiminiemng. Entgegen der teil- 
weise geäußerten Meinimg, dass die aktuelle Leistmigs- 
imd Finanzieinngsvereinbaiiing (LuFV) eine Anreizregu- 
lieiung entbehiiich macht, ist nachdiücklich festzustellen, 
dass sie alleine nicht geeignet ist, die Qualität dei’ htfra- 
stiiiktm’ sicherzustellen mid Aireize zm Effizienzsteige- 
nmg zu schaffen. Die europarechtliche Anfordenmg, 
dmch ein Ameizelement sowohl eine Senkimg der Kos- 
ten als auch der Zugangs entgelte zu eiTeichen, kami daher 
nach Auffassmig der Monopolkommission auf Dauer nur 
dmch die Ergänzmig der Leistiuigs- mid Fmanzierungs- 
vereinbainng lun eine Aniem egulienuig erreicht werden. 
Eine Price-Cap-Reguhenmg erzeugt in einem solchen 
Rahmen Anieize zm effizienten Bewiitschafhing der qua- 
litativ gesicherten Infra stniktur mid damit auch zur effi- 
zienten Verwendung der LuF V-Mittel. 

17 / Im September 2010 hat die Emopäische Kommis- 
sion einen Gesetzgebimgsvorschlag zm’ Neufassung des 
sog. ersten Eisenbahnpakets vorgenommen. Die wichtigs- 
ten Ändenuigen beüeffen Vorgaben zm’ Entgeltbildimg, 
zm Zugangsgewähi'ung bei Serviceeinrichtmigen und die 
Kompetenzen mid Stelhmg der nationalen Regulienuigs- 
behörden imd der Europäischen Kommission. In Bezug 
auf die Entgelüegulieimig ist insbesondere von Bedeu- 
timg, dass Finanziernngsverträge zwischen den staath- 
chen Institutionen imd den hifiastniktiubetreibem zur 
Regelung der Infiastniktminvestitionen zukünftig ver- 
pflichtend sein sollen imd dass das bestehende Wahhecht 
zwischen geeigneten veitraghchen Vereinbanuigen luid 
aufsichtsrechtlichen Maßnahmen zm Senkimg der Kosten 
imd Entgelte entfallen soll. Die Monopolkommission 
sieht dies kiitisch. Da nach ihier Auffassmig dmch Ver- 
tiagsvereinbanuigen über die staatliche Finanzienmg 
keine naclihaltigen Ameize zm Effizienzsteigenmg imd 
Entgeltsenkmig gesetzt werden köimen, sollte eine An- 
reizregulienmg zwmigend vorgegeben und diese optional 
dmch verti aghche Vereinbarmigen ergänzt werden. 

18/ Die Bestimmimg der Kapitalkosten spielt im Rah- 
men der dei’zeitigen kostenorientierten Regulienuig im 
Eisenbahnsektor vor dem Hintergimid steigender Rendi- 
ten der dominierenden Eisenbaluiinfiasti'uktmbeti’eiber 
eine zmiehmend wichtige Rolle. Die Bestiimnmig eines 
Grenzw^ertes für die zulässige marktübhche Rendite als 
Bemessungsmaßstab ist ein wichtiger Faktor für die ange- 
messene Höhe der hifrastnikturentgelte. Der zenUale 
Aspekt der Bestimmimg der Kapitalkosten ist die kalkula- 
torische Eimitthmg einer marktübhchen Eigenkapitahen- 
dite. Die Ergebnisse der Bestinmimig der Eigenkapital- 
kosten füi’ Eisenbah nin fla stmkturuntemehmen hängen 
neben der Bestimmmigsmethode sein stark von den ge- 
ti’offenen Annahmen ab. Dahei’ ist zu befürchten, dass die 
Eimitthmg des Eigenkapitalzinses dem Einfluss politi- 
scher Interessen ausgesetzt ist. Die Monopolkommission 
spricht sich für ein möglichst einfaches, wenig aimalime- 
getriebenes mid üansparentes Vorgehen aus, um die Ein- 
flussnahme externer Paitikulaiinteressen zu begienzen. 
Das im allgemeinen Diskms präferierte Capital Asset Ri- 
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eilig Model (CAPM) weist zwar einige Entscheidiuigs- 
spielräunie auf, diese sind jedoeh geiiiigei als bei anderen 
Methoden. Auch aufgrund der methodischen Süingenz 
sind mithilfe des CAPM imtei Zuliilfenalmie relativ weni- 
ger Amiahnien vergleichsweise belastbaie, üansparente 
imd nachvollziehbare Schätzimgen möglich. Daher sollte 
die Bundesnetzagentui’ nach Meinung der Monopolkom- 
niission die Eigenkapitalkosten der Infiastiuktiubetieiber 
auf Gnuidlage des CAPM bestimmen. Im Simie der Pla- 
nungssicherheit luid tun die Thematik der politischen Ein- 
flussnahme mittelfnstig zu entziehen, ist außerdem eine 
langfiistige Stabilität der festzulegenden Zinsen imbe- 
dingt erforderheh. 

19 * Flü- die Eisenbahninftasmiktuiimteniehinen des 
Bimdes gelten rechtliche und ökonomische Besonderhei- 
ten. Insbesondere Ratingagentiuen und Banken gehen 
von einer’ impliziten Staats garantie füi' diese Gesellschaf- 
ten aus. So wird diskutiert, ob sich die marktiibliche 
Rendite der nichtbundeseigenen Eisenbahninffasti'uktur- 
imtemelmien von der Rendite der Eisenbahninfrasti'uktur- 
imtemelmien des Bimdes imter scheidet. Investitionsan- 
reize sind allgemeiu nach marktkonfoimen Vorgaben zu 
setzen. So ist aus ordnimgspolitischer Sicht auch den Ei- 
senbahninffastniktunmtenielimen des Bimdes eine kapi- 
tahnarktonentierte Eigenkapitalrendite zuzugestehen, da- 
mit diese als Wutschaftsuntemehmen am Markt agieren 
imd Investitionen nach imternehmerischen Gesichtspimk- 
ten tätigen können. Die Eigenkapitalkosten sollten daher 
eigentümeiunabhängig festgelegt werden. Die Monopol- 
konmiission folgt nicht der - auch von der Bimdesnetz- 
agentiu vorgehagenen — Aigumentation, dass den Inffa- 
stiuktuitöchtem der Deutschen Bahn AG aufgnmd ihrer 
Sonderstellung imd der daduich günstigen Fremdkapital- 
zmsen im Regulienmgsrahmen eine gemigere Eigenkapi- 
tahendite zugestanden werden sollte. Sie spricht sich 
vielmelir fth die Anwendimg des Opportunitätskostenge- 
dankens imd damit füi' die Ermittlung der Eigenkapital- 
rendite nach CAPM auch für die Infra stinktiuimtemeh- 
rneii des Bundes imd gegen eine andere, vergleichsweise 
arbiträre Festlegimg der Eigenkapitalkosten aus . 

20 * Die rechthehen Ralmienbedingungen, die im Rah- 
men der’ Renditegewähnmg lediglich auf die Eigenkapi- 
tahendite abstellen, führen teilweise zu erhebhehen Fehl- 
am eizen bei den regulierten Unternehmen imd faktischen 
Schwierigkeiten bei der Bestimimmg der Kapitalbasis 
imd der FremdkapitaLkosten im Rahmen der Kapitalkos- 
tenermitthmg durch die Regulienmgsbehörde. So beste- 
hen durch die Zm eclmimg der Fremdkapitalzinsen zu den 
Vollkosten keine Anreize, die Fremdkapitalkosten oder 
die Gesamtkapitalkosten durch die Wahl einer effizienten 
Kapitalstniktur zu verringern. Durch die Festlegimg einer 
vorgegebenen Eigenkapitahendite ergeben sich im Ge- 
genteil Anreize zur ineffizienten Ausweitung des Eigen- 
kapitals. Um dem entgegenzinvirken, muss auf die Kapi- 
talstruktiu entsprechend regulatorisch Einfluss 
genommen und eine Höchstgrenze eingeführt werden. 
Dieser noh^^endige, aber’ per se nicht wäinschenswerte 
Eingriff kaim verzerrte Ameize demioch nicht verhin- 
deiii. Die Monopolkommission fordert den Gesetzgeber 
daher auf, eine zulässige Gesamtkapitalrendite auf Basis 


von kalkulatorischer’ Eigehkapitahendite, kalkulatori- 
schen Fremdkapitalkosten und einer nomiierten Kapital- 
struktur’ vorzugeben. 

21 * Die Versorgimg der Eisenbalm mit Elektrizität stellt 
einen gesonderten Bereich der Energieversorgimg dar, der 
aus technischen Gründen nicht mit der Versorgung von 
Haushalten, Gewerbe imd Industrie vergleichbar ist. Die 
Zugangsbedingimgen zu den Märkten für’ Bahnstiom 
werden jedoch insbesondere diuch die im Energiesektor 
etablierte allgemeine Regulienmg der Versorgimgsnetze 
bestimmt. Wichtigster imd bisher auch alleiniger Versor- 
ger mit Bahnstiom ist die DB Energie GmbH. Das tech- 
nisch spezielle Bahnstromnetz wild im Wesentlichen 
ebenfalls von der DB Energie GmbH gehalten. Eiseri- 
bahnverkehrsimternehmen kömien die Stromversorgung 
entweder komplett von der DB Energie GmbH durchfüh- 
ren lassen - in diesem Fall sieht die DB Energie GmbH 
Jedoch Mengemabatte vor, die aufgnmd ihier Marktstel- 
limg niu die eigenen Transportschwesteiimtemehmen der 
Deutschen Bahn AG ausschöpfen kömien - oder alterna- 
tiv ledigheh den Netzzugang buchen imd sich von einem 
dritten Anbieter am Energiemarkt versorgen lassen. Letz- 
tere Option spielte jedoch praktisch bisher keine Rolle, da 
die Kosten füi' den Netzzugang so hoch waren, dass sich 
der Di’ittbezug nicht lohnte. Dies kömite auch darauf zu- 
nickzuftihien sein, dass die Entgelte für den Netzbezug 
bisher keiner regulatorischen KonüoUe imterlagen, wie 
das im Rahmen der Entgeltregulienmg bei gewölmhehen 
Übeilragimgs- imd Verteihietzen der Fall ist. Die DB 
Energie GmbH berief sich hier bisher auf eine nicht ein- 
deutig gekläite Rechtslage; allerdings winde Ende 2010 
dui’ch eine Entscheidimg des Bundesgerichtshofs klaige- 
stellt, dass die Netze der DB Energie GmbH auch der 
Entgeltregulienmg des Energierechts unterliegen. 

22 * Unklar bleibt, ob mit einer Anwendimg der Entgelt- 
reguliemng die missliche Lage der Energieversorgung 
gelöst wwde. Auch die Regelungen zin zeitlich exakten 
Einspeisung, zmn Pieis für’ Ausgleichs energie und zur 
Vergiitimg von lückgespeistem Bremsstiom beliindem 
die Wettbewerber auf Eisenbahnmäikten. Es wäre daher 
sirmvoH, die Regulienmg des Bahnstioms im Energie- 
recht auf die Erfordernisse des Bahnsektors anzupassen. 
Dies köimte dadurch geschehen, dass die Vorschiiften des 
Energierechts um eine Vorgabe füi’ Bahnstiomnetzbetiei- 
ber ergänzt werden, nach der füi’ Eisenbahnverkehisunter- 
nelimen spezielle Balm-Lastprofüe zm Anw^endung kom- 
men. Diese sind für jeden Verkelu nach Fahrplan imd für 
Gelegenheitsverkehre zu berechnen und sollen kumuhert 
dem typischen Tageslastgang im Bahnstionmetz entspre- 
chen. Die Lastprofile kömiten differenziert nach Zug- imd 
Stieckentyp mmiittelbar um eine typische Bremsstrom- 
menge bereinigt werden. In Verbindimg mit einer effi- 
zienten Reguheiimg dei’ Entgelte für’ den Zugang zum 
Bahnstionmetz würden damit die Voraussetzungen ge- 
schaffen, dass sich wh’ksamer Wettbewerb auch bei der 
Energieversorgimg von Eisenbahnverkehisuntemehmen 
entwickeln kami. 

23/ Die Monopolkommission hat festgestellt, dass Ver- 
fahiensabläufe des Eisenbahn-Bundesamtes wichtige 


Drucksache 17/7248 


-12- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Hindernisse bei der Diirchfiihinng effizienter Verkelire 
darstelleii und verbessenuigsbediiiftig sind. Dies betriffi 
die derzeitigen Prozesse bei der Zulassung von Fahizeu- 
geii mid der Erteilung von Sicherheitsbescheiiiigiuigen, 
die jedes Verkelirsmitemeluneii fiir die Teihialmie am öf- 
fentlichen Eisenbalmbetlieb benötigt. Ftii' die Eiteilimg 
einer Sicherheitsbescheinigimg ist es aufginnd von ge- 
setzlichen Neueiimgen erforderlicli, dass seitens der 
Eisenbahngesellschaften ein Sicherheitsmanagementsys- 
tem erstellt wird. Dieses muss dem Eisenbahn-Bimdes- 
amt zur Piüfimg und Genehmigimg vorgelegt werden. 
Die damit einliergehende Umstellung brachte in Deutsch- 
land massive Piobleme mit sich. So war bis Ende Febmar 
2011 ledighch zehn von 312 Eisenbahnverkehi suntemeh- 
men eine Sicherheitsbeschehiigimg mit Zuiassimg eines 
Sicherheitsmanagementsysteir^ fiii- 2011 eiteilt w^orden. 
Bis zm- Eröffiiung ehier Übergangsregehmg durch das Ei- 
senbahn-Bimdesamt Mitte Dezember 2010 sah sich daher 
ein Großteil dei’ Eisenbahnverkehrsiuiteniehmen der Ge- 
fahi- ausgesetzt, mit dem Jahiesw-echsel den Eisenbahnbe- 
tiieb einstellen zu müssen. Die Geschäftsplammg dieser 
Unteinehmen unterlag fiü- die kommenden Jahre erhebli- 
chen Risiken. Nach Auffassmig der Monopolkommission 
w^äre es Aufgabe des Eisenbalm-Bimdesamts geweseiL 
diese Risiken fiühzeitig anzuerkeimen imd zu adressie- 
ren. Die Monopolkommission hält es aufgnmd der kom- 
plexen Rechtslage und der kuizfnstigen Umstellung für 
erforderlich, ein Beispiel- Sicherheitsmanagementsystem 
vorzugeben. Dadurch köimen Mhidestanfordeinngen 
klargestellt werden, die als Orientienmgshilfe bei der Er- 
stelhmg der Sicherheitsmanagementsysteme dienen. 
Diese Vorgabe hätte fKilizeitig gemacht werden müssen. 
Zusätzlich sollte ein elektronisches Kommiuiikationssys- 
tem zm Unterstutzimg rmd Dokumentation der Genehmi- 
gimgsverfaluen implementiert werden, hi diesem System 
sollte j edes Eisenbahnverkehrsimtemehmen jederzeit aus- 
führliche luid explizite Informationen zum Stand des 
jew'eiligen Verfahrens abinfen köimen. Auch die Kom- 
miuiikation zwischen Verkelnsgesellschaften rmd Eiseri- 
balm-Buridesamt sollte imierhalb dieses Systems stattfiri- 
den. Dies erleichtert konstruktive Rückmeldungen. 

24 * Da das Eisenbalm-Bimdesamt nicht im Wettbewerb 
steht, haben die Eisenbahnverkehrsuntemehmen keine 
Möglichkeit, Zulassrmgen an anderer Stelle zu beantra- 
gen. Eine Möghclikeit ziu Dynamisienuig der Sicher- 
heitspiüfimgen imter Aufiechteihaltimg der Sicherheits- 
standards hegt nach Auffassimg der Monopolkommission 
hl der Übertragimg von ehizelnen Aufgaben des Eisen- 
balm-Bimdesamts an privatwirtschaftliche Organisatio- 
nen. Staatlich koiitrollieite rmd akkreditierte technische 
Piliforganisationen körmten hi gewissem Umfang hoheit- 
liche Aufgaben übertragen bekommen, wie dies in ande- 
ren Bereichen beispielsweise druch technische Überwa- 
chungsvereme bereits seit Jahrzehnten erfolgreich 
geschehen ist. Druch die Begutachtung von Management- 
systemen werden von der’ Aufsichts- rmd Genehmigrmgs- 
behörde zrmehmend beratende Tätigkeiten verlangt, die 
nicht den originären hoheithchen Aufgaben emer Be- 
hörde entsprechen rmd daher auch nicht zw^ingend druch 
eine solche erbracht werden sollten. Vor diesem Hinter- 


gnuid fordert die Monopolkonmiission die Bruidesregie- 
rimg auf, die Übertragung von Aufgaben des Eisenbalm- 
Brmdesamts auf privatwmtschafthche Überwachruigs stel- 
len zu prüfen. 

25* Obwohl die Stniktru im deutschen SPNV-Markt 
druch eine Vielzahl von Wettbew^erbem gekemizeichnet 
ist, hat die DB Regio AG mit üiren Tochteiunteniehmeri 
mit einem Marktanteil von 87,5 Rozent an den gefalire- 
nen Personenkilometern bzw^ 78,4 Rozent an den Zug- 
kilometern weiterhin eine sehr dominante Position imie. 
Da Schienenpersonemiahverkehr in Deutschland imter 
den vorliegenden Rahrnenbedingiuigen nicht rentabel zu 
betreiben ist, erfolgte die Liberalisienmg in diesem Be- 
reich, indem Ländern rmd Regionen als Aufgabenträgein 
die Möghchkeit eröffliet wmde, SPNV-Leisturigeri zu be- 
stellen. Den Brmdesländeni w^erden zu diesem Zw^eck be- 
grenzte Regionahsierimgsmittel aus dem Bimdeshaushalt 
zru Verfugiuig gestellt. Bei der Vergabe von Verkehrsleis- 
trmgen sollen dabei Verkelirs Verträge mit denjenigen Un- 
teinelmren geschlossen w^erden, die die geforderte Leis- 
trmg am effizientesten erbringen körmeri. So ist es auch 
irmerhalb eines wettbewerblichen Oidnirngsrahmens 
möglich, ein flächendeckendes Schienermahverkehrsan- 
gebot sicherzustellen. Die Vergabe von Eisenbahnver- 
kelusauftiägen karm dabei auf imterscliiedhche Art ruid 
Weise erfolgen. Im Allgemeinen sind ein öffentliches 
Aus schreibimgsver fahren rurd die Durclrfühiung eines 
transparenten wettbew^eibhchen Verfahrens vorgesehen, 
an dem sich konkurrierende Verkehrsrmtenielmren mit ih- 
ren Angeboten beteiligen. Allerdings sind rmter bestinmi- 
ten Voraussetzruigeri auch eingeschränkte Ausschrei- 
bimgs verfahren oder ffeihändige Vergaben rnöghch. Aus 
wettbew^erbsökonomischei’ Perspektive ist die Ausschrei- 
bimg als prinzipiell vorzuziehendes Verfalnen zu sehen. 
Zum einen zw^ingt der Wettbew^eibsdrnck bei Ausschrei- 
bimgen die Anbieter, üue Leistiuigen zu niedrigen Rei- 
sen anzubieteri, luid zum Zw^eiten vereinfacht die Aus- 
schreibimg die Auswalü des effizientesten Anbieters. So 
whd durch eine w^ettbew^erbliche Vergabe an den Anbie- 
ter mit dem besten Angebot zum günstigsten Reis eine 
effiziente Leistimgserstellimg ermöglicht. Empirisch 
belegte erhebliche Effizienzsteigeiungen durch Aus- 
schieibiuigsw^ettbew^erb machen deutlich, dass druch fei- 
händige Vergaben eine enormes Wohlfalulsteigerungs- 
potenzial imgenutzt bleibt. Die Monopolkommission ist 
auch der Auffassung, dass die Aussclueibimgen von 
SPNV-Leistimgen im Allgemeinen den Anforderrmgen 
an Transparenz rmd Diskrirrdnienmgsfieiheit besser ge- 
recht werden. Daher mahnt die Monopolkoimnission an, 
auf freihändige Vergaben höchstens übergangsw^eise in 
sehr- vereinzelten Ausnahmesituationen ziulickzugreifen, 
wemi dadurch gesamtwütschafthche Vorteile bestehen 
rmd der Wettbewerb gefördert whd, rurd sonst auf wettbe- 
werbhche Ausschreibrrngsverfahren zu setzen. 

26 * Auch hn Hinblick auf die Rechtssicherheit bezüg- 
lich der vergäbe- rmd beihilfemechtlichen Situation ist 
den Aufgabenträgem zu empfelilen, Verkehrsveiträge 
über den Weg der wettbewerblichen Vergabeverfahren 
abzuschließen. Die Vergabe von Veikelusauftiägen wird 
von komplexen Vorschriften des deutschen und eruopäi- 
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sehen ^'eigabeiechts und des europäischen Beüiilfen- 
lechts beeinflusst und war und ist Gegenstand intensiver 
rechtlicher Diskussionen, hii Rahnien des Veigabeiechts 
war lange nngekläit, ob das Eisenbahmecht die Anwen- 
dimg des GWB-^'eigabei echts ausschheßt oder ob bei der 
Vei’gabe von SPNV- Verträgen die allgemeinen Vergabe- 
vorschiiften Anwendung finden. Mit seinem Beschluss 
vom 8. Febniar 2011 entscliied der Bimdesgerichtshof 
schließlich hn Sinne der Anwendbarkeit des GWB-Ver- 
gaberechts und lehnte damit eine Verdrängmig diuch das 
spezielle Eisenbahmecht ab. Dadurch wwden die Mög- 
lichkeiten fieihändiger Vergaben eingeschiänkt. Die Mo- 
nopolkonimission begilißt die lange fällige Ginndsatzent- 
scheidmig mit ilnem klaren Votum und der damit 
ehiliergehenden Stärkimg der Vergaben dmch wettbe- 
werbhehe Ans Schreibungen . Die Entscheidung sorgt 
schließlich für Rechtssicherheit in einer füi' den Schienen- 
personeimahverkehi- selir wichtigen Erage imd schafft ein 
belastbares Rechtsregime fiii- SPNV-Vergaben. Dennoch 
bleibt festzulialten, dass die jahrelangen Unklarheiten in 
Bezug auf die Anwendbarkeit der Bedingiuigen für- Di- 
rekt\'ergaben signifikante volkswirtschaftliche Kosten 
veimsacht haben. Diese hätten dmch eine klarere Eas- 
smig der Normen veimieden werden können. Einer Initia- 
tive der Bundesländer, mit welcher der Giimdsatzent- 
scheidmig des Bundesgerichtshofs teilweise 
entgegengewiikt werden soU, erteilt die Monopolkom- 
mission eine klare Absage. Sie erkemit kein hinreichen- 
des Bedürfnis fih ein eigens ausgearbeitetes SPNV- Ver- 
gaberecht, da in der derzeitigen, dmch den BGH- 
Beschluss präzisierten Rechtslage rmd durch die beste- 
henden Ausnahmemöglichkeiten ausreichend Spiel- 
rämne verbleiben, mn den Anfordenmgen der Piaxis zu 
genügen. Nach Auffassmig der Monopolkommission 
sollte deshalb keinesfalls ein sektorspezifisches Vergabe- 
recht fiii' den Schienenpersonenverkehr gestaltet werden. 
Eine generelle, gesetzlich geregelte Zulässigkeit der Di- 
rekt\^ergabe gleichrangig neben der wettbewerblichen 
Vergabe köimte den Wettbewerb massiv beeintiächtigen. 

27/ Mittleiweile haben viele Aufgabentiäger die Erfah- 
nmg gemacht, dass Ausschreibimgen häufig zu deuth- 
chen Kostenersparnissen, verbesserten Serviceleistungen 
rmd damit verbmidener steigender Attraktivität des Schie- 
nenpersoneimahverkelu’s sowie besserer Auslastung der 
Züge fühlen. So hat der Anteil der Ausschreibmigen in 
den vergangenen Jaluen kontinuierheh zugenonmien. Al- 
lerdings ist hl jüngsten Ausschieibrmgen ein deutlich ab- 
nelmiender Wettbewerb erkemibar. Dies lässt sich vor- 
wiegend darauf zmückfühien, dass Wettbewerber aus 
verschiedenen Gilinden zmiehmend weniger Möglichkei- 
ten haben, konkmienzMiige Angebote abzugeben. Vor 
dem Hhitergiimd der anstehenden Vergabewelle ist es er- 
forderheh, genügend Wettbewerber fiu jede einzehie Ver- 
gabe zu mteressieren, mn ausreichend Wettbewerb zu 
schaffen. Aufgab enü’äger können dabei dmch die Ausge- 
staltimg der Aussclueibmigen daflh sorgen, dass die Ver- 
gabeverfahien fiii' Eisenbalmverkelursmitemelmien attiak- 
tiv sind. Die Anforderungen imd Rahmenbedmgimgen für 
diese Verfahr en smd \delfältig. Die Monopolkommission 
begrüßt, dass sich viele Aufgab enti’äger danun bemühen. 


Ausschreibungen so zu gestalten, dass es zu möglichst 
viel Wettbewerb konunt. Aufgiimd bestehender stniktu- 
reller Fmanzienmgsschwierigkeiten der Eisenbahnver- 
kelu’srmtemehmen ist ehre risikomhidemde Ausgestal- 
timg von Ausschreibungen, olme dabei in den Markt 
einzugieifen, eine zentrale Heraus fordei'ung. Die Ent- 
scheidrmgen über die Ausgestaltmig der Veigabever- 
fahien sind dabei nicht pauschal zu treffen, sondern er- 
fordern ehre individuelle Betrachtmig der 
Mai'ktgegebenheiten. Die Monopolkommission hält es 
für- wichtig, die bürokratischen Hürden fiir Eisenbahnver- 
kehrsmiteinelimen so gerhig wie rnögheh zu halten. Dies 
erfordert ehre rechtzeitige Planimg mid Vorbereitmig der 
Verfahren. Durch einfache rmd schlanke Verfahren mit 
einheitlichen, standardisierten Anforderungen rmd Stiuk- 
turienmgen wird den Verkelusgesellschaften die Teil- 
nahme am Wettbewerb erleichtert, da rmnötige Transak- 
tionskosten veimieden werden. Ein zentrales Hindeinis 
für die Teünahme am Ausschreibungswettbewerb fiir Ei- 
senbahnverkehrsrmteniehmen stellen derzeit stnikturelle 
Probleme der Fahizeugbeschafiung dar. Die wichtigsten 
Probleme iin Zusammenhang mit der’ Faluzeugfinanzie- 
riuig bestehen iin mangelnden Angebot an tragfähigen 
rmd konkunenzföliigen Finanziei'ungsmöghchkeiten am 
Finanzmarkt, in der Unsicherheit bezüglich des Wieder- 
einsatzes von Fahrzeugen nach Ende des Verkehisver- 
trags, im felüenden Gebrauchtwugenmaikt rmd in den im 
Vergleich zu den Vorleistrmgskosten sinkenden Budgets 
der öffentlichen Aufgab enträger. Aufgabenträgei’ haben 
verschiedene Lösmigerr entwickelt, dem struktmellen Fi- 
nanziermigsproblem entgegenzuwirken. Eine sachge- 
rechte Bewertung der Optionen köimen nm die Aufga- 
benti’äger selbst mrter Beiücksichtigrmg der indmduellen 
Anfordenurgen mrd Restriktionen vornehmen. Bei der 
Auswahl der im EinzelfaU geeigneten Alternative sollte 
nach Auffassrmg der Monopolkommission die Fahrzeug- 
finarizieiimg jedoch pi-inzipiell so weit wie möglich den 
Marktkräften überlassen werden. Die Fahrzeugstrategie 
sollte mit der Vergabestiategie gekoppelt und auf diese 
abgestimmt werden. Um Anforderungen an das Rolhna- 
terial marktgängiger zu machen, ist es nötig, Abstand von 
speziellen Anfordenurgen zu nelmien rmd stattdessen 
weitere Standaidisienuigen anzustreben. Dies ist auch 
eine Voraussetzung dafür’, dass sich ein funktionierender 
Sekrurdäimarkt für’ Rolhnaterial im Schienenpersonen- 
nahverkehi' entwickehi karur. Wiedereins atzgararitien 
stellen ruiter den derzeitigen Rahmenbedingrmgen eine 
wh’ksame Möglichkeit der Aufgabenträger dar, den Ver- 
kelu’srmteinelimen die Faluzeugfinanzienuig zu erleich- 
tern, ohne rumötig stark in den Markt einzugreifen. Daher 
sollte vorübergehend stärker von dieser Möghehkeit Ge- 
brauch gemacht werden. Nach Auffassung der Monopol- 
konmrission sollte außerdem der’ Einsatz von Gebraucht- 
fahrzeugen prinzipiell häufiger und problemloser möglich 
sein. Deshalb sollte in Aussclueibmigen soweit wie mög- 
lich auf die Fordenmg nach Neufaluzeugen verzichtet 
werden. 

28/ Das bestehende Tarif- imd Vei’triebssystern im 
Schienenpei’sonenverkelu birgt erhebliches Korifliktpo- 
tenzial und karm sich deutlich nachteihg auf den Wettbe- 
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werb auswiiken. Im bestehenden Kooperationssystem ist 
niu’ die Deutsche Balm AG in der Lage, einen bundeswei- 
ten TickeU^eitrieb sicheizustellen imd einen einheitlichen 
Tarif vorzugeben. Sie kann ilne marktbeherrschende Stel- 
hmg nutzen, um den Wettbewerbern die Bedingungen des 
Systems in wesentlichen Rmkten zu diktieren. Der Miss- 
brauch einer marktbehen schenden Stellung in diesem Be- 
reich kaim als wesenthche Markteintiittsbaniere fiuigie- 
ren. Nach Meinung der Monopolkommission kami das 
bestehende Konfliktpotenzial der aktuellen Tarif- luid 
Veitliebskooperationen durch die gesetzliche Ausgestal- 
timg des Verfahiens, nach dem die Anbieter im Schienen- 
personeimahverkehi- ilue Leistimgen zu einem bimdes- 
weit gültigen Tarif anbieteiL aufgelöst werden. Der 
gemeinsame Tarif sollte dmch einen zu gründenden bun- 
desweiten Tarift^erbiuid festgelegt werden, in dem kein 
einzehies Nahverkehisuntemehmen eine dominierende 
Stelhmg besitzt. Die Aufgabenhäger sind als ebenfalls 
Betroffene in diesen Tarift^erbund ehizubinden. Der Taiif- 
verbimd ist damit zu beauflagen, einen bimdesweiten 
SPNV-Taiif zu entudckehi imd den Veitiieb der gemein- 
samen Tickets zu koordinieren. Die Monopolkommission 
geht davon aus, dass sich dmch die ZusammenfLihnuig 
der Interessen der Verbundbeteiligten in einem Tarifver- 
bimd, in dem kein Akteiu eine dominante Position be- 
sitzt, iimerhalb der vorgegebenen Grenzen effiziente in- 
terne Regelungen einstellen werden. Daher bedarf der 
Mechanismus zur Erlösaufteilimg mid die Weitergabe 
von Veitriebsdaten in diesem Rahmen keiner gesonderten 
Reguheinng. Beteiligte Unternehmen und Verbände dis- 
kutieren seit einiger Zeit über eine Neugestaltmig der be- 
stehenden Stnikturen, haben diese Verhandlungen bisher 
j edoch nicht abschließen köimeii. Aufgiimd der mit derar- 
tigen Verhandhmgen emhergehenden Schwierigkeiten hat 
die Monopolkommission bereits fiüher gefordert, dass 
der Gesetzgeber die Beteiligten veipflichtet, bis zu einem 
bestimmten Stichtag einen Tarifrerbund zu gründen. Falls 
sich die Betroffenen bis zu diesem Teimhi nicht einigen 
köimen, sollte der zuständige Minister die Organisation 
des Verbundes per Verordinmg bestiimnen. 

29/ hu Schienenpersonenfemveikehi- hat sich bisher 
kehl relevantes Wettbewerb er angebot entwickelt. Ab 
Herbst 2011 soll der Hambmg-Köhi-Express (HKX) drei- 
mal täglich die stark frequentieite Nord-West-Relation 
z\\ischen diesen Metropolen bedienen mid whd damit in 
direkter Konkurrenz zu bestehenden Algeboten der DB 
Femveikelu AG stehen. Eine zentiale Hüide füi’ den 
Marktehitiitt hu Schienenpersonenfemverkehi- stellt die 
Unsicherheit des Geschäfts und die damit einliergehende 
Problematik der Sicherstelhmg der Fhianzienmg des An- 
gebots dar. Ehi wesentlicher Teil der Risiken eines Ein- 
tritts in den SPFV-Markt hat dabei keinerlei Bezug zu den 
eigentlichen Marktrisiken. Insbesondere die mangelnde 
Transparenz imd Sicherheit im Hinblick auf fieie Infra - 
stiuktuikapazitäten stellt ehi Hindeinis füi' den Einhitt in 
den SPEV-Maikt dar. Solange jedoch hisbesondere die 
Trassenverfügbarkeit nicht langfristig gaiantieit werden 
kaim, stellt die notwendige Finanzieinng des Aigebots 
ein erhebliches Roblem für den Marktzuhitt dai’. Erühere 
Ehitiittsversuche des Eisenbalinmitemehmens Locomore 


Rail, das schließhch den HKX initüeite, in den Markt fiii' 
SPFV-Leistungen und die resultierenden Probleme des 
Abschlusses geeigneter Ralimenveiträge, die den Markt- 
eintritt um mehrere Jahre verzögerten, zeigen diese Pro- 
blematik beispielliaft. Der Erfolg des HKX whd nach 
Ehischätzimg der Monopolkommission einen wichtigen 
Ehrfluss darauf haben, ob mittelfiistig weitere neue 
Maiktakteure die erheblichen imd schwer kalkuherbaren 
Risiken ehies Eintiitts hi diesem Markt m Kauf nehmen 
werden. Die Monopolkommission sieht hn Schienenper- 
sonenfeiiiverkehi- schlechteie Bedingimgen fiii- den 
Maiktziitiitt neuer Aibieter als in den anderen Verkehis- 
märkten. Ob hi den nächsten Jahi en veimehit Wettbewer- 
ber in diesen Markt ehitreten werden, hängt neben dem 
Erfolg des HKX entscheidend davon ab, dass sich die m- 
stitutionellen Rahmenbedhigiuigen insbesondere im Hhi- 
blick auf den hiffastmktumigang veibessem. Weim die 
daigestellten Probleme diuch den Gesetzgeber angegan- 
gen werden, sieht die Monopolkommission langfristig 
gute Aussichten dafür, dass sich auch im Scluenenperso- 
nenfemverkehr ehi effizienter Wettbewerb entvückelt. 

30/ Da europäische Staatsbahnen im Rahmen ehier Aus- 
weitimg des bestehenden Angebots auf den deutschen 
Markt mit vorhandenem Rohmaterial dmch zentrale 
Mai'kteintrittsbesclu’änkimgen weniger betroffen wären, 
wäre deren Marktehitiitt piinzipiell am wahrschehilichs- 
ten. Die bestehenden offiziellen mid durch die Wettbe- 
werbsbehörden genelmiigten Kooperationen emopäischer 
Staatsbahnen vermindem jedoch hi starkem Maß die 
Möglichkeit des Wettbewerbs dieser Bahnen untereinan- 
der. Ein aggiessiver Maikteintritt ausländische!’ Staats- 
balinen in den nationalen Verkehi’ gefalirdet die bestehen- 
den Kooperationen und senkt damit die Ertragspotenziale 
des Mai'kteintritts. Dadmch ist es weniger wahrschein- 
lich, dass Staatsbahnen vei’suchen werden, in dhekte 
Konkmienz ziiehiander zu treten. Insbesondere hi Aibe- 
tracht der emopäischen Liberalisieimig von Personenver- 
kelu’sdiensten auf grenzüberschieitenden Verbhidmigen 
fordert die Monopolkommission eine aktive Nachpiüfimg 
der genehmigten Kooperationen dmch das BundeskarteU- 
amt in Abstimmmig mit der Emopäischen Kommission. 

31 / Außerhalb Deutschlands whd das aUgemeine Perso- 
nenfemverkehrsnetz üblichemeise dmch ehi Netz von 
Feiiibusverbhidungen ergänzt, die teilweise in Konkm- 
renz zu den Eisenbaluilhiien stehen. In Deiitscliland ist 
die Eisenbahn jedoch dmch die Reglementienmg des 
Biisverkelu’s durch das bestehende Personenbefbrde- 
nmgsgesetz weitgehend vor dieser Konkmienz geschützt 
imd so existiert dort zmu Schutz der Balm kehl hiteimo- 
daler Wettbewerb zwischen Bus mid Balm hn Personen- 
femverkelu. hitemiodaler Wettbewerb zv^üschen syste- 
misch imterschiedhchen Verkehrshägem optimiert den 
Verkehi’smix einer Volkswiitschaft. Vor diesem Hinter- 
grmid ist eine Deregiiheiimg anzustieben. Die Monopol- 
kommission begjiißt die gimidlegende und von ihr mehi- 
fach geforderte Entscheidmig der Bundesregieiimg, dmch 
eine Neufassung des Personenbefördemngsgesetzes einen 
eigenwiitschaftlichen Linienfemverkelir mit Bussen zu 
ermöglichen. Positiv zu sehen sind insbesondere die Aus- 
nalmien von der allgemehien Tarif- imd Fahiplanp flicht 
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fiir den Fembusverkelir und dass ein Verbot der Doppel- 
bedienungen von Relationen durch ein Konzessionssys- 
tem nicht vorgesehen ist. Allerdings sollte der Fembus- 
verkehi' auch von der dieimonatigen Betiiebspflicht 
ausgenotmuen werden. Da die Fembusimtemelmien das 
Verkelusangebot aufgnuid eigener wirtschafthcher Ent- 
scheidmigen imd nicht auf Basis öffentücher Interessen 
diuchfiiliren, sollte auch die Einstellung dieser Leistun- 
gen ftir die Untemehinen jederzeit eigenveranm^ortlkh 
möglich sein. Diuch die im vorliegenden Entv^iirf vorge- 
sehene Genehmigiuigspfhcht besteht generell die Gefahr; 
dass ein effizienter Wettbewerb behindert whd. Durch 
diese Pflicht entstehen aufseiten der Unternehmen rmd 
Behörden erhebhche Transaktionskosten. Unter anderem 
soll durch die geplanten Gerielmiigimgsvoraussetzungen 
der Schutz von gemeinwiilschaftlich finanzierten Schie- 
nenpersonermahverkeluen ermöghcht werden. Nach Mei- 
nimg der Monopolkommission darf der Schutz der staat- 
lich fmanzierleri SPNV-Verkehre nicht zu einer 
rmgerechtfertigten Einschränkung des Wettbew^erbs im 
eigenwiitschaftlichen Fembus verkehr’ flihren. Da die Mo- 
nopolkommission keine hinreichenden Grtinde sieht, die 
für ehre Genelmiigiuigspflicht des Fernbuslinienverkehrs 
sprechen, sollte erw^ogen werden, auf diesen Eingriff in 
den Markt generell zu verzichten. Insgesamt bleibt abzu- 
warten, wie sich der Wettbewerb des Busfemverkehrs 


entfalten wmd und ob daraus tatsächlich ein gewisser 
Wettbew^erbsdruck auf den Schieneripersonenferiiverkehr' 
entstehen karm. 

32 * Trotz eines gewissen Wettbewerbs im Schienengü- 
terverkehr' ist die DB Schenker Rail GmbH weiterhin das 
deuthch dominierende Unternehmen rmd es bestehen auf 
diesem Markt nach wie vor zentrale Wettbew^erbshinder- 
nisse. Die Wettbewerbsinterisitäten im Schienengüter- 
verkehr' differieren stark nach den transpor-fierten Güter- 
gnipperi und den arigeboterien Logistikkonzepten. 
Wettbew^erbliche Impulse gehen bisher vor allem vom 
Teilsegment der Ganzzugverkelue aus, die olme Zugum- 
bildungen auskonmien rmd logistisch weniger komplex 
shid. Aufwendigere Logistikdieristleistungen w^erden bis- 
her überwiegend durch die Deutsche Bahn AG erbracht, 
hii besonders komplexen Einzelw^agenverkehi’ ist aus- 
schließlich die DB Schenker Raü GmbH aktiv. Notw^en- 
dige Voraussetzimg füi’ einen Wettbewerb in den Teü- 
märkten, die logistisch komplexer sind, ist ein 
diskiirninieiimgsffeier Zugang zu speziellen Ser\iceein- 
richtiuigen wie Zugbildimgsanlagen der Deutschen Balm 
AG Allgemein stellen im Schienengüter\'erkehi’ die Zu- 
gangsbedingiuigen zu hffiastiiiktui’einrichtimgen der 
Deutschen Bahn AG entscheidende Wettbew^erbshinder- 
nisse dar. 
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1 Einleitung 

1. Wettbewerbsdiiick kann hiineichende Anreize zur 
Effizienzsteigenuig, Kmidenorientienmg und fiii' hmova- 
tioneii setzen, sodass erhebliche Steigeningen der gesell- 
schaftlichen Wolüfahit erzielt werden können. Zum Errei- 
chen dieser Ziele mittels sich enhAÜckehiden Wettbewerbs 
hn Schienenverkehr ist eine Liberalisiemig der Märkte 
notw^endig, die allen konkiuTierenden imd potenziellen 
Marktakteuien dieselben Möglichkeiten bietet. Mit der 
Bahinefomi imd dein Allgemeinen Eisenbahngesetz 
(AEG)i sowie eiuopäischen Vorgaben wunden dazu ent- 
scheidende Ginndlagen gelegt. 

2. Seit 2005 ist die Monopolkoinmission nach § 36 
AEG verpflichtet, alle zwei Jahre ein Sondergutachten 
Zinn Stand inid zin absehbaren Entwicklung des Wettbe- 
werbs sowie zu der Frage vorzulegen, ob ein w^irksamer 
imd unverfälschter Wettbew' erb auf der Schiene bei dem 
Erbringen von Eisenbahnverkehrsleistungen inid dem Be- 
trieb von Eisenbahnhifrastnikturen sichergestellt ist. 
Ferner soll die Monopolkominission die Anwendimg der 
Vorschriften des Eisenbaluirechts würdigen inid zu sonsti- 
gen aktuellen w^ettbewerbspolitischen Fragestelhmgen im 
Zusainmenhang mit dem Eisenbahnbetrieb Stellung neh- 
men. Das Gutachten soll in dem Jaln abgeschlossen sein, 
hl dem kem Hauptgutachten nach § 44 Absatz 1 Satz 1 
des Gesetzes gegen Wettbew^erbsbeschiänkiuigen 
(GWB)2 vorgelegt wird. Bei dem vorliegenden Sonder- 
gutachten handelt es sich um die dritte Expertise der Mo- 
nopolkommission gemäß § 36 AEG.^ ln ihrem ersten 
Sondergutachten zum Eisenbahnsektor vor vier Jahren 
hat die Monopolkommission bereits eriäutert, wie dem 
gesetzlichen Auftrag nach ilnem Verständnis nachzukom- 
men ist.^ Der Gutachtenauftrag gemäß dem Wortlaut des 
§ 36 AEG erstr eckt sich auf 

- eine Be Stands aufualmie und Prognose der Entwick- 
liuig des Wettbew^erbs hn Eisenbahnsektor, wie er sich 
hu hiUamodalen Wettbew^erb darstellt, 

- die Würdigimg der w^ettbew^erbsrelevanten Anw^eri- 
diuig der Vorscliriften des Eisenbahnrechts mit beson- 
derer Beachtimg der Netzzugangsregehi und somit der 
Regulienmgspraxis der Bimdesnetzagentur m rnaß- 
gebhchen FällerL 

- Stellimgnahriien zu sonstigen aktuellen wettbew^erbs- 
politischen Fragen hn Zusanmienhang mit dem 
Betrieb von Eisenbahnen, inklusive möglicher Wett- 
bewerbsverzeriimgen zwischen verschiedenen Ver- 
kehrsträgern. 


1 AUgememes Eisenbabngesetz vom 27. Dezember 1993, BGBL I 
S. 2378, 2396; 1994 I S. 2439; zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 29. Juü 2009, BGBL I S. 2542. 

^ Gesetz gegen Wettbewrerbsbeschränkimgen in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. Juh 2005, BGBl. I S. 2114; 2009 I S. 3850; 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26. Juh 2011 . 

^ Zuvor erstellte die Monopolkommission bereits ein Gutachten nach 
eigenem Ermessen zur Privatisierung der Deutschen Bahn AG; vgl. 
Monopolkommission, Die Privatisieiung der Deutschen Bahn AQ 
Sond^gutachten 46, Baden-Baden 2007. 

Vgl. Monopolkommission, Wettbewerbs- und Reguhemngs versuche 
im Eismhahnveikehr, Sondergutachten 48, Baden-Baden 2007, Tz. 20. 


3, Das Ziel der BahiistniktiuTeform von 1994 war es, 
dem Teil des Eisenbahmiiarktes, der rein piivatwütschaft- 
lich zu betreiben ist, Raum für w^ettbewerbliche Entwick- 
hmg zu geben. Die Korikuirenz privater EisenbahrigeseU- 
schaften lun das bestmöghche Angebot sollte dazu 
fülueii, dass Effizienzen im Eisenbahnverkehr' gehoben 
werden imd so Qualität imd Reise des Angebots hn Simie 
der Verbraucher verbessert imd staathche Zuweridimgen 
gesenkt werden. Aktiver Wettbewerb im Eiseribalmsektor 
ist auf der Ebene der Verkelirsgesellschaften möghch. 
Dabei stellt die Eisenbahihnfia Struktur' em notw^endiges 
Vorleistungsprodukt fiir' die Angebote der Eisenbahnver- 
kehrsgesellschaften dar. Die Bedhigungen des Angebots 
dieser Voiieistimgen sind ehi zentraler Ehffiussfaktor für 
die Entwicklung des Wettbew^eibs hn Eiseribalmsektor. 
Dementsprechend kömieri Robleme hn Zusanmienhang 
mit dem Zugang zu hifrastniktuiehmchtungen imd scliie- 
neriverkehi'sbezogerien Leistimgen entscheidende Wett- 
bew^erbshhideniisse sein. Diese Hmdeniisse w^erden, dif- 
ferenziert nach Entgeltfragen und ZugaiigsbedingimgeiL 
hl Kapitel 2 dargestellt. 

ln ilnem letzten Sondei^itacliten zum Eiseribalmsektor 
aus dem Jaln 2009 hat die Monopolkommission dai^e- 
legt, dass sie für die Beiirteihmg der Entwickhmg des 
Wettbew^erbs im Eisenbahrisektor, der auf der Ebene der 
Transportimtemehmeri möglich ist, ehie geUemite Be- 
tiachtimg der Verkelnsleistimgen Sclueneripersoneimah- 
verkehi' (SPNV), Schierienpersonerifemveikeln (SPFV) 
imd Schieriengüterverkeln (SGV) als geboten arisieht.^ 
Daher differenziert sie die Begiitachtung der Wettbeweibs- 
entwickhmg und -hhideniisse nach Teihnäikteri, hi denen 
sich der Wettbewerb sehr imteischiedlich entwickelt hat. 
Die speziellen Entwicklungen luid Hindernisse der drei 
Teilmärkte werden in den Kapiteln 3, 4 imd 5 analysiert. 
Dabei werden spezifische Robleme erörtert, die den 
Markteintritt von Eiseribalmverkelnsimtemehmen er- 
schw^eren. ln Kapitel 6 wild aus den duichgefiiluten Ana- 
lysen ehi Paket von pohtischen Handlungsempfehlimgen 
abgeleitet. 

Bevor die giimdlegende Analyse der Wettbewerbsent- 
wickhuig hl den nachfolgenden Kapiteln dargestellt wmd, 
werden in den konmienderi Abschnitten dieses Kapitels 
zimächst gnmdlegeiide Roblernatiken besclir-ieben imd 
übergeordnete baliripolitische Diskussionen aufgegrifferi. 
Dazu werden zmiächst hiitiativen zur Stärkung des Wett- 
bew^erbs betr achtet. Insbesondere wird untersucht, welche 
Handhmgsernpfehlungen des letzten Soridergutachtens 
der Monopolkommission von Eritscheidungsti’ägein aiif- 
gegiifferi worden sind, hu Rahmen der Betrachtung aktu- 
eller Diskussionen w^ird erneut betont, dass ehie Tremiimg 
von hifiastruktiu' mid Betrieb anzustreberi ist, da nui’ dami 
eine effiziente Reguhernng eneichbar ist. Des Weiteren 
whd die häufig vorgebrachte Argiunentatiori der mangel- 
haften Liberahsierimg ausländischer Märkte als Motiva- 
tion ftii’ eine abwaiteride Haltung in Deutschland liinter- 
fiagt. 


4 


^ Vgl. Monopolkomniission, Bahn 2009: Wettbewerb erfordert Wei- 
chen Stell ung Sondergutachten 55, Baden-Baden 2010, Tz. 4 f. 
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1.1 Bestandsaufnahme politischer Initiativen 
für mehr Wettbewerb im Eisenbahnverkehr 

4. Giimdsätzlich sieht die Monopolkoininission die 
Wettbeweibsinteiisität iiii Eisenbahnveikehi’ weiterhin als 
nicht ziifiiedenstelleiid an. Die Monopolkoininission hat 
in ilnen bereits erstellten Gutachten die Wettbewerbsent- 
wicklmig des Eisenbahninarktes intensiv aiialysieit mid 
bestehende Wettbewerbshindeiiiisse aufgezeigt. Darauf 
aiift>aiiend hat sie Handlungseinpfehlungen insbesondere 
auch an pohtische Entscheidungstiäger gegeben.^ Bisher 
sind wenige dieser Empfehliuigen konkret diskutiert oder 
angekündigt worden und keine endgültig lungesetzt. Da- 
her besteht ein Großteil dei’ aufgezeigten Schwachstellen 
des Regulienmgsralmiens und der dadtuch vorliegenden 
Wettbew^erbshindemisse w^eiterhin imd wird in diesem 
Gutachten erneut thematisiert. Die Monopolkouunission 
sieht die Entscheidimgsti’äger vor diesem Hintergiimd un- 
ter’ ZugzW'ang. 

5. Die Monopolkoininission hat festgestellt, dass zahl- 
reiche wesentliche Wettbew^erbsprobleme lumiittelbar auf 
die Aiueize und Möglichkeiten der Eisenbahnhifiastiuk- 
turbetieiber ziulickzufüluen sind, Wettbewerber auf den 
nachgela gelten Veikehismäikten zu benachteiligen. Da- 
her hat sie sich dafür ausgesprochen, die Tremnmg von 
hifrastruktur- imd Transpoitspaite herbeizufiihren, indem 
die R’ivatisieiimg der Transpoitgesellschaften der Deut- 
schen Bahn AG konsequent durchgefülut w^ird. hi iluem 
Koalitionsveitrag hat die Bundesregienmg vereinbart, 
eine schiittw^eise, ertragsoptiniierte Piivatisieiimg der 
Transport- imd Logistikspaite einzuleiten, sobald der Ka- 
pitalmarkt dies zulässt.^ Im Gegensatz dazu stehen aktu- 
elle Aussagen des Bundesministeis füi' Verkehr’, Bau imd 
Stadtentwäckhmg, wonach diese Piivatisienmg niittelfiis- 
tig nicht angegangen w^erden soU.® hn vorh egenden Gut- 
achten wird diese Tliematik im folgenden Abschnitt dis- 
kutiert. 

6. Die Empfehliuigen der Monopolkommission zur 
Regulierung des hifrastnikturzugangs beinhalten eine 
Anpassiuig des Systems ziu Regulienuig der Zugangsent- 
gelte luid der Vorgaben der Zugangsgewäluimg zur Ei- 
senbahriirifrasti'uknir. hn Koalitions vertrag wild eine 
Überai’beitimg des Regulierungsrechts im Allgemeinen 
Eisenbahngesetz in Aussicht gestellt.® Das Bundesmiriis- 
tei’ium fiu Verkehr, Bau imd Stadtentwickhuig hat auf 
eine konkrete Nachfrage der Monopolkonmiission bezüg- 
lich der Novellierimg des Allgemeines Eisenbahngesetzes 
ein AbW' arten der Neufassimg des ersten Eisenbahnpakets 
angekündigt. Die Verabschiedung dieses Pakets wmd al- 
lerdings noch einige Zeit auf sich w^arteri lassen. Zurzeit 
gibt es nach Aussage des Vizepräsidenten der EU-Kom- 
mission luid EU-Verkeluskoimnissars Siim Kallas einige 
Verzögenuigen, da das Thema „übermäßig politisiert“ 


* Vgl. ebenda, K^>itel 6. 

7 Vgl. Wachstum. Bildung. Zusammenhalt - Koalitions vertrag von 
CDU, CSU und FDP, Berlin, 26. Oktober 2009, S. 37. 

® Vgl. Gaugele, J./EChmmholz, K./Strunz, C., Ramsauer plant Börsen- 
g^ng der Bahn als Perspektive, Hamburgs Abendblatt vom 16. Janu- 
ar 2011; Schlesinger, C.AVettach, S.Tlaerder, M., Schienennetz be- 
schert Deutscher Bahn hohen Gewinn, Wirtschaftswoche vom 
28. Februar 2011. 

^ Vgl. Koahtionsvertrag von CDU, CSU und FDP, a a. O., S. 38. 


werde. Damit ist nicht abzusehen, w-ami die Neufassimg 
tatsächhch verabschiedet w^erden wird. Vor diesem Hin- 
tei’giimd erscheint der Monopolkommission die abwar- 
tende Haltung der Biuidesregienmg nicht angebracht. Seit 
Langem bekamite Schw^achstelleii des Reguhenmgsiah- 
inens bleiben so weiterhin bestehen imd es ist vor dem 
Hintergnuid der Klage der EU-Komniissioii vor dem Eu- 
ropäischen Gerichtshof zw^eifelliaft, ob die bereits beste- 
henden Vorgaben der Europäischen Union in Deutschland 
lungesetzt sind. Auch ist zu bemerken, dass die EU-Kom- 
missioii w^eitere Maßnahmen bezüglich der Öf&iung der 
Schienenpei’sonenvei’kelue füi’ 2012 angeküiidigt hat. Ein 
Abw^aiten eiuopäischer Entscheidiuigen ist deshalb nicht 
zielfLibiend. Vor dem dargestellteii Hintergnuid erneuert 
die Monopolkonimission die im Zusammenhang mit dem 
Zugang zu Schieneninfrastniktiu und Ser\iceeiiirichturi- 
geii bereits vor zwei Jabieii gegebenen Haiidhuigsemp- 
fehlungen (Kapitel 2). 

7. Bei der Vergabe von Schieiienpersoiiemiahverkehrs- 
leistimgen hat die Monopolkommission fahe und fiuik- 
tionsMiige Wettbewerbsbedingimgeii diuch gesetzliche 
imd praktische Stäikimg der Aussclueibimgeii von Ver- 
kelu’sauftiägen gefordert. Trotz emer letztinstanzhchen 
Klar stellung ziu Anw^endbarkeit des deutschen Vergabe- 
rechts auf die Vergabe von SPNV-Leistungen verbleiben 
im Nahverkehr erhebliche Wettbew^erbshindemisse (Ka- 
pitel 3). So imteiiiegt das Koordinienmgs verfahren, nach 
dem die Anbieter üue Leistungen zu einem gemeinsa- 
men, bundesweit gültigen Tarif aiibieten, weiterhin kei- 
nen gesetzlichen Vorgaben. 

Zur Herstellung eines effizienten Wettbewerbs im Perso- 
nenfemverkehr hat die Monopolkommission gefordert, 
den Fernbus verkehr’ für den Wettbew^erb zu öffiieii. Die 
Bimdesregienmg hat mittlerweile einen Entw^uf ziu 
Neufassimg des Persoiienbefördenuigsgesetzes beschlos- 
sen (Kapitel 4). 

8. Um die Wüksamkeit der Reguherung der Eisenbahii- 
hifrastnikturbetieiber’ zu erhöhen, hat die Moriopolkom- 
missioii eine Stärkimg der Kompetenzen der Bundes- 
netzageiitiu gefordert.'^ Neben den in Kapitel 2 des vor- 
liegenden Gutachtens daigelegteii Kompeteiizmäiigehi in 
Bezug auf die Kontrolle der Infra stnikturentgelte imd -zu- 
gangsbedingiuigen sind die Möglichkeiten der Bundes- 
netzageiitiu, Marktiuitersuchiuigeii durchzufübien, einge- 
schiänkt. hn Eisenbahnsoiidergutachten von 2009 hat die 
Monopolkonimission bereits daraufhingewiesen, dass sie 
die Möglichkeit zu Marktimtersuchimgeii der Bimdesnet- 
zagentui als ein notw^endiges histnunent zui’ präventiven 
Kontiolle von Diski’imiiiiei’ungstatbeständen ansieht imd 
daher eine gesetzhche Initiative für notw^endig hält, die es 
der Bundesnetzagentiu erlaubt, Marktbeobachtungen auch 
darm diuchziifülueiL wenn diese nicht auf einem bereits 
konkreten Missbrauchsverdacht basieren, sondern der bifor- 
mationsbeschaffimg dienen. 

9. Auch hat die Moiiopolkommissioii darauf auhnerk- 
sam gemacht, dass ilu' Aufhag über die ErsteUimg eines 


10 Ygl. Grimm, O., EU-Kommissar: „11100111 das Geschäft von der Poh- 
tikf'. Die Presse vom 22. April 2011. 

Die Regierung hat im Koahtionsvertrag eme Stärkung der Bundes- 
netzagentur angekündigt, jedoch dazu nicht weiter Stellung bezogen. 
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Soiidergiitachtens in § 36 AEG nur imvollständig geregelt 
ist. Zum einen hat der Gesetzgeber keinen Empfänger 
des Gutachtens benamit. hi Anlehniuig an die bereits eta- 
blierten Vbiscliriften in § 62 EnWG schlägt die Monopol- 
konmiission erneut vor, den Auftrag der Monopolkom- 
niission in § 36 AEG duich die Aufiialune eines Adiessaten 
in einem zusätzlichen Absatz 2 zu konkietisieien: 

„Die Monopolkoinmission leitet ihie Gutachten der Bun- 
desiegienmg zu. Die Bundesregieinng legt diese Gutach- 
ten nach Absatz 1 Satz 1 den gesetzgebenden Köipei- 
schaften unverzüghch vor und nimmt zu ihnen in 
angemessener Frist Stelhmg. Die Gutachten werden von 
der Monopolkoinmission veröffentlicht. Bei Gutachten 
nach Absatz 1 Satz 1 erfolgt dies zu dem Zeitpunkt, zu 
dem sie von der Bundesregienmg der gesetzgebenden 
Köipei’schaft vorgelegt werden.“ 

Darüber hinaus fehlt der Monopolkommission weiterhin 
ein umfassendes Akteneinsichtiecht bei der Bimdesnetz- 
agentiu'. Zur Erfiilhmg des vom Gesetzgeber erteilten 
Auftrags ist der Zugriff auf die Informationen der Bun- 
desnetzagentui’ jedoch eiforderhch. Die Monopolkom- 
mission sclilägt deshalb eiiieut vor, das Allgemeine Ei- 
senbalmgesetz entsprechend § 121 Absatz 2 TKG imd 
§ 62 EnWG um folgende Vorscluift zu ergänzen: 

„Die Monopolkommission kaim Einsicht nehmen in die 
bei der Bimdesnetzagentur gefüluten Akten sowie die von 
der Bimdesnetzagentiu erhobenen Daten einschheßlich 
der Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, soweit dies zur 
ordniuigs gemäßen Erftilhuig ihrer Aufgaben erforderlich 
ist. Füi' den veitraulichen Umgang mit den Akten gilt § 46 
Absatz 3 des Gesetzes gegen Wettbew^erbsbeschiäiikun- 
gen entsprechend.“ 

10. Zu Verbesseiimg der Rahmenbedingmigen, die ge- 
eignet sind, der in § 1 Absatz 1 Satz 1 AEG geforderten 
Schaffimg eines w^irksamen imd imveifalschten Wettbe- 
werbs und eines attraktiven Verkehrsangebots auf der 
Schiene zu dienen, ist zeitnahes Handehi geboten. Die 
Monopolkommission hat dazu entscheidenden Hand- 
hmgsbedarf aufgezeigt imd bekiäftigt diesen im vorlie- 
genden Sondergutachten erneut. Auf die konkrete 
Anfrage der Monopolkommission an das Bundesministe- 
rium für Verkelu; Bau mid Stadtentwicklung bezüglich le- 
gislativer hiitiativen wuirde auf die Vorhaben im Koali- 
tionsvertrag verwiesen und dargestellt, dass Ändemngen 
zm- Weiterentwückhmg des Reguliemngsrechts derzeit ge- 
prüft w^erden. Die Monopolkorimiission begrüßt die 
gnuidsätzhche Feststellimg des Änderungsbedarfs diuch 
die Bundesregienmg, mahnt jedoch an, entscheidende 
Probleme schnellstrnöghch anzugehen. 

1.2 Integration oder Trennung von Infrastruk- 
tur- und Transportunternehmen der 
Deutschen Bahn AG? 

11. hu Eisenbahnsektor ist aktiver Wettbew^erb auf der 
Ebene der Verkehisuntemehmen möghch. Wettbew^erb 
schafft Anreize zm Steigeiimg der Effizienz und bietet so 


12 Ygl. Monoporkoniiiiiission, Sandergutachten 48, a. a. O., T^. 245; 
Sondeigutachten 55, a. a. O., Abschnitt 1.3. 


die Möglichkeit, zum Vorteil der Unternehmen, Mitarbei- 
ter und Kunden Quahtät imd Pi eise der Angebote zu ver- 
bessern. Aufgiimd der w^echselseitigen Wiikimgen der 
beiden Ebenen Eisenbahninfrastiuktiu und Eisenbahnver- 
kelu ist die imterschiedliche Behandlung dieser Leistimgs- 
bereiche von extremer Relevanz für die FimktionsMiig- 
keit des Wettbewerbs. Die Eisenbalminfiasti'uktiu' stellt 
ein notw^endiges Voiieistimgsprodukt ftii' die Angebote der 
Verkehrsimternehmen dar. Dabei handelt es sich bei der 
Eisenbahninfrastruktur imd insbesondere beim Schieneri- 
netz um ehr natürliches Monopol. Dadurch besitzen die 
hifrastnikturgesellschaften nicht bestreitbare Marktmacht. 
Unabhängig von der vertikalen Stniktur bedarf es deshalb 
einer Regulieiung der hifrastrukturentgelte. Diese Preisre- 
guhemng soll die Anbieter der hifrashuktur daian hin- 
dern, missbräuchlich überhöhte Entgelte zu verlangen und 
so eine Monopohente abzuschöpfen. Neben der Preishöhe 
ist das diskriminienmgsfreie Angebot dieser Vorleistung 
hifrashuktiuzugang eine imerlässhche Voraussetzimg für 
die Gew^ährleistimg effizienten Wettbew^erbs. Die eigen- 
tumsrechtlichen imd institutioneilen Ralmienbedingungen 
müssen daher so ausgestaltet sein, dass die Infr a süuktiu- 
beüeiber Aiueize haben, die Netzkapazitäten optimal 
auszulasten luid so ein effizientes Angebot auf dem nach- 
gelagerten Markt der Schienenveikelusleistimgen zu er- 
möglichen. Dies ist allerdings nicht der Fäh, w^eim der Be- 
tieiber der Infrastiuktui’ auch als Verkehisuntemehmen 
agiert. Ein integriertes Eisenbahnuntemehmen kaim - luid 
whd - ein Interesse daran haben, den Zugang ziu hifra- 
süuktui’ so auszugestalten, dass die eigenen Verkelusge- 
sellschaften Vorteile gegenüber den Wettbew^eibem erhal- 
ten. Nur ein unabhängigei’ Netzbetreiber behandelt alle 
Transpoitiuiteinelmien gleich. Diski’iminieiimg der Wett- 
bew^erber auf den nachgelagerten Verkehrsmärkten fühlt 
zu Ineffizienzen und Nachteilen für’ Verbraucher, den Ar- 
beitsmarkt luid die gesamte Volksw^irtschaft. 

1 2. Die Treimung von Infr a stiuktiu imd Transport ist im 
Staatsuntemehmen Deutsche Bahn AG (DB AG) als hi- 
frastruktuibetreiber luid gleichzeitig größtem deutschen 
Transport- luid Logistikuntemehmen derzeit nicht gege- 
ben. Bereits in der Vergangenlieit hat sich die Monopol- 
konmiission klar fm die Tremimig von Netz imd Trans- 
port ausgesprochen. Dabei hat sie jedoch nicht die 
potenziellen negativen Auswmkimgen einer solchen Tren- 
nung in Abrede gestellt. Im Folgenden sollen Argumente, 
die fiii- den Fortbestand der integr ierten Struktur der hifra- 
struktur- und Verkehrsimtenielimen der Deutschen Bahn 
AG sprechen körmten, gewliidigt imd gegenüber den Ar- 
gumenten des w^ettbew^erbsinduzierteri Effrzienzgewmms 


13 Im für die Deutsche Bahn AG emschlägigen § 9 AEG ist die argani- 
satonsche und redmungsteclmische, m § 9a AEG für die Schienen- 
wege auch die gesellschaftsrechtliche lYennung vorgesehen. Im FaUe 
der Deutschen Bahn AG wurden 1999 die Sparten des Konzerns in 
selbständige KapitalgeseUschaften überfuhrt und entsprechend den 
bestehenden Beherrschungs- und Gewinnabfuhrungsverträgen an die 
Holdmg des Konzerns gebunden. Die wichtigsten Tdchteruntemeh- 
men der Deutschen Bahn AG un Schienenverkehr smd die DB Regio 
AG und die DB Fernverkehr AG im Personenverkehr sowie die DB 
Schenker Rail GmbH im Güterverkehr. Unter der Marke DB Netze ist 
die Eisenbahnin&astruktur zusammengefessL DB Netze umfasst unter 
anderem die Geschäftsfelder Fahrweg (DB Netz AG), Personaibahn- 
höfe (DB Station & Service AG) und Energie (DB Eriergie GmbH). 
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fiir eine Tremimig abgewogen weiden. Iin Ergebnis zeigt 
sich nach Auffassung der Monopolkoimnission, dass der 
gesamtv^'irtscliafthche Nutzen einer Tremnmg von Netz 
lind Transpoit gegenüber deren Kosten deutlich über- 
wiegt. 

1.2.1 Ordnungspolitische Erwägungen zur ver- 
tikalen Struktur der Deutschen Bahn AG 

13. Durch die integrieite Stuiktiu- der Deutschen Bahn 
AG vereint der Konzern öffenthche und privamiitschaft- 
liche Interessen. Mit den Transportiuiteinehnien der 
Deutschen Balui AG agieit ein Konzern in Staatshand auf 
dem Markt, der dem Bimd eine jährliche Dividende zu 
zalüen hat. Der Staat als Gestalter einer wettbewerblichen 
Wiitschaftsordnimg imd gleiclizeitig Unternehmer, der in 
dieser Ordinmg operiert, sieht sich damit eiiieni Interes- 
senkonflikt ausgesetzt. Die Tätigkeit des Staates, unter 
whtschaftlichein Risiko iin Wettbewerb mit privaten Un- 
tenielunen Verkehisleistimgen anzubieten, ist deshalb 
nicht mit der auf Markt imd Wettbewerb basierenden 
Wiitschaftsordnimg Deutschlands vereinbar. Die wieder- 
holt vorgebrachten pohtischen Ansprüche an die Bahn, 
d. h. insbesondere die Sicherstellung der Versorgiuig in 
der Fläche, köimen vor dem Hintergnmd der öffentlichen 
Finanziemng des Schienenpersoneimahverkehi s im Wett- 
bewerb privatw^irtschaftlicher Untemehmen effizient luid 
sachgerecht eifüllt werden. Daher dient aus Sicht der Mo- 
nopolkommission die derzeitige staathche Beteiligimg 
am Wettbewerb dmch die Verkehisuntemehmen der 
Deutschen Bahn AG nicht dem öffentlichen Interesse. 

1 4. Die Deutsche Bahn AG hat dmch ihre aktuelle Ge- 
sellschafts stinktm Anreize, den Konzemgewiim zu maxi- 
mieren. Daher liegt es in iluem Interesse, über die Zu- 
gangspolitik die Wettbewerber’ auf den Transportmärkten 
zu diskriminieren und effizienten Wettbewerb zu behin- 
dern, weim die Veikelusgesellschaften des DB -Konzerns 
dadmch Vorteile erlangen kömien. Die Ergebnisse der 
vergangenen rmd des vorliegenden Gutachtens der Mono- 
polkoimnission zeigen deutlich, dass im gegenwäitigen 
Reguherungsrahmen zahheiche Möglichkeiten zur Dis- 
kiiminieiimg bestehen mid auch miter jeglicher Neufas- 
simg der Ralunenbedhigmigen erhebliche Spiehäiune zur 
Diskrirninienmg verbleiben. Für den integiierten Kon- 
zern wäre es daher miter wiitschafthchen Gesichtspmik- 
ten nicht shmvolf diese Spielrämiie nicht zu nutzen. Da- 
her wild die Deutsche Balm AG, solange Möglichkeiten 
rmd Anreize zm Diskrimhiienmg existieren, immer im 
Verdacht der mibilhgen Diskiiminierimg stehen. Die best- 
mögliche Lösmig dieser Problematik besteht in einer voll- 
ständigen institutioneilen Tremnmg von Infra stmktm mid 
Transport, sodass die Ameize füi’ die hiffastnikturbetiei- 
bei; bestimmte Eisenbahnverkelnsgesellschaften zu dis- 
kriminieren, erheblich reduziert werden. 

1 5. Die vorliegende ExpeiHse der Monopolkommission 
zeigt, dass eine Vielzalü der aufgezeigten Wettbewerbs- 
probleme auf die integiierte Stniktm’ der Deutschen Bahn 
AG zmlickzufüliren und die Anfordenmgen an ehre Un- 
abhängigkeit der Netz- mid Transpoitiuitemehmen in den 
§§ 9, 9a AEG nicht ausreichend sind.^^ Vor diesem Hin- 
tergiimd stellt das Oiganisationsmodell nach Auffassimg 
der Monopolkommission den entscheidenden Faktor für 


die Wettbewerbsbedingimgen im Eisenbahnsektor dar. 
Das vorhegende Gutachten zeigt insbesondere in 
Kapitel 2, dass der Deutschen Bahn AG im gemeinsamen 
Konzern miter dem bestehenden Reguheiungsrahmen 
preisliche imd \delfaltige nicht preisliche Diskriminie- 
nmgsmöglichkeiten verbleiben. Die Deutsche Bahn AG 
verfugt dabei über Ameize und Möglichkeiten, die Zu- 
gangspreise imd -bedingmigen der ilu eigenen Infr asfrnk- 
tur derart zu gestalten, dass die eigenen Untemehmen ge- 
genüber Wettbewerbern im Vorteil sind. Dieses 
Diskrhiiinieinngspotenzial kaim die Wettbewerbsintensi- 
tät auf den Eisenbahnverkehi smärkten einschiänken. hn 
Gutachten wild deutlich, dass die praktischen Möglich- 
keiten zm’ Diskiimmieinng sehi’ vielfältig mid kaum sys- 
tematisch zu erfassen sind. Dies ist auch dadmch begilin- 
det, dass der Betrieb der Verkehrsmitemelmien an viele 
operative Vorleistmigen gebmiden ist, die der Infr asfrnk- 
turbetieiber erbringt. Dazu gehört beispielsweise die 
Trassenvergabe, die Baustellenplanmig, die Gewälinmg 
der Zugänge zu Bahnhöfen mid vieles mein. Die Kon- 
ti’olle insbesondere der nicht preislichen Diskiiminienuig 
ist dabei seht schwierig imd stellenweise nicht möglich. 


Dabei ist unklar, ob die Holdmgstmktor der Deutschen Bahn AG im 
Einklaug mit bestehendem Uniansrecht steht. Die Europäische Kom- 
mission hat am 24. Juni 2010 entschieden, Deutschland vor dem Eu- 
ropäischen Gerichtshof zu verklagen, da Elemente der Rechtsvor- 
schriften des ersten Eisenbahnpakets zur MarktöfEhung im 
Schienenverkehr nicht richtig umgesetzt worden sind; vgl. EU-Kom- 
mission, Pressemitteilung vom 24. Juni 2010, Schienenverkehr: 
Kommission unternimmt rechthche Schritte gegen 13 Mitghedstaa- 
ten wegen mangelhafter Umsetzung des ersten Eisenbahiqjakets, JPI 
10/807. Unter anderem wird die unzureichende Unabhängigkeit des 
Betreibers der Schienenmfrastruktur bemängelt. Außerdem finden 
sich im sog. Konzemjuristenurteil (BVerwG 3 C 21.09) vom 18. Mai 
2010 Ausführungen zur Interpretation der bestehenden Rechtslage. 
Darin werden relativ strenge Anforderungen an die Unabhängigkeit 
des In&astnikturbetreibers gestellt. 

Die spezifischen Eigenschaften des Eisenbahnmarktes unterscheiden 
sich dabei fundamental von denen anderer Netzindustnen. Ln Eisen- 
bahnveikehr stellt der Zugriff auf die vielen verschiedenen schienen- 
verkehrsbezogenen Leistungen der Eisenbahninfi^strukturbetreiber 
ein elementares Vorprodukt dar. Das sehr differenzierte Eisenbahn- 
netz mit vielen unterschiedlichen Trassen und die ebenfalls sehr dif- 
ferenzierten Verkehre, die auf dem Netz fahren, bieten dabei viele 
preishche und auch nicht preishche iMskriminierungsmöghchkeiten. 
Neben der Nutzung der Schienentrassen mit ihren vielschichtigen 
Preissystemen smd zusätzhche Zugänge zu weiteren Leistungen wie 
Bahnstiom, Personenbahnhöfen, Zu^ildungsanlagen, Werkstätten 
etc. nötig. Diese komplezen Zugangsleistungen bieten offensichtlich 
vielerlei Möghchkeiten zur preishchen Diskrirnmierung. Darüber hi- 
naus bestehen dadurch, dass das operative Geschäft, d. h. das Fahren 
der Züge, auf dem Netz stattfindet, unzähhge w^eitere Möghchkeiten 
zur nicht preishchen Diskrirnmierung. So betnfft beispielsweise die 
Trassenbelegung, die Koordimerung des Bahnbetriebs, die Einrich- 
tung von BausteUen oder der Ausbau und die Stilllegungen von Stre- 
cken ganz direkt Konkuirenzuntemehmen der Eisenbahnverkehrsun- 
temehmen der Deutschen Bahn AG Diese spezifischen Eigenschaften 
und die hohe Konq)lexität des Infrastrukturzugangs verlangen zur Er- 
möghchung eines effizienten Wettbewerbs andere Rahmenbedingun- 
gen als andere Netzindustnen. Auch ist zu berücksichtigen, dass im 
Eisenbahnsektor im Gegensatz beispielsweise zum Telekommunika- 
tionssektor kem Infrastrukturwettbewerb möghch ist. Es zeigt sich im 
vorhegenden Gutachten erneut, dass die Diskriminierungsmöghch- 
keiten im Eisenbahnsektor kaum systematisch zu erfassen smd. Viel- 
mehr schheßen diese em breites Spektrum möghcher SteUschrauben 
ein, das sich auf sämthche operativen Aktivitäten der Infiastrukturbe- 
treiber erstrecken kann, die als ’Vbrleistung fiir Eisenbahnverkehrsun- 
temehmen dienen. 
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16. Als integriertes Uiitenielmien hat die Deutsche 
Bahn AG ein hiteiesse daian, den Konzeingewinn imd 
nicht individuell die Gewinne dei’ Tochtenuiteinelmien zu 
maximieren. Daduich entstehen Anreize, vorhandene 
Spiehäume zm Diskiiiuinienrng zu nutzen. Als ver- 
gleichsweise klares Anzeichen fth die integrierte Ge- 
winmnaxiniienmg und die widei-spiiichhchen Ziele der 
hifrastmktiugesellschaften des DB-Konzems ist zu se- 
hen, dass das Bonussystein der DB Netz AG nach hifor- 
niationen der Monopolkouunission Abhängigkeiten vom 
Gewiim der Konzeinholding beinhaltet. So sind die Mit- 
arbeiter der hifrasmikturgesellschaft auch individuell da- 
ran interessiert, dass die Verkehrsimtemehmen des Kon- 
zerns erfolgreich sind. Auch hat sich die DB Netz AG bis 
zu einem entsprechenden Urteil des Bimdesverwaltimgs- 
gerichts im Mai 2010'^ diuch die Rechtsabteilung der 
Deutschen Balm AG zu Fragen des Netzzugangs und der 
Wegeentgelte beraten lassen. Dies verdeuthcht das 
Selbst\"erständnis der Deutschen Bahn AG als integiier- 
tem Konzern mit konzemweiten Zielsetzimgen. 

17. Die Deutsche Bahn AG veiw^eist zur Begiiindimg 
dafür, dass die Organisationsstiiiktiu’ für den Erfolg der 
Liberalisienmg und gute Wettbewerbsbedingungen nicht 
der entscheidende Faktor sei, darauf, dass sich in Etuopa 
sowohl für geheimte als auch integrieite Modelle Bei- 
spiele mit positiver mid negativer Wettbewerbsentwick- 
hmg finden lassen. Da die Treimiuig von Infra stniktur 
tmd Transport nicht den alleinigen Faktor ftir eine posi- 
tive Wettbewerbsenfrvdcklung daistellt, sondern zusätzh- 
che geeignete Rahmenbedingtmgen voiiiegen müssen, 
stellt die Tatsache, dass es in einigen Ländeni trotz eines 
eigeiitimisrechtlich getreimten Infra stnikturbetreibers 
nicht zu einer befriedigenden Marktenrtvdcklimg gekom- 
men ist, keinen Hinweis darauf dar, dass die Organisa- 
tions stniktur nicht der entscheidende Faktor ftir eine sol- 
che Entv^ückhuig ist. Unter’ den Ländern, denen der 
Liberalisienmgsindex Bahn eine „foitgeschiittene Markt- 
öffiiurig'" attestiert, befinden sich mit Östeneich luid 
Deutschland ledighch zw^ei Staaten mit einem nicht voll- 
ständig eigentumsrechtlich getieimten hifiastnikturbetrei- 
ber.i^ Bereits in filiheren Gutachten hat die Monopolkom- 
mission auf ihre Bedenken liinsichtlich der Methodik des 
Liberalisienmgsindex imd der damit verbimdenen Aus- 
whkimgen auf die Beweitimg des Stands der Liberalisie- 
nmg in Deutsclüand hirigewiesen.^® Ungeachtet dessen 
befindet sich imter den fünf Staaten mit der fortgeschrit- 
tensten Liberalisieinng nach diesem Index nur ein Staat 
- Deutschland -, in dem Netz imd Transport nicht ge- 


16 BVerwQ Urteil vom r 8. Mai 20r0, BVerwG 3 C 2r .09. 

1'^ Liberalisieningsindex Balm 2011, Marktöfi&iung: Eisenbahnmäikte 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union, der Schweiz und Nor- 
wegens un Vergleich, Eme Studie der IBM Deutschland GmbH m 
Zusammenaibeit mit Prof. Dr. Dr. Dr. h. c. Christian Kirchner, 
Humboldt-Universität zu Berlin, Brüssel, 20. April 2010. Der Libera- 
hsierungsindex Bahn wurde m der Vergangenheit von der Deutschen 
Bahn AG in Auftrag gegeben und finanzi ert; vgl. Knorr, A., Der Li- 
berahsierungsmdex Bahn 2004 - eme kritische Würdigung, in: Ei- 
senkopf, A., Knorr, A. (Hrsg.), Neue Entwicklungen m der Eisen- 
bahrqxjlitik, Berlin 2008, S. 230. 

18 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 48, a. a. O., Abschnitt 
6.3.4. 


trennt sind. Nach Anffassiuig der Monopolkommission 
sind die Marktentwicklimgeii inneihalb der Europäischen 
Union nach dem Liber alisiemngsindex damit — auch ohne 
Berücksichtigung der Bedenken hinsichthch der Bewer- 
timgsmethodik - nicht geeignet, die Diese zu stützen, 
dass ohne eine voUstäiidige Tieimung eine erfolgreiche 
Eiitwickliuig des Wettbewerbs im Scliienenverkelu ge- 
nauso einfach möglich ist wie mit dieser Tremnmg. hn 
Ergebnis deutet diese anekdotische Evidenz im Gegenteil 
eher darauf hin, dass die Tieimimg von Netz und Trans- 
port eine notw^endige (jedoch keine hhueicheiide) Bedin- 
gung für- eine erfolgreiche Markteiitv^ücklimg darstellt. 
Diese These whd, wie bereits oben dargelegt, durch die 
Untei suchimgen der Zugangsbedingimgen zur Eisenbabii- 
iiifrastniktur im vorliegenden Gutachten uiitermauerl. 

18. Negative Effekte der integrierten Stniktur’ existieren 
auch auf der theoretischen imd praktischen Regulierungs- 
ebene. Der Bedarf an dui ch die integrierte Stmktur nöti- 
gen Reguliemngseingriffen imd die daraus typischer- 
weise folgenden gerichthchen Auseiiiandersetzimgen 
venusachen erhebliche volkswiitschafrliche Kosten, hn 
Fall einer eigentiunsrechthchen Tremimig von Netz imd 
Beü’ieb kömite sich die Reguheiimg von Zugangspreisen 
ziu Infiastniktur auf Reishöhenmissbrauch konzentiie- 
len, da das Interesse an einer Beliindeiimg einzelner Ver- 
kehi’sgesellschafteii deutlich reduziert wäre. Auch können 
Effekte auf politökononiischer Ebene durch staathche 
Eingriffe, die Ineffizienzen auslöseii kömien, nachteilige 
Auswirkungen der integrierten Stitiktiu verstärken. 

1.2.2 Verbundvorteile zwischen Eiseneinbahn- 
infrastruktur und -transport 

1 9 . Bei emei Tiemnuig von hifiastruktiu- imd Verkelirs- 
imtemelmien der Deutschen Balm AG besteht insbeson- 
dere die Gefalu’, dass es zu einem Verlust von eventuell 
bestehenden Verbundvoiteilen (economies of scope) 
konmit bzw\ zusätzliche Transaktionskosteii entstehen. 
Eine wissenschafthche Klänmg der Frage, inwieweit tat- 
sächlich wesentliche Synergieeffekte zwischen dem Be- 
tiieb der Schieiieninfi’asti’uktiu’ imd dem Angebot der Ver- 
kehrsleistungen bestehen, ist außerordentlich schwierig. 

Nach Keimtnis der Monopolkommission existiert ledig- 
lich ein wissenschafthches Gutachten, das detailliert Syn- 
ergien zwischen Eiseneinbalininfi’asti’iiktui’ und -Uanspoit 
abhängig von der Oiganisatioiisfoim zu identifizieren 
sucht. Daiin wird das Argument widerlegt, w^onach die 
beiden Bereiche Infiastniktiu- imd Transport in einem Un- 


Vgl. Brenck, A. o. a., SYNETRA - Synergien zwischen Bahnnetz 
und -trangx>rt, Studie der Eachgebiete Wirtschafls- und Infrastmk- 
turpohtik und Schienenfahrwege und Bahnbetrieb der Technischen 
Universität Berlm gefördert durch das Bundesministerium für Bil- 
dung und Forschung, Berlin, 15. April 2004. Andere Studien, wie 
beispielsweise Gomez-Ibanez, J A., Raihoad Reform: An OverView 
üf the Options, Präsentation auf der Railway Reform Conference, 
Madrid 2004, http://www.hks.harvard.edu/var/e 2 p_site/st 0 rage/ 
fckeditor/file/pdfe/ centers-programs/ centers/tauhman/woiking papers/ 
gomezibanez_04_railway.pd^ oder Pittman, R., Make or Buy on the 
Russian Railways? Coase, Williamson, and T^ar Nicholas U, Econo- 
mic Change and Restructunng 40(3), S. 207-221, stellen potenzieUe 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-21- 


Drucksache 17/7248 


teiTielmien integriert bleiben inüssteiL weil mir so die Ver- 
bimdvoiteile beider Bereiche maxiniieit weiden könnten. 

20. Die Studie von Brenck u. a. identifiziert und analy- 
siert dazu flinf besonders zentrale Schnittstellen zwischen 
dem Balnmetz imd dem Transport, die sog. synergierele- 
vanten Schnittstellen bzw\ Aufgabenbereiche. Diese sind 
Investitionen imd Finanzienmg, operativer Betriebsab- 
lanf, Faluplankoordination luid Trassenvergabe, For- 
schung luid Entwickhmg sowie Sicherheit. Neben einer 
Beschi eibtmg und Bewertimg der jeweiligen Traiisaktion, 
d. h. der Bewältigimg der Schnittstelle, wird füi' jede die- 
ser Schnittstellen eine institutioneile Beweitung abge- 
geben. Diese bescluänkt sich auf die Beweitiuig der 
Synergiepotenziale, beinhaltet jedoch keine globale öko- 
nomische Beweitung imterscliiedlicher Organisations- 
stmkturen. Das bedeutet, dass andere Ebenen wie die 
Wettbewerbsebene ebenso imbeiticksichtigt bleiben wie 
die reguhenmgstheoretische und -praktische tmd die po- 
litökonomische Ebene. 

hl der Studie koimten kiitische TransaktioneiL fät welche 
eine integrierte Stmkto die größten Synergien reahsiert, 
niu’ in geringem Umfang identifiziert werden. Insbeson- 
dere bezüglich der diei Schnittstellen Investition imd Fi- 
nanzienmg, Fahiplankoordmation sowie operativer Be- 
triebsablaiif lassen sich nach Ansicht der Verfasser im 
Rahmen einer Trenmmg von hifiastniktur imd Transport 
alternative Koordinationsfoimen finden, die der vertika- 
len hitegiation überlegen sind. Dazu gehört auch die 
marktliche Koordination in einem klar strukturierten 
Wettbewerbsmodell mit einem unabhängigen Netzbetrei- 
ber. Gerade in einem durch die Öffinmg des Schienennet- 
zes geprägten Marktumfeld ergeben sich dmch eine Des- 
integiation teilweise erhebliche Koordinations vorteile 
aufseiten der hifrastrukturbetieiber. Steigende Marktan- 
teile der Wettbewerber generieren einen inuner gr ößeren 
Teil der Umsätze außerhalb des integrierten Konzerns. 
Die Schaffimg einlieitücher Rahmenbedingiuigen für alle 
Eisenbahnverkelirsimtemelmien kami daher Transak- 
tionskosten nicht imerheblich verringeiii. Im Hinblick auf 
die Aufgabenbereiche Forschimg und Entoickhmg sowie 
Sicherheit kami nach Meinung der Verfasser kerne ein- 
deutige institutionelle Empfehlimg ausgesprochen wer- 


Synergieefifekte aus der ökouomisdien Theorie sehr abstrakt dar. EJie 
Esistetiz von Synergieeffekten im AUgemeinen ist sicherlich unstrit- 
tig. Die Frage ist aUerdings, mwieweit sich solche Effekte unter den 
vorliegenden Rahmenbedmgungen im Eisenbahnmarkt wiederfin- 
den. So wird oft nicht mit embezogen, dass auf den nachgelagerten 
Ebenen bereits Wettbewwb existiert. Stattdessen werden im FaUe ei- 
ner Separierung nm die zusätzlichen Koordmationserfordemisse he- 
rausgesteUt Da im deutschen Eisenbahnmarkt auf den Transport- 
mäikten jedoch bereits eine Vielzahl von Unternehmen agiert, sind 
solche Koordinationen mit anderen als den Schwesteruntemehmen 
der Deutschen Bahn AG auch bei der vorhegenden mtegnerten 
Struktur zusätzlich zu den internen Abstimmungen notwendig. Durch 
eme Sepanerung würden also nicht mteme Abstimmungen durch neu 
zu mplementierende Koordinationsverfahren ersetzt, sondern ledig- 
hch (fe^n Parallehtät aufgelöst. Zudem wird bei^elsweise in der 
Studie von Gomez-Ibanez erwähnt, dass die KoordLnationg)robleme 
auch anders als durch eme mtegnerte Struktur zu lösen sind. Bekann- 
te allgemeine, aber für den bestehenden Rahmen fraghche Synergie- 
effekte wrerden insbesondere von den mtegnerten Bahnuntemehmen 
als Aigumente gegen die Desintegration aufgefuhrt. Dazu gehören 
neben meist sehr unspezifischen \brteilen beispielsweise Bünde- 
lungseffekte im Einkauf und in der Finanzierung. 


den. Nach Auffassung der Gutachter gehen zentrale Ein- 
flüsse auf Forschimg imd Entwicklung von der 
Marktöffinmg aus und weniger von der Foim der Koordi- 
nation. So sind autonome Innovationen, die allgemein als 
zenüaler Treiber der technischen Entwickhmg gesehen 
werden, mir in sehr geringem Umfang von Fragen der 
Schnittstellenkoordmatioii betroffen. Diese Fragen wir- 
ken sich eher auf die Systeniimiovationen aus. Die Ver- 
fasser sehen es dabei als problematisch an, dass mit stei- 
gender Bedeutimg imd steigenden Marktanteilen Diitter 
im gegenwäitigen Rahmen ein systematisches Am eizde- 
fizit bei der Diirchfübiimg dieser Systemiimovationen be- 
steht. Außerdem existiert das Pioblem, dass bei Standar- 
disienmgen die Interessen Diitter nicht ausrekhend 
beiücksichtigt werden. Ein Modell der vertikalen Sepa- 
rienmg würde in einem monopolistischen Bahmnarkt 
zwar aufgiimd von Koiitrollverlusteii Synergieverluste er- 
warten lassen. Jedoch wäre bei zimehmender Zahl von 
Verkehrsimtemehmen in diesem Fall ein problemloserer 
Übergang zu brancheiiweiter Forschung imd eine stärkere 
Bedeutimg von Staiidardisierungsgiemien die Folge. 
Auch für die Schnittstelle Sicherheit ist nach Ansicht der 
Autoren keine vergleichende Bew^eitung möglich, da 
veitikale Integration imd Tremiimg jeweils Kosteiivor- 
imd -iiachteile aufeeisen, die sich nicht gegeneinander 
abwügeii lassen. Im gegenwärtigen Rahmen sind bei- 
spielsw^eise Venusacher von Sicherheitslücken einfacher 
zu identifizieren. Dagegen schließen Töchter eines inte- 
grierten Konzerns selten VerHäge, die vor Gericht ein- 
klagbar sind. Außerdem bestehen im integrierten Unter- 
nelmien Anreize, bei Standards auf , Jhsellösimgen“ statt 
auf e ffizi entere einheitliche Sicherheitsstaiidards zu set- 
zen. 

Damit sehen die Autoren der’ Studie für die drei durch das 
Gutachten als bewertbar eingestuften Schnittstellen ins- 
gesamt Vorteile füi' das Wettbewerbsmodell mit einer ver- 
tikalen Tremiimg von Infiastiuktui’ imd Transport gegen- 
über der Foitschieibimg des Status quo. Für’ die beiden 
anderen Schnittstellen köimen die Autoren nicht feststel- 
len, dass eine Organisationsstruktur der anderen überle- 
gen ist. 

21. Die Analyse der einzebieii Schnittstellen zeigt im 
Ergebnis, dass entgegen der üblicherweise geäußerten 
Diese durch eine alternative, vertikal desintegrierte 
Süuktui’ häufig auch positive Folgen gegenüber einer Or- 
ganisation imierhalb eines Uiitemehmeiis zu emarten 
sind. Im Ergebnis folgern die Verfasser, dass die ,411 der 
gegenwäitigen Debatte häufig geäußerte Meinung, dass 
nur ein veitikal integriertes Unteniehmen die Synergiepo- 
tenziale nutzen kami, [...] von der vorliegenden Studie 
nicht gestützt [wii’d].“^° Und w^eiter: ,4Jie Koordination in 
mtegiieiteii Uiitemelimen weist zahheiche theoretisch 


Vgl. Brenck, A. 11 a., a. a. O., S. 413. Zu einem va'gleiclibaren Ergeb- 
nis kommt Aberle, G, Intramodaler Wettbewerb im Schienenverkehr, 
Scope economies versus institutionelle TYennung vcdi Netz und Be- 
trieb, Verkehr imd Mohüität in der Infbrmationsg^sellschaft, 2001 . Oh- 
ne dass CT eine Analyse zur Identifizierung von Verbundeffekten 
durchfuhrt, sieht er in Bezug auf die konkrete Ausgestaltung der Des- 
integration ,,zahlreiche Formen, welche die Vorteile der Desintegration 
ausschöpfen, ohne dass Scope economies verloren gehen“; vgL eben- 
da, S. 10. 
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wie empiiiscli belegte Probleme auf, angefangen von bü- 
rokiatischen Entscheidimgsprozessen bis hin zu einer zu 
geringen Fokussieinng auf die Erfordernisse der Absatz- 
märkte. Wemi man diese Aussage teüt, muss der aus Sicht 
der Transaktionskostentheorie zu hohe Grad der vertika- 
len Integration, der in vielen Bereichen festgestellt vtairde, 
als Zeichen ftii' eine luivoUständige Ausschöpfiing von 
Synergieeffekten interpretiert werden.“ 

22. Ein inöghcherw^eise wichtiger positiver Effekt der 
mtegiieiten Stmktiu; der in der dargelegteri Studie von 
Brenck u. a. nicht abschheßend beurteilt werden komite, 
sind Sicherheitsaspekte, die sich aus der reinen Verant- 
woitimg für das Netz ergeben. Die Deutsche Bahn AG 
vemeist auf Synergieeffekte m Bezug auch die techni- 
sche Zusariunenarbeit mid argiunentiert mit einem unkal- 
kuherbaren Sicherheitsrisiko, falls es zu einer Tremnmg 
von Netz rmd Transport koimnt. Dem hält die Monopol- 
korimiission entgegen, dass beispielsweise in den Nieder- 
landen ehre Treimung existiert und die Deutsche Bahn 
AG dort ohne SicherheitsbedeDken aktiv ist. Eine ver- 
gleichbare Situation findet sich im Lufcerkehr. Trotz der 
komplexen Koordination und großen Risiken bei Koordi- 
nations- und InformationsmängelQ fiihrt dort die Tren- 
nung von Verkelu und Infiastrnktiu' nicht zu erhöhten Ri- 
siken. Als Beispiel dafüi; dass die Trennmig von Netz luid 
Transport zu Sicherheitsproblemen rmd Effrzienzverlus- 
ten fiihrt, w^ird häufig auf die Liberalisierung in Großbri- 
tannien verwiesen. Eirizelberichte wie der schw^ere Unfall 
in Hatfield im Oktober 2000 scheinen diesen Zusammen- 
hang zu belegen. Meist wwde gegen diese Argrunenta- 
tion eirrgew^andt, dass die Infiastriiktru in Großbritannien 
zrun Zeitpunkt der Rivatisienmg in einem sehr schlech- 
ten Zustand ruid so ein reibrmgsloses Leistrmgsarrgebot 
der privaten Transportunternehmen nicht möglich war. 
Eirre erste empirische Studie^' zeigt nrm, dass die Privati- 
sienmg in Großbritannien, w^o der Infra stnikturbetreiber 
NetworkRail (fitiher Railtrack) rmabhängig operiert, den- 
noch zu enormen Produkthdtätssteigenuigen geführt 
hat.2^ Außerdem zeigt sich, dass die Sicherheit des Ange- 
bots mit der Effizienz korreliert ist. Die gefimdenen Er- 
gebnisse widerlegen damit die scheinbare, anekdotische 
Evidenz der beobachteten UnRlle. Die Privatisiernng in 
Verbindrmg mit dem unabhängigen Betrieb der hifra- 
stiuktur’ hat bereits in den ersten Jaliren zu Effizienz- rmd 
Sicherheitssteigenmgen geführt. Als Beleg der These, 
dass die Trermung von Netz mid Transport zu Sicherheits- 
Problemen luid EffrzienzV'erlusten fiihrt, ist damit das 
Beispiel Großbritarmien nicht geeignet, hisgesamt sieht 
die Monopolkommission daher karmi Hinweise darauf, 
dass eine eigentiunsrechtliche Tremiiuig von hifiastruk- 
tur- und Transportgesellschaften mit Sicherheitsrisiken 
einliergeht. 


ASuso, L./Angeriz, A./PoUitt, M., The Impact üf Pnvatisation on the 
Efficiency üf Train Operation in Bntain, CGR Woriong P^r 28, 
2009. 

^ Bereits vor einigen Jaliren zeigten Pöllitt und Smith in einer Kosten- 
Nutzen-Analyse, dass die Privatisierung in Großbritannien große 
Wohlfahrtsgewinne erzeugt hat; vgl. Pollitt, M./Smith, A, The Re- 
structuring and Privatisation of British Rail: Was it Really That Bad?, 
Fiscal Studies 23{4), S. 463-502. 


23. Empirische Studien zur Existenz von vertikalen Ver- 
bundvorteilen irn Eisenbahnsektor sind rar.^^ Die Ergeb- 
nisse existierender Untersuchungen sind bezüglich der 
zentr alen Fragen ambivalent und zudem nicht robust. Da- 
mit sind die w^eriigen bisherigen empirischen Befimde 
nach Auffassrmg der Monopolkonmiission nicht als so- 
lide Entscheidungsgnuidlage geeignet. 

24. Auf Grundlage der Ergebnisse der bestehenden 
Analysen w^esentlicher Synergieeffekte zwischen dem 
Betrieb der Schierieninfi’astruktiu und dem Angebot der 
Verkelusleistungen scliließt sich die Monopolkormnissiori 
der Schlussfolgenmg des Gutachtens von Brenck u. a. an, 
dass es kaum rnöghch erscheint, eine Rangfolge von Or- 
gariisationsstriiktiuen nach Synergieeffekten zu erstellen, 
rmd die Bew^eitung der Stnikturen daher primär auf ande- 
ren Kriterien wie der Etablierung eines fiuiktionsfähigen 
Wettbew^eibs basieren sollte. 

1.2.3 Strukturabhängigkeit von Investitions- 
anreizen und Investitionssteuerung 

25. Aufgnmd der vertikal integrierten Struktur- der Deut- 
schen Bahn AG bestehen ans Konzemsicht gewisse 
verstärkte Anreize zm Investition in die Eisenbahninfra- 
stinktui’ dadiuch, dass die dadurch implizierten Qualitäts- 
steiger-ungen oder Kostensenkimgen an die eigenen Trans- 
poituntemehmeri weiteigegeberi w^erden können, die 
dadiuch ihre Position im mtermodaleri Wettbew^erb ver- 
bessern körmen.^'^ Dieser Anreiz zui’ Investition diuch die 
Internalisierung der Effekte einer Effizienzsteigenuig 
ginge diuch eine Tremnmg des Netzes von der Tians- 
poitsparte verloren. Nach Auffassung der Monopolkom- 
missiori ist der durch die Intematlisienmg entstehende 


Drei prommente, aktuelle Studien smd: Growitsch, C.AVetzel, H., 
Testmg for Economies of Scope m European Railways: An Efficien- 
cy Analysis, Journal of Transport Economics and Pohcy 43(1), 2009, 
S. 1-24; Mericert, R./Smitli,A.S.J./Nasli, CA., Benchnmrkmg of 
Tram Operating Firms — A n-ansaction Cost Efficiency Analysis, 
Journal of TVansportation Pknnmg and Technology 33(1), 2010, 
S. 35—53; Fnebel, QTvaldi, M.Vibes, C., Railway (l>e)Regulation: 
A European Efficiency Comparison, Economica 77, 2010, S. 77-91. 
GrowitschAVetzel basieren ihre Untersuchung auf einem Paneldaten- 
satz, welcher 27 europäische Länder von 2000 bis 2004 berücksich- 
tigt. Sie fuhren eme nich^arametrische DEA („data envelopment 
analysis'') durch, um relative Effizienzaussagen treffen zu können. 
Die Ergebnisse zeigen vertikale Verbundvorieile für zehn Länder 
- auch fiir Deutschland -, während für den Rest kerne Verbundvortei- 
le bzw. kerne klare Evidenz vorliegen. Merkert/Smith/Nash untersu- 
chen nur die Staaten Deutschland, Schweden und Großbritannien von 
2006 bis 2007. Sie fiihren dazu un ersten Schntt ebenfaUs eine DEA 
und im zweiten Schritt eme Tobit-Regression durch, um Effizienzun- 
terschiede näher zu beleuchten. Sie finden kerne statistisch signifi- 
kanten Hinweise auf vertikale Verbundvorteile, identifizieren aber 
für Deutschland fallende Skalenerträge. FriebeblvaldiAfibes finden 
im Etahmen emer Regressionsanalyse auf Grundlage eines Panelda- 
tensatzes fiir zwölf verschiedene europäische Länder von 1980 bis 
2003 keine Evidenz für vertikale Verbundvoiteile. Durch die Heraus- 
nahme von Großbritannien aus der Analyse (bedm^ durch schlechte 
bzw. mangelnde Daten) finden sie sogar positive Effekte emer Sepa- 
rierung. Ln politischen Diskurs wird je nach Intention häufig nur auf 
eme (fieser drei Studien (meist in Verbindung mit einer passenden 
früheren Untersuchung) verwiesen. 

QualitätssteigeTung^ und Kostensenkungen weiden m diesem Zusam- 
menhang einer Ceteris-paribusr-Betrachtung unter dem Begriff Effizienz- 
steigerungen zusammeng^fesst. Andere Investitionen, wie die in Kapazi- 
täten im Rahme n des Infiastiukturaus- und -neuhaus, die mclÄ als 
Qualitätssteigerung^ g^hen werden kötmai, werden stark durch In- 
strumente wie die Leistungs- und Fmarizierutigsvereinbaiutig und die 
Bundesverkehrswegeplanur^ beeinflusst und so nicht privat finanziert. 
Solche Investitionen sind daher in dieser Analyse wenige relevant. 
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Investitioiisanieiz iiii vorliegenden Rahinen sehr wahi- 
scheinlich existent; jedoch kann mir schwer eingeschätzt 
werden, ob dadmcli tatsächlich ein signifikanter Einfluss 
auf die gesamte Wolilfahrt des Eisenbalminaiktes besteht. 
Gnmdsätzlich väiide dieser’ Effekt allerdings durch die 
von der Monopolkonimission geforderte Einfiilmmg einer 
Ameiziegulienmg, von der nachhaltige Whkimgen zur 
Effizienzsteigeiiuig ausgehen vüiiden, stark an Bedeutmig 
verheren. Außerdem ist anzunierken, dass die integiieite 
Stmktui’ der Deutschen Bahn AG es eimöglicht, Investi- 
tionen nach eigenem Ennessen zu steuern. Daher orientie- 
ren sich diese Investitionen nicht an der Wirkung auf die 
Effizienz des gesamten Eisenbalmsystenis, sondern an den 


Die entscheidenden Anreizwirkungen zu Qualitätssteigerungen wer- 
den von Buehler, S./Schmutzler, A./Benz, M.-A., Infrastmcture Qua- 
lity in Deregulated Industries: Is There an Undermvestment Pro- 
blem?, International Journal of Industrial Organization 22(2), 2CX)4, 
S. 253-267, daigesteUt und analysiert. Die Verfasser zeigen, dass em 
unabhängiger Netzbetreiber zwar emerseits die positiven Effekte ei- 
ner EfiSzienzsteigeiung auf den nachgelagerten Märicten ignoriert und 
daraus negative Anreizeffekte mit einer Separierung emhergehen, 
aber Nachfrageeffekte dem entgegenwiiken kötmen. Darüber hinaus 
kann Wetfbewreib auf den nachgelagerten Märkten zu steigenden In- 
vestitionsaiueizen fuhren. Insgesamt wird die Intuition, dass Separie- 
rung eher zu negativen Investitionsanreizen fuhrt, gestützt, jedoch 
können auch Gegenbei^ele gefunden werden. Die Arbeit zeigt au- 
ßerdem, dass Unterschiede in den Investitionsanreizen zwischen Inte- 
gration und Separierung vollständig verschwmden, wenn die Zu- 
gangsentgelte von der Quahtät der Infrastruktur abhängen können. 
Dies ist m den bestehenden Entgeltregelungen bereits in Ansätzen der 
Fall und könnte beispielsweise durch ein wirksames Anreizsystem zu 
Verhmderung von Störungen verstärkt werden; vgl. Abschnitt 2. 2 . 2. 5. 
Ein aktuelles theoretisches Arbeitsp^er findet abhängig von der ver- 
tikalen Organisationsstruktur vergleichsweise große Unterschiede in 
den Investitionsanreizen; vgl. Pakula, B ./Götz, G, Biased Quahty In- 
vestments and Oiganisational Structures m Network Industries - An 
Apphcation to the Railway Industry MAGKS Joint Discussion Paper 
Series m Economics, No. 09-2011. Eme verbale Darstellung des Pa- 
piers hefem Pakula, B./Götz, G, Die Auswirkungen unterschiedhcher 
Organisationsstrukturen auf die Investitionsanreize m Netzwerkin- 
dustrien, InfrastrukturRecht 7(11), 2010, S. 273— 276. November 
2010. Jedoch sieht die Monopolkommission die dem theoretischen 
Modell zugrunde hegenden Annahmen für den Eisenbahnmarkt nicht 
als realistisch an. fin präsentierten Modelhahmen wird angenommen, 
dass nur das Eisenbahnverkehrsuntemehmen des mtegnerten Kon- 
zerns von einer Quahtätsverbesserung profitiert. Auch im Falle der 
Separierung kann eine vom Infrastrukturbetreiber durchgefiihrte Qua- 
htätssteigerung nur einem Unternehmen zugutekommen. Eine sym- 
metrische Quahtätssteigerung ist nicht möghch. Die Zugangsentgelte 
werden jedoch als immer für alle Eisenbahnverkehrsuntemehmen 
identisch angenommen. Diese mit der Reahtät nicht zu vereinbaren- 
den Annahmen fuhren dazu, dass der beschriebene Effekt der Interna- 
lisierung der positiven Effekte über die Maßen verstäikt wnd. Außer- 
dem wird durch eme Investition in die Infiastruktur der Wettbewerb 
auf den Verkehrsmärkten geschwächt, da mit der Quahtätssteigerung 
eme vertikale Differenzierung emhergeht. Eine Schw^ächung des 
Wettbewerbs fuhrt cetens paribus zu verminderter Nachfrage, was für 
den einzigen unabhängigen Erbringer der Vorleistung negative Aus- 
wirkungen hat. Da der Infrastrukturbetreiber diesen unerwünschten 
Effekt nach den Annahmen des Modells nicht durch eme gleichmäßi- 
ge Investition in verschiedene Proj ekte zur Quahtätsverbesserung ver- 
hindern kann sind Investitionsanreize in diesem Rahme n für emen 
unabhängigen Netzbetreiber erwartungsgemäß sehr gering. Nach 
Auffassung der Monopolkommission sind die getroffenen Annahm en 
jedoch kaum reahstisch, da m der Praxis von einer Quahtätssteige- 
rung einer 'Vorleistung entweder alle in emem Teilmarkt konkurrieren- 
den Eisenbahnverkehrsuntemehmen profitieren oder ein unabhängi- 
ger lufrastrukturbetreiber die Möghchkeit hat, den Marktteilnehmern 
durch die Reahsierung mehrerer Projekte symmetrisch verbesserte 
Volleistungen anzubieten. 


Zielen des iiitegiierten Konzerns und speziell der Ver- 
kelusimtemehiiien des Konzerns. So bestehen gesambA^iit- 
schafflich schädliche Ameiz^^eizemmgen dadiuclL dass 
der Konzern insbesondere Inteiesse hat, dort zu investieren, 
wo dies den eigenen Verkebisgesellschaften besonders zu- 
giitekoninit. Dies betiifft beispielsweise den Ausbau von 
Stiecken füi’ höhere Geschwindigkeiten, die Elektrifizie- 
nmg oder die Sanienmg von Bahnliöfen imd Trassen. 

26. Vonseiten der integrierten Balmiuitenielmien wird 
das britische Modell als Beispiel dafüi' angeführt, dass die 
Desintegration neben den bereits geschilderten (und em- 
pirisch nicht gefundenen) Sicherheitsrisiken zu erhebh- 
chen Kostensteigei-ungen gefühlt hat, die auf mangelnde 
Anieize zur Effizienzsteigenmg zuilickzufiihren seien. 
Wie bereits dargestellt, haben wissenschaftliche Studien 
gezeigt, dass die Piivatisienmg in Großbritannien zu er- 
heblichen Wohlfahitsgewinnen mid Pioduktivitätssteige- 
nuigen gefühlt hat. Trotz einiger Probleme ist die Privati- 
sienuig in Großbritamiien damit ein Erfolg. Allerdings 
zeigen bisher bekaimte Ergebnisse der „Rail Value for 
Money Study”, welche die gesamte Kostens tmktui- des 
britischen Eisenbahnsektors untersucht und Möglichkei- 
ten zui’ Verbess eiTing der Effizienz zu identifizieren sucht, 
in der Tat, dass es hauptsächlich zu Steigeningen der Ge- 
samtitosten des Eisenbahnbetiiebs (und damit verbunden 
der staatlichen Unterstützung) in Großbritannien gekom- 
men ist. Dabei haben sich die Stückkosten üotz steigen- 
der Passagier- luid Zugkilometerzahlen (bei steigender 
Leistung imd Sicherheit) und damit eiwarteten Skalenef- 
fekten kaum verändert. Die Studie liefert eine Vielzahl 
komplexer Gitinde fiii’ die relativ hohen Stückkosten imd 
ebenso ein vielfältiges Maßnalmienpaket zur Verbesse- 
nmg der Situation. Dabei spielt auch die Art und Weise, 
wie die Tremiiuig und die hnplementienmg von Railti ack 
(mittlemeile zu Netw^orkRail reformiert) diuchgefühit 
worden ist, eine Rolle, jedoch kaum die Tatsache der Se- 
parieiung per se. Auch ist zu erwähnen, dass mit der Pii- 
vatisienmg sein hohe Investitionen in Qiialitätssteigeiim- 
gen ausgelöst worden s 'md?^ 

1.2.4 Auswirkungen der vertikal integrierten 
Struktur auf die Zugangsentgelte zur 
Infrastruktur 

27. Die Auswirkungen einer vertikalen Separienuig auf 
die Entgelte füi’ die Nutzung der Infiastniktiu- sind eben- 
falls Teil der Debatte mn die eigentiunsrechtliche Treii- 


In diesem Züsammenhang ist darauf hiuzuw^eis^ dass das Schwei- 
zer Modell, welches von mtegnerten Bahnbetreibem vielfach als er- 
folgreiches Modell emer mtegnerten Struktur angesehen wird, bei 
gleichzeitigem Verweis auf die hohen Kosten des Eisenhahnbetnebs 
in Großbntannien gerade nicht als Referenz geeignet ist. In der 
Schweiz wird die Sicherung emes leistungsfähigen und effizienten 
Bahnsystems als eher untergeordnetes Ziel angesehen, sodass die 
Kosten des Eisenbahnsystems nicht nur aufgrund der geografischen 
Gegebenheiten sehr hoch sind, frn Rahm en der Marktöffiiung werden 
dort im Gegensatz zu Deutschland mit hoher Priorität Verteilungszie- 
le, d. h. die Verlagerung des Verkehrs von der Straße auf die Schiene 
und die Beibehaltung emer Grundversorgung mit Bahnleistungen m 
den Regionen, verfolgt. Das Bahnstruläirmodell hat als Reguhe- 
rungsinstrument eme untergeordnete Bedeutung. ’Vbr diesem Hinter- 
gmnd ist der Verweis auf die Schweiz als Beispiel eines leistungsfö- 
higen integrierten Systems ohne Berücksichtigung der Kosten und 
der gleichzeitige Hinweis auf die Kosten des separierten Eisenbahn- 
maiktes m Großbritannien ohne Berücksichtigung der Rahmenbedin- 
gungen emer objektiven Diskussion nicht zut^gfrch. 
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nimg von hihastiuktiu- und Transpoitgesellschaften. 
Eine in der ökonomischen Literatui’ ini Zusainmenliang 
mit vertikalen Stniktuien bekamite und \ielfach analy- 
sierte Eigenschaft ist der doppelte Preisaufschlag Ver- 
einfacht ausgedilickt wlirden imter der Voraiissetzimg, 
dass Infiastiiiktur und Transport sparte der Deutschen 
Bahn AG separiert wären, sowolü der luiabhängige Infra- 
struktuibetreiber als auch die Eisenbahnverkehisunter- 
nelunen gewimioptiinale Entgelte festsetzen, die jeweils 
über den Inkiementalkosten liegen imd im Durchschnitt 
v^'enigstens die Gesamtkosten decken. Dabei fließt das 
gewiimoptmiale Infiastniktiuzugangsentgelt als Kosten- 
faktor in die Bildimg des Preises auf der nachgelagerten 
Ebene der Verkehrsmäikte entscheidend ein. hi einer ver- 
tikal integrierten Stniktur findet dagegen niu eine an der 
gesamten Nachfiage luid den Oppoitunitätskosten orien- 
tierte Pieisbildimg statt. Die hrhastiuktuizugangsent- 
gelte haben dami den Charakter von Transfeipreisen in- 
nerhalb des integrierten Konzerns imd sind nut teilweise 
echte Oppoitunitätskosten. Dadiuch ergibt sich bei Vor- 
liegen luivollständigen Wettbeweibs im Allgemeinen un- 
ter vertikal hitegiierter Smiktui’ ein niediigerer Endkun- 
denpreis als bei veitikaler Trenniuig. Jedoch liegt im 
Bahimiarkt ein reguliertes natüiliches Monopol auf der 
vorgelagerten Stufe vor. Aufgnuid der bestehenden Regu- 
lienmg der Zugangsentgelte imd des teilweise existieren- 
den Wettbewerbs auf der Transportebene sieht die Moiio- 
polkoinmission im Ealle einer Separienmg wenig 
Spiehaum füi’ eine Eihöhimg dei’ Zugangsentgelte diuch 
den Effekt des doppelten Pieisaufschlags. 

28. Der doppelte Pieisaufsclilag kann diuch \delfiiltige 
Charakteristika von Märkten abgeschwächt oder vermin- 
dert werden. Eiu den Eisenbahimiarkt mit seinen vielen 
verschiedenen Angeboten, imterschiedhcher Wettbe- 
werbsintensität auf Märkten der Verkehi'sleistiuigen imd 
einer Entgeltregulienmg ergeben sich daher flu den Fall 
einer Sepaiienmg sein imterschiedliche Effekte auf die 
Entgeltfestsetzung diuch den hiffastniktiubetieiber.^® So 
whd diuch die Preisregulienuig der Inftasmiktuiebene 
die doilige Pieisbildimg konftoUieit und damit der 
Pieisaufsclilag reduziert.^^ Emphische Beftmde zur Ren- 
tabilität der hiffastniktiugesellschaften zeigen, dass die 


Vgl. !>eispielsweise Rey, R/Tirole, J., The Logic of Vertical Re- 
straints, Ibe American Economic Review 76(5), 1986, S. 921-939. 
Einen Überblick zu vertikalen Beziehung^ befem Rey, P./Tirole, L, 
A Primer on Eoreclosure, in: Annstrong, M./Porier, R_ (Hrsg )> 
Handbook of Industrial Organization, Vol. 3, Amsterdam u. a. 2007, 
Kapitel 33, S. 2145-2220. Irii Falle der Bahn ist von der verbreiteten 
Argumentation zum Thema des Maiktverschlusses (Eoreclosure) zu 
abstrahieren, da eme offene Prersdiskrinumerung aufgrund des Dis- 
krinunierungsverbots und der Überwachung durch die Bundesnetz- 
agentur unrealistisch ist. 

Im Rahmen der Regulierung gibt das AUgemeine Eisenbahngesetz 
lediglich eine allgememe Renditegrenze vor; vgl. Abschnitt 2.1. Da- 
mit verbleiben den Infrastrukturanbietem Spielräume zur Festlegung 
der verschiedenen Zugangsentgelte. 

Als eine Möghchkeit der theoretischen Literatur zur Verhinderung 
des doppelten Preisaufschlags existiert die Preisbmdung (Resale pri- 
ce maintenance, RPM). Der Endkundetq)reis kann dabei entweder 
vom Hersteller, von Vereinigungen aUer Anbieter oder durch den 
Staat festgelegt werden. Die voriiegende Preisreguherung, die Zu- 
gangßentgelte auf der vorgelagerten Tran^ortebene auf die Kosten 
beschränkt, fuhrt m gewisser Weise zu emem vergleichbaren Markt- 
ergebnis. Auch durch die Reguherung wird eine Ebene der Preisbil- 
dung und damit des Preisaufschlags stark eingeschränkt. 


Rentabihtätsobergrenze von diesen in der Vergangenheit 
nicht immer ausgeschöpft winde. Die Renditen der Inffa- 
stiiiktiugesellschaften der Deutschen Bahn AG in den 
vergangenen Jahren^® im Vergleich mit den derzeit disku- 
tierten legulatorischen Renditebeschränkimgen^^ zeigen 
jedoch, dass in diesem Rahmen wenig Spiehaum für ge- 
nerelle Preiserhöhungen vorhanden ist. AUerdiiigs ist an- 
zmnerken, dass auch, wemi bereits im Falle der integiier- 
teii Stniktiir die Renditegienze ausgeschöpft wird, 
Entgelte duich eine Separienmg prinzipiell steigen kön- 
nen. Da die externen Effekte der Preissetzimg auf der hi- 
ftastniktuiebene nicht intemalisieit werden, kömien die 
neuen hiftastniktuientgelte so erhöht weiden, dass die da- 
dui’ch sinkende Nachfrage das Einlialteii der regulierten 
Renditebeschi’änkimg erlaubt. Nach Meiinmg der Mono- 
polkommission sind derartige Entgeltsteigenmgen aller- 
dings nur in veniachlässigbar geringem Umfang zu er- 
warten. ^2 Allgemein gilt, je intensiver der Wettbewerb auf 
den nachgelagerten Mäikten ist, desto weniger relevant 
ist der Effekt des doppelten Preisaufschlags.^^ 

29. Dort, wo es der Deutschen Bahn AG möghch ist, in 
den Infi’astiuktui’entgelten zwischen Konzemgesellschaf- 
ten und deren Wettbewerbern zu differenzieren, hat der 
Konzern deutliche Ameize, füi’ Wettbewerber überhöhte 
Entgelte zu verlangen. Dadurch kami das integrierte 
Unteniehmen Kosten, die in Bereichen anfallen, in denen 
die eigenen Verkehrsgesellschaften stäiker vertreten sind, 
an anderen Stellen einpreisen und so übelproportional an 
die Wettbewerber weitergeben. Die eigenen Eiseiibahn- 
verkehisgesellschaften werden damit entlastet. Insge- 
samt kann so die bestehende Renditegrenze eingehalten 
werden. Diese Diskiiminienmgsameize gehen bei einer 
veitikalen Separienmg verloren, sodass derailig über- 
höhte Entgelte mit der Trennung sinken 

30. Nach Auffassimg der Monopolkonimission lassen 
sich im Ergebnis keine überzeugenden Aigumente daflii' 


30 Vgl. Tz. 47. 

31 Vgl. Abschmtt2.1.2.4. 

32 Eine Entgelterhöhung als Folge der Separierung ist zu erwarten, 
wenn die luffastrukturgesellschaften innerhalb des Konzerns durch 
andere KonzerogeseUscbaflen im Rahmen einer Querfinanzierung 
derzeit unterstützt würden. Diese Querfinanzierung ist aUerdings auf- 
grund der derzeit erwirtschafteten Renditen (vgl. Abbildung 2.1) und 
der Planungen der Deutschen Bahn AC^ den erzielten Gewinn der In- 
frastrukturbetreiber nachhaltig deuthch steigern zu woUen und zur 
wichtigsten Ertragssäule des DB-Konzems zu machen (vgl. Tz. 47), 
weder im Moment noch m Zukunft zu erwarten. Auch würde eine 
solche konzeminteme Quersubventionierung mittelfiistig w^ahr- 
schemhch Finanzierungsleistungen des Staates für die Infrastruktur 
verdrängen. Dies wäre aus der Perspektive der Deutschen Bahn AG 
kaum wünschenswert. 

33 Vgl. Hart, O./Tirole, J., Vertical Integration and Market Forcdosure, 
Brookmgs P^)ers on Economic Activity: Microeconomics, 1990, 
S. 205-286. 

3^ Eine Differenzierung ist beispielsweise über Mengenrabatte (vgl. 
Abschnitt 2.1.3), Komponenten der komplexen Infiastruktuipreissys- 
teme (vgl. Abschnitt 2.1. 1.4) oder für Leistungen möghch, die nur 
oder hai^tsächhch Wehbewerber nutzen. 

35 Um die Renditebeschränkung einzuhalten, existieren im Falle der 
Diskrimmierung durch überhöhte Preise neben diesen in anderen Be- 
reichen künsthch niedrig gehaltene Entgelte. Bei einer Sepanerung 
würden diese Bitgelte, die fest ausschheßhch die eigenen Konzem- 
gesellschaften zn entrichten haben, ent^irechend steigen. 
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fuiden, dass duich ein vertikale Separienuig Preisset- 
ziuigsanreize so verzerrt wlirdeii, dass es zu einer spürba- 
ren Erhöhung der Zngangspreise käme. Zumindest eine 
spürbare Belastung des bisherigen Wettbewerbs auf der 
Schiene durch höhere Zugangspreise wäre daliingehend 
auszuschließen. Im Gegenteil ist die Monopolkommis- 
sion der Meinung, dass aufgnuid der veimindeiten An- 
reize zm- Diskiiminieinng von Eisenbahnverkehrsgesell- 
schaften, die nicht dem DB-Konzeni angehören, von 
einer Treimung profitieren mid der Wettbewerb insgesamt 
gestärkt vüiide. 

1.2.5 Fazit: Vertikale Trennung durch Privati- 
sierung der Transportgesellschaften 

31 . Die Monopolkoimnission ist weiterhin der Auffas- 
simg, dass ein efiizienter Eisenbahiunarkt nur dami zu er- 
reichen ist, wemi Infra struktiu imd Verkehrsleistung ei- 
gentimisrechtlich getiemit voneinander bewditschaftet 
werden. 

32. Aus diesem Gnmd hat die Monopolkouimission das 
geplante Modell der Teilprivatisienuig der DB Mobility 
Logistics AG als einen ersten Schritt begrüßt, da es der 
Deutschen Balm AG nicht mehr möglich wäre, Kosten- 
hzw. Einnalmiepositionen beliebig iimerhalb des 
Konzerns zu veiiagem.^^ Dabei ist festzulialten, dass die 
Fomi der Privatisienuig entscheidend ist tmd eine klare 
Tremnmg von öffentlichen tmd privatwmtschaftlichen In- 
teressen bewhken muss. Zu diesem Zweck sollte die 
Transpoit- und Logistikspaite in privat\\^irtschaffliche 
Kontiolle überfiihit werden. Bereits eine Teilprivatisie- 
nmg der Transportsparte der Deutschen Balm AG verän- 
dert die Situation, da in diesem Falle die Eisenbahnver- 
kelmsimtemelmien der Deutschen Bahn AG individuell 
miter Rentabihtätsdruck stehen, der von privaten Kapital- 
gebem ausgeht. Bereits seit 1994 ist die Deutsche Bahn 
AG gesellschaftsrechtlich privatisiert. Die Anteile der 
Aktiengesellschaft liegen vollständig beim Btmd. Die ei- 
gentimisrechthche Piivatisiemng der Mobility- tmd Logis- 
tic s-Gesellschaffen der Deutschen Bahn AG wtirde eine 
veilikale Separienuig der derzeit im Konzemverbimd 
Deutsche Balm AG veitikal integiierten Infiastiuktur- 
tmd Verkelustmteniehmen bedeuten, hii Oktober 2008 
gab die Bimdesregieiiuig bekaimt, dass die bevorstehende 
Teilprivatisienuig der Deutschen Balm AG aufgnuid des 
schwieligen Maiktiunfeldes als Folge der eintietenden Fi- 
nanz- luid Wirtschaftskiise auf unbestimmte Zeit ver- 
schoben werden müsse, hi ihiem Koalitionsvertrag ver- 
einbarte die Biuidesregienuig, 2009 eine schrito^eise, 
erüagsoptimieite Privatisienuig der Transport- tmd Lo- 
gistikspaite einzuleiten, sobald der Kapitalmarkt dies zii- 
lässt.^^ Die Monopolkoiiunission begrüßt diese Pläne luid 
malmt an, die Kapitalmaiktbedingungen schnellstmöglich 
zu prüfen. Mit dem Modell einer Teilprivatisienuig von 
24,9 Prozent der DB Mobihty Logistics AG wtirde ein 
erster Schritt in Richtimg der’ notwendigen Tremnmg von 


36 Vgl. Moiiopolkommission, Weniger Staat, mehr Wettbewerb, Hai^t- 
gutachten 2006/2007, Baden-Baden, 2008, Tz. 1 ff. 

Vgl. Koalitionsveitrag von CDU, CSU und FDP, a. a. O., S. 37. 


öffentlichen und piivatwütschafflichen Interessen gegan- 
gen. Demioch bleibt wettbewerbspohtisch eine vollstän- 
dige Separation der hifrastniktur von den VerkehrsgeseU- 
schaffen wtinschenswert. Ohne diese bestehen weiterliin 
Diskriminieiimgsameize dmch die Infiastnikturbetiei- 
ber. 

Zur kurzfüstigen Veningerung der’ bestehenden Ineffi- 
zienzen fordert die Monopolkoimnission eine sofortige 
Auflösung der Finanzieiiuigsveiffechtimgen staatsnalier 
luid staatsfeiiier Teile der’ Deutschen Balm AG Die be- 
stehenden Behenschungs- und Gewimiabfiilu’ungs- 
veiträge^®, wonach in der Konzeniholding entsclueden 
werden kami, wie viel des Gewimis der hiffastnikturge- 
sellschaften an die Holding abgeftihrt werden muss, sieht 
die Monopolkommission als unvereinbar mit dem Ziel ei- 
nes liberalisierten Eisenbaluimaiktes an. 

1.3 Auswirkungen der Verzögerungen der 
Liberalisierung ausländischer Märkte 
auf Handlungsempfehlungen für 
nationale Entscheidungsträger 

33. Seit der Verabschiedimg der’ Richtlinie 91/440/ 
EWG^^, die den ersten Schritt zu einer einheithchen 
eiuopäischen Eisenbahnpohtik darstellt, haben sich die 
Eisenbalmmärkte in den EU-Mitghedstaaten sehi’ unter- 
schiedlich entwickelt. Disparitäten bezüghch der Libe- 
ralisieiung und der Reguliei’ungspraxis haben zu 
Unterschieden in der Öffhmig der Zugänge zui’ Eisenbahn- 
infrastruktur und zu imgleichen Wettbewerbsentoicklun- 
gen geflihrt. Die eiuopäischen Vorgaben WTirden teilweise 
kaum eifüllt mid an anderer Stelle mirden Maßnahmen 
über diese Vorgaben hinaus beschlossen. Die dmch den 
EntwTuf zur Neufassimg des ersten Eisenbahnpakets, die 
Klage der Emopäische Kommission gegen 13 Mitglied- 
staaten vor dem Emopäischen Gerichtshof^^ imd die spä- 
testens 2012 geplanten Maßnalmien zur Maiktöffiiimg 
der nationalen Schienenpersonenverkelire angesti ebte eu- 
ropaweite Haimonisienmg der gesetzlichen Rahmenbe- 
dingmigen stellen nach Ansicht der Monopolkoimnission 
vor diesem Hintergiimd eine notv^endige Voraussetzmig 
fiü- das langfristige Ziel eines einheitlichen europäischen 
Eisenbalmmarktes dar.^i 


Zwischen der Deutschen Bahn AG als KonzemobergesellsdiÄft und 
den Tochterunternehmen bestehen jeweils Beherrschungs- und Ge- 
winnabfiihiungsvertiäge. So kann die Deutsche Bahn AG darüber 
entscheiden, in welcher Höhe Gewinne bei den Töchtern anMlen 
und wie diese verwendet werden. Außerdem können beispielsweise 
Verluste der DB Mobihty Logistics AG oder der DB Netz AG durch 
die Deutsche Bahn AG ausgeghchen w^erden. Wegen dieser Aus- 
gleichspfhcht kann auch der InsolvenzfaU bei der DB Mobility Logi- 
stics AG nicht eintreten, solange die Deutsche Bahn AG selbst sol- 
vent ist. 

Richtlinie 91/440/EWG des Rates vom 29. Juh 1991 zur Entwick- 
lung der Eisenbahnuntemehmen der Gemeinschaft, ABI. EG Nr. L 237 
vom 24. August 1991, S. 25. 

^ Die Europäische Kommission hat am 24. Juni 2010 entschieden, 
Deutschland und zwölf weitere Mitghedstaaten vor dem Europäi- 
schen Gerichtshof zu veildagen, da Elemente des ersten Eisenbahn- 
pakets zur Maiktöffnung im Schienenverkehr nicht richtig umgesetzt 
worden seien; vgl. EU-Kommission, LP/ 10/807. 

Vgl. Abschmtt2.1.2.2. 
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34, Auch wenn die Ralinieiibedingungen ftir eine er- 
folgieiche WettbewerbsentiAdcklung in Deutschland nach 
Auffassimg der MonopoLkoinniission weiterhin nicht ge- 
geben sind, ist die Maiktöffiiung in einigen anderen EU- 
Mitgliedstaaten zweifelsfrei noch weniger foitgeschiit- 
ten.^^ Vor diesem Hintergmnd sieht die Deutsche Balm 
AG massive Wettbewerbsverzemmgen, die den nationa- 
len Eisenbaimen schaden. Auch die Monopolkommission 
fordert eme schnellstmögliche eiuopaweite MarktöfSumg 
aller’ Schienenverkelue, sieht jedoch in der bestehenden 
Situation keinen hhueichenden Ginnd fiir einen Wettbe- 
werbsschutz der Deutschen Bahn AG, der letztlich den 
Verbrauchen! schadet. 

35. Vonseiteri der Deutschen Bahn AG wnude gegen- 
über der Monopolkornmission argmnentiert, dass sich aus 
der asyrnmetiischen Öffnmig der europäischen Eiseri- 
balinmärkte erhebhche wirtschafthche Nachteile für im 
mtemationalen Wettbewerb agierende deutsche Bahnun- 
tenielmien ergäben. Die Deutsche Bahn AG bemängelt, 
dass sich EisenbahnverkehrsimtemehmeiL die selbst von 
abgeschotteten Heimatmärkten profitieren luid dort Mo- 
nopokenditen emirtschaften, am Wettbewerb in Deutsch- 
land beteiligen köimen. Das Unternehmen sieht dadiuch 
massive Wettbewerb sverzennngen rmd negative Auswk- 
kungen für den deutschen Scliienenpersonenverkehi'. Für 
nationale Eisenbahnverkehi'suntemehmen körmten daim 
Wettbewerbsnachteile bestehen, werm die in nicht geöff- 
neten ausländischen Märkten eiw^^irtschafteten Monopol- 
renten genutzt werden, tun in den deutschen Markt einzu- 
treten und hier Verdrängiuigswettbewerb diuch 
Kamp^reise zu gestalten. 

Diese Argumentation sieht die Monopolkommission je- 
doch als wenig überzeugend an, da die ausländischen Un- 
ternelmien ruiabhängig von in anderen Märkten emiit- 
schafteten Profiten keinen Anreiz haben, in Deutschland 
verlustbringend zu arbeiten. Dies wäre nur darm skm- 
voll, wemi tatsächlich auf eine langfristige Verdrängrmg 
der Deutschen Bahn AG rmd iluer Wettbewerber abge- 
zielt werden w^de. Dies ist jedoch nicht anzimehmen. 
hisbesondere da der Markt offen für’ Wettbewerber ist, 
d. h. bei ansteigenden Preisen inteniational agierende Un- 
tenielmien vergleiclisweise einfach wieder in den deut- 


Beispielswiese gibt der LiberaLisienmgsindex Bahn 20rr, a. a. O., 
unter den m T2. r? daigesteUten Vorbehalten einen Hinweis darauf, 
dass inneihalb Europas erhebliche Unterschiede m der Öfi&iung der 
jeweihgen Markte vorhegen. 

Wettbewerbsnachteile für deutsche Eisenbahnverkehrsunternehmen 
könnten m gewissem Ausmaß theoretisch auch dadurch entstehen, 
dass ausländische Unternehmen mit gesicherten Gewinnen im eige- 
nen Land bei Projekten in Deutschland weniger risikoavers agieren 
als solche, für die diese sehr wichtig sind. Anzumerken ist, dass eine 
vergleichbare Darstellung bisher m öffenthchen Diskussionen nicht 
vorgebracht wiirde. Obwohl die Deutsche Bahn AQ die weiterhm 
über einen Maridanteil von ca. 80 Prozent verfugt und durch langfris- 
tige Verträge sehr großen, mittelfristig sicheren Umsatz erwirtschaf- 
tet, von einer solchen Gegebenheit kaum negativ betroffen wäre, 
könnten auf diese Art Wettbewerbsnachteile für andere Eisenbahn- 
verkehrsuntemehmen bestehen. Diesen Wettbewerbsnachteilen he- 
gen aUgemeine Skalenvorteile großer Eisenbahnveikehrsuntemeh- 
men zugrunde, die durch das Erwirtschaften von Monopolrenditen 
zwar deuthch verstärkt, aber nicht ausgelöst werden. 


sehen Markt einketeii köimen, eischeint ein Verdiän- 
gungswettbewerb wenig erfolgversprechend. Auch 
argmnentiert die Deutsche Balm AG füi' ihie eigenen 
Pläne gerade umgekelu’t: Nach eigenen Angaben möchte 
der Konzern verstärkt im Ausland neue Märkte erschlie- 
ßen, auch mn mögliche Einbußen im Inland zu kompen- 
sieren. 

Unabhängig davon, ob tatsächlich wettbewerbspobtisch 
problematische Verzemmgen fiii- den deutschen Eisen- 
balininai’kt aus Disparitäten in der Liberabsienmg emo- 
päischer Märkte resultieren, ist das Agieren ausländischer 
Unteniehinen auf dem deutschen Markt in jedem Fall fiu- 
die deutsche Volkswirtschaft mit Wolilfalirtssteigenmgen 
verbimdeii. Der Wettbewerb, auch diuch ausländische 
Koiizemunteniehinen, scha:ffll zusätzliche Arbeitsplätze 
imd Wohlfahrtsgewiime dmeh Pieissenkungen. Davon 
profitiert die einheimische Volkswirtschaft. Dies wäre 
lunso mehr der Fall, weim ausländische Untemelunen tat- 
säclüich Gewimie ihrer Heimatinäikte in Deutschland in- 
vestieren wäiiden, um hier ihie Leistimgen zu iiiediigen 
Pieisen anbieten zu köimen.^ Dailiber hinaus fühlt ver- 
stärkter Wettbewerb gerade zu starken Anreizen zm Effi- 
zienzsteigeumg. Diese Effizienzsteigenmgen füluen im 
globalen Wettbewerb in anderen als dein deutschen Markt 
wiedeinm zu komparativen Vorteilen der deutschen Un- 
teinelmieii gegenüber ausländischen „Champions“, die 
sich in iluem Heiinatinarkt keinem Wettbewerb ausge- 
setzt sehen. So ist auch aus iiationalei’ Sicht die Fördeiimg 
des inländischen Wettbeweibs lAimscheiiswert. 

36. Die vorliegende Situation der imgleichmäßigen 
Mai'ktöffiiimgen in Emopa sollte nach Meinung dei’ Mo- 
nopolkommission damit keinerlei Auswirkungen auf die 
nationalen Handhmgen zm Weitei’fühnuig der Marktöff- 
nung haben. 

37. Dessen imgeachtet spricht sich die Monopolkom- 
missioii dafür aus, die Disparitäten in den Marktöffiimi- 
geii iimerhalb Europas sclmellstmöglich zu veningem. 
Dies sollte jedoch ausscliließlich dmch die besclilemiigte 
Liberalisienmg aller europäischer Eisenbahiimärkte ge- 
schehen mid nicht durch ein Ausbiemseii der Öffiiimg der 
deutschen Märkte unterstützt weiden. Im Gegenteil profi- 
tieren die Volkswiitschaft im Ganzen imd insbesondere 
die Verbraucher auch imter den bestehenden Ralmienbe- 
dingimgen von der weiteren Liberalisiei’ung des deut- 
schen Balimnai’ktes. 

2 Der Zugang zu Schieneninfrastruktur und 
Serviceeinrichtungen 

38. Ein zentrales Ziel des Staates ist es, die Wettbe- 
werbsföhigkeit des Eisenbahnsektors mid den Scliienen- 
verkehi’ zu stärken. Gnmdsätzbche Restriktionen des 


Vgl. Monopolkommission, Wettbewefbspolitik im Schatten ,,Natio- 
naler Chansons“, Haiq)t^tachteii 2002/2003, Baden-Baden, 2004, 
Tz. 1 ff. Auch wäre eine Situation, in der ausländische Unternehmen 
aufgrund ihrer gesicherten Gewinne in den Heimatmärkten m 
Deutschland weniger risikoavers agieren, für die deutsche Volkswirt- 
schaft vorteilhaft, da deutsche Geschäftsrisiken im Ausland getragen 
würdecL 
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Wettbewerbs auf allen Eiseiibalmverkelirsmärkten gehen 
von der monopolistischen Infiastmktiuebene des Eisen- 
balmverkelirs aus. Um ein effizientes Verkehrsangebot zu 
ermöglichen und dadurch den Verkehr auf der Schiene zu 
stärken, dürfen die nachgelageiten Märkte nicht von der 
Marktmacht des hifrastnikturbetieibers beeinflusst wer- 
den. Ein wettbewerbliches Regidieningskonzept sieht 
dazu eine Reguhei-ung der Schieneninfrastiuktui; Ser- 
viceeiiuichtimgen imd scliienenverkehisbezogenen Leis- 
timgen vor. Die Kontrolle der Entgelte tmd die Übeiwa- 
chung luid Gestaltung der Zugangsregeln smd die 
wesenthchen Bausteine Jeder Reguheimig. 

39. Die vom Staat finanzierte Eisenbahnhifia Struktur 
soll inöghchst intensiv genutzt werden. Dazu ist rieben 
marktkoriformen Zugangsbedingungen erforderlich, dass 
die Entgelte ziu Nutzung der Infiastrnktiu- nicht zu hoch 
sind, sich aber demioch aus den Entgeltehmahmen Mög- 
lichkeiten ziu- Fmanzier-ung der hifrastruktur ergeben. Da- 
her müssen die vorhandenen Mittel rnöghchst efiizient 
verw^endet werden. Die hifrastniktunmteinehmen des 
Btmdes werden gemäß Artikel 87e Absatz 3 Satz 1 GG 
als Wirtschaftsrmteniehmen in privatr echtlicher Form ge- 
führt rmd sollen dernentsprechend luiternehmerisch han- 
dehi. Gleichzeitig bilden diese Infiastruktiuen natürliche 
Monopole"^^ und die Unternehmen haben daher Anreize, 
Pr eise zum Nachteil der Infi astmktiuinitzung zu erhöhen. 
Auch körmten die Uritemelimeri ihre Monopolstellungen 
nutzen, um Effizienzaristrengrmgeri zu vermeiden. Diese 
Tendenzen zu monopolistischen Preiserhöhungen oder 
Efirzienzeinbußen stehen im klaren Gegensatz zu den 
Zielen des Staates. Vor diesem Hintergnuid ist eine Ent- 
geltregulienmg unerlässhch. Diese muss sich an für fiuik- 
tioniereride Wettbewerbsmärkte geltenden Maßstäben 
orientieren. 

40. Die wichtigsten Betreiber von Eisenbahnhifia Struk- 
tur sind die Infia Struktur gesellschaften der Deutschen 
Bahn AG: denen der ganz überwiegende Teil des Schie- 
nermetzes und der scliienenverkehrsbezogenen Ser\ice- 
ehuichtungen zugeordnet ist. Neben der regulieriuigsbe- 
dür’ftigen Monopolsituatiori der Eisenbahninfiastniktur 
steht deren dornhiierender Betreiber damit gleichzeitig 
auf den nachgelagerten Transportmärkten irn Wettbewerb. 
Daher hat das vertikal integrierte Unternehmen em hite- 
resse daran, die Marktrenteri zugimsteri der eigenen 
Verkelusgesellschaften zu beeinflussen. Dazu kami der 
Netzbetieiber die Entgelte imd Möglichkeiten der hifra- 
smiktuinutzung so gestalten, dass die Wettbewerber 
höhere Entgelte zu entrichten oder schlechtere Nutzmigs- 
möglichkeiten haben als die eigenen Trarispoituntemeh- 
meri. Es zeigt sich in diesem Kapitel, dass die vertikale In- 
tegration des dominierenden Akteuis Deutsche Balm AG 
mi Eisenbahmiiarkt die Anfordenmgen an die Regulie- 
nmg erheblich beeinflusst. Teilweise werden dabei die 
Grenzen der Regulieiimg oflenbar. Die Moriopolkomniis- 
sion vertritt daher weiterhin die Auffassung, dass ein effi- 
zienter Eisenbahrmiarkt nur’ dami zu erreichen ist, werm 


Zu erwähnen ist an dieser Stelle, dass in Bezug auf Serviceeinncli- 
tungen nicht m jedem FaU ein natürhches Monopol vorliegt. Dies ist 
in der Regulierung entsprechend zu berücksichtigen; vgl. T^. 208. 
Die aUgemeine DarsteUung dieses Abschnitts bezieht sich nur auf In- 
frastrukturen, die eine Essential Facility bilden 


hifrastniktur imd Verkelusleistung eigentumsrechtlich ge- 
trennt voneinander bewirtschaftet werden. Solange diese 
Tremnmg nicht erfolgt ist, bedar f es einer integr ierten Be- 
trachtiuig potenzieller Missbrauchstatbestände. Vor die- 
sem Hintergnmd wird im vorliegenden Kapitel überprüft, 
inwieweit die bestehende Reguhenmg sowolil der Ent- 
gelte als auch der Zugarigsbedirigimgen geeignet ist, Wett- 
bewerbshirideniissen entgegenzuwirken.^^ Irn Zuge des- 
sen werden aktuell vorgeschlagene Verändenmgen des 
Reguheinngsrahrnens imd Alternativen dargestellt imd 
diskutiert. 

2.1 Entgeltregulierung 

41 . Der Wettbewerb auf den nachgelagerten Verkehrs- 
rnärkten muss von der Marktmacht der Infiastniktur ebene 
imbeeiriflusst bleiben, damit ein effizientes Verkelirsange- 
bot möglich ist. Betreiber von hifl’astr’uktur’einrichturigeri 
imd schienenverkehrsbezogenen Ser\iceeinrichturigen 
imterhegen in Deutschland daher einer Regiilieriuig der 
Entgelte. Die Entgeltreguhernng verfolgt das Ziel, den 
Handhmgsspiehaum bei der Preissetzung zu begrenzen, 
der sich den Eiseribalmmfiastnikturuntemehmeri diuch 
ihre Marktmacht bietet. Die Regelungen dazu finden sich 
im Allgemeinen Eisenbahngesetz imd in der Eisenbahriin- 
fi’astniktur’-Benutzimgsverordnung (EIBV)^® luid werden 
nach § 14b AEG von der Bundesnetzagentur überw^acht. 

42. Bereits in ihren vergangenen Sondergutachten zur 
Eisenbahn hat sich die Monopolkommission mit den Vor- 
schriften der Entgeltregulienmg beschäftigt imd auf drin- 
genden Bedarf ziu Vereirifachimg imd Klarstelhmg der 
Systematik hirigewiesen.^® Dabei hat sie insbesondere im 
letzten Gutachten die bestehende Entgeltregulienmg in- 
tensiv analysiert imd Perspektiven imd konkrete Harid- 
hmgsempfehlimgen herausgearbeitet. Seitdem sind von 
nationalen Entscheidiuigsträgeni keine Impulse mit ent- 
scheidenden Wirkungen flu das Entgeltreguherungssys- 
tem ausgegangen, sodass die von der Monopolkommis- 
sion bereits dargelegteri Hindernisse imd Perspektiven 
größtenteils weiterhin bestehen.^^ 

43. Die Diskussionen um die Anwendung des bestehen- 
den Systems und mögliche Verändenmgen haben sich 
imterdessen fortgesetzt. Im Mittelpunkt steht dabei die 
Bestirnmimg der Kapitalkosten im Eisenbahninfiastriik- 
tiirbereich. Neben der mit der bevorstehenden Aktiialisie- 
nmg des sog. ersten europäischen Eisenbahnpakets ver- 
bundenen Präzisienmg der Entgeltieguhenmg wild 


^ Vgl. Absdmitt r .2. 

Vgl. die Abschnitte 2.1 und2.2. 

^ Verordnung über den dislmmmieriingsfi^ien Zugang zur Eisenbahn- 
infr^struktur und über die Grundsätze zur Eihebung von Entgelt für 
die Benutzung der Ei senb ahumfr asfriildiir vom 3. Juni 2005, BGBl. I 
S. 1566; geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 3. Juni 2009, 
BGBl. IS. 1235. 

Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 48, a. a. O., T^. 193; 
Sondergutachten 55, a. a. O., Tz. 234 ff. 

Gleichwohl hat die derzeitige Bundesregierung eine Veränderung des 
bestehenden Reguherungsrechts im Koahtionsvertrag angekündigt; 
vgl. Koahtionsvertrag von CDU, CSU und FDP, a. a. O., S. 38 . So ist 
konkret die Emliihrung emer Anreizreguherung geplant (vgl. 
T^. 84). Außerdem süU die Reguherung des Zugangs zu Serviceein- 
nchtungen und des Bezugs von Bahnstrom verändert weiden. 
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weiterhin die Einfiihnmg einer preisorientierten Regulie- 
nmg insbesondere im Zusaminenhang mit der geschlosse- 
nen Leistungs- und Finanzieimigsvereinbanuig diskutiert. 
Mit diesem Thema hat sich die Monopolkoinmission be- 
reits in üireiu letzten Gutachten befasst.^ ' Ebenso hat sie 
sich bereits mit der Problematik des Eisenbahnstroms 
auseLnandergesetzt. Ende 2010 hat nun der Biuidesge- 
richtshof eine langwierige Ansemandersetzung beendet 
mid entscliieden, dass die Bimdesnetzagentui’ ftii- die 
KontioUe der Entgeltberechinmg der Bahnstiomfenilei- 
timgsnetze nach dem Energiewiitschaftsgesetz zuständig 
ist. Die genamiten Entwicklungen werden daher auf Basis 
der bereits hi der Vergangenheit durchgeführten Untersu- 
chungen in diesem Kapitel dargestellt luid analysiert. 

44 . Eine Stärkung des Schienenverkehrs in Deutschland 
kaim niu eneicht werden, weim die Entgelte zur Nutzimg 
der staatlich finanzierten Eisenbahninfi’astiuktur nicht zu 
hoch sind luid die Mittel möghchst effizient eingesetzt 
werden. Aufgnuid des vorhegenden natüiiichen Mono- 
pols und dei’ dadurch bestehenden Tendenzen zu monopo- 
listischen Pieisbildiuigen ist eine Entgeltregulieiimg not- 
wendig. Zusätzlich zu dieser Monopolsituation ist zu 
beiticksichtigeiL dass die Deutsche Bahn AG als domi- 
nierender Eisenbalininfrastnikturbetieiber gleichzeitig 
auf den nachgelagerten Verkelnsmärkten aktiv ist imd 
dementsprechend Anreize bestehen, die Maikhenten zu- 
gimsten der eigenen Verkehrsiuitemehmen zu beeinflus- 
sen. Da dies durch eine diskriminierende Ausgestaltimg 
der Zugangsentgelte geschehen kann, beehifiusst die ver- 
tikal integiieite Stniktui’ der Deutsche Bahn AG die An- 
fordenmgen an die Entgeltregulieirmg in hohem Maße. 
Die Macht- und Handlimgsspiehäiune, die sich aufgnuid 
des natürlichen Monopols im Bereich der Eisenbahninfra- 
struktur’ ergeben, bestimmen maßgeblich die notw^endige 
Intensität der Reguheinng. Auf dem Eisenbahmnarkt ist 
in Bezug hierauf insbesondere der intermodale Wettbe- 
werb luid die bis vor einiger Zeit schw^ache Rentabihtät 
der Eisenbahninfiastniktiuimtemehmen relevant. 

45 . Das teilw^eise vorgebrachte Argument, dass bereits 
der intermodale Wettbewerb die Preissetzimg der Eiseri- 
balininfiastniktiubetreiber ausreichend diszipliniert, ist 
aus Sicht der Monopolkommission w^enig überzeugend. 
Bereits in iluem letzten Gutachten kam die Monopolkom- 
mission zu dem Ergebnis, dass der intermodale Wettbe- 
werb kehl ausreichendes Substitut für intiamodalen Wett- 
bew^erb darstellt.^^ In ehizelnen Teilsegmenten der 
Verkelu’smärkte ist eine erfieulich hohe Intensität des 
Wettbew^erbs verschiedener Verkehrsträger durchaus ge- 
geben. Letztlich gilt dies jedoch weder fiu das gesamte 
Netz noch für einen überwiegenden Teil aller Markt- 
segmente. So wnrden zwm in Studien Interdependenzen 
zwischen ,3illigfliegeiiT' imd dem Eisenbahnverkehr als 
hoch bew^eitet. Allerdings kömien andere Verkehi’sträger, 
wie beispielsweise der Elug\"erkehr, zum Teil nicht die 
gleichen Relationen bedienen wie der Schienenverkehr. 


5 ^ VgL MbDüfx>lkoinii]iissic(n, Sondagotachfceii 55, a. a_ O., iÜaschmJtt 5 J . 1 . 
Dazu wurde bereits im vergangenen Gutachten eine ausführliche 
Analyse durchgefuhrt; vgL Monopolkominission, Scmdergutachten 55, 
a. a. O.^ Ahschnitt 5.1. 


Es ist daher anzimehmen, dass eine hohe mtemiodale 
Wettbew^erbsintensität nicht gleicheimaßen für das ge- 
samte Netz besteht. Daher verbleiben Preissetzungsspiel- 
räume fiir den dominieienden Anbietei'. Das generelle Erfor- 
dernis einer Entgeltreguhenuig im Eisenbaluiverkehr wird 
diu’ch den intemiodalen Wettbewerb nicht aufgehoben. 

46 . Die langfiistige Rentabilität wichtiger Eisenbahnin- 
frastiuktuiimteinehmen wird teilw^eise als Indikator fiu 
die Marktmacht des hifrastnikturanbieters gesehen und 
eine geringe Rentabihtät dementsprechend als Hinweis 
darauf, dass ein Pieishöhemiiissbrauch nicht zu eiw^aiten 
imd daher eine Entgeltreguheinng entbehrlich sei. Nach- 
dem die Rentabihtät der wichtigsten Eisenbalininfrastruk- 
turbeti eiber Deutsclüands, der DB Netz AG imd der DB 
Station & Service AGl in der Vergangenheit tatsächlich 
sehr- gering w^ar, ist diese in den letzten Jahr en deutlich 
angestiegen. 

Die beiden mit Abstand größten hifiastr-uktm-betreiber 
koimteri in den letzten Jaluen ilire Renditen steigern imd 
deuthch positive Geschäfts ergebnisse erzielen (vgl. Ab- 
bildung 2.1). Die DB Netz AG komite 2007 erstmals in 
der Untemehmensgeschichte ein positives Ergebnis aus- 
weisen und ihre Eigenkapitahendite (vor Steuern) im Jahr 
2009 auf über 11,5 Prozent erhöhen, bevor diese in 2010 
erstmahg seit 2005 irn Jahres vergleich nicht deutlich an- 
stieg, sondern auf 0,5 Prozent absackte. Ob eher die hohe 
Rendite 2009 oder die niedrige Rendite 2010 eine Aus- 
nalmie darstellt, kaim auf Giimdlage der bekamiten hifor- 
matiorien nicht abschheßend beurteilt werden. Die Eigen- 
kapitahendite der DB Station & Seivice AG zeigt trotz 
einiger Schwankmigen eine klar steigende Tendenz, wo- 
bei das Unternehmen bereits seit 2003 stets Überschüsse 
verbuchen komite. Die EigeDkapitahentabilität des Unter- 
nehmens betrug zuletzt fast 10 Prozent. Begleitet wur- 
den diese über die letzten zehn Jahr e gnuidsätzhch stei- 
genden Renditen der hifrastniktunmteinehmen von 
deuthcheri Erhöhungen der Trassenentgelte. Die mittleren 
Entgelte stiegen von 2002 bis 2010 je nach Verkehrsseg- 
merit real tun 6 bis 19 Prozent. 


Die GesamtkapitaJreuditen der Untemehmeu weisen vergleichbare 
Entwicklungen auf. Die Gesamtkapitalrendite der DB Netz AG (oh- 
ne Berücksichtigung von zinslos zur Verfügung gestelltem Fremdka- 
pital) ist seit 2004 positiv, stieg bis 2009 kontinuieriich auf etwa 
8 Prozent an und fiel in 2010 auf 3 Prozent. Jm FaUe der DB Station 
& Seivice AG ist die ParaUehtät der Entwicklungen noch deutlicher. 
Die Gesamtkapitalrendite lag dort zuletzt bei über 8,5 Prozent. Die 
Entwicklungen der Renditen sind über die Jahre durch eine Reihe 
von Sondereffekten beeinflusst (bei^elsweise die Auflösung von 
Rückstellungen, die veränderte Bewrertung der Rückstellungen durch 
die erstmahge Anwendung des Bilanzrechtsmodemisierungsgesetzes 
(BilMoG), die Neuzuordnung der Immobilien innerhalb des DB^ 
Konzerns, die Neustrukturierung der Konzemumlage, die Abrech- 
nung von fertiggestellten Großprojekten, Verkäufe und Rückerwer- 
bungen von Immobilien, die Bildung von Risikovorsorg^ etc ), so- 
dass die Rentabihtät emes emzelnen Jahres wenig aussagekräftig sein 
kam. Die dargestellte langfiistige Entwicklmg, in der sich diese Ef- 
fekte m gewissen Grenzen ausgleichen sollten, lässt democh einge- 
schränkt Rückschlüsse zu. 

^ Die nominalen Entgeltsteigeningen betrugen zwischen 20 und 
34 Prozent, während die allgememe Inflation für diesen Zeitraum bei 
etwa 13 Prozent lag; vgl. BNetzA, Marktuntersuchung Eisenbahnen 
2010, Dezember 2010, S. 34. 
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Abbildung 2. 1 

Eigen kapitalre nt abilität (vor Stenern) der Eisenbahninfi astriiktnrnntei nelimen der Deutschen Bahn AG 



-■-DB Netz AG -»-DB Station & Service AG 

Quellen: DB Netz AG imd DB Station & Service AG, Geschäftsberichte 2001 bis 2010; eigene Darstellung und Berechnungen 


47. Die Rentabilität der mchtigsten Eisenbahninfira- 
süuktuibetreibei ist bis 2009 offensichtlich deutlich luid 
kontinuieilich gestiegen. Die vergleichsweise geringe 
Rendite der DB Netz AG in 2010 lässt dabei nicht die 
Sclilussfolgenmg des Endes eines langfristig steigenden 
Trends zu, da die Renditen dmch eine Reihe von Soiider- 
effekteii beeinflusst sind und so die Rentabihtät eines ein- 
zelnen Jahres wenig aiissageki’äffig ist.^^ Wie sich die 
Renditen weitereiitwickeln werden, kann auf Giiindlage 
der bekannten hifonnationeii nicht abschheßend beurteilt 
werden. Nach Presseberichten hat die Deutsche Bahn AG 
jedoch aiigeküiidigt, den Gewhm der hifiastiuktuibetrei- 
ber nachhaltig deutlich steigern zu wollen und ziu wich- 
tigsten Ertragssäule des DB-Konzems zu machen. Eine 
langfristig extiein geringe Rentabilität ist vor diesem Hin- 
tergiimd nicht zu eiwarten und so nach Auffassiuig der 
Monopolkommissioii eine effektive Entgeltregulienmg 
der Eiseiibalininfr’astiuktiu imeriässlich. 

48. hl Bezug auf die Rentabilität der Deutschen Bahn 
AG muss außerdem die massive Bezuschussimg aus öf- 


=5 Vgl. Fn. 53. 

56 Vgl. Klimm, L., Bahn schöpft Monopolgewinne ab. Financial Times 
Deutschland, 18. Dezember 2009; Doll, N., Netzagentur macht Gm- 
bes Gewinnplanung zunichte. Die Welt, 20. August 2010; Klimm, L., 
Bahn känq)ft um Netzgewinne, Financial Tunes Deutschland, 28. Ja- 
nuar 2011. 


fentlichen Mitteln berücksichtigt werden. Die Eiseiibahn- 
infrastruktur friianzieit sich maßgebhch aus diei Quellen. 
Dies sind zum Ersten die bei den Kunden erzielten Ent- 
gelte, zimi Zweiten dfrekte Subventionen für’ die Eisen- 
baluiinfiastniktm- und zum Dritten die indiiekten Subven- 
tionen der Persoiiemiahverkelirsimtemelimeii in Fonn 
von Bestelleieiitgelten. Konkret erzielt die DB Netz AG 
Schätzungen zufolge weniger als 60 Prozent ihrer gesam- 
ten Finanzmittel aus Umsatzerlösen, wäluend der resth- 
che Bedarf aus direkten Subventionen gedeckt wird. Die 
Regelungen der Finanzieiimg der Bestaiidsinfrasti'uktui- 
rmd deren Neu- mid Ausbau finden sich im Bimdesscliie- 
neiiwegeausbaugesetz (BSWAG)^^. Grundlage füi' die 
Wahl der finanzierten Scliieneimege ist der Bimdesver- 
keluswegeplan, der in eiiieni füiiQährigen Turnus die Ver- 
kelusprojekte vorgibt. Neben Baukostenzuschüssen stel- 
len die pauschalen Bimdesbeüiilfen eine wichtige 
Fmanzieinngsquelle füi' fristandhaltungsaufrv^eiidungen 
imd Ersatzinvestitionen dar. Deren Höhe WTude dmch den 
Abschluss der Leistungs- rmd Fmaiizienmgsvereinbanmg 
(LuFV) zwischen Bund und Deutscher Balm AG festge- 
legt. Durch die Leistimgs- imd Finanzienmgsvereinba- 
iimg wh’d die Finanzieiiing der Deutschen Balm AG auf 
eine nachhaltige Kosteiibasis gestellt. 


Gesetz über den Ausbau der Schienenwege des Bundes vom 1 5. No- 
vember 1993, BGBl. I S. 1874; zuletzt geändert durch Artikel 309 
der Verordnung vom 31. Oktober 2006, BGBl. I S. 2407. 
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2.1.1 Die bestehende Regulierung der 
Infrastrukturentgelte 

49. hl der Veigaiigenheit hat die Monopolkonunission 
bereits daiaiif liiiigewiesen, dass die rechtlichen Vorgaben 
zui' Höhe lind StnLktuiieinng der Zugangsentgelte schwer 
zu hiteipretieren und nicht hei von Widerspiiichen sind.^® 
So veiniag die Bimdesnetzageiitur auf Basis des beste- 
henden EntgelUeguliemngssystems niu imter erschweiten 
Bedingiuigen inissbräuchliche mid diskiiniinierende Ent- 
gelte aufeudecken. Es felüt insbesondere an eindeutigen 
Vorgaben, die den Diskrhninienmgstatbestand opera- 
tionalisieren. Die Monopolkoininission hat dement- 
sprechend in ihieni letzten Sondergutachten ziun Eisen- 
balinmarkt diesen Handlungsbedarf aufgezeigt und 
Empfelüungen für Verändenuigen des Systems gegeben. 
Dennoch winde der rechtliche Ralmien der Entgelüegu- 
lienmg seither nicht entscheidend verändert. 

2.1 .1.1 Der rechtliche Rahmen der 
Entgeltregulierung 

50. Auf Ginndlage europäischer Vorgaben (insbeson- 
dere der Richtlinie 2001/14/EG) hat der Gesetzgeber im 
Jahi' 2005 \br Schriften zu einer Entgeltkonti olle von 
Schienenwegen, Seiviceeiniichtimgen, Zusatz- tmd 
Nebenleistungen in die einschlägigen deutschen Rechts- 
normen Allgemeines Eisenbalmgesetz und Eisenbahn- 
hifrastmktur-Benutzungsverordmmg aufgenommen. Im 
deutschen Recht findet sich die Normienuig der Entgelt- 
reguheiimg in § 14 Absatz 4 AEG fiir Betreiber von 
Schienenwegen mid in § 14 Absatz 5 AEG fiii' Beheiber 
von Sendceeinrichtimgen.^^ Die Einhaltmig der gesetzh- 
chen Vorgaben wird von der Bimdesnetzageiitur’ über- 
wacht. Jede Entgeltfestsetzimg oder -verändenmg bedarf 
dabei der Zustimmung der Bimdesnetzagentiu, d. h. die 
Entgelte zur Nutzimg der hrfiastiuktiu werden ex ante re- 
guhert. Zusätzlich besteht die Möghclikeit einer Ex-post- 
Übeipriifiuig gemäß § 14f Absatz 1 AEG. 

51 . Die Systematik der Entgeltregulienuig rmterliegt er- 
heblichen hiterpretationsspiehäumen, die deren Wirk- 
samkeit einschränken. Gnmdlegend fiii- dieses Problem 
ist dabei der Konflikt zwischen Vollkosteri- mid hikre- 
mentaLkostenansatz. Dabei wild nach vorheirschender 
Meiinmg auf Grimdlage von § 14 Absatz 4 Satz 1 AEG 
für deutsche Schienenwegbetreiber von einem Vollkos- 
tenansatz für’ die Bemessimg der Entgelte ausgegangen, 
bei dem die Betreiber von hifiastruktm’ die Kosten für 
üire Pflichtleistimgen einschließlich einer marktüblichen 
Rendite auf die Zugangspreise mnlegen dürfen.^ Den- 
noch zieht sich auch die Orientierung an einem hikiemen- 
talkosteriansatz dmch die Eoimulienmg „Kosten, die un- 
mittelbar aufgnmd des Zugbeti’iebs anfalleri” durch die 
Vorgaben aller relevanten Noiintexte.^^ Überwiegend 


58 VgL Mcmopolkommissioii, Scnidagutacliteii 55, a_ a. O., Abschnitt 5.2. 
In den §§ 20 bis 24 scfwie den Anlagm r und 2 EIBV wird die Ent- 
geltbestimmung weiter konkretisiert. 

^ Im europäischen Unionsrecht wird der VoUkostenmaßstab insofern 
präzisiert, als dass etwaige staatliche Finanzierungen gemäß 
Artikel 6 Absatz 1 Unterabs. 1 EL 2001/14/EG von den ’Vbllkosten ab- 
zuziehen sind. EJies güt ^wohl für die Schienenwege als auch für Ser- 
viceeinrichtungen, da das Unionsrecht hier keine Unterscheidung triffl. 
Unter anderem findet sich dieser Konflikt in den Sätzen 2 und 3 des 
§ 14 Absatz 4 AEG 


wh’d die Aiischauimg veitieteii, dass von einem VoUkos- 
tenaiisatz auszugeheu ist mid die hifiastniktmbetreiber 
dementsprechend Aufsclüäge auf die hikrementalkosten 
erheben können, die zu einer vollständigen Deckimg aller 
anfallenden Kosten führen. 

52. Da eine detaillierte Einzelpreisgenehmigimg fiü' je- 
des Tiassenentgelt nicht praktikabel ist, existieren füi’ die 
Ex-ante-Reguhenmg der Schienenwege Entgeltgnmd- 
sätze zur Pieisfestsetzmig, die vom Infiastnikturbetieiber 
bei der Stiukturienmg der Entgelte ehizulialten sind. Die 
Entgeltgiiindsätze gemäß §§ 21 mid 22 EIBV geben dabei 
die Veiteümig der Fixkosten auf die einzelnen Zugleis- 
timgen vor. Zusätzlich gibt dei’ Entgeltmaßstab an, welche 
Kosten insgesamt auf die erhobenen Entgelte zu verteilen 
sind. Dabei w^ird wie dargestellt für deutsche Schienen- 
wegbetreiber von einem Vollkostenansatz füi’ die Bemes- 
smig der Entgelte ausgegangen. Auf Grimdlage der sich 
daraus ergebenden Obergrenze füi’ die kmnulierten Zu- 
gangsentgelte stiuktmieren die Entgeltgrundsätze die Zu- 
sammensetzmig der Entgelte noimativ. Dazu gibt § 14 
Absatz 4 AEG nach vorheiTschender Meinung ein 
kastenprinzip“ der Entgeltiegulieiiuig vor. Ausgangs- 
punkt sind gemäß § 14 Absatz 4 Satz 2 AEG die umnittel- 
bar aufgnmd des Zugbetiiebs anfallenden variablen 
Kostenbestandteile. Zm’ Fixkostendeckmig w^erden dann 
Zuschläge entsprechend den Entgeltgnmdsätzen erhoben. 
Vor diesem Hintergiimd piüft die Bundesnetzagentm an- 
hand des Entgeltmaßstabs die Höhe der Entgelte mid an- 
hand der Entgeltgnmdsätze üire Stmktmienmg. 

53. Im Gegensatz zmn Entgeltmaßstab des europäi- 
schen Umonsrechts in Aitikel 6 Absatz 1 RL 2001/14/EG 
imterscheidet das deutsche Eisenbahmecht exphzit zwi- 
schen Sclüenenwegen und Seiviceeiiuichtimgen. So exis- 
tiert füi’ Beüeiber von Seiviceeiiuichtmigen kein Entgelt- 
maßstab in Höhe einer absoluten Vollkostenobeigrenze, 
sondern gemäß § 14 Absatz 5 Satz 1 AEG lediglich ein 
allgemeines Missbrauchsverbot für die Bemessung der 
Entgelte. Dieses erfasst sowolü Preishöhenmissbrauch als 

auch Behindenmgsmissbrauch.®2 Missbraucliskon- 

ti’olle ist für den Regulierer sein- schwer durclifühibar, da 
übeiprüft werden muss, ob die Entgelte denen in einer 
Wettbew^erbssituation entsprechen.^^ 

54. Das genaue Entgeltsystem, das hier nm hi Grmidzü- 
gen dargestellt wnude, ist ausgesprochen komplex mid die 
Vielzahl der bestehenden komplementären Vorschriften 


In älteren Fassungen deutete die Formulierang von § 14 Absatz 5 
Satz 2 AEG darauf hm, dass der Scliwerpuiild der Bestimmung auf 
dem Verbot des Behindenmgsmissbrauchs liegen sollte. Dies wurde 
dahingehend geändert, dass mm explizit auch Preishöhenmissbrauch 
Erwrähnung findet; vgl. Viertes Gesetz zur Änderung des Allgemei- 
nen Eisenbahngesetzes vom 19. Mai 2009, BGBl. I S. 1100, das seit 
29. Mai 2009 güt. 

Neben Schienenwegen und Serviceeinnchtungen unterscheiden die 
Entgeltvorschriflen außerdem Zusatz- und Nebenleistungen (bei- 
spielsweise die Versorgung mit BrennstofFen oder die technische In- 
spektion des Eo l Ima tm als) die fakultativ erbracht werden. Nur für 
Zusatzleistungen besteht em Diskriminierungsverbot, die Höhe der 
Entgelte unterliegt nach deutschem Recht keiner Reguherung. Da die 
Richtlmie 200 1/1 4/EG bei der Definition des Vollkostenansatzes den 
Entgeltmaßstab ausschheßhch auf Infiastrukturbetreiber bezieht, 
kann davon ausgegangen werden, dass dieser Ansatz für Zusatz- und 
Nebenleistungen kerne Anwendung findet, solange diese keine direk- 
te Infiastrukturbindung aufweisen 
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erzeugt einen erheblichen Inteipietationsbedaif.^^ Zu be- 
tonen ist, dass dieses Konzept kaum geeignet ist, die 
Übeiprihbarkeit der Zusammensetzung der Entgelte zu 
gewährleisten. Klare Kiiterien der Entgeltfestsetzmig 
sind daher erforderlich. 

2. 1.1. 2 Fehlende Anreize zur effizienten 
Leistungserstellung 

55. Der sich aus § 14 Absatz 4 Satz 1 AEG bzw. Alikel 6 
Absatz 1 RL 2001 /14/EG ergebende Vollkostenansatz fiir 
die Bemesstmg der Entgelte unterscheidet mcht zwischen 
effizienten und ineffizienten Kosten. Um efihzientes Wiit- 
schaften zu fördern, werden in anderen reguherten hidus- 
tiien beispielsweise niu die „Kosten der effizienten 
Leistungserstelhmg“ als Maßstab anerkaimt. Das Eisen- 
baliniecht sieht dagegen keine derartigen Effizienzkos- 
tenansätze vor. AUerdings fordert Artikel 6 Absatz 2 RL 
2001/14/EG, den hifrastrukturbetieibem Aiueize zur Sen- 
kung der imt der Faluwegbereitstelhmg verbimdenen 
Kosten imd Zugangsentgelte zu geben. Dazu werden den 
Mitgliedstaaten in Artikel 6 Absatz 3 RL 200 1/1 4/EG 
zwei Alternativen emiöghcht: Diese Aiueize können ent- 
weder diuch veitraghche Vereinbanuigen mit mindestens 
dieijäluiger Laufzeit umgesetzt werden, welche die zu- 
ständige Behörde nut den Infiastiiiktiubetieibein schließt 
imd die staathche Finanzienmg regelt; alternativ können 
diese Ameize diuch aufsichtsrechthche Maßnahmen imd 
entsprechende Befugnisse gesetzt werden. Der generelle 
Konflikt zv^üschen den Vorgaben zu Anreizelenienten imd 
der Bemessung der Zugangspreise in Höhe der dem Mo- 
nopolisten tatsächlich entstehenden Vollkosten ist nur 
diuch eine zeitliche Abfolge in dem Siime aufeulösen, 
dass zunächst die Vollkosten berücksichtigt luid im An- 
schluss Ameizfaktoren eingebimden werden. 

56. Im deutschen Eisenbahiuecht ist die Einbindimg 
von Anreizelenienten ferner nicht einheitlich diuchge- 
fiihit worden. Fiii’ das Schienemietz existieren keine ex- 
pliziten Vorgaben, aus denen sich Anieizelemente für die 
Netzbetreiber herleiten lassen. Der Bundesnetzagentui’ ist 
ein kritisches Hinterfragen der konkreten Höhe der veran- 
schlagten Kosten im Hinblick auf Effizienzgesichts - 
piuikte ebenso wenig möghch, wie Prodiiktivitäts- 
fortscluitte einzufordem oder sich erbrachte 
Produkthitätssteigenuigen in Kostenmhideiung imd 
Preissenkung nachweisen zu lassen. 

Auch in Bezug auf die Entgelh egiiliernng der Serviceeiu- 
richtiuigen smd die Arueizuirkungen ziu Effizienzsteige- 
nmg und Entgeltsenkung relativ begrenzt, hn deutschen 
Recht wird hier von der VbUkostendeckiuig des Unions- 
rechts abgewichen. Es besteht lediglich ehi Missbiauchs- 
verbot. Theoretisch kömite ein Verbot des Pieishöhen- 
missbrauchs Effizienzameize setzen, da diese in der 
hypothetischen Wettbeweibssituation vorlägen, die als 
Vei’gleichssituation fiu den Reguliere!’ dient. Allerdings 


^ Eine detaillierte DarsteUimg des rechtlidien Rahmens der Entgeltre- 
gulierung gibt Monopolkommission, Sondergutachten 55, a. a. O., 

Tz. 182 flf. 

65 Ygl. Monopolkammission, Sondergutachten 55, a. a. O., T^. 193. 


ist der Nachweis des Missbrauchs durch ineffiziente Res- 
soui’cenverwendiuig durch die Regulienmgsbehörde 
kaum zu erbringen. 

57. Insgesamt lassen sich aus dem deutschen Regiilie- 
nmgsrecht kerne starken Aiueize ziu Senkimg der nut der 
Fahr\;vegbereitstelhmg verbimdenen Kosten und der Zu- 
gangsentgelte ableiten. Nach Auffassimg der Monopol- 
konmussion winden die Vorgaben aus dem Unionsrecht 
hinsichthch Effizienzarueizen für den deutschen Balm- 
markt niu imvollkonmien umgesetzt. 

2. 1.1. 3 Missbrauchspotenziale im bestehenden 
Regulierungsrecht 

58. Ein giundlegendes Problem der bestehenden Regu- 
lierimg der Entgelte ist der gescliilderte Konflikt zwi- 
schen Vollkosten- luid hikreinentalkostenansatz. Ökono- 
nusch ist ein Pieis in Höhe der Grenzkosteii effizient, da 
kehl Zugangsberechtigter, der bereit ist, die durch seinen 
Zugang zusätzlich venusachten Kosten zu tragen, von der 
Nutzung der hifi astiiLktiu ausgeschlossen wird. Aiifgnmd 
der hohen Fixkosten der Eisenbalminfrastniktiu sind der- 
artige Pieise aUerdings bei Weitem nicht kostendeckend, 
sodass die BereitsteUung dei’ In&’astmktiu zu Inkreinen- 
talkosten mu inöghch wäre, w^eim die Fixkosteii vollstän- 
dig andeiweitig finanziert werden köimten. 

59 . Ftii' die Veiteihuig dei’ Aufscliläge auf die Inkremen- 
talkosten ist relevant, ob der Betreiber dei’ hifrastniktiu 
veitikal integriert ist. Ist dies mcht der Fall, whd ehr ra- 
tionaler hifi’astniktui’betreiber für w^enig pieissensible Ei- 
senbahiivei’kehi’sgeseUschaften besonders hohe Auf- 
schläge wählen. Dadiuch werden bei Berücksichtigiuig 
des Eiitgeltinaßstabs Zugangsentgelte Ramsey-Pieisen 
entsprechen imd gegenüber der effizienten Preissetzimg 
in Höhe der Greiizkosten zu geringen Wolüfahrtsverlus- 
ten fühlen. Ein veitikal integiiertes Unternehmen hat 
dagegen einen Aiueiz, die Wettbew^erber der eigenen Ver- 
kelu’sgesellschaften zu diskriinhueren, indem für diese 
möglichst hohe Aufschläge gewählt w^erden. So kömite 
ein iutegiieiter Anbieter von Infiastmktiu und Verkelus- 
leistimgen, wie die Deutsche Balm AG, entstehende Kos- 
ten aus Bereichen, in denen die eigenen Transportgesell- 
schaften stark oder fast ausscliließlich veffieten sind, in 
Bereiche verlagern, in denen sich Wettbew^erb entwickelt 
hat. Dadiuch würde das Untemehmen Anteile an den Fix- 
kosten übeipropoitional an die Wettbewerber der eigenen 
Transpoitimtemelmien w^eitergeben. Außerdem würden 
die eigenen Gesellschaften in anderen Segmenten entlas- 
tet. Konzeniintem köimten wiedenun im Wettbew^erb ste- 
hende Gesellschaften qiieifinanzieit werden. Insgesamt 
kaim dadurch der Entgeltmaßstab eingehalteii w^erden. 
Dieses Voigeheii, das für’ die Deutsche Bahn AG Wettbe- 
werbsvoiteile generiert luid damit ameizkompatibel ist, 
würde also eine Veizemmg des Wettbewerbs bedeuten. 

Auch kami das Unternehmen diuch geringe Entgelte iu 
Bereichen, iu denen es auf den Verkehr smärkten eine Mo- 


^ Vgl. Braeutigani, R^R., OptimaL Policies for Natural Monopolies, m: 
Sdunalensee, K/WiJlig, E_ (Hrsg.), Handbook of Industrial Orgaoi- 
zation, Vbl. 2, Amsterdam u. a. 1989, K^tel 23, S. 1289-1346. 
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nopolstelliuig besitzt, Renten teilweise in die nachgela- 
geite Ebene veiscliieben. So lA^den die Infiastmktiuun- 
temelmien vergleichsweise geringe Renditen aufeeisen 
und könnten die gesetzliche Renditeobergjenze tiotz fak- 
tisch hoher Rofite dmch die monopolistische Infrastuik- 
tur einlialten. hi diesem Fall wlirde eine niedrigere Renta- 
bilität der Infrastriiktiinuitemelmien keinen Hinweis auf 
eine effiziente Bereitstellimg der Vorleistimg und gerin- 
gen Regulienmgsbedaif darstellen. 

60. Aus diesen Giünden ist es unverzichtbar, den Ent- 
geltmaßstab durch klaie Kriterien zu ergänzen, wie es 
bisher’ in Deutschland niu' fiir Schienenwege im Ansatz 
der Fall ist. Allerdings werden auch dort den Infiastnik- 
turbeheibem relativ große Freiheiten bei der Zuschlüsse- 
hmg der Gemeinkosten mid produktspezifischen Fiskos- 
ten gelassen, sodass fiaglich ist, ob die Entgeltginndsätze 
derzeit Diskiiminieiimgspotenzial einschiänken kön- 
nen. Die Nachfrager von hifrastmkturleistimgen sind im 
Wesenthchen nur dmch das allgemeine Diskriminie- 
iimgsvei’bot gemäß § 14 Absatz 1 AEG vor einer diskii- 
minierenden Entgeltsetzmig geschützt. Allerdings erge- 
ben sich dmch die vielschichtigen Reissysteme der 
komplexen Zugangsleistiuigen die Umnögliclikeit der 
, gichtigen“ Zurechnung und so Spiehämne, Renten zu 
veiiagem und Wettbew^erber zu diskr iminieren. 

61 . So zeigt sicli, dass die vertikale Integration des do- 
minierenden Akteurs Deutsche Bahn AG im Eisenbahn- 
markt die Regulieinngsanfordenmgen der Zugangsent- 
gelte erhebhch beeinflusst. Der bestehende Ralmien der 
Entgeltregulierung schützt nur rmzureichend vor Diskii- 
minieinng. Marktneulinge, die ehre mögliche Diskiimi- 
nieiimg bei einem Maiktzutritt in ihrer Kalkulation 
berücksichtigen müssen, werden so vom Markt femge- 
halteri. Auch vor diesem Hinter giimd vertritt die Morio- 
polkornrnission die Aulfassmig, dass ein effizienter Ei- 
senbahrunarkt nur daim zu erreichen ist, wenn 
hifrastniktur rmd Verkelusleistung eigentumsrechthch ge- 
treimt voneinander bewmtschaftet werden. Solange diese 
Tremnmg nicht erfolgt ist, bedar f es eurer integr ierten Be- 
trachtimg potenzieller Missbrauchstatbestände. 

62. Insgesamt ist das Entgeltregulienmgs System nach 
Auffassimg der Monopolkormnission um sehr einge- 
schränkt geeignet, Missbrauchpotenziale zu begrenzen 
rmd ehren effizienterr Wettbewerb auf der Schiene zu ge- 
währleisten, da klare Kr iterien der Entgeltfestsetzimg feh- 
lerr. Dies zeigt auch die Anw^eirdmrg der bestehenden Vor- 
schriften irr der Regulierimgspraxis. 


Die gruadsätzüche W>rgabe des § lA Absatz 4 Satz 2 AEG lässt den 
Betreibern von Sdiienenwegen für die Zuschltisseiimg von Gemein- 
kosten und pToduktspezifisclien Fixkosten reiativ große Spielräume 
und verweist nicht unmittelbar auf die Zurechnung entsprechend den 
Entgeltgrundsätzen gemäß Eisenbahnuifrastriiktur-Benutzungsver- 
ordnung. So wird dem Betreiber von Schienenwegen beispielsweise 
gestattet, die Aufküläge auf die Inkrementalkosten nicht aUein nach 
der Verkehrsleistung, sondern ebenfells nach Marktsegmenten zu dif- 
ferenzieren, wobei in Bezug auf den Begriff Marktsegment keine ein- 
deutige Auslegung existiert. So können sich Eisenbahnmfiastruktur- 
untemehmen darauf berufen, Zugangsentgeltsysteme auf Grundlage 
der unscharfen Vorgaben des § 14 Absatz 4 Satz 2 AEG zu ersteUen. 
öS Vgl. Abschnitt 2.1.14. 


2.1. 1.4 Regulierungspraxis 

63. Wie bereits daigestellt, räumen die bestehenden Ent- 
gelWorschiiften den hifrastiiikturbetieibem viele Freihei- 
ten bei der Kalkulation der Zugangs entgelte ein. Da die 
Kosten fth den Zugang zu hifrastniktur imd Seiviceein- 
richtmigeii hiklusive Balmstiom fast die Hälfte^^ der 
gesamten anfallenden Kosten der’ Eisenbahnverkehisun- 
teinelunen ausmacheii, haben Diskiiminieiirngsmöglkh- 
keiten bei der Entgeltgestaltimg sein gioßen Emfluss auf 
die Wettbewerbssituation auf den Verkehrsmärkteii und 
köimen als wichtige Marktemhittsbescliränkimg fimgie- 
ren. 

64. Aufgnmd der marktmächtigen Position der hifra- 
stniktunmteniehinen der Deutschen Bahn AG m Verbin- 
dung mit der vertikal hitegrierten Stniktur w%d insbeson- 
dere von Wettbew^erbem wiederholt die Befüichtimg 
geäußert, dmch die Zugangsentgelte kömiteii bestimmte 
Verkehrsleistimgen systematisch benachteiligt werden. 
Die Entgeltsysteme der Deutschen Balm AG werden 
durch die Bimdesnetzagentiu’ im Rahmen der Ex-post- 
Koiitiollen auch auf solche potenziellen Wettbewerbsver- 
zemuigen hin mitersucht. Dies betriffl insbesondere das 
Tiassenpreissystem der DB Netz AG imd das Statioiis- 
preissystem der DB Station & Service AG ün Rahmen 
dieser Verfaliren hat die Regulieiiingsbehörde in jüngster 
Vergangenheit zwei wichtige Rüfiuigeii, die der Regio- 
nalfaktoren imierhalb des Trasseiipreissystems der DB 
Netz AG mid die des Statioiispreissystems der’ DB Station 
& Service AG; abgeschlossen. 

Das Preissystem der DB Netz AG für Schienenwege 

65. Das Trassenpreissystein, das jähiiich zur neuen 
Fahiplaiiperiode erneuert w^ird, orientiert sich an den ge- 
setzlichen Vorgaben der Eiitgelüeguhei'ung. Das System 
ist komponeiitenweise aiifgebaut imd besteht in dieser 
Fomi bereits seit 2001.^® Das Trasseneiitgelt besteht aus 
einem Gnmdpreis, abhängig von der jeweiligeii Süecken- 
kategorie, der durch den Multiplikator Trassenproduktfak- 
tor angepasst whd. Der Trassenproduktfaktor ist abhängig 
von der Trassemiutzimg. Darüber hinaus kömien auf den 
Trasseiipreis ,deistungs abhängige Komponenten“ imd 
„sonstige Entgeltkomponenten“ aufgesclüagen w^erdeii.^^ 

Nach dem Reissystem basiert der Grundpreis nicht auf 
den hikienientalkosteii nach § 14 Absatz 4 AEG Diese 
Kosten w^erden dmch den Trassenproduktfaktor imd eine 
zusätzhche Lastkomponente abgebildet. Die Fixkosten 


^ Nach Angaben von Maiktteilnehmem machen Kosten für den Zu- 
gang zur lofi-astruktnr je nach Verkehrsleistung etwa 45 Prozent der 
Gesamtkosten der Eisenbahrunf-astruktuiunternehinen aus. 

™ Neben der tumusgeniäßen Preisanpassung mit dem erneuerten Preis- 
system ab 2012 besteht die einzige Neuerung gegenüber früheren 
Preissystemen darin, dass die DB Netz AG Gebühren für die Nut- 
zung von Dispositionsaibeitsplätzen erbebt. Diese Gebühren werden 
aufgrund der Entscheidung der Bundesnetzagentur, Wettbewerbern 
Zugang zu den Betriebszentralen der Deutschen Bahn AG zu ermög- 
hcben, neu emgefrihrt. 

Beispielsweise kann ein Auslastungszuschlag auf besonders stark 
ausgelasteten Strecken m Höhe von 20 Prozent erhoben werden. Eine 
additive Komponente ergibt sich aus dem Anreizsystem zur Vemn- 
gening von Störungen. Im Bereich des Güterverkehrs erhebt die DB 
Netz AG ab einer bestimmten Zuglast emen Lastzuschlag. 
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werden durch das Kooiponentensystem auf die unter- 
schiedlichen Leistungen unigelegt. Danach ist eine Piii- 
fiing der Zmechnung von dmch eine bestimmte Verkehrs- 
leistung veimsachteii Kosten kamu möglich. Vor diesem 
Hhitergnuid eröffiien sich dem Netzbeheiber verschie- 
dene Möghchkeiten, den Wettbewerb auf den nachgela- 
geiten Märkten zu beeinflussen. Wettbewerber vemeisen 
in diesem Zusanmienhang beispielsweise darauf dass das 
Trassenpreissystem die hohen Kosten der Femverkehis- 
sUecken, auf denen fast ausscliließlich die Deutsche Bahn 
AG aktiv ist, nicht adäquat abbilde. Stattdessen wiiiden 
die fiii- den Schienenpeisonemiahverkehr relevanten Stre- 
cken sehr hoch bepreist. Dies komite durch die Bimdes- 
netzagentur jedoch bisher nicht nachgewiesen werden. 

66. Die Reguliei-ungsbehörde hat mit Bescheid vom 
5. März 2010 die Regionalfaktoren im Trassenpreissys- 
tem der DB Netz AG fiii’ imgültig erklärt. Die DB Netz 
AG klagte zunächst gegen den Bescheid. Einer richterh- 
chen Entscheidimg durch das Veiwaltimgsgericht Köhi 
kamen Bmidesnetzagentui’ imd DB Netz AG jedoch zuvor 
imd einigten sich auf eine schiittw^eise Abschaffimg der 
Regionalfaktoren. Im geschlossenen Verglekhsveitiag 
v^uude eine Absenkimg der Faktoren in mehieren Regio- 
nahietzen mit Begimi der laufenden Netzfaluplanperiode 
im Dezember 2010 und deren vollständige Abschaffimg 
ab Dezember 2011 festgescluieben. Diese Lösung ge- 
wähileistet ein schnelles Ende des Konflikts luid damit 
Plammgssicherheit fiu' Eisenbahnverkehrsuntemehmen 
imd Aufgabenträger. 

67. Im bisherigen Trassenpreissystem der DB Netz AG 
werden Regionalfaktoren als „sonstige Entgeltkomponen- 
ten“ auf den Trassenpreis aufgeschlagen. Diese Regional- 
faktoren WTJi’den füi' 40 Regionalnetze erhoben imd soll- 
ten dazu dienen, eine Verbessemng der Kostendeckimg 
regionaler Netze zu eneichen. Die Eihebimg von Regio- 
nalfaktoren erfolgte niu auf regionalen Shecken, die 
hauptsächlich vom Schienenpersoneimahverkehi' genutzt 
werden. Dabei sehen die Regionalfaktoren eine intemio- 
dale Differenzienmg vor, d. h. von den Nutzem der mit 
dem Regionalfaktor beaufsclüagten Strecke wwde mü- 
der Schienenpersoneimahverkelu, nicht aber der Schie- 
nenpersonenfemverkehi- imd der Schienengiiteiverkehi’, 
mit dem Regionalfaktor belastet. 

Die 2003 erfolgte Einfüluung der Regionalfaktoren 
v^uude von Wettbewerbern wiederholt kritisiert, da da- 
diuch insbesondere die Entgelte für Trassen erhöht wäir- 
den, auf denen sie aktiv seien. Dabei belasten die Regio- 
nalfaktoren die Wettbewerber nicht immittelbai’, da die 
höheren Entgelte in den Bes teil er entgelten eingepreist 
werden. Auf diese Weise kami jedoch Dmck auf die Auf- 
gabenhäger ausgeübt werden, Leistungen an die Deut- 
sche Balm AG zu vergeben, um Pieiseihöhimgen diuch 

Regionalfaktoren auszuscliheßen.^^ 

68. Auch die Bundesnetzagentur bemängelte, dass der 
Pi eisaufsclilag auf Süecken erhoben whd, auf denen sich 


^ Die Deutsche Bahn AG bot den Aufgahenträgem an, durch Mehibe- 
steUung und/oder durch die Bereitstellung von Fördermitteln Ein- 
fluss auf die Höhe des jeweihgen Regionalfeldors zu nehmen und 
kündigte für den Fall der Mmderbestellung oder Reduzierung von 
Zuschüssen eine Erhöhung der Regionalfakfcoren an. 


der Wettbewerb im Schienenpersonennahverkehi- konzen- 
tiiert, imd die Verteuenmg dieser Strecken daher den 
Wettbewerb belastet. Demioch stellte die Behörde in ihier 
Entscheidimg ziu Abschaffimg der Regionalfaktoren 
nicht auf die konkiete Diskiiminienmg von Wettbewer- 
bern ab, sondern allgemem auf das Felüen saclilicher 
Giünde zur Ungleichbehandhmg von Eisenbahnverkehi's- 
gesellschaften. So argmnentieit die Behörde in ihiein Be- 
scheid ledighch, dass die DB Netz AG die Regionalfakto- 
ren niu auf einigen Regionalstrecken verlange, was zu 
imgerechtfertigt hohen Trassenentgelten fiu einzehie Ei- 
senbahnveikehi’sunteniehmen führe. Ruiktuell fühlten 
die Regionalfaktoren sogar dazu, dass fiu Trassen auf 
schlecht ausgerüsteten Süecken höhere Entgelte zu zah- 
len waren als auf Hochgeschwindigkeitsstiecken. Außer- 
dem wird auch ZT^üschen den Regionalnetzen eine Diffe- 
renzienmg vorgenommen. Die DB Netz AG begründete 
die Erhebung der Regionalfaktoren mit einer mit geringer 
Stieckenauslastimg einheigehenden Kostenunterdeckung, 
koimte dies aber nicht ausreichend belegen. Sowohl die 
Auswahl der Strecken als auch die Höhe der Regionalfak- 
toren waren aus Sicht der Biuidesnetzagentuf sachlich 
nicht nachvollziehbar. 

69 . Mit der Ungültigkeitserldänmg forderte die Bundes- 
netzagentur die DB Netz AG auf, ihre Entgelte im Rah- 
men der Vollkostendeckimg zu modifizieren.'^^ Dazu gibt 
die Bundesnetzagentur keine konkreten Maßnahmen vor, 
sondern lässt der DB Netz AG Gestaltimgsspiehauiru ei- 
nen kostendeckenden Beüieb der Eisenbahninfrastniktur 
sicherzustellen. Dementsprechend erhöht die DB Netz 
AG als Ausgleich der 2011 entfallenden Regionalfakto- 
ren die Entgelte bestimmter Streckenkategorien ab dem 
11. Dezember 2011. Diese Preis erhöhimgen bleiben aller- 
dings imter Vorbehalt einer Einigung übei’ die Kompensa- 
tion der entfallenen Regionalfaktoren durch Zuschüsse 
der Bundesländer. Die DB Netz AG steht dazu derzeit in 
Diskussionen mit den Bimdesländem zui’ Umwandlung 
der Einsparungen durch den Wegfall der Regionalfakto- 
ren in Betriebskostenzuschüsse, sodass der Wegfall der 
Regionalfaktoren zu keinen weiteren Auswirkungen auf 
das Trassenpreissystem im Simie von Preissteigenmgen 
fiüut. Niu- falls es diesbezüglich zu keiner Einigung 
konmit, wild die DB Netz AG in üirem Preissystem den 
Wegfall der Regionalfaktoren über Pieiserhöhungen 
kompensieren. Diese werden hauptsächlich Strecken be- 
treffen, die vorher mit den Regionalfaktoren belegt wa- 
ren.'^^ Somit werden nach Angaben der DB Netz AG die 
im Marktsegment bzw. in der Verkehr sleistung entstehen- 
den Kosten auch von diesem Segment bzw^ dieser Leis- 
timg getragen. In jedem Fall bleiben die praktischen Aus- 
wirkungen des Bescheids der Bundesnetzagentur sehr 
begrenzt. 


^ Im Wider^Much zu dieser Aufiardeiuiig zur Modifizieiuiig im Rah- 
men der \blJkostendeckmig spricht die Bundesnetzagentur in ihrer 
Mitteilung vom 20. August 2010 zur Ahschafiung der Regionalfekto- 
ren von einer dadurch entstehenden Entlastung des Schienei^erso- 
nennahverkehis in Höhe von kn^>p 20 Mio. Euro 
Die Preiserhöhungen um 0,22 bzw. 0,23 Euro pro TVassenkilometer 
treffen neben zwei Zulaufstreckenkategorien auch eine Femver- 
kehrskategorie. 
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70 . Neben der Bmidesiietzagentui’ haben sich auch Zi- 
vilgeiiclite mit der Gültigkeit von Bestandteilen des Tras- 
senpreissystenis beschäftigt. Die DB Netz AG hob zum 
Falnplanwechsel 2007/2008 die Stoiiiienuigs entgelte 
drastisch an. In einem Urteil vom 25. August 2009 hat 
das Landgericht Düsseldorf die von der DB Netz AG vor- 
genoimnene Erhöhung der Stomiemngsentgelte um 
150 R’ozent fiii- imwiiksam erklärt. Obeiiandesge- 
richt Düsseldorf bestätigte diese Entscheidimg weitge- 
hend.^^ Stomieimigsentgelte weiden verlangt, wemi die 
Benutziuig emer Trasse oder eines Trassenteils an einem 
oder mehreren Verkehistagen abbestellt wird. So sollen 
hivestitionsameize abgesichert und Fehlanreize unterbun- 
den W'Crden, Trassen auf Engpassabschnitten zu blockie- 
ren. hn Trassenpreissystem der DB Netz AG ist die Höhe 
der Entgelte abhängig vom Stoniiemngszeitpiuikt. Neben 
einem prozentualen Anteil des reguläien Trassenpreises 
berechnet die DB Netz AG im Zuge der Erhöhung, nun 
zusätzlich ein Mhideststomoentgelt in Höhe des Reises 
einer Angebotserstellimg. Die Gerichte begiiindeten ihre 
Entscheidimgen ziu Unwirksamkeit der Erhöhimg damit, 
dass die DB Netz AG die deutliche Reiseihöhiuig nicht 
nachvollziehbar über gestiegene Kosten begiiinden 
koimte. Als Folge des Urteils des Oberlandesgerichts 
senkt die DB Netz AG die prozentualen Anteile der Stor- 
nienmgsentgeltbereclmiuig mit Beginn des Fahiplanjah- 
res 2012 wieder auf das fiiihere Niveau. Die Mindeststor- 
noentgelte bleiben aber in iluer Form w^eiter bestehen. 

Das Stationspi eissystem der DB Station & Sei' vice AG 

71 . Die Bimdesnetzagentiu' hat 2007 eine Untersuchmig 
der Regehmgen der DB Station & Service AG über die 
nach dem Stationspreissystem 2005 berechneten Entgelte 
für die Nutzung von Personenbahnhöfen diuch die zu- 
gangsberechtigten Eisenbahnverkehi'suntemehmen auf 
Übereinstimmiuig mit dem Entgeltmaß stab nach § 14 Ab- 
satz 5 AEG (in der bis zmn 3 1 . Dezember 2009 geltenden 
Fassung) begomien. Mit Bescheid vom 10. Dezember 
2009 hat die Regulienmgsbehörde das Reissystem 
schließhch füi- diskrimhiierend imd mit Whkiuig zum 
1. Mai 2010 füi’ imgültig erklärt. 

72 . Die Untersuchung der Bundesnetzagentiu' bezog 
sich auf das 2005 eingefülule Stationspreissystem, durch 
w^elches die DB Station & Service AG das Reissystem 
für Personenbahnhöfe giimdlegend erneuert hatte. Dieses 
System unterschied gnuidsätzhch sechs verschiedene 
Bahnliofskategorien, deren Preise zusätzhch nach Bun- 
desländern differenzierten. Außerdem erhob die DB Sta- 
tion & Service AG einen Zusclüag füi' die Zuglänge, wo- 
bei zwischen zw^ei Kategorien differenziert wunde. 


^5 LG Düsseldorf, Urteü vom 25. August 2009, 14c O 104/08. 

OLG Düsseldorf, Urteü vom 3. März 2010, VI-U 16/09. Ob- 
wohl StomieiungseDtgelte ihrem Charakter nach der Reguliening uu- 
teiliegen, berührt nach Meinung der Gerichte die Überprühingsmög- 
hchkeit der Bundesnetzagentur nach § 14f AEG nicht die 
Anwendbarkeit des § 315 BGB; vgl. LG Düsseldorf, 14c O 104/08, 
Rn. 33 ff. bzw. OLG Düsseldorf, VI-U Kart 16/09, Abschnitt 
n.B.Lb. 


Die Bimdesnetzagentui’ bemängelte, dass die Stations- 
preise nicht nachvollziehbar kostenbasierend gebildet 
wiiiden imd die genaue Kalkulation der Entgelthöhen un- 
klar sei. Dinch das Fehlen einer veiursachimgsgerechten 
Kostenzuschlüssehmg komme es aufgiimd der Unter- 
scheidiuig nach Bimdesländem schheßhch zu einer sach- 
lich nicht begründbaien Ungleichbehandlung von Zu- 
gangsberechtigten im bimdesweiten Vergleich. Obw^ohl 
die Bimdesnetzagentiu- möghche Diskriminienmgsw^ir- 
kungen einzehier Bestandteile des Stationspreissystems 
andeutet, ersüeckt sich auch dieser Bescheid nui’ auf die 
Höhe der Stationspreise. Ebenso wie im Falle der Regio- 
nalfaktoren beanstandete die Bimdesnetzagentiu; dass die 
Kalkulation der EntgelÜiöhen nicht nachvoUziehbai- dar- 
gelegt werde. Die Stiuktui’ wild nicht uiunittelbar bemän- 
gelt. Allerdings legte die Behörde der DB Station & Ser- 
vice AG nahe, auch die kritischen Regehmgen hi den 
Entgeltguuidsätzen zu überarbeiten. 

73 . Die DB Station & Seivice AG hat gegen diesen Be- 
scheid bei der Bundesnetzagentiu Widerspmch eingelegt 
imd gleichzeitig beim Vemaltungsgericht Köhi einen Ai- 
ti ag auf Anordnung der aufschiebenden Wii kimg des Wi- 
derspruchs gestellt. Nach einer Ablehnimg des Aitrags 
dui’ch das Verwaltimgsgericht Köln^^ imd einer anschhe- 
ß enden Beschw^erde der DB Station & Service AG hat das 
Obeiverwaltimgsgericht für das Land Nor dihein- Westfa- 
len^® am 23. Mäiz 2010 die sofortige Vollziehbarkeit des 
Bescheids der Bimdesnetzagentiu ausgesetzt. Deimoch 
geht auch das Obeiverwaltimgsgericht davon aus, dass 
die DB Station & Service AG ein in sich stimmiges Reis- 
imd Berechnungssystem nicht liinreichend anschauhch 
gemacht hat.^® Das Untemelmien bheb trotz dieser Ent- 
scheidimg veipflichtet, sein Preis- imd Bereclmungssys- 
tem üanspaient imd nachvollziehbar darzulegen. Dazu 
wvuden Gespräche zwischen dei’ DB Station & Seivice 
AG imd der Bimdesnetzagentur gefühlt. 

74 . Die DB Station & Service AG entschloss sich, ihi- 
Reissystem gmndlegend zu ändern, sodass seit Begiim 
des Jahies 2011 das neue Stationspreissystem gilt. Balm- 
höfe werden in nuiunehr sieben verschiedene Kategorien 
eingeordnet. Die Kategorisienmg erfolgt nach einem 
komplexen System, bei dem neben der Ausstattimg 
(Balmsteigkanten, Bahnsteiglänge, Stufenfieiheit, Ser- 
vice) auch das Passagieraufkommen imd die Aizalü der 
täglichen Zughalte beiücksichtigt werden. Duich eine ge- 
wichtete Bewertimg dieser Faktoren erfolgt die Einord- 
nung in eine der sieben Gi-undkategorien.®® Zusätzlich 
whd mm nicht mein nach Bimdesländem, sondern nach 
Aufgabetiägergebieten differenzieit. So lassen sich nach 
Ansicht der DB Station & Service AG Fördenmgen preis- 


^ VG Köln, Beschluss vom 26. Februar 2010, 18 L 5 1/10 
^ OVGNRW, Beschluss vom 23. März 2010, 13 B 247/10. 

Vgl. ebenda, Rn. 18. Das Gericht heß offen, ob em Missbrauch im 
Sinne des § 14 Absatz 5 AEG vorhegt. 

^ Der Stationq>reis je Kategorie wird ans den jeweiligen Kosten und 
der Nutzung der Verkehrsstation abgeleitet. Bei der Berechnung der 
verschiedenen Grundpreise trermt die DB Station & Service AG nun 
explizit zwischen der für den Schienenverkehr notwendigen Inffa- 
struktur und sonstiger Infrastruktur, die zwar einen Mehrvirert darstel- 
len kann, aber keinen Einfluss auf den reinen Bahnbetneb hat. 
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lieh tianspaienter abbildeii. Zusätzlich wird der Ziiglän- 
geiifaktoi neu in diei Stufen gestaffelt. Insbesondere der 
höchste Faktor, der füi’ lange Züge zu einer Verdreifa- 
chung des Preises fiihit. wild diuch die Bundesnetzagen- 
tur bereits infiage gestellt, ohne das neue Preissysteni ins- 
gesamt zu beanstanden. Die Biuidesnetzagentur verlangt 
dazu von der DB Station & Service AG eine eisenbahn- 
rechtskonforme Preisbildungssysteinatik vorzulegen luid 
die damit verbimdenen prognostizierten Auswiikungen 
für die verschiedenen Giuppen von Marktteihiehinein zu 
erläutern. 

hn neu entwickelten Stationspreissysteni eifolgt die Zu- 
ordnmig der Balinliöfe zu Kategorien niui aufgnmd üans- 
parenterer Kiiterien, w^elche die beiden Kostenüeiber 
Ausstattimg und Nutziuig abbilden. Das neue Preissystem 
zeigt damit deutliche Verbess emngen in Bezug auf Kos- 
tenbasiertheit luid Transpaienz. 

Praktische Probleme bei der Pmfiing von 
Preissystemen 

75. Die lang dauernden Übeipiüfimgen der Pieissys- 
teme diuch die Bimdesnetzagentiu imd die ergangenen 
Bescheide, die lediglich auf die fehlende Nachvollzieh- 
barkeit der Höhe der Entgelte abstellten, verdeutlichen, 
dass die Möglichkeiten, gegen preisliche Diskiiminienuig 
vorzugehen, selir begienzt sind. Vor diesem Hintergnuid 
ergeben sich fiu die Deutsche Bahn AG die bereits darge- 
stellten Spiehäume, Reise ziun Nachteil der Wettbewer- 
ber festzulegen. 

76. Raktische Robleme bei der Rüfimg von Reis Syste- 
men auf Diskrimmienuig ergeben sich daduich, dass sich 
Unterschiede in Preisen nicht allein auf Diski iminienuig 
zinückfühien lassen. Entgelte werden dann als diskiimi- 
nierend bew^eitet, wemi olme sachhche Gründe gleiche 
Sachverhalte luigleich behandelt oder imgleiche Sachver- 
halte gleich behandelt werden. In der Raxis gestaltet sich 
der Nachw^eis des Vorhegens einer dieser beiden Situatio- 
nen aufgnuid der vorliegenden Infoimationsasyimnetiien 
schwielig. Dies beüiffl insbesondere komplexe Reissys- 
teme, die viele verscliiedene Rodukte imterscheiden, wie 
das Trassenpreissystem imd das Stationspreissystem der 
hifrastniktunuitemelmien der Deutschen Bahn AG 

77. Die Vorscluiften der Entgelüegulienuig lassen den 
Betreibern von Eisenbahninfi’astiuktur viele Freiheiten 
ziu Gestaltung der Preissysteme. Besonders aus den Ent- 
geltgrimdsätzen ergeben sich kaiun konkrete VorgabeiL 
sodass es füi’ den Reguliere!’ allein duich die Überprtifiuig 
von deren Einlialtimg nicht möglich ist, Diskrimhiie- 
nmgsmöglichkeiten signifikant ehizuschränken. Roble- 
matisch ist unter anderem, dass die Reguhermig es den 
Infrastnikturbetieibem eimöghcht, Gemeinkosten den 
einzehien Leistiuigen nach subjektiven Kiiterien zuzuord- 
nen. Die Identifizieiimg von Diskiiminierimg bei der Zu- 
schlüssehuig ist so sein schwielig. Eine Bestimmiuig der 
tatsäclüich entstandenen Kosten für alle Zugangsleistun- 
gen ist extrem aufcendig und daher nicht zu leisten. Des- 
halb kaim eine Bildung von Referenzpreisen, auf deren 
Basis eine systematische Abweichung der tatsächlichen 
Reise zugimsten der Transportschwestein festgestellt luid 


eine Diskiiminieiungsvennutimg abgeleitet w^erden 
könnte, nicht erfolgen. Daher überprüft die Regulienmgs- 
behörde nicht die gesamten Zugangspreise, sondern ein- 
zelne Komponenten, die an Kostentreiber geknüpft sind. 
Die Biuidesnetzagentur’ analysiert, ob Entgeltkomponen- 
ten dui’ch entsprechende Kostentreiber gerechtfertigt 
sind. So ist die Behörde beispielsweise im Falle der Re- 
gionalfaktoren vorgegangen. 

78. Roblematisch ist, dass nicht alle Entgeltkomponen- 
ten eindeutig bestimmten Kostentreibein zuzuordnen 
sind. Um den Roduktpreis besser auf Diskriminieiimg 
übeiprüfen zu köimen, müssen sich die Entgeltkompo- 
nenten auf materielle Kriterien zurückfüluen lassen. Im 
Trassenpreissystem der DB Netz AG sind die Kosten- 
komponenten auch nach der Abschaffiuig der Regional- 
faktoren nicht ausreichend an überpiüfbare Kriterien ge- 
knüpft. Beispielsw^eise lässt sich die gnmdlegende 
Komponente der Streckerikategorie auf verscliiedene 
Kostentreiber, wie Alt der trassentypischen Verkehrsleis- 
timg, infiastiiLktiuelle Ausstattung und Verkehrsaufkom- 
men, zurückfühien. Die Fixkosten von Baluihöfen kön- 
nen noch weniger einer bestmmiten Verkehrsleistimg 
zugeordnet werden. Die im neuen Statiorispreis System 
der DB Station Sc Service AG festgelegten Bahrihofskate- 
gorien vereinen ebenfalls Kriterien, die sich aus der Aus- 
stattung und dem Verkehrsaufkommen ergeben. So kann 
es sein, dass ein Bahnhof verghehen mit einem arideren 
Bahnhof einer teureren Reiskategorie zugeordnet wird 
imd ein Zughalt bestirmntei’ Züge damit teurer ist, obw^ohl 
der Zughalt an diesem Bahnliof geringere Kosten verur- 
sacht. 

Um ein Entgeltsystem nachvollziehen zu kömien, müssen 
sich die Kostentreiber in den Reiskomponenten konsis- 
tent widerspiegehi. Aufgnmd der Veimischung von Kos- 
tentreibein luid imscharf abgegi enzten Kategorien ist eine 
Überprtifiuig solch wesentheher Komponenten nui’ sehr 
schwer durchzufüluen. 

79. Die Übeiprüfung der bestehenden Preissysteme auf 
preisliche Dislairrdnierung ist sehr aufcendig imd diuch 
die Regulienmgsbehörde nicht in allen Details zu leisten. 
Am Beispiel der dargestellteri Ex-post-Übeiprüfungen 
zeigt sich, dass ehie vermutete Diskiiminienuig kaum 
nachzuweisen ist. Stattdessen köimen Preise faktisch nur 
aufgnmd felilender Nachvollziehbarkeit beanstandet wer- 
den. Der Nachweis eines generell diskriminierenden 
Komponentensystems oder der Diskrimiriienuigswir- 
kuiig einzehier Komponenten, die auf v^erschiedene, nicht 
klar abgegrenzte Kostentreiber zurückzufühlen sind, ist 
kaum zu erbringen. Die bestehenden hifoimationsasym- 
metrien zulasten der Regulienmgsbehörde führen dazu, 
dass der Behörde im Gegensatz ziun integrierten hifra- 
struktui’betreiber die zugnmde hegenden Kosten einzel- 
ner Entgeltitomponenten luid auch deren Wettbewerbs- 
wh’kiuigen ftu die Verkehrsmäikte weniger bekaimt sind. 
Diuch die hifoimationsvorteile dei’ Unternehmen ergeben 
sich vorn Reguherer nicht zu erkeimende Spiehäume ziu 
Diskriminieiimg. Diese Spiehäume sind nach Auffassimg 
der Monopolkommission diuchaus erhebheh, sodass die 
Wettbew^erbssituation stark beeinflusst werden könnte. 
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80. hisgesanit lässt sich feststelleiL dass es an eindeuti- 
gen Vorgaben des Gesetzes fehlt, die den generellen Dis- 
kriminieinngstatbestand operationahsieien. Die gegen- 
wärtige Rechtslage stellt die Beriicksichtigimg von 
Entgeltkomponenten in das Ennessen eines hifrastniktiu - 
beüeibers, der dazu neigen könnte, eine fakultative oder 
aggregierte Beriicksichtigimg dieser Kriterien zu wählen, 
die von der Bimdesnetzagentur wie auch von Wettbewer- 
bern imd Gerichten kaimi shmvoll übeipiiift werden 
kaim. Um liiei’ die Transparenz zu erhöhen, sollten sich 
die wesentlichen preisbeeinflussenden Faktoren konsis- 
tent im Entgeltsystem wider spiegeln, hii derzeitigen Ent- 
geltregulienmgsralmien bestehen für die Deutsche Balm 
AG sowolü Ameize als auch Möglichkeiten, Wettbewer- 
ber zu diskriminieren. 

2.1.2 Perspektiven der Entgeltregulierung 

81 . hu Ralmien der gegenwärtigen Kostenzuschlagsre- 
guheiimg gibt es fär die hifiastruktunrnteinehmen keinen 
ausreichenden Ameiz, die Höhe ihrer Entgelte oder ihre 
Kosten zu reduzieren - anders als von der Europäischen 
Kommission gefordert. Notv^^endig ist deshalb eine 
gnmdsätzhche Ändenmg des Entgelheguliei'ungsmo- 
dells im Scliienenverkehi'. 

Die dargestellten Zusammenliänge verdeutlichen, dass 
die integrierte Struktur von hifi’astruktur- imd Transport- 
gesellschaften den Reguheiirngsaufeand deutlich erhöht. 
Allein aufgiimd dieser Struktur der Deutschen Balm AG 
ist eine regulatorische Kontrolle von preishcher imd nicht 
preislicher Diskiiminierung nötig. Die vorangegangenen 
Abschnitte haben bereits deuthch gemacht, dass nach 
Auffassimg der Monopolkonmiission eine Tremnmg der 
hifra Struktur- imd der Verkehrs sparte aiige stiebt werden 
sollte, hl der bestehenden Situation ist die derzeitige Re- 
guheiimg unzureichend, da das System einige konzeptio- 
nelle Schwachstellen aufiveist imd so weiterhin großes 
Potenzial zur Wettbewerbsbeliinderung besteht. Aus die- 
sem Gnmd müssen bestehende Probleme der Entgeltiegu- 
lienmg diuch eine Verändenmg des Regulienmgssystems 
angegangen werden. 

2.1 .2.1 Die Anreizregulierung für Stations- und 
Trassenpreise und ihre Beziehung zur 
Leistungs- und Finanzierungs- 
vereinbarung 

82. Eine Anreizregulienmg bietet gegenüber der beste- 
henden kostenorientieiten Entgeltregulienmg den deuth- 
chen Vorteil der nachhaltigen Entgeltsenkimg in Verbin- 
dimg mit einer Effizienzsteigeiung. Vor dem Hhitergnmd 
der integrierten Stniktur der Deutschen Bahn AG liegt ein 
weiterer Vorteil der diskutierten Piice-Cap-Regulienmg 
im besseren Schutz vor Diskriminienrng. 

Nach der derzeitigen Rechtslage ist eine Anreizreguhe- 
iimg der Infrastiiiktiuimtemehmen nicht inöghch. Die 
Bimdesnetzagentiu ist dagegen verpflichtet zu prüfen, ob 
die angegebenen Kostenpositionen tatsächhch fiii' die Er- 
bringimg der Pflichtleistungen angefallen sind. Diese im- 
mer wiederkehlende Prüfung ist sehr’ aufw^endig und we- 
nig zielfühlend, da nicht geprüft werden kami, ob die 


Kosten eine effiziente Handlungsweise wdderspiegehi. 
Dadurch ergeben sich für' die hihastiuktiubetreiber nur 
geringe Anreize zu Effizienzsteigenmgen, wemi diese 
vom Reguliere!’ bei der Kostenpiühmg erkamit werden 
können imd so dhekt an die Nutzer weitergegeben wer- 
den müssen.®! gQ profitieren die hifiastiiiktiuimtemeh- 
men nicht von Kostensenkimgen, sondern es bestehen im 
Gegenteil Anreize, identifizierte Ineffizienzen nicht abzu- 
bauen und darüber hinaus überhöhte Kosten auszuweisen. 
Nach derzeitiger Lage werden primäi’ solche Effizienz- 
steigeiimgen reahsieit, die von der Regulieiimgsbehörde 
aufgiimd üirer beschränkten Information auch dauerhaft 
nicht identifiziert werden köimen. Diese versteckten Ver- 
bessenmgen konmien aber wedei’ den Infiastiiiktuinut- 
zeni noch dem Staat als In&’astiiiktiu’firianzierer zugute. 

83. Ein Anreizelement zur’ Senkung der mit der Fahi- 
wegbereitstellung verbundenen Kosten und Zugangsent- 
gelte wird gemäß Artikel 6 Absatz 2 RL 2001/14/EG vom 
Unionsrecht gefordert. Dabei lässt Artikel 6 Absatz 3 RL 
2001/14/EG den Mitgliedstaaten derzeit die Wahl, ob sie 
dieses durch veitraghche Vereinbarungen zwischen der 
zuständigen Behörde und den Infi’astniktui’betreibern 
oder diu’ch geeignete aufsichtsrechtliche Maßnahmen 
lunsetzen. Nach vorheiTschender Meinung ist imter den 
aufsichtsrechtlichen Maßnalmien zur Ameizsetzimg eine 
Anreizieguhenmg intendiert . 

Effizienzsteigerungen durch die Einführung eines 
Price-Cap-Regulierungssystems 

84. Nachdem die Bundesnetzagentur 2008 ehren Vor- 
schlag zur’ Einfühlung eines Price-Cap -Regulierungssys- 
tems für' Stations- imd Trassenpreise ausgearbeitet hatte, 
hat die Bimdesregienmg die Einführung einer Anreizre- 
guheiung in üirem Koahtionsvertrag festgeschrieben. 
Konkrete Pläne sind bisher allerdings nicht bekamit.®^ So 


Aufgmnd der vertikal integrierten Strnktnr der Deutschen Bahn AG 
bestehen ans Konzemsicht gewisse Anreize zur Effizienzsteigerung 
der Infrastruktur dadurch, dass diese an die eigenen Transportunter- 
nehmen weitergegeben werden können, die dadurch ihre Position im 
intennodalen Wettbewerb verbessern können; vgl. Tz. 25. Dem ste- 
hen un gegenwärtigen Reguherungsrahmen Anreize zu produktiven 
Ineffizienzen gegenüber (Averch-Johnson-Effekt). Diese Anreizver- 
zerrung ergibt sich durch die regulatoosche Renditebeschränkung, 
die am eingesetzten Kapital bemessen wird. So kann es sinnvoll sein, 
eine meffizient hohe Menge Kapital einzusetzen. Die von der mte- 
grierten Struktur ausgehende Anreizwirkung wird nicht durch die 
kostenbasierte Reguherung erzielt, sondern ledighch nicht ehminiert 
und durch die Leistungs- und Finanzierungs Vereinbarung mcbt be- 
einflusst. In den folgenden Ausführungen, die sich mit den Effekten 
dieser beiden Instrumente beschäftigen, werden diese Anreize daher 
nicht explizit befrachtet. 

Auch wenn im Enh\rurf zur Neufassung des ersten Eisenbahnpakets 
die explizite Wahlmöghchkeit entfallt, besteht die Möghchkeit, im 
nationalen Recht auf^chtsrechffiche Maßnahmen zu verankern; vgl. 
Abschnitt 2.1.2 2. 

Vgl. BNetzA, Abschlussbericht der Bundesnetzagentur zur Einfüh- 
rung einer Anreizreguherung im Eisenbahnsektor, rev. Fassung, 
26. Mai 2008, S. 74 ff. 

^ „Unter anderem müssen [...] die Tbassen- und Station^iTeise emer 
Anreizreguherung unterworfen werden.“; vgl. Koahtionsvertrag von 
CDU, CSU und FDP, a. a. O., S. 38. 

^ Auf eine konkrete Anfrage der Monopolkonunission an das Bundes- 
ministenum für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung zu diesem The- 
ma konnten keine weiterfuhrenden Angaben gemacht werden. 
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ist weiterhin miklai; inwieweit das von der Biuidesnetz- 
agentiu' voigeschlagene System mngesetzt weiden wird 
und ob es im Zuge dessen eine Neustmktuiiening der 
Entgelte geben wild, um preisliche Diskriminienuigspo- 
tenziale ehiziisclnänken und der Bundesnetzagentiir die 
Pilifimg der Pieissysteme zu erleichtern. 

85. Der Vorschlag dei’ Biuidesnetzagentui’ zin Einfiihrung 
von Aineizelementen in das Entgelüegulienmgs System 
sieht eine neu zu gestaltende Pieisobeigienzenregulienuig 
(Piice-Cap-Reguhenmg) fiir die Eisenbahninfiasti'uktur 
vor. Bei dieser Reguheiimg wild fiir die mehijähiige Re- 
guheiiuigsperiode ex ante eine Pieisobergienze festgelegt. 
Über den Verlauf der Regulienuigsperiode wird die Pi eis- 
obergienze nach vorher definieiten Regehi verändert. Diese 
Ändenmg setzt sich aus der Inflationsrate tmd einer festge- 
legten Roduktivitätssteigenuigsi’ate zusammen. Ein signi- 
fikanter Unterschied der Aiueizi’egulienuig gegenüber dem 
bestehenden System besteht in dem Ex-ante-Ansatz, auf- 
gnmd dessen die festgesetzte, dynamische Pi eisobergrenze 
fit’ die gesamte Regulienuigsperiode gültig bleibt. 

86. Die preisbasieile Regulienuig hat gegenüber der be- 
stehenden vergangenheitsbezogenen kostenbasierten Re- 
guheiung, bei der das regulierte Unternehmen jedes Jahi' 
die Kosten (zuzüglich einer Rendite) einpreisen darf, all- 
gemein den Vorteil, dass das regulierte Unternehmen ei- 
nen sehi' viel höheren Ameiz liat, die eigenen Kosten zu 
senken.®^ Denn offenbarte EfiSzienzsteigemngen werden 
bis zur Neufestsetzung der Pi eisbeschränkiuig in der Re- 
guheiung nicht berücksichtigt luid dürfen so dem Unter- 
nelimensgewinn ziigefiihit werden. Mit Beginn der 
nächsten Regulienuigsperiode werden diese Effizienzge- 
winne dann an den NaclifLager weitergegeben. Zusätzlich 
findet dtuch den Effizienzfaktor bereits über die Laufzeit 
einer Periode eine Preisanpassung statt. 


^ Unter Kostensenkung ist m diesem Zusammenhang immer die Sen- 
kung der Kosten zur ErsteUung emer bestimmten Leistung und damit 
emheigehend eine Effizienzsteigerung zu verstehen. Gegen die Ein- 
fühlung emer Anreizregulierung wird teilweise vargebracht, dass die 
Deutsche Bahn AG m den vergangenen Jahren bereits starke Kosten- 
senkungen durchgefiihrt hat. Diese Kosteneinspaiungen gingen of- 
fensichtlich mit Leistungsverringerungen emher und waren daher 
nicht mit Effizienzsteigerungen verbunden. 

Gegen die Einfiihrung einer Anreizreguherung un Bahnsektor wird 
teilweise argumentiert, dass diese eher wenig geeignet ist, Investitio- 
nen ins Netz zu fordem. Daher sei beispielsweise die Anreizreguhe- 
rung der enghschen Energienetze abgelöst worden. Die Monopol- 
komnussion stimmt damit überein, dass es Gründe gibt anzunehmen, 
dass eine unreflektiert angewandte Anreizreguherung nicht sehr för- 
derhch für das Investitionskhma ist. So können Neuinvestitionen 
verzögert werden; vgl. Brunekreeft G, Borrmann, J., The Effect of 
Monopoly Regulation on the Timing of Investment, Bremen Energy 
Working Papers, No. 1, February 2010. Allerdings smd diese Effekte 
beispielsweise im Eneigiesektor in England im Verhältnis zu den in- 
duzierten Efiflzienzsteigerungen vergleichsweise gering und können 
durch eine geeignete Ausgestaltung der Anreizreguherung vermie- 
den werden. Daher Viird das bestehende System für enghsche Ener- 
gienetze ledighch modifiziert, jedoch nicht abgelöst, auch da die An- 
reizreguherung sich als sehr gutes Instrument zur Steigerung der 
Effizienz erwiesen hat. In Deutschland werden Investitionen in die 
Eisenbahnmffastruktur erhebhch durch die Leistungs^ und Fmanzie- 
rungsverembarung und die Bundesveikehrswegeplanung gesteuert. 
Aus diesen Gründen sieht die Monopolkommission mögliche negati- 
ve Auswirkungen der Einführung emer geeigneten Anreizreguhe- 
rung in Verbmdung mit den bestehenden Instrumenten zur Investi- 
tionssteuerung als vemachlässigbar an. 


Die Bimdesnetzagentiir hat vorgesehen, die Laufzeit der 
Anreizi egiilienuig mit der der Leistimgs- imd Einaiizie- 
nmgsvereinbanmg zu synchronisieren imd so ebenfalls 
auf fünf Jalne festziilegen. So können die Variablen der 
Piice-Cap-Regulienmg auf Basis von fiii' die Regiilie- 
nuigsperiode festen imd kalkulieibaien Fördenmgsbeträ- 
gen aus der Leistlings- imd Einanzienmgsveieinbarung 
ermittelt weiden. 

87. Neben dem deutlichen Vorteil der naclihaltigen 
Entgeltsenkmig in Verbüidiuig mit einer Effizienzsteige- 
nuig bietet die Piice-Cap-Regulieiimg, wm sie von der 
Netzagentui’ voigeschlagen WTirde, vor dem Hintergnmd 
der integrierten Stmktui- der Deutschen Bahn AG einen 
besseren Schutz vor Diskriminienmg. Dies wird durch 
die Einiichtimg von verschiedenen Wareiiköibeii er- 
reicht. 

Mit der Einfühiimg einer Piice-Cap-Regulrenuig muss 
daiHber entscliiedeii w^erden, welche Leistimgen zusain- 
nieiigefasst werden. Für’ die in einem Korb aggregreiten 
Leistungen wird jeweils ein eigener Price Cap festge- 
legt.®® Die Differeiizienmg verschiedener Leistungskörbe 
schließt eine diskiimiiiieiende Kostenzuschlüssehmg 
zi^vTschen den abzugreiizeiideii Körben giimdsätzlrch aus. 
So kann das integrierte Eisenbahinmteniehmen die Wett- 
bewerber der eigenen Gesellschaffeii auf den nachgela- 
geiteii Märkten nicht dadurch diskriminieren, dass die 
Entgelte fth Leistimgen bestimmter’ Körbe überhöht (luid 
andere zu niedrig) gesetzt werden. Dmch die Koibbü- 
dung werden im Ralmien der Preisbüdimg klarere Vorga- 
ben zm' Entgeltfestsetzimg geschaffen luid den Infiastruk- 
tiinmtemelmieri gleichzeitig unternehmerische Freiheiten 
zm' Preissetzung gelassen. Durch die Einschränkimg 
preislicher Diskriuiinier'ungsniöglichkeiteri wird zudem 
die Planimgssicherheit in Bezug auf zukünffig zu erwar- 
tende Entgelte erhöht. 

Für Leistimgen, die in einem Korb zusarmiiengefasst wer- 
den, bleiben preisliche Diskrirnirüei’ungsmögliclikeiten 
jedoch auch im Rahmen emer Arneizregiiliei’mig beste- 
hen. Der Gesetzgeber sollte deshalb auch die gesetzlichen 
Vorgaben zur Stniktuiiei’ung der Entgelte überarbeiten 


s® Vgl. Abschnitt 2.1. 2.3. Mit der Einrichtung der Warenkörbe ist die 
Frage nach dem A^^gationsniveau verbunden. Aus dem Preiskal- 
kül gemäß Ramsey folgt, dass die preiselastizitätsonentierten Auf- 
schläge auf die Grenzkosten umso effizienter erfolgen können, je 
größer die Freiheiten der Unternehmen dabei sind. Dies spräche fiir 
eme gennge Anzahl von Körben. AJlerdmgs entspricht das Optinne- 
rungskalkül emes vertikal integrierten Unternehmens nicht dem Kal- 
kül der Preisbildung nach Ramsey, da Anreize bestehen, Preise zu- 
gunsten der eigenen Transportgesellschaften zu setzen. So geben 
wenige Körbe dem mtegaerten reguherten Unternehmen die Mög- 
hchkeit, innerhalb dieser Körbe die Preisstruktur so zu gestalten, dass 
auf den nachgelagerten Märkten die Wettbewerber der eigenen Ge- 
sellschaften diskriminiert werden. Um dieses Misshrauch^xjtenzial 
emzuschränken, sieht der Vorschlag der Bundesnetzagöntur mmdes- 
tens sechs verschiedene Körbe vor. Vorgesehen smd verschiedene 
Körbe mit den entsprechenden Produktgruppen für Ifassen des Per- 
sonennahverkehrs, Tbassen des Personenfemveikehrs, Ttassen des 
Güterverkehrs, Leistungen von Personenbahnhöfen, Leistungen der 
Serviceemrichtungen für den Güterverkehr und Leistungen sonstiger 
Serviceemrichtungen. 
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und einfache Regeln aufstellen, die der Bundesnetzagen- 
tur die Übeipriifiuig der Entgeltsystenie erleichtern.®^ 

88. Das histimnent der Piice-Cap-Regulienmg setzt 
also Anreize fiii' Effizienzsteigenuigen mid sorgt gleich- 
zeitig daflii; dass die Effizienzsteigenuigen langfdstig 
den Nutzem der Eisenbaluünfrastniktiu;, d. h. den Eisen- 
balinverkelirsiuitemelunen mid den Aufgabenträgem, zu- 
gutekonunen. hisbesondere aufgnind der bestehenden 
Marktstniktiu; die diuch die stark donihiierenden Eisen- 
balinverkelusuntemehnien und hifrastnikturgesellschaf- 
ten der Deutschen Bahn AG gekemizeichnet ist, ist die 
Einfühinng einer Aiueizieguliening in Verbindiuig mit 
verschiedenen Leistimgskörben aus volkswiitschafthcher 
Perspektive erforderhch. Die Monopolkouunission hat 
sich daher bereits hn letzten Sondergutachten zum Eisen- 
balmsektor fiii’ die Einfiihnmg einer Anreizregulienuig 
ausgesprochen^*^ mid malmt am deren iin Koahtionsver- 
tiag angekündigte EiiifLihinng zeitnah dmch entspre- 
chende Gesetzesändenuigen umzusetzen. 

Die Beziehung der Äni eizi egulierung zur Leistungs- 
11 nd Fina nziemn gs veieinb ar ung 

89 . Gegen die EinMinuig einer Anreizregulienuig whd 
wiederholt das Aigument angefiihit, diese sei aufgimid 
der aktuellen Leistuiigs- und Fmaiizienmgsverehibanuig 
(LuFV) obsolet oder sogar kontraproduktiv. Die Moiio- 
polkoinmission stellt dagegen fest, dass die langjährige 
Festlegmig der staathchen Fmanzienuigsinittel hn Rah- 
men der Leistiuigs- und Fmanzienmgsverembainng so- 
lange keinen echten Anreiz ziu Effizienzsteigeiung lie- 
fern kaim, wie die Infra stiuktiubetreib er alle Kosten, die 


Für die Wirksamkeit der Anreizreguliening ist die Methode zur Be- 
messuDg der Pnce Caps von zentraler Bedeutung. Dazu sind 
ben vergleichbar den bestehenden Entgeltgrundsätzen und dem 
Entgeltmaßstab erforderhch. Der Abschlussbericht der Bundesnetz- 
agentur enthält keine konkreten Vorschläge. Zur Bestimmung des 
Price Caps muss festgelegt werden, welche Kosten des Lifrastruktur- 
betreibers zu berücksichtigen sind. Der derzeit verfolgte Vollkosten- 
ansatz würde dazu fuhren, dass m der ersten Regulierungsperiode al- 
le anMlenden Kosten erfasst würden. Der in anderen Netzmdustrien 
vorherrschende Ansatz der Berücksichtigung der Kosten der effizien- 
ten LeistungsersteUung würde dagegen veihindem, dass durch Ineffi- 
zienzen verursachte Kosten eingepreist werden. AUerdings fordert 
diese Regelung von den reguherten Unternehmen mit Emhihrung der 
Anreizreguherung unverzüglich em subjektiv effizientes Kostenni- 
veau, während die Idee der Anreizreguherung dann besteht, die Un- 
ternehmen dazu zu bringen, selbst die Effizienz zu steigern. Daher 
hat sich die Monopolkommission für eine schrittweise Anpassung 
ausgesprochen; v^. Monopolkommission, Sondergutachten 55, 
a. a. O., Tz. 231. Neben dem Ex-ante- Ansatz besteht em weiterer si- 
gnifikanter Unterschied zwischen Anreizreguherung und bestehen- 
dem System in der Festsetzung einer Preisobergrenze, vergleichbar 
dem derzeitigen Entgeltmaßstab, für jeden Leistungskorb. Dadurch 
muss die Reguliemngsbehörde die Infrastrukturkosten auf die jewei- 
hgen Produktgn^ipen umlegen. Die geeignete Zuschlüsselung der 
Gemeinkosten erfordert von der Bundesnetzagentur em tiefgehendes 
Verständnis der vorhegeoden Kostenstrukturen. Dieses Wissen auf- 
zubauen, wird emerseits einige Ressourcen benötigen, aber dann 
nicht nur für die Anreizreguherung nötig sein, andererseits aber die 
Möghchkeiten der Behörde erwreitem, preishche Diskriminierung zu 
erkennen und UDterbinden. 

^ Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 55, a. a. O., Abschnitt 
5.3.1. 


nicht dui’ch staatliche Zuwendungen gedeckt sind, auf die 
Entgelte mnlegeii können. So ist die Leistimgs- imd Fi- 
naiizienuigsvereinbaniiig in Veibmdimg mit einer kosten- 
basieiten Regulienuig kein Instnimeiit zui’ Effizienzstei- 
geiiing bzw\ Kostensenkung luid kann nicht zu einer 
Stabilisienmg oder gar Senkimg der Infi astiuktiueiitgelte 
fühlen. 

90 . Ziu- Aufiechteihaltung eines fiuiktioiisfäliigen, flä- 
chendeckenden imd finanziell tragbaren Eisenbahnsys- 
tems in Deutschland WTirde mit der Leistimgs- und Finan- 
zienmgsverembanmg 2009 ein Verfiag zwischen der 
Brmdesrepublik Deutschland imd den Eisenbahiiinfra- 
stiuktunmtemehinen des Bimdes über die histandlialtung 
der Eiseiibahninfiastniktui- der Unternehmen gesclilos- 
sen. Durch die zunächst bis 2013 laufende Vereinbanmg 
WTirden die Konditionen für den Finaiizieruiigsbeitrag, 
den der Bund zm Erhaltimg der bestehenden Infiastniktur 
zalüt, neu geregelt. Neu- imd Ausbauten sind nicht Ge- 
genstand des Verti’ags.^1 Der Bimd hat sich damit ver- 
pflichtet, füi- Ersatzinvestitioiien Zalüungen in Höhe von 
2,5 Mi’d. Euro jährlich zu leisten. Die Infr a stmktmiinter- 
nelmieii der Deutschen Bahn AG stellen jährlich mindes- 
tens 500 Mio. Emo an Eigenmitteln ftii' die Erhaltung imd 
Modeiiiisiemng des Bestandsiietzes bereit (Ersatziiivesti- 
tioneii).^^ Außerdem investieren die Uiitemelimeii min- 
destens 2,5 Mrd. Emo jährlich in die fiifrastniktur imd 
halten sie in einem uneingeschränkt nutzbaren Zustand. 
Dieser Zustand bestimmt sich anliand von Qualitätskeim- 
zahlen hinsichtlich des Zustands der Schienenwege, der 
Qualität der Veikehi sstatioiien mit ihren Anlagen luid der 
Versorgimgssicherheit durch Bahnenergie. Der Verfrag 
wird nach Ende der Laufeeit neu verhandelt. Die Haupt- 
aufgabe dieses Vertrags zur staatlichen Finanzierung der 
bundeseigenen üifiustniktiir ist die Sicherstellung der 
langfristigen Stabilität der Fiiianzienmg imd der staatli- 
chen Anfordeiungen an die Eiseiibahninfr astiTLktiuimter- 
nelmien des Bimdes. Diese Gnmdidee ist durchaus zu be- 
gilißen.^^ 

91 . Im Ralimen der ArgmnentatioiL die Leistungs- imd 
Ffrianzieiungsvereinbai'ung kömie angeblich eine Aiireiz- 
regulienmg substituieren, wird dargestellt, dass die Iiiffa- 
stiuktui’ nicht rentabel zu beüeiben sei imd die Leistimgs- 


Für N&u- und Ausbaoinvestitionen existiert mit der Bimdesverkehrs- 
wegq)laiiung bereits seit Längerem ein definierter Planungs- und 
EntscheidungsabLauf. Dieser beinhaltet unter anderem Kosten-Nut- 
zen-Analy sen und darauf aufbauend die Bew^ertung und Reihung von 
Projekten. 

Zusätzhch verpflichtet sich die Deutsche Bahn AGt mindestens 
1 Mrd. Euro (im Jahr 2009 stattdessen einmalig 1,25 Mrd. Euro) für 
die Infi^trukturmstandhaltung auszugeben. Es wird also zwischen 
Instandhaltung und Ersatzinvestitionen unterschieden, die beide der 
Aufrechterhaltung der physischen Infrastruktur dienen und unter dem 
Begriff hifi^truktiirerhalt zusammengefasst werden können. 

Der derzeitige Vertrag weist allerdings einige Defizite au^ sodass der 
Infrastrukturerhalt nicht ausreichend gesichert scheint. Eine ausfuhr- 
hche Analyse der Leistungs- und Fmanzierungsverembarung hefem 
beispielsweise Mitusch, K_/BeckeTS, T./Brenck, A., Die Leistungs- 
und Finanzierungsverembarung (LuFV) zwischen Bund und DB AG 
und ihre Beziehung zur Anreizreguherung, Gutachten im Auftrag des 
Hessischen Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr und Landesent- 
wicklung, 3. November 2008. 
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imd Fiiianzienmgsveieinbanmg daher liiiireichend An- 
reize zur effizienten Leistimgserstellung luid damit zm 
Senkung der Entgelte schaffe. Eine Aineizregulienmg 
könne die bereits duich die Leistimgs- und Finanzie- 
nmgsvereinbanmg festgelegten Quabtäts- rmd Kosten- 
ziele nicht weiter’ verbesseni. Die Monopolkommission 
stiimnt mit dieser Aigumentation dahingehend überein, 
dass die Einnalimen ans staatlicher Einanzienuig und Ent- 
gelten mindestens ftii- die Schienenwege in der Vergan- 
genheit keine angemessene Verzinsung des von der Deut- 
schen Balm AG eingesetzten Kapitals erlaubt haben. 
Solange der hifrastnikturbetieiber die ihm gesetzhch zii- 
gestandene marktübliche Rendite noch nicht eiieicht 
hatte, boten die in den Leistimgs- luid Fmanzieiiuigsver- 
einbanmgen begrenzten Zuflüsse gewisse Aineize zur 
Verbessenmg des Ergebmsses.^^ Dies kömite diuch eine 
Absenkung der Qualität, eine Erhöhimg der Ziigangsent- 
gelte, eine stärkere Auslastung des Netzes oder eine Stei- 
geimig bei der Effizienz des Betriebs der hrhastniktur er- 
folgen. Unter der Aimalmie, dass die in der Leistimgs- 
imd Fhianzieningsverehibarung festgelegten Quahtäts- 
kennzahlen ehie Absenkimg der Qualität verhindeni kön- 
nen, die Nachfrage ansgeschöpft ist und die Entgelte un- 
ter’ dem vorliegenden Reguhenmgsregime bereits 
gewmmmaximal gewälüt sind, bestehen, solange die Ren- 
tabilität das vorgegebene Maß mcht erreicht, Anreize zur 
Effizienzsteigeiimg. Darüber hinaus endet jedoch der An- 
reiz zur effizienten Bewirtschaftimg. 

92 . Die hifrastniktiinmtemelmien der Deutschen Bahn 
AG haben ihr e Rentabilität in jüngster Vergangenheit er- 
heblich gesteigert und verfolgen laut Zeitungsangaben 
das Ziel, diese Rentabilität langfristig mhidestens zu hal- 
ten.®^ Es ist daher mehr’ als ffaghch, ob die Rentabihtät 
der hifiastniktur in Zukunft {auch imter einer neuen Leis- 
timgs- und Finanzienmgsvereinbaiung) dauerhaft unter- 
halb eines marktüblichen Niveaus bleiben wild. Vor dem 
Hhitergnmd der derzeitigen Finanzienmgslage und der 
zukünftigen Emaitungen des Konzems ist die obige Ai- 
gumentation mcht länger angebracht. 

93 . Erreicht der hifiashuktuibetreiber imter Einhaltmig 
der in der’ Leistimgs- imd Emanzienmgsvereinbanmg 
festgelegten Kennziffern die ihm im Rahmen der kosten- 
basierten Regiilienmg zugestandene Rendite, so werden 
dmch die Leistimgs- imd Finanzieiungsvereinbanmg al- 
lein keinerlei Anreize zur’ Steigenmg der Effizienz oder 
gar Senkimg der Entgelte gesetzt, da Kosten über die Zu- 
gangsentgelte vollständig weitergegeben w^erden kömien. 
Zw^ar beinhaltet die Leistungs- imd Einanzienmgsverein- 
baiimg formal den „Gnmdsatz der sparsamen Mittelver- 
W'endimg“, allerdings ist es aiifgiund der hifoimationsa- 
symmetrie praktisch mcht möglich, die Angemessenheit 
der Kosten zu überprüfen. Aiißeidem ist es den Infra - 
stiiiktunmtemebmen, wie in den Abschnitten 2.1. LI imd 
2.1 . 1.2 dargesteUt, nach § 14 Absatz 4 AEG explizit mög- 


^ Eine gesetzliche Renditeobergrenze existiert derzeit nur für das 
Schienennetz. Für Seiviceeinnchtungen hegen die daigestellten An- 
reize also untner vor, da die Rendite m jedem Fall gesteigert werden 
darf. 

^ Vgl.Tz.46flf. 


lieh, die Entgelte so zu bemessen, dass die entstehenden 
Kosten zuzüglich einer Rendite ausgeglichen w^erden. Die 
Höhe der Kosten kaim dabei mcht als ineffizient bean- 
standet werden. 

Die langjährige Eestlegung der staathehen Einanzienmgs- 
imttel kaim also keinen echten Ameiz zm Kostensenkimg 
liefern, da die Infrastnikturbetreiber alle Kosten, die mcht 
dmch staatliche Zuwendimgen gedeckt sind, auf die Ent- 
gelte lunlegen kömien. So ist die Leistimgs- imd Finan- 
zienmgsvereinbanmg in Verbmdimg mit einer kostenba- 
sierten Regulienmg kein histnunent zm nachhaltigen 
Effizienzsteigeiung. 

94 . Neben fehlenden konkieten Mittehi zm Setzung von 
Effizienzameizen verfügt die Leistmigs- imd Finanzie- 
nmgsverembaiimg über kemerlei Mechanismus, der eine 
Entgeltsenkung bewhken kömite. Auch weim der Ent- 
geltmaßstab einschheßlich der maiktüblichen Rendite 
nicht ausgeschöpft ist, hat der hifi’asmiktmbetreiber we- 
der Ameiz noch Veipflichtimg, Kosteneinspanmgen 
durch eine Senkung der Zugangsentgelte an die Eisen- 
bahnverkehrsimteinehmen w^eiterzugeben. So ist der hi 
der Pi'äambel der Leistimgs- imd Finanzieiungsvereinba- 
nmg beschriebene Zusammenhang, die Begrenzimg der 
Zuwendimgen auf einen jährlichen, real sinkenden hifra- 
stniktui’beiüag bei veitiaghch definieiten Quahtätsanfor- 
deiungen schaffe Ameize zur Senkimg der nüt der Fahr- 
wegbereitstellung verbimdenen Kosten und der 
Zugangsentgelte, faktisch mcht gegeben. Die real sinken- 
den Zuwendimgen des Biuides kömiten im Gegenteil als 
Rechtfertigung füi’ steigende Zugangsentgelte dienen. 

95 . Entgegen der teilweise geäußerten Meinimg, dass 
die Leistimgs- und Finanzierungsvereinbaiung eine An- 
reizregulienmg entbehrlich macht, ergänzen sich diese 
beiden Insüumente. Eme langfr istig stabile imd effizient 
ausgestaltete Leistimgs- imd Einanzienmgsverembanmg 
schafft durch die vereinbarte Infr’astiTiktui’quahtät imd 
staatliche gesicherte Einanzienmg belastbare Ralmienbe- 
dingimgen ftii’ die Einfühnmg einer Amemegulieiung. 
Die Stabilität der Emanzienmg dmch die Leistimgs- imd 
Fmanzieimigsvereinbaimig imd die langfristigen Pieiso- 
bergienzen der Anreizregulienmg schaffen langfristige 
Plammgssicherheit. So erzeugt die Piice-Cap-Regulie- 
nmg Anreize zm effizienten Bewirtschaftung der qualita- 
tiv gesicherten Infr asüuktui- mid daimt auch zm’ effizien- 
ten Vemendung der LuFV-Mittel.®^ 

96 . Zusanmienfassend ist nachdiückhch festzusteUen, 
dass die Leistimgs- und Emanzienmgsvereinbanmg mcht 
geeignet ist, alleine die Qualität der Infra sti’uktm’ sicher- 
zusteUen imd Anreize ziu Effizienzsteigenmg zu schaf- 


^ Die Anreizregulienjng sollte sich aUgemein auf aUe Aktivitäten der 
Ttifr asfnildiiniTitemehmeti beziehen, d. h_ nicht nur auf den operati- 
ven Betrieb, sondern auch auf die Infrastrnkturinstandhaltimg und 
Ersatzmvestitionen. So sollte eine Ameizreguherung auch mit einer 
Qualitätsiegulierung verbunden sem, damit sich die Anreize zur Kos- 
tensenkung nicht m emem QualitätsverfaU auswirken. Ln Rahmen 
der Anreizreguherung können auibauend auf den m der Leistungs- 
und Fmanzierungsverembaiung fixierten Basiskriterien konq>lexere 
und dynamische Qualitätskriterien (z. B. zur Kapazität) flexibler ver- 
wendet werden als in der Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung. 
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fen. So kann auch der aus ökonomischer Sicht gnuidle- 
gende Zweck der Finanzieinng diuch den Biuid, die 
hifrastnikturentgelte zu begienzen, nicht eneicht werden. 
Es wild weder ein langfristig effizienter Mitteleinsatz si- 
chergestellt noch wh’d gewäluieistet, dass tatsächlich ge- 
hobene Effizienzpotenziale den Kunden und dem Staat 
zugutekoimnen. Die euioparechtliche Anfoidenmg nach 
Aitikel 6 Absatz 2 RL 2001/14/EQ diuch ein Aiueizele- 
ment sow^ohl eine Senkimg der Kosten als auch der Zu- 
gangsentgelte zu eireichen, kami daher nach Auffassimg 
der Monopolkonmiission auf Dauer niu durch die Ergän- 
zimg der Leistungs- imd Finanziei-ungsvereinbaiiuig um 
eine Ameizieguliennig eneicht w^erden. Hinzu koiimit, 
dass eine Ameizieguheimig wie dargelegt die Möglich- 
keiten ziu Einschiänkung von Diskiiniinieiungspotenzial 
bietet. Dies kami eine veitiagliche Vereinbaiung wie die 
Leistungs- imd Fmanzienmgsvereinbanmg nicht leisten. 

2.1 .2.2 Entwurf zur Neufassung des ersten 
Eisenbahnpakets 

97. hu September 2010 hat die Eiuopäische Konunis- 
sion einen Gesetzgebimgsvorschlag zui’ Neufassimg des 
sog. ersten Eisenbahnpakets vorgenoinmen.^^ Ziel des eu- 
ropäischen Eisenbahmechtsralmiens allgemein und der 
Neufassimg des ersten Pakets im Speziellen ist insbeson- 
dere die Schaffimg eines frmktionierenden Binnemnark- 
tes und die Stäikimg der Wettbew^erbsfahigkeit des Ver- 
kelnsti’ägers Schiene. Zenhal dafiu ist die Schaffimg 
diskiimiiiienmgsfieien Wettbewerbs . 

98. Der derzeitige europäische Rechtsrahmen besteht 
aus sog. Eisenbahnpaketen, die ziun Teil aufeinander aiif- 
bauen.^® Dur ch die Richtlinie 2004/5 1 /EG sind der Güter- 
verkehr' und diuch die Richtlinie 2007/58/EG der gr enz- 
überschreitende Schierienpersonenverkehr EU-weit 
liberalisiert. Dagegen ist der nationale Schienenpersonen- 
verkehr- von der europaw^eiten Liberahsienmg bisher 
w^eitgehend ausgenormnen. Allerdings existieren in Mit- 
gliedstaaten, danuiter auch in Deutschland, teüw^eise na- 
tionale Regelungen zur Marktöffiiimg. 


Vorschkg für eine Richtiinie des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Schaffung eines einheitlichen europäischen Eisenbahn- 
raums CNeufassung), KOM(2010) 475 endgültig Brüssef 17. Sep- 
tember 2010. 

^ Das erste Eisenbahi:q)aket von 2001 umfasst die Richtlinie zur Ent- 
wicklung der Eisenbahnuntemehmen (RL 200 1/1 2/EG), die Richtli- 
nie über die Erteilung von Genehmignngen an Eisenbahnuntemeh- 
men (RL 200 1/1 3/EG) und die Richtlinie über die Zuweisung von 
Fahrwegkapazität und die Eihebung von Entgelten für die Nutzung 
der hifrastruktur (RL 200 1/1 4/EG). Das zweite Eisenhahnpaket von 
2004 umfasst die Richtlinie über die Eisenbahnsicherheit (RL 2004/ 
49/EG), die Richtlinie über die Interoperabihtät des transeuropäi- 
schen Eisenbahnsystems (RL 2004/50/EG), die Rich tlini e über die 
Öfi&iung der europäischen Schienengüterverkehrsmäikte (RL 2004/ 
51 /EG) und die Verordnung über die Einnchtung emer Europäischen 
Eisenbahnagentur (VO 881/2004). Das dritte Eisenbahiqjaket von 
2007 schließlich umfasst die Verordnung über öffenthche Personen- 
vericehrsdienste (VO 1370/2007), die Verordnung über die Rechte 
und Pfhchten von Fahrgästen un Eisenbahnverkehr (VO 1371/2007), 
die Richtlinie über die Öffnung des grenzüberschreitenden Schienen- 
personenverkehrs (RL 2007/58/EG) und die Rich tlini e über die Zerti- 
fizierung von TriebMirzeugfuhrera („europäischer Lokfiihrer- 
schem“) (RL 2007/59/EG). 


99 . Seit der Veiabschiedimg der Richtlinie 9 1 /440/EWG 
imd der diese präzisierenden und erw'eiteinden Richtli- 
nien 2001 /12/EG bis 2001/14/EG, die das ei-ste Eisen- 
balmpaket büden,®^ haben sich die Marktöffiiimgeii imd 
Wettbew^erbssitiiationen in den MitgUedstaateii sehi’ un- 
terschiedlich entwickelt. Deutlich wmd dies nicht zuletzt 
durch die eingeleiteten Veitiagsveiietzimgsverfalireii. Die 
in den vergangenen Jahren beobachtbare Eiitwickluiig 
legt nahe, bestehende Regebi zu konsolidieren. Im Sep- 
tember 2010 w^ude dementsprechend der Eiitwwf einer 
Richtlinie vorgestellt, mit der die Europäische Kommis- 
sion die bisherigen Eisenbahnrichtlinieii des ersten Pakets 
überarbeiten will. Die Neufassimg (Recast) stellt nach 
Darstelhmg der Euiopäischen Kommission hauptsäclilkh 
eine Vereinfachimg imd Konsolidierung der Rechtsetzimg 
dai- imd soll bestehende Unziilängliclikeiten, Unklaihei- 
ten und Lücken beseitigen. Die Neufassniig des ersten Ei- 
senbalmpakets wild allgemein als wichtiger weiterer 
Schritt zur Integration der Eisenbalmsektoren der Mit- 
gliedstaaten und zur Sicherstelhmg dei’ Wettbew^eibsfa- 
liigkeit der Eisenbahn gegenüber anderen Verkelirsträgem 
gesehen. Hauptprobleme, die mit dem Recast adressiert 
werden sollen, sind zu geringer Wettbewerb, unzulängli- 
che Regulieiirngsaiifsicht und geringe öffentliche luid pri- 
vate Investitionen. Die wichtigsten Ändenmgeii betreffen 
die Vorgaben zur Entgeltbildimg, die Zngangsgew^ähnmg 
bei Seiviceeimichtimgeii sowie Kompetenzen imd Stel- 
hmg der nationalen Regiilienmgsbehörden und der Eiuo- 
päischeii Kommission. 

Veränderungen dei' Entgeltregulieiung im Enhvurf 
dei' Eui opäischen Kommission 

100. In Bezug auf die Entgeltregiilieiimg sind insbeson- 
dere zw^ei Ändenmgen iiiteiessaiit. Ziim einen wild die 
Oiientienmg an den Grenzkosten in den Entgeltgnmdsät- 
zen präzisiert. Zum Zw^eiten sollen Fiiianzienmgsveiti-äge 
zwischen den staatlichen Institutionell und den Infr astiiik- 
tiirbeüeibem zui’ Regelimg der Infr a stniktiuinvestitioneii 
zukünftig veipflichtend sein. 

101. Die Entgeltgiimdsätze des bestehenden Unions- 
rechts bauen nach Artikel 7 Absatz 3 RL 200 1/1 4/EG auf 
einem Basiseiitgelt auf, das sich auf Grundlage der 
Grenzkosteii des Zugbetriebs berechnet. Neben verschie- 
denen Aufschlägen kaim ein Mitgliedstaat den Infr astnik- 
turbeti eibem gemäß Artikel 8 Absatz 1 RL 2001 /14/EG 
zudem erlauben, imtei gewissen Efrischiänkimgen einen 
Vollkostenaufschlag zu erheben, wie es in Deutschland 
der Fall ist. Der Recast sieht mm insbesondere präzisere 
Vorgaben für die Zuordnung der immittelbar aufgnmd des 
Zugbetriebs anfalleiideii Kosten (Greiizkosten) des beste- 


^ Das vorrangige Ziel des ersten EisenbalMqjakets war die Schafifimg 
einer Grundlage für MarktöflEaimg und Wettbewerb im Bereich der 
Schienendienste. Mit den Bestiinmiingen des Pakets süUte m erster 
Linie die Unabhängigkeit des Infrastiukhirbetreibers von den Eisen- 
bahmmtemehmen gewährleistet, für eine diskriminierungsfi^ie Erhe- 
bung von Wegeentgelten gesorgt und eine Reguherungsstelle einge- 
richtet werden, die Wettbevirexbshindemisse beim Zugang zur 
Schieneninfrastruktur ausräumt. Die Mitghedstaaten mussten diese 
Richtlinien bis zum 15. März 2003 um s etzen 
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heiiden Aitikel 7 Absatz 3 RL 200 1/1 4/EG vor. Diese 
Vorgaben finden sich in Aitikel 31 und Anliang VIII des 
Richtlinienvorsclilags. Die relevanten Vorgaben beziehen 
sich auf die Anfordeningen an Kosten luid Entgelte (An- 
hang \1II Nr. 1), die Ausnahmen von Entgeltgnuidsätzen 
(Anhang VHI Nr. 3) imd die Entgeltemiäßigrmg bei 
ETCS-Äusstattnngi^^ (Anhang YlJl Nr. 5). 

102 , Gimidsätzlich düifeii die Infiastiukturbetieiber 
weiterhin niu’ Kosten, die unmittelbar aufgnmd des Zug- 
betiiebs anfalleiL bei der Erhebung von Entgelten berück- 
sichtigen. Die Cuientienuig an den Grenzkosten wir d in 
den Entgeltgnmdsätzen des Unionsrechts damit beibehal- 
ten. Ausditicklich ist nun spezifiziert, welche Kostenkate- 
gorien nicht liienmter fallen, z. B. die das gesamte Netz 
beüeffenden Gemeinkosten imd Kapitalkosten (Arti- 
kel 31 Absatz 3; Anhang Vlll Nr. 1). Falls die luunittelbar 
anfallenden Kosten des Zugbetriebs 35 Prozent der rele- 
vanten Durchschnittskosten übersteigen, muss dies ge- 
genüber der Regulienmgsbehörde begründet werden. 

Wemi der Markt es tragen kami, düifen jedoch als Aus- 
nalune von diesem Grundsatz gemäß Artikel 32 Absatz 1 
weiterhin Aufschläge erhoben werden, um eine volle De- 
ckung der dem Infiastiuktuibetreiber entstehenden Kos- 
ten zu erreichen. Dabei dürfen die Aufschläge nicht dazu 
fühlen, dass Marktsegmente, welche die diiekten Kosten 
zuzüglich eines Gewdmiaufschlags tragen können, von 
der Nutzimg ausgeschlossen werden. Dazu werden niui in 
Anliang Vm Nr. 3 erstmals explizit Marktsegmente vor- 
gegeben, die von den Regulienuigsbehörden weiter unter- 
gliedeit werden kömien. Der hifrastnikturbetieiber muss 
der Behörde nun begiünden, dass die Voraussetzimgen 
für Aufschläge vorhegen. Knappheitszuschläge bleiben 
gemäß Aitikel 3 1 Absatz 4 möglich. 

Neu ist des Weiteren die in Anhang Vin Nr. 5 festgelegte 
befiistete Entgelteimäßigimg fiu mit dem europäischen 
Zugsteuenmgssystem ECTS ausgestattete Züge. Außer- 
dem muss nach Aitikel 31 Absatz 5 eine Anlastimg der 
Läimkosten des Eisenbalmveikelus eifolgen, sobald eine 
Anlastimg der Kosten von Lärm im Süaßengüteiverkehr 
erlaubt ist. 

103, Problematisch ist in diesem Zusammenhang, dass 
die Eimäßigimg füi' mit ETCS ausgestattete Züge in Form 
einer Gemeinkostenküizung erfolgt, obwohl in An- 
hang \Tn Nr. 1 ein Gemeinkostenzuschlag ausgeschlos- 
sen ist. Außerdem widerspricht die zwüigende hitemali- 
sienmg der Läimkosten im Eisenbahnveikehi- nach Auf- 
fassimg der Monopolkommission dem Giimdsatz der 
Gleichbehandlung von Veikehi strägeni, weim diese hiter- 
nalisienmg im Straßenverkelu erfolgen kami, aber nicht 
zTATiigend ist. 


Das europäische Zugsteuenmgssystem ECTS (Europeaii TYam Con- 
trol System) bildet zusammen mit dem Bahnmobilfunksystem GSM- 
R (Global System für Mobile Communication - Railway) das euro- 
päische Eisenbahnveitehrsleitsystem ERTMS (European Rail Traffic 
Management System), welches die Zugsichening und Zugsteuerung 
europaweit vereinheitlichen soU. Ziel ist es insbesondere, den grenz- 
überschreitenden Zugverkehr zu erleichtern, da ein TYiebfahr- 
zeugaustausch entfaUt, und TYassenkapazitäten e ffizi enter zu nutzen. 


1 04 . Bei den Vorschriften zui’ Kosteiizuordnimg handelt 
es sich größtenteils um eine Präzisienmg bestehender 
Normen hn Hinbhck auf die europäische Haimoiüsie- 
nmg. Dabei verfolgt die EU-Kommission insbesondere 
das Ziel, die Foimulienuigen gerichtsfest zu gestalten, hi 
den bestehenden Richtlinien existiert viel Spiehaum fiii' 
hiteipretationen. Dieser wird in den laufenden Veiüags- 
verletzungsverfahien duich die Mitghedstaaten genutzt. 
Allerdings ist auch in Bezug auf den Recast unklar, ob 
beispielsweise eine Berücksichtigimg von Kosten über 
die Gienzkosten hinaus, wie der in Deutscliland verfolgte 
VoUkostenansatz, weiterhin möglich bleibt, hisgesamt ist 
die Kostenzuschlüsselung als Grenzkosten plus Auf- 
schläge efi;v"as klarer dargestellt. Allerdings besteht wei- 
terhin das Spamnmgsverhältnis zv^dschen VoUkostemnaß- 
stab und einer nach den nonnativen Entgeltgrundsätzen 
möglichen Kostemmterdeckung, da der Entgeltmaßstab 
im Wesentlichen imverändeit bleibt. 

1 05. Gemäß Artikel 6 Absatz 3 RL 2001/14/EG besteht 
für die Mitgliedstaaten derzeit ein Waldrecht, ob sie hifra- 
stiukturbetreibein durch vertragliche Vereinbanmgen, 
welche die staatliche Finanzienuig regehi, oder geeignete 
aufsichtsrechtliche Maßnalmien Aiueize ziu Senkimg der 
mit der Fahiw^egbereitstellimg verbtmdenen Kosten tmd 
der Entgelte geben, Dieses Wahlrecht soll zukünftig 
entfallen tmd der EntwTirf konzentriert sich zur Schaffimg 
von Effizienzaiueizen niu auf vertragliche Vereinbaiim- 
geii. Nach Artikel 30 Absatz 2 des Recast müssen Finan- 
zienmgs Vertr äge zwdschen den staatlichen Fmanziustitu- 
tionen und dem hifrastnikturbetieiber zukünftig 
veipfiichtend geschlossen werden. Zusätzlich whd die 
Mindestlaufeeit dieser Fmanzienmgsverträge auf fünf 
Jahre ausgeweitet. Der neu eirigeführte Anliang VJl führt 
Gnmdsätze imd Eckdaten solcher Veieiubanrngen auf. 
Nach Artikel 30 Absatz 3 sollen nun die nationalen Regu- 
lierungsbehörden in die Pilifimg tmd Beurteilung der Fi- 
rianzienmgsvereinbamrigen mit einbezogen werden. 

106 . Die Monopolkoimnissiori hält es für problema- 
tisch, dass die Regulienmgsbehörden damit Einfluss auf 
die Investitionsentscheidungen und auf die Bewertung 
der Ziele imd Kriterien der Firianzienmgs Verträge erhal- 
ten. So werden die Kompetenzen des Reguherers auf die 
einer hivestitionskontrollinstanz en;veitert. 

107 . Durch Vertragsvereinbaiimg zwischen den Mit- 
gliedstaaten imd dem hifrastnikturbetieiber über die 
staatliche Finanzienmg kömien nach Aufiassung der Mo- 
nopolkommission keine naclihaltigen Arueize ziu Effi- 
zienzsteigening und Entgeltseiikimg gesetzt w^erden^^L 
Vor diesem Hintergnuid ist zw^ar die Sti eichimg des beste- 
henden Wahhechts, das ehie substitutive Beziehung zwi- 
schen einer Ameizieguheiimg und vertraghchen Bezie- 


Der bestehende Artikel 6 EL 2(K)1/14/EG wird im Recast in zwei 
neue Artikel aufgeteilt und leicht modifiziert. Der neue Artikel 8 Ab- 
satz 4 ersetzt dabei kaum veiändert Artikel 6 Absatz 1 EL 2001/14/ 
EQ während Artikel 30 nun Verträge zwischen zuständigen Behör- 
den und Infrastnikturbetreibern betrifft und damit Artikel 6 Absatz 2 
bis 5 RL 2001/14/EG ersetzen soU. 
i02Ygl.Tz.55. 

103 v^. Tz. 89 ff. 
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liimgeii siiggeiieit, zu begiUßeii. Jedoch erschwert die 
voUstäiidige Streichung der expliziten Möghchkeit, „ge- 
eignete aufsichtsrechtliche Maßnahinen“ zu ergreifen, die 
Diuchsetzimg von Effizienzsteigenuigen, Qualitätsver- 
bessenmgeii und Entgeltsenkiuigen, auch wenn die vor- 
gesehene Veipflichtiuig zu einer füirQähiigen Veiliags- 
vereinbanmg Planimgssicherheit bei allen Beteihgten 
schafft. Angesichts dei’ Bedeutimg efiizienzorientierter 
Entgelte fth den Wettbewerb sollte ein Effizienzinaßstab 
diuch klare gesetzliche Vorgaben der Entgeltregulienuig 
sichergestellt werden. 

108. Die Veipflichtimg zum Abschluss von Verträgen 
schwächt darüber hinaus massiv die Verhandlimgsposi- 
tion des Staates. Da die Mitghedstaaten diese Verträge 
schließen müssen, köimen die Infra stinktiubetreiber in 
den Vertragsverhandlungen mit deren Scheitern drohen, 
wemi ilue eigenen Vorstellungen nicht erftillt werden. 
Aufgrund des bestehenden Walihechts haben die Mit- 
gliedstaaten derzeit die Möghclikeit, stattdessen auf- 
sichtsrechtliche Maßnahmen zum Nachteil der Infi astiuk- 
turbetieiber einzufüluen. Entfallt diese Option, whd die 
Position der Infra struktiubetreiber gegenüber den Staaten 
deuthch gestärkt. Eine Regehuig niu über Verträge ist au- 
ßerdem intianspaient imd gerichtlich niu eingeschiänkt 
überpiti&ar. In Deutsclüand ist eine Regehuig über Ver- 
träge aufginnd der Vielzalü von Eisenbahnstmktiu'unter- 
nelmien zudem nicht reahstisch.'^^ 

1 09 . Die Eoiinulienmg der „geeigneten aufsichtsrechth- 
chen Maßnalmien“ in der bestehenden Richtlinie lässt 
große hiteipretationsspiehäiune offen. So wmd von eini- 
gen Mitghedstaaten die piue Existenz einer Regulie- 
nmgsbehörde als eine solche Maßnahme gesehen. Daher 
wuude nach EU-Kommissions angab en insbesondere viel 
Wert auf eine klare Eoiinulienmg gelegt. Dies sei ftir re- 
gulatorische Maßnahmen schwierig luid auch deshalb 
wuude im Recast das bestehende Wahhecht gestrichen. 
Auch wemi dies für die allgemeine Fordemng nach auf- 
sichtsrechtlichen Maßnalmien der Entgeltreguhemng zur 
Schaffimg von Effizienzanreizen der Fall sein mag, wäre 
eine konkrete Festlegung auf ein Price-Cap-Verfahien 
nach Auffassung der Moriopolkommission diuchaus ge- 
richtsfest möglich. 

110. Vor diesem Hintergnmd w^äre es nach Auffassimg 
der Monopolkoimnission angezeigt, eine Ameiziegulie- 
nmg zwingend vorzugeben imd diese optional dmch ver- 
tragliche Vereinbanuigen zu ergänzen. Der Regulienmgs- 
behörde sollte insbesondere die Aufsicht über diese 
Arueiziegulienuig offen gehalten werden, da dies die ori- 


Auch ist die Aiisleguug der Regelung des Recast unklar, da sie sich 
nicht nur auf das Bestandsnetz beziehen könnte, wie die m IDeutsch- 
land getroffene Leistungs- und Fmanzierungsverembarung für Ersatz- 
investitionen, sondern darüber hinaus auf sämÜiche durch Finanzie- 
rungsverträge geregelte InfiastrukturinvestitionerL 
Beispielsweise hat die Bundesnetzagentur in ihrem Abschlussbericht 
zur Einführung einer Anreizreguherung die Entwicklung einer ge- 
setzhchen Ermächtigungsgnindlage und Gegenstände emes mögh- 
chen Verordnungsentwurfs diskutiert; vgl. BNetzA, Abschlussbericht 
zur Einführung einer Anreizreguherung im Eisenbahnsektor, a. a. O., 
S. 113 f. 


ginäten Aufgaben des Reguliereis beüiffi. hi Fiageii der 
Veitiäge sollte die Behörde allenfalls beigeordnet sein. 

Weitei e wichtige Änderungen des Entwurfs dei' 
Europäischen Kommission 

111. Neben den daigestellten Vorschlägen zur Verände- 
nmg des Unionsrechts in Bezug auf die Entgeltregulie- 
nmg beinhaltet der Eiitwanf zin Neufassmig des ersten Ei- 
senbahnpakets weitere wuchtige Neueiiuigen. Spezielle 
Tliematiken betieffende Ändenmgen w^erdeii hi den je- 
weiligen Abschnitten aiifgegriffen. Dazu gehören insbe- 
sondere die Themen der Zugangsgew^älmmg füi’ Ser\ice- 
eimichtungen.106 

112. Der Recast enthält hi Artikel 60 bis Artikel 62 eine 
Eimächtigung an die EU-Koimnission, eme Reihe von 
Rechtsakten anstelle des Parlaments und des Rates zu er- 
lassen (delegierter Rechtsakt; Artikel 290 AEUV). Insbe- 
sondere kami sie in Bezug auf die Entgeltregulienuig die 
nicht den Greiizkosten zuiechenbaien Kostenarteii (Arti- 
kel 31 Absatz 3 hi Verbhidung mit Anhang VTII Nr. 1), 
detaillierte Verspätungskategorieii (Artikel 35 in Verbin- 
dimg mit Anhang VÜI Nr. 4) sowie Gnuidsätze rmd Eck- 
dateii über die veitraglichen Vereinbanuigen zwischen 
den hifr astniktuibetreibem und den zuständigen Behör- 
den (Artikel 30 in Verbindiuig mit Anliang VQ) festlegeii. 
Darüber hinaus kami die EU-Kommission rmter anderem 
die Vorgaben über die für eine Tremnmg notw^endige 
Klassifizienmg von Infrastniktui'betreibem rmd Eisen- 
bahnuntemehinen (Anhang IT) luid den Katalog der unter 
die Richtlinie falleiideii Seiviceeiiirichtiuigeii (Anhang 
III) niui selbst ergänzen oder ändern. 

113. Allgemein erscheint es der Monopolkommission 
problematisch, dass mit dem Entwanf kein sicherer 
Rechtsrahmeii geschaffen wird, da die genannten wesent- 
lichen Regehuigeii im Anhang jederzeit von der Eiuopäi- 
schen Kommission geändert w^erden köimen. Verändeiiui- 
geii dieser relevanten Sachverhalte sollten nach Meinmig 
der Moiiopolkommissioii legislativ geregelt w^erden. 

114 . Anders als teüw^eise eiw^artet, wild mi Entwmif 
keine schärfere Tremnmg von Netz luid Betrieb gefordert. 
Nach hiformatioiieii der Monopolkommission wmrde der 
Eiitwairf auf BeUeibeii meluerer gioßer Mitgliedstaaten, 
daiiuiter Deutschland, entsprechend abgeschwücht. Die 
EU-Kommission w^ird danüt diese Ausehiaiidersetziuig 
zmiächst vor Gericht ausfechten, hi der Richtlinie findet 
sich auch keine entscheidende Ändenmg in Bezug auf die 
Liberalisienmg des nicht gienzüberschreitenden Perso- 
neiiveikehis. Die EU-Koimiüssion hat angekündigt, bis 
2011 eine Gesaintbew^eitiuig des Wettbewerbs im natio- 
nalen Personenverkehr, einsclüießlich der auf der Verord- 
nung (EG) Nr. 1370/2007 basierenden Praxis, duichzu- 


106 Ygl. Abschnitt 2.2 3.3. Eine DarsteUung und ordnnngspolitische 
Analyse des gesamten Vorschlags für eine Richtlinie des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates zur Schaffung emes emheitlichen 
europäischen Eisenbahnraums (Neufessung), KOM(2010) 475, lie- 
fert beispielsweise CEP, Neufassung des 1 . Eisenbahi^akets, 22. No- 
vember 2010. 
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fiibien mid daiaiif aufbauend spätestens 2012 neue 
Maßnalimeii zui’ Marktöffiiuiig zu beschließen. 

115. Vor dem Hinteigiund der laufenden Veitragsveilet- 
zmigsverfahi en im Hinblick auf die Umsetzung des eisten 
Eisenbahnpakets wäre eine Verschärfimg der ziigiimde 
liegenden Richtlinien nach Ansicht der Monopolkoniniis- 
sion nicht zielfLihiend. Eine neue Position wliide die Stel- 
hmg der Emopäischen Konunission in den Vertragsver- 
letzimgsverfahien schwächen. Insgesamt kömien von den 
Neuenmgen Impulse fiü- den Wettbewerb auch auf natio- 
naler Ebene ausgehen. Demioch sind für die beabsichtigte 
Schaffimg eines vollständig geöffneten Eisenbahmnark- 
tes vor allem im Peisonenveikehi’ noch weiteigehende 
Schritte erforderlich. 

2. 1.2.3 Vorschlag zur Konkretisierung der 
Entgeltstruktur 

116. Die bestehenden Entgeltgiimdsätze sind, wie be- 
reits in Abschnitt 2.1.1 (insbesondere in Tz. 75 ff.) darge- 
stellt, wenig geeignet, den Entgeltsysteinen eine Stinktiu 
voizugeben, die Diskiimmienuigsmöglichkeiten ein- 
schiänkt. Auch im Falle der Einflihnuig einer 
Ameiziegulienuig mit Leistimgskörben verbleiben dis- 
kretionäre Gestaltungsspiehäiune. Für die Regulienmgs- 
behörde ist es derzeit insbesondere aufgnuid der unschar- 
fen Vorgaben zur Entgeltstiuktiu' sehr schwierig, die 
Preissysteme auf Einlialtimg dei’ Vorschriften des Eisen- 
balmiechts zu übeipilifen. Diuch passende Vorgaben 
kaim Preisdiski’imhiienmg ex ante eingeschränkt luid der 
Bimdesnetzagentiu die Entgeltpriifiuig erleichtert wer- 
den. 

117. Da die Entgeltgiimdsätze keine scharfen Vorgaben 
machen, kaim die Bmidesnetzagentm’ nicht allein die Ein- 
haltiuig der bestehenden Vorgaben iibeipriifen, lun Diskii- 
minieiimgspotenzial einzuschränken. Die Monopolkom- 
mission hat aus diesen Gründen bereits fiüher 
vorgesclüagen, im Ralmien einer Überarbeitung der Ent- 
geltregulienmg der Eisenbahniiifrastniktur die Beziehrmg 
zi;vdschen Entgeltmaßstab, den Vorgaben zur Stnikturie- 
irmg der ehizehien Entgelte tmd den dabei anzuwenden- 
den Entgeltgnuidsätzen klarer vonemander abzugren- 
zen.1^^ Dazu sollten Vorgaben an die Entgeltstmktiu- so 
ausgestaltet sem, dass sich die einzehien Entgeltkompo- 
nenten auf klare tmd nachvollziehbare Kriterien zurück- 
fühien lassen. Alle wesentlichen preisbeehiflussenden 
Faktoren - imd niu diese - sollten konsistent im Entgelt- 
system berücksichtigt werden. So wird die Transparenz 
deuthch erhöht tmd Eritgeltsysteme köimen besser auf 
Diskriminieitmg überprüft werden. Die giimdlegenden 
Faktoren smd die Kosten flii- die Ausstattruig der hifra- 
struktur und ilue Nutzung dieser. Die Vorgabe einer Atif- 
schlüsselmig dieser Faktoren im Entgeltsystem ohne starre 
Vor gaben ztu Höhe der einzehien Komponenten heße den 
hifrastiiLkttugesellschaften weiterliin ausreichend unter- 
nelmierische Freiheiten ztu Kalkulation, ohne dass die re- 


Monopolkommission, Sondergutachten 55, a. a. O., Abschnitt 

5.3.2. 


suitierenden Entgeltsysteme dadurch die Übeipiüfimg 
erschweren.^®® Derzeit sieht das Allgemeine Eisenbahnge- 
setz für die Zuschlüssehmg der Kosten auch Unterschei- 
dungen nach Marktsegmenten vor, um auf diese Weise die 
Gesamtkosten der Netzbeti eiber zu decken. Es fehlt aller- 
dings an eindeutigen Vorgaben des Gesetzes, welche die 
Auslegtuig des Begiiffs Marktsegmente hmerhalb der Ver- 
kelusleistungen operationalisieren. Daher ist die im Ent- 
wurf zur Neufassung des ersten Eisenbahnpakets gege- 
bene Darlegung von Marktsegmenten (Anhang Vin, 
Nr. 3) zu begrüßen tmd national entsprechend umzuset- 
zen, 

Zu beiücksichtigen sind vor diesem Hmtergumd auch die 
Kosten bzw\ Nutzen dtuch externe Effekte. Füi' das natio- 
nale Scliienemietz spielen solche Effekte insbesondere im 
Shme von Netzeffekten eine wichtige Rolle.“® So ist eine 
Betrachtung des deutschen Schienemietzes als Einlieit an- 
gebracht. Dabei existieren positive externe Effekte der 
Zulaufstiecken fiii- die Hauprt^eikelussti’ecken. Diese 


los Eine explizite Formuliening zu einer ent^jrechenden Vorgabe im Ei- 
senbahniecht findet sich bereits in MonopolkoiiMmssioii, Sondergut- 
achten 55, a. a. O., Tz. 236: 'T>as Entgeltsystem für den Zugang zum 
Fahrweg und zu den Personenhahnhöfen muss Konqjonenten enthal- 
ten, welche die Kosten der individuellen infrastrukturellen Ausstat- 
tung der Anlagen und ihrer Nutzungshäufigkeit durch sämtliche 
Zugangsberechtigte berücksichtigen. IDabei kann der Inffastrukturbe- 
treiber nach klaren und transparenten Kriterien mehrere Kategorien 
bilden. IDer Infrastrukturbetreiber kann das Entgeltsystem durch wei- 
tere nicht diskriminierende Koir^xMienten ergänzen. Für die Entgelte 
zur Nutzung des Fahrweges hat das Entgeltsystem insgesamt die Ent- 
geltgiundsätze zu berücksichtigen und sicherzustellen, dass durch die 
Entgelthöhe die Wettbewerbsfähigkeit, insbesondere des grenzüber- 
schreitenden Schienengüterveikehrs, gewährleistet bleibt." 

Nach derzeitigem Recht wird bei der Unterscheidung der Marktseg- 
mente insbesondere darauf abgezielt, dass Kosten denjenigen Seg- 
menten zugeordnet werden, die dies tragen können. Dadurch soU an- 
satzweise dem Ramsey-Prmzip Rechnung getragen werden, auch 
wenn der Gesetzgeber keine weiteren Vorgaben zur Maridtragfahig- 
keit macht. Ein rationaler Infrastrukturbetreiber, der kerne Möghch- 
keit oder Anreize zur iMskriminierung hat, wird Zugangsentgelte ge- 
mäß dem Ramsey-Prmzip wählen. Danach ist der relative Zuschlag 
auf die Grenzkosten umgekehrt proportional zur PreiseLastizität und 
die Verkehrsleistungen, die am schlechtesten ausweichen können, 
zahlen höhere Preise. Der entstehende Wohlfahrtverlust ist in diesem 
Fall relativ gering. Dementsprechend soUte den Betreibern der Schie- 
neninfrastruktur eme gewisse unternehmerische Freiheit gewährt 
werden, damit sie Entgelte gemäß dem Ramsey-Prinzip kalkuheren 
können. Allerdings ergeben sich für die Anwendung des Ramsey- 
Kalküls für den Eisenbahnmarkt gewisse Grenzen. Solange eme An- 
reizreguherung und die damit verbundene Bildung von Körben (vgl. 
Tz. 87) nicht emgefiihrt ist, ist die Preisbildung nach Ramsey über 
das gesamte Spektrum der Trassenleistungen möghch. In diesem Fall 
ergeben sich sehr geringe Preiselastmtäten für die Besteller un 
Schienei^ersonennahverkehr, wo die Regionahsierungsmittel 
zweckgebunden sind. Daher wären diese Trasser^reise besonders 
hoch. Mit der Einführung von Körben wäre eine Ramsey-Preisbil- 
dung nur noch innerhalb dieser Körbe möghch. Dies würde dazu fuh- 
ren, dass Entgelte insbesondere dort besonders hoch wären, wo keine 
Alternative zwo. Schienenverkehr existiert. Diese Auswirkungen ent- 
sprechen unter Umständen nicht den pohtischen Zielen, sodass eine 
gesetzhche Festsetzung des Ramsey-Prinzips im derzeitigen Finan- 
zierungsrahmen der Eisenbahn möglicherweise problematisch wäre. 
Darüber hinaus existieren weitere externe Effekte, z.B. auf andere In- 
frastrukturemrichtungen und auf weitere Leistungen wie im Bereich 
der Stationen, wo Einnahmen aus Vermietung, Vermarktung, Ver- 
pachtung einen großen Teil ihrer Wertigkeit aus dem Fahrgastauf- 
kommen ziehen. 
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Effekte müssen bei der Festlegung der Entgelte entspre- 
chend berücksichtigt weiden. Ohne die Berücksichti- 
gung diesei’ Effekte wär e der Preis der Zulaufstrecken in 
der Gesamtbetiachtung zu hoch, was den Verkehi’ auf die- 
sen Strecken veiiingem und damit die Attraktivität des 
Eisenbahnsystems als Ganzes schwächen wliide.^'^ 

Zusainmenfassend ist festzuhalten, dass die Vorgaben fiir 
die Entgeltstmktm- an wettbewerbspolitische Anfordeinn- 
gen so anzupassen sind, dass der Bimdesiietzagentui’ die 
Entgeltpiüfimg erleichtert rmd so Diskriininienmgspoten- 
zial eingescluärikt wild. Dazu müssen Entgeltkomponen- 
ten auf klaren rmd transparenten Kriterien bemheii. Zu 
den Arffordenmgen an ein Entgeltreguhernngssystem ge- 
hört außer dem die in Abschnitt 2. 1.2.1 diskutierte Schaf- 
fimg von Effizienzanreizen. 

2. 1.2.4 Bestimmung der Kapitalkosten von 
Eisenbahninfrastrukturunternehmen 

118. Die Bestinmiimg der Kapitalkosten spielt im Rah- 
men der derzeitigen kostenorientierten Regulienmg im 
Eisenbahnsektor eine wichtige Rolle, da diese die ange- 
messene Höhe der hifrastruktoentgelte wesentlich beein- 
flussen. hl der bestehenden Piaxis der Kontrolle der 
Vorschriften diuch die Biuidesnetzagentur wai' die Rendi- 
tebemessiuig im Eisenbahnsektor bisher allerdings noch 
von geringer Bedeutung, da die wichtigen Infra stinktur- 
rmternelmien der Deutschen Bahn AG bis vor wenigen 
Jahren ohnehin niu negative oder sehr' geringe positive 
Renditen emiitschaffen komiten. Aus verschiedenen 
Gitinden rückt die Renditefr age derzeit jedoch in den Fo- 
kus der Regulieiimgspraxis. So konnten die großen Ei- 
senbalminfrastinktimmtemehmen der Deutschen Balm 
AG ihre Rentabilität iin hifrastnikturbereich zuletzt stark 
verbessern. Daher ist die Bestinmiimg eines Grenzw^ertes 
für die zulässige marktübliche Rendite als Bemessimgs- 
maßstab zu einem wichtigen Faktor für die möghche Ent- 
gelthöhe geworden. Außerdem erfordert die diskutierte 
Piice-Cap-Regulienmg zur Bemessung der Preisober- 
grenze, dass die exakten Kosten für das von den hiffa- 
struktuibetreibem eingesetzte Kapital bestinmit werden. 

119. hu Eisenbahmecht existieren keine konkietisieren- 
den Vorgaben zut Bestinmiimg der Kapitalkosten. Die 
rechtlichen Vorgaben bescluänken sich im Wesentlichen 
auf § 14 Absatz 4 Satz 1 AEG Doit wmd Betieibeni von 
Schienenwegen die Deckung der für- die Erbringimg der 
Pflichtleistimgeri entstehenden Kosten „... zuzüghch einer 
Rendite, die am Markt erzielt W' erden kami ...“ zugestan- 
deri.“^ Nach der üblichen rechtlichen hiterpretation die- 


111 Durch die Bemcksichtigimg externer Effekte als Kostenbestandteil 
werden Preisdifferenzen zwischen stark genutzten Strecken und den 
Nebenstrecken, die der ErschUeßung audi schwach bevölkerter Re- 
gionen oder dem Güterveikehrszolauf dienen, verringert. Die Be- 
rücksichtigung dieser Effekte wird teilweise als Querfinanziening 
angesehen, da nicht aUein von den materieUen, rem streckenbezoge- 
nen Kosten ausgegangen wird. 

11^ Beispielsweise wurden durch die Regionalfaktoren einige Strecken 
von diesem P rinzip ausgeschlossen. 

11^ Für die Regulierung der Seiviceeinrichtungen existiert gemäß § 14 
Absatz 5 AEG nur die \brgabe, dass deren Entgelte nicht misshräuch- 
hch sein dürfen. Diese Formuherung gibt Raum für andere Vorge- 
hensweisen, ermöghcht aber un Hihbhck auf die K^ntalkosten auch 
einen einheitlichen Ansatz für Schienenwege und Servioeemrichtungen. 


ser Vorgabe sind dabei im Sinne des Vollkostenprinzips 
die Fiemdkapitalkosten den Vollkosten ziizureclmeii. 
Dies bedeutet, dass die Rendite, die am Markt erzielt wer- 
den kann, auf das Eigehkapital bescliränkt imd so als Ei- 
genkapitahendite zu verstehen ist.^'^ 

Sowolü die Bimdesiietzagentui’ als auch die Deutsche 
Balm AG haben Untersuchungen zu einer konsistenten 
Vorgeheiisweise bei der Bestinimung der Kapitalkosten 
im Eisenbahniiifi’astiuktiu’bereich in Auftrag gegeben.“^ 

120. Das nach den rechtlichen Normen anzuwendeiide 
VoUkostenprinzip gibt vor, dass die tatsäclilkheii Fremd- 
kapitalkosteii, die fiii- die Finanzienmg der Pflichtleistun- 
gen anfallen, anzusetzen sind. In der Praxis ergeben sich 
dadiuch allerdings verschiedene mögliche Schwierigkei- 
ten. So kaim es sein, dass Fremdkapitalkosten den Pflicht- 
leistimgen nicht eindeutig ziuechenbar sind bzw^ die bi- 
lanzierten Kreditkonditioiien von den am Markt üblichen 
Konditionen abweichen, w^eim das Infr a stnLktiuimteineh- 
men beispielsweise als Teil eines Konzerns konzeinin- 
tenie Kiedite erhält oder der Infr a struktiusparte als Teil 
eines Uiiteinehmens Kiedite und deren Kosten nur’ rech- 
nerisch ziigeordiiet w^erden. So kann imklar sein, ob die 
ausgewdeseiieii Fremdkapitalkosteii den am Markt übli- 
chen Fremdkapitalkosten von EiseiibahninfrastiiLktunm- 
temelimeii entsprechen. In diesem Fall müssen diese 
Kosten kalkulatorisch ennittelt w^erdeii. Fiu die Bestim- 
mimg der Fi emdkapitalkosten ist zwischen den Unterneh- 
men in öffentlichem Besitz und solchen in privatem Be- 
sitz zu imterscheiden. Die Uiiternelmien in Staatshaiid 
profitieren von den guten Finanzienmgsbediiigimgen der 
öffentlichen Hand imd dem daraus abzuleitenden sehr’ ge- 
ringen hisolvenziisiko. Die Vorschläge der Gutachter se- 
hen vor, die Fremdkapitalkosteii auf Basis von Renditen 
börsengehaiidelter Uiiternelmiensanleihen zu bestim- 
men.^'^ Dieses Vorgehen w^ird von der Moiiopolkomniis- 


Vgl. Kühling, J./Hermeier, G/Heimeshoff, U., Gutachten zur Klä- 
rung von Entgeltfragen nach AEG und EIBV, ersteUt im Auftrag der 
Bundesnetzagentur, 2007, S. 129. 

115 Vgl. Frontier Economics, Bestimmung der Kapitalkosten im Eisen- 
bahninfrastruktuibereich unter den besonderen Be d i n gungen des 
deutschen Eisenbahnsektors, Gutachten für die Bundesnetzagentur, 
London, Dezember 2009; NERA Economic Consulting, Die Kapital- 
kosten deutscher Eiseubahninfrastruktuiuntemehmeii, Gutachten im 
Auftrag von Deutsche Bahn AG, Lxmdon, 18. Juni 2010. Dabei ermit- 
telt das Gutachten im Auftrag der Deutschen Bahn AG Renditen nur 
für die Infrastrukturuuternehmen der Deutschen Bahn AG, während 
das Gutachten im Auftrag der Bundesnetzagentur Renditen für Ei- 
senbahnmfiasfrxddimmternehmen allgemein in Abhängigkeit vomje- 
weihgen Dienstleistungsangebot ermittelt. Die Gutachten bestimmen 
die Kapitalkosten dabei unter Berücksichtigung des derzeit vorhe- 
genden Reguherm^srahmens. Im Falle der Einführung einer Price- 
Cap-Reguherung wäre abhängig von deren Ausgestaltung im Detail 
gmndsätzhch eine erneute Untersuchung uud andere Vorgeheusweise 
erfordeiiich. Beispielsweise wäre eine Risikoabschw^ächung durch 
die Reguhemng geringer. 

So werden sich aufgrund der unterschiedhchen Risiken innerhalb ei- 
nes Konzemverbundes auch die tatsächhchen Fremdkapitalkosten 
unterscheiden. 

117 piiT nichtbundeseigene Ei senh ahninfra st nildiinmtj ern ehTTi en bezieht 
sich der ’Vbrschlag des Gutachtms für die Bundesnetzagentur auf eine 
Schmttmenge von Untemehmensanleihen aus dem Bereich Eisenbahn 
und Energienetze mit einem Rating von A- bis BBB+, woraus em 
marktübhcher Fremdk^ntal-Risikozuschlag von ca. 1,8 bis 
2,3 Prozentpunkten abgeleitet wird. Für bundeseigene Eisenbahninfra- 
struktumntemehmen werden Untemehmensanleihen von Staatsunter- 
nehmen mit einem Rating von AAA bis AA als Grundlage verwendet. 
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sion prinzipiell als sinnvoll und begründet eingeschätzt. 
Allerdings unterstellt das Gutachten füi' die Deutsche 
Bahn AG dass der dmch die impliziten Staatsgarantien 
ermöglichte Zinsvoiteil gegenüber nichtbiuideseigenen 
Untemehnien an den Btmd abgefülirt werden kamt, rmd 
geht daher von einer einheithchen Bonität aller Eisenbahn- 
infrastniktiinuitemelmien aus. Da solch eine Abfülinmg 
weder exphzit stattfindet noch imemgeschränkt als ziel- 
fiihiend angesehen werden kami, sieht die Monopolkoin- 
niission die Bestiinmimg des Fremdkapitalzinssatzes auf 
Basis einer geringeren als der tatsächlichen Bonitäts- 
klasse füi- die Eisenbahninftastruktiuuntemehmen der 
Deutschen Bahn AG als nicht sachgerecht an. 

Ermittlung einer marktühüchen Eigenknpitalrendite 

121 . Der zentrale Aspekt der Besthnimmg der Kapital- 
kosten ist die Ennittlung einer marktüblichen Eigenkapi- 
tahendite. Zin Bestinuniuig dieser Eigenkapitahendite ist 
ziuiächst zu klären, an welchem Maßstab sich die Regu- 
lienmg orientieren muss. Es ist umstiitten, ob luiter dem 
Begriff Markt in § 14 Absatz 4 Satz 1 AEG der Markt für 
Eisenbahninhastiuktuileistungen oder der Kapitalmarkt 
zu verstehen ist. Jedoch führen beide Inteipretationen zu 
dem Ergebnis, dass ein kapitalniarktorientieiter Ansatz 
zui' Eimitthmg der Eigenkapitalkosten zu wählen ist.^^® 

1 22, Die Eigenkapitalkosten kömien mu' kalkulatorisch 
ermittelt werden. Insbesondere kömien die tatsäclilich ge- 
zalüten Dividenden emes Eisenbahninfi’astiiiktiuimter- 
nelimens nicht als Maß füi' die Eigenkapitalkosten heran- 
gezogen werden, hi dem Fall kömiten die Eigentümer des 
Untemehmens die Monopohendite als Dividende verlan- 
gen und so Entgelte m Höhe der Monopolpreise diuchset- 
zen, die im Ralimen der Regulienuig nicht zu beanstan- 
den wären. 

Zur Bestimmung der Eigenkapitalkosten wild typischer- 
weise das Capital Asset Ridiig Model (CAPM) an- 
gewendet, so auch in den beiden genaimten Gutachten. 
Dieses Modell wkd in der Firianzienuigs- und Regulie- 
nmgspraxis auch inteniational angewendet und mittler- 
weile als das Standardmodell zur Emiitthuig von Eigen- 
kapitalzmssätzen regulierter Untemehnien gesehen. So 
v^uu'de das CAPM von der Bundesnetzagentui’ zur Emiitt- 
hmg imd Festlegung einer Eigenkapitalrendite bereits im 
Energiebereich verwendet. Neben vielen Voiteilen, die in 
den genaimten Gutachten Erwähniuig fuideii, bietet das 
vemendete CAPM aus Sicht der Monopolkommission 
gegenüber Alternativen wie dem Dividend-Growth-Mo- 


woraus sich ein Fremdk^tal-Risikoziischlag von ca. 0,4 bis 0,8 Pro- 
zentpunkten ergibt. p>ie Deutsche Bahn AG wird von Standard & 
Poor’s mit einem Rating von AA bewertet). In Verbmdung mit der er- 
mittelten risikolosen Verzinsung von 4,1 Prozent ergibt sich ein 
Fremdk^talkostensatz von 4,5 bis 4,9 Prozent für bundeseigene Ei- 
senbahnuLfrastmktumnternehmen bzw: von 5,9 bis 6,4 Prozent für 
nichtbundeseigene Eisenbahnin&astrukturuntemehmen. Die Gutach- 
ter un Auftrag der Deutschen Bahn AG gehen dagegen von emer 
durchschnitthchen Bonität von A- aus und ermitteln dementspre- 
chend einen Fremdk^talzinssatz von 5,6 Prozent. Durch die mq)h- 
ziten Staatsgarantien entsteht somit ein Zinsvoiteil zwischen Fremd- 
kapitalkosten von A- und AA. 

118 K ühlin g J./Hermeier, G^eimeshofif, U., a. a. O., S. 121 ff. 


dell oder einer individuellen Ideiitifizienmg und heuristi- 
schen Bewertimg von Risiken auf Basis von Gesprächen 
zwischen dem Regulieier imd dem reguherten Unterneh- 
men den Vorteil, dass unter Zuhilfenahme relativ weniger 
Annahmen üanspareiite, belastbare Schätzungen mög- 
lich sind. Die Ergebnisse des CAPM sind daher weniger 
amiahmegetiieben als die möglicher Alternativen. 

123, Nach dem CAPM hängen die Eigenkapitalkosten 
der Unternehmen nur von solchen uiiternelmiensspezifi- 
schen Besonderheiten ab, die im sog. Beta-Faktor zusam- 
niengefasst weiden. Dieser Faktor beilicksichtigt mir Un- 
teinehmeiisrisiken, die mit den Risiken aller anderen 
Vennögensanlagen positiv konelieit sind. Dies betrifft 
damit insbesondere Risiken im Zusammenhang mit ge- 
samtwdrtschafthchen Ereignissen. Dagegen haben unter- 
nehmeiisindividuelle Risiken, die mit gesamtwmtschaffh- 
chen Ereignissen nicht koneliert sind, keinen Einfluss auf 
die Kapitalkosten, da sie nach der Idee des CAPM von 
den Anlegern im Rahmen einer Diversiffzienmg ehmi- 
iiieit werden kömien. Der Beta-Faktor bezieht sich also 
ausschheßhch auf das nicht weiter diversifizierhare syste- 
matische Risiko imd stellt somit den maßgeblichen Bei- 
tiag zum Risiko jeder Unternehmung dar. Auf dieser 
Gnmdlage wird die kapitalmarktorientieite Bewertimg 
dieser Risiken von Unternehmen eiinöghcht. 

124 , Die Eigenkapitalkosten eines Uiitemelmieiis erge- 
ben sich dami aus dem risikolosen Zins imd einer Risi- 
koprämie. Die Risikoprämie ist das Produkt aus dem 
Mai'ktpreis für das Risiko (Markü’isikoprämie) und dem 
Beta-Faktor. Die allgemeine Marktrisikoprämie stellt die 
Übenendite des vollständig diversifizierten Marktportfo- 
lios im Vergleich zu einer risikolosen Anlage dai’. Basie- 
rend auf der Marktiisikoprämie ergibt sich der Wagnis- 
zusclilag eines einzelnen Untemehmens aus dem Beta- 
Faktor, der das Verhältnis des nicht diver sifizierbareii Ri- 
sikos des Unternehmens zu dein des Marktpoitfoüos an- 
gibt. Zur Bestiinmimg der Eigenkapitalkosten eines Un- 
teinehmeiis müssen also die diei Parameter risikoloser 
Zins, Marktiisikoprämie und Beta-Faktor bestmunt wer- 
den. 

125 , Der risikolose Zins wild üblichemeise auf Basis 
von langfristigen Bundesanleilien bestimmt. In beiden 
vorliegenden Gutachten wird der Zins so bestimmt imd 
dementsprechend ergeben sich vergleichsweise geringe 
Abweichimgen. 

Die Marktiisikoprämie wild typischerw^eise aus langen 
Zeitleihen inteinationaler Poitfohos abgeleitet, aller- 
dings besteht bezüglich der Inteipretation der Daten kein 
Konsens. So ist insbesondere die Frage danach, ob für 
eine Schätzung der Marktiisikoprämie das arithmetische 
oder das geometiische Mittel der historischen Marktren- 
diten einen geeigneteren Schätzer darstellt, nicht eindeu- 


115 Im Gutachten für die Bundesnetzag^ntur ergibt sich für die risikolose 
Verzmsung ein Wert von 4,1 Prozent p.a. während das Gutachten für 
die Deutsche Bahn AG, das Anleihen mit un Durchschnitt etwas län- 
geren Lauffeiten zugrunde legt, einen Zinssatz von 4,3 Prozent p. a. 
ermittelt. 
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tig zu beantw^oiten.i^^ Gleichwohl hat die Beantv^^oitiuig 
dieser Frage einen entscheidenden Einfluss auf die resul- 
tierende Eigenkapitalrendite, da das arithmetische Mittel 
nie kleiner (imd hii Regelfall deutlich gi ößer) ist als das 
geometrische Mittel. So ist je nach übergeordnetem 
Ziel der Analyse aufgiimd des Felüens eines allgemein 
anerkamiten Ansatzes eine Beeinflusstmg des Ergebnis- 
ses in die gewlinschte Richtung möglich. Die Studie im 
Auftrag der Deutschen Balm AG stützt sich dementspre- 
chend auf die Berechnmig auf Basis des aiithmetischen 
Mittels imd erhält so vergleichsweise hohe Renditen, 
wählend die Gutachter ftii' die Bimdesnetzagentui’ den 
Mittelwert aus beiden Aisätzen bilden.i^^ 

126. Die Gnmdlage ziu Eiinitthmg der Eigenkapital- 
kosten nach dem CAPM bildet die Bestmmiiuig der Beta- 
Faktoren aus dei’ Enmdcklung der Börsenkurse von Un- 
temelmien im Vergleich zu einem Maiktindex stellveitre- 
tend fiii- das Marktpoitfolio. Für die zu betiachtenden 
Eisenbahninfi’astiiiktiuimteniehmen lassen sich entspre- 
chende Weite jedoch nicht beobachten, da die reinen Ei- 
senbaluiinfiastiiLktunmtemehmen nicht börseimotieit 
sind {bzw^ die Eisenbahiimfrastnikturaktivität niu einen 
Teil der Aktivität eines börsemiotierten Konzerns aus- 
niacht). Daher muss ein Marktv^eigleich mit anderen, am 
Kapitalmarkt schon bewerteten internationalen Unterneh- 
men vorgenommen werden. Alerdings existieren auch 
im Ausland keine börsemiotierten reinen Eisenbahiunfra- 
stiiiktuiimtemehmen. So müssen zm Bestimnnmg des 
Unteniehmensrisikos Vergleichsgmppen börsennotierter 
Unternehmen verwendet werden. Die Auswahl einer ge- 
eigneten Vergleichsbranche ist dabei sehi' problematisch. 


Das arithmetische Mittel ist der emfache Durchschnitt der individuel- 
len PeriodenrenditeiL Das geometrische Mittel ist der Dnrchschnitt, 
der sich aUein ans dem Start- und dem Eudwert ergibt Bei einer Be- 
trachtung eines Zeithorizonts von N Perioden ist das geometrische 
Mittel die N-te Wurzel der Gesamtrendite. Schwankungen über den 
Zeltablauf beeinflussen daher den geometrischen Mittelwert nicht, 
wohl aber den anthmetischen Mittelwert. Vgl. zur akademischen 
Diskussion zur Eignung der Mittelwerte als Schätzer beispielsweise 
Indro, D.CiLee, W. Y., Biases in Arithmetic and Geometrie Averages 
as Estimates of Long-Run Expected Returns and Risks Premia, Fi- 
nancial Management 26(4), 1997, S. 81-90, und KoUer, T./Goedhart, 
MAVessels, D., Valuation, 5. ed., New York 2010. Insgesamt lässt 
sich folgern, dass beide Schätzer im Allgemeinen verzerrte Ergebnis- 
se hefem, wobei das arithmetische Mittel Verzerrungen nach oben 
aufweist, während das geometrische Mittel im Gegensatz dazu Ver- 
zerrungen nach unten hefert. Als Schätzer für eine einzelne Perio- 
denrendite ist das arithmetische Mittel im Allgemeinen geeigneter als 
das geometrische Mittel. Die empirisch dokumentierte negative Au- 
tokorrelation in langfiistigen Wertpapierrenditen fuhrt allerdmgs da- 
zu, dass die dem anthmetischen Mittel zugrunde hegende sequentiel- 
le Zusammensetzung von Penodenrenditen problematisch für die 
Bewertung der Gesamtentwicklung ist. Deshalb wird das geometri- 
sche Mittel als geeigneterer Schätzer für langfristige Renditen be- 
trachtet. In der akademischen Literatur existieren weitere \b(rschläge 
für weniger verzerrte Schätzer wie gewichtete Mittel aus anthmeti- 
schem und geometrischem Mittel. 

So ermittelt das Gutachten un Auftrag der Bundesnetzagentur je nach 
verwendetem Ansatz einen Wert von 3,7 bzw. 4,9 Prozent. 
Tendenziell vergleichbare Fragestellungen, wenngleich mit geringe- 
ren Auswirkungen, existieren m Bezug auf die Berücksichtigung von 
nationalen, europäischen oder weltweiten Portfohos, des Betrach- 
tungszeitraums und der gravierenden Auswirkungen der jüngsten Fi- 
nanzkr ise auf die ermittelten Werte. Allerdmgs sprechen diesen Fra- 
gestellungen kaum Argumente für die Verwendung rein nationaler 
Daten oder gegen emen möghehst langen Zeitraum. Dennoch ver- 
bleiben auch hier Entscheidungsspielräume. 


Es existieren mu' wemge Untemehinen, die eine den deut- 
schen Eiseiibalrninfiastiiiktiii'unternehnieii vergleichbare 
systematische Risikostiiiktui’ aiifeeisen.'^^ Jeder mögli- 
chen Gnippe kann dabei eine Vielzahl an Agumeiiten 
entgegengehalten weiden. Vor diesem Hintergnuid 
schätzt die Monopolkoinmission die ausfülnliche Diskus- 
sion der potenziellen Vergleichsgmppen insbesondere im 
Gutachten füi die Bundesnetzagentiu'. 

127. Die beiden Gutachten eiinitteln entsprechend dem 
beschriebenen Vorgehen Bandbreiten für eine niarktüb- 
liche Eigenkapitalverzinsimg (imterschieden nach 
Geschäftsfeldem), die die jeweihg zugestandenen Unsi- 
cherheiten der Schätzimgen wideispiegehi. Füi die Regu- 
lienmgspraxis sind aus den Bandbreiten demioch einzehie 
Werte abzuleiten. Dazu wird in beiden Gutachten auf den 
Mittelwert der Bandbreiten ziulickgegiiffen. 

128. Die absoluten Kapitalkosten ergeben sich aus dem 
Piodukt der ermittelten Renditesätze mit der Kapitalbasis. 
Bei der Eiinitthmg der Kapitalbasis ist diese auf das be- 
hiebsnotvt^endige Kapital zu bescbiänken imd Eigen- imd 
Freindkapital müssen aufgmnd der imterschiedlichen Be- 
haiidhmg voneinander abgegienzt werden. Dabei er- 
scheint es aufgmnd der Einfachheit des Veifahreiis siim- 
voll, wenn niögbch bilanzielle Werte zu nutzen. Dabei 
sollte zinslos zui’ Verfügung gestelltes Kapital (öffeiitb- 
che Zuwendimgeii/Baukostenzuschüsse, zinslose Darle- 
hen etc.) ftu die Beiechinmg der Kapitalkosten mcht be- 
nicksichtigt werden, da ftir dieses keine Kapitalkosten 
anfalleil. Es sollten nur Vermögensweite benicksichtigt 
werden, die die Eisenbahiiinfi’astniktuiimtemehnien aus 
eigenen Mittehi fuianziert haben. Dies betriffi insbeson- 
dere die Eisenbahniiifi’astmktiuimtemehmen der Deut- 
schen Bahn AG: die umfangreiche Zuweiidimgen aus öf- 
fentbcher Hand erhält. Gleichzeitig sollten Ameize füi' 
Untemehinen, eine mcht marktübliche Sü'uktiu zu wäh- 
len, d. h. dui’ch die Gewähiimg einer konstanten Eigen- 
kapitahendite den Eigenkapitalanteil ineffizient auszu- 
weiten, dadui’ch eingescluänkt werden, dass der 
Eigenkapitalallteil begrenzt wiid.^^^ Das Vorgehen des 


Zu berücksichtigen ist hier insbesondere eine Unterteilung der Eisen- 
bahninftastinktuninfemehmen nach NutzungssebweTpurkten Perso- 
nenverkehr und Güterveikehr. Ln Personenverkehr w^erden die von 
der Endnachfrage ausgehenden systematischen Risiken von den Ei- 
senhahnverkehrsuntemehmen zu großen Teilen absorbiert, indem 
sich ein Passagierrückgang weniger auf die Anzahl der fahrenden 
Züge als auf deren Auslastung auswirkt. Daher ist die relevante 
Nachfrage außeigew^öhidich stabil und so das für das CAPM relevan- 
te systematische Risiko, d. h. das Risiko, das mit dem Markt 
schwankt, sehr gering. Daneben müssen Betreiber von Wartungsein- 
nchtungen, anderen technischen Einrichtungen und von Einrichtun- 
gen zur Brennstofifeufiiahme unterschieden werden, da diese deuÜich 
anderen Nachfragerisiken ausgesetzt smd. 

124 Sinnvoll ist dazu, auf den bereits im Rahmen der C APM-Analyse er- 
mittelten Wert zurückzugreifen. Ln Rahmen des CAPM erfolgt eine 
Aiq>assung der Beta-Faktoren an die jeweüige Kapitalstruktur, da das 
untemehmeusspezifische Risiko auch von dieser Struktur abhängt. 
Zur Bestimmung der Kapitalstniktur kann entweder eine generelle, 
normierte oder die untemehmensindividuelle tatsächLche Kapital- 
struktur zugrunde gelegt werden, wobei Letzteres aufgrund einer 
Vermischung von tatsächhehen und normierten Größen einen Bruch 
mit der CAPM-Methodik bedeutet. Zur Ermittlung eines Referenz- 
wertes für die Normierung der K^italstmktur kann entweder eine 
optimale Kapitalstruktur theoretisch bestimmt werden (was aus vie- 
lerlei Gründen kaum praktikabel erscheint) oder eine Gruppe von 
Vergleichsuntemehmen und/ oder Entscheidungen anderer Reguherer 
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Gutachtens ftii’ die Bimdesiietzagentiu beriicksichtigt 
diese Punkte angemessen. 

129 . Der in beiden Gutachten verblendete Ansatz des 
CAPM enthält zui' Emiittlung der Eigeiikapitalkosten von 
Eisenbahninfi’astniktiuunteiiiehmen nach Meiinmg der 
Monopolkoniniission einige Unsicherheiten der Schät- 
zimgen. So ergeben sich nicht zu vernachlässigende Ent- 
scheidmigsspiehäume, wemigleich diese geringer sind als 
bei alternativen Ansätzen. Allgemein beurteilt die Mono- 
polkoininission das Gutachten iin Auftrag der Bundes- 
netzagentur als relativ ausgewogen. Dagegen besteht ge- 
genüber dem Vorgehen der Gutachter im Auftrag der 
Deutschen Bahn AG eine Reihe von Einwänden. 

130 . Deimoch ist auch das Vorgehen zm Bestimmimg 
der Beta-Faktoren der Gutachter im Auftrag der Brmdes- 
netzagentur nicht rmeingescbiänkt zu imterstützen. So ist 
die nach dem CAPM eiinittelte untere Grenze der Band- 
breite ftii’ den Risikozuschlag des Eigenkapitals für 
nichtbimdeseigene Eisenbahnhifi’astiiikturimteniehinen 
so niediig, dass diese imterhalb der möglichen Weite der 
Zusclüäge füi- Fremdkapital liegt. Fiu die Risikozu- 
schläge ftii’ das Fremdkapital nichtbundeseigener Eisen- 
balminfiastinktiunntemehmen ermittehi die Gutachter 
Werte zwischen 1 ,8 mid 2,3 Prozent. Weil der Risikozu- 


genutzt werden. Die Monopotkonmussian befürwortet dabei den im 
Einklang mit bisherigen Regulierungsentscheidungen stehenden Vor- 
schlag, auf Basis von Vergleichsuntemehmen emen Verschuldungs- 
grad von 60 Prozent zugrunde zu legen. Zur Begrenzung der Anreize 
der Unternehmen, eine nicht marktübliche Struktur zu wählen, ist es 
entsprechend zweckmäßig, eme Höchstgrenze für Eigenkapital von 
40 Prozent anzusetzen. Im Energiebereich in Deutschland wird die 
Kapitalstruktur ebenMls reglementiert, indem die bestimmten Zins- 
sätze auf die zulässige Eigenkapitalquote von 40 Prozent angewendet 
werderL Über die zulässige Quote hmausgehendes Eigenkapital wird 
wie Fremdk^tal b ehand elt. 

So werden un von der Deutschen Bahn AG beauftragten Gutachten 
Straßenbetreiber als Vergleichsgn^e herangezogen, die die be- 
schriebenen außeigewöhnhch geringen systematischen Risiken der 
Nachfiage insbesondere un Personenverkehr nicht zu zeigen schei- 
nen. Die Verwendung dieser Vergleichsgruppe führt daher zu einem 
höheren Risikozuschlag und damit höheren Eigenk^talkosten. Eine 
reflektierte Diskussion potenzieller Vergleichsgruppen erfolgt kaum. 
Es werden ledighch emige Alternativen größtenteils wegen Daten- 
problemen verworfen. So wird gegen die Verwendung japanischer 
Passagierbahnen emgewendet, dass der japanische Referenänaikt ei- 
nen höheren Anteil zykhscher Aktien aufweist als der europäische 
Markt. Allerdmgs wäre hier ein Vergleich mit dem deutschen Markt 
angebracht. Auch erscheint dies als Begründung gegen eine Wahl 
dieser Unternehmen und für die Verwendung der Straßenbetreiber, 
die emes der zentralen Kriterien - die Vergleichbarkeit des systemati- 
schen Risikos - kaum erfüllen, wenig überzeugend. Auch m Bezug 
auf die Frage, ob für die Schätzung der Maiktnsikoprämie die Ver- 
wendung des arithmetischen oder des geometrischen Mittels der his- 
torischen Marktrenditen geeigneter ist, erschemt die geführte Diskus- 
sion nicht objektiv. Dies betrifft neben der Auswahl der 
referenzierten Literatur insbesondere deren Darstellung. Bei^els- 
weise wird die ausgewogaie Darstellung von Copeland, T/Koller, TJ 
Murrin, J., Untemehmenswert, 3. Auf!., Frankfurt 2002, nicht ent- 
sprechend wiedergegeben. Die Thtsache, dass die Verwendung des 
arithmetischen Mittels immer höhere Werte hefert als die des geome- 
trischen Mittels, wird ebenso wenig explizit erwähnt wie die m der 
Literatur deuflich vorherrschende Ansicht, dass das arithmetische 
Mittel un Allgemeinen Verzerrungen nach oben, das geometrische 
Mittel Verzerrungen nach unten aufweist. Auf die nicht sachgerechte 
Bestimmung der Fremdkapitalkosten durch das Gutachten für die 
Deutsche Bahn AG WTirde b^its in Tz. 120 emgegangen. 


schlag fül’ Eigenkapital in keiiieni Fall niediiger sein 
kann als der für Fiemdkapital, da dieses vomngig be- 
dient wild, dürften die möglichen Risikoziiscliläge ftii' 
das Eigenkapital nicht miterhalb von 1,8 Prozent lie- 
gen.'^® Ans den hergeleiteten Bandbreiten für Beta-Fak- 
toren und Maiktrisikopiäniie resultieren unter Berück- 
sichtigung des ergebniswirksainen Steuersatzes inklusive 
Gewerbesteuer von eftA^a 30,5 Prozent jedoch Bandbrei- 
ten fül’ den Risikoziisclilag fth das Eigenkapital von 
1,4 bis 4,4 Pi’ozeiit. Da die Fremdkapitalkosten nnabhän- 
gig von der Methodik des CAPM ermittelt WTirden, ist 
lüer kehl meüiadisch hikonektes Vorgehen festzustel- 
len. Allerdmgs hätte die untere Grenze des Risikozu- 
schlags ftii' Eigenkapital nach oben konigieit werden 
niüssen. Da im Ergebnis die Bandbreitemnitten gewählt 
werden, ist die luitere Grenze von entscheidender Bedeu- 
timg fül' die emiittelteii Werte des Gutachtens. Zusätz- 
lich whd fül’ die Infiasti’uktiu'untemehinen des Bundes 
als pragmatische Lösung als Kapitalkostensatz diese un- 
tere Grenze angesetzt.^^? Diese hikonsisteiiz muss bei 
der tatsächlichen Bemessung der Rendite vemiieden 
werden. 

In diesem Zusanunenhaiig ist allgemein zu hmteifiageii, 
wanun fiir die regulatoiische Praxis, m deren Ralmien ein 
eindeutiger Weit abzuleiteii ist, auf die Baiidbreiteimiitten 
(Mitten der zentralen SOprozentige-Perzentile) statt auf 
Medianweite oder Mittelwerte ziutickgegiiffen WTude. 
Auch wenn dieses Vorgehen durchaus sinnvoll sehi kami, 
erscheint es etw^as übeira sehend, msbesondere da kerne 
Diskussion der Alteiiiativeii stattfiiidet. Nach Mehnmg 
der Monopolkommission wäre eine solche Diskussion 
einschließhch Robustheitsübeipilifimgen wdinschenswert. 

Bemessung der Eigenkupitalkosten der Eisenbahu- 
infrasti'uktui'unternehmen des Bundes 

131 . Fül' die Eiseiibaluihifiasti'ukturuiitenieluneii des 
Bimdes gelten rechtliche und ökonomische Besonderhei- 
ten. Rechtheh obliegt dem Bund nach Alt 87e Absatz 4 GG 
eine Allgenieinwolilveipftichtuiig bezüglich des Ausbaus 
imd Erhalts des Schieneimetzes der Eisenbalmeii. Außer- 
dem muss der Bimd gemäß Art 87e Absatz 3 Satz 3, 
2. Halbsatz GG stets die Meluheit der Anteile der bundes- 
eigenen Unternehmen halten. Dies fülut nach allgemeiner 
Meiinmg dazu, dass der Bund faktisch eine Haftungsga- 
lantie übeininunt. hisbesoiidere Ratingagentuien imd 
Banken gehen daher von einer imphziteii Staatsgaiantie 
aus. 128 £3 iiach Art 87e Absatz 3 Satz 3, 1. Halbsatz 

GG in Verbindiuig mit Aitikel 87e Absatz 5 GG zui' Auf- 
nalmie von Eigenkapital von anderen Kapitalgebein 
dmeh die biuideseigenen Eiseiibalminfi'asti'uktui'unter- 
nelmien eines Bimdesgesetzes bedarf, welches es nach 


126 Ygl. BNetzA, Abschlussbencht zur Emfühiung einer Anreizreguüe- 
nmg im Eisenbahnsektor, a. a. O , S. 113 f., S. 94. 

127 Ygl. Tz. 131 ff. Da die bundeseigenen Eisenbatminfinstmldnrunter- 
nehmen niedrigere Fremdkapitalkosten zu tragen haben, ist dieses 
Vorgehen prinzipiell möglich. 

12S YgL NERA Economic Consulting, a. a. O., S. 57. So verändert sich 
das Rating wahrscheinheh auch nicht mit steigendem Verschuldungs- 
grad. 
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den vergangenen Diskussionen zur Piivatisieinng fiii' die 
hifrastniktuninteinelmien in naher Zukunft nicht geben 
whd, haben bundes eigene EisenbalminfrastiiLktiu'unter- 
nelinien Zugang zu privatem Kapital nur in Foim von 
Freiudkapital. Aus diesen Griinden ist zu diskutieren, ob 
sich die nach CAPM enuittelte marktübliche Rendite der 
nichtbimdeseigenen Eisenbahniirftastinktiuiuitemehmen 
von der marktübhchen Rendite der Eisenbahnhifiastiiik- 
tunmtemelmien des Bundes unterscheidet. Rechtlich sind 
dabei luiterschiedliche Auslegungen möglich, die sowohl 
die Gleichsetzung der Eigenkapitalkosten mit den Freind- 
kapitalkosten als auch die Bestinuniuig der Eigenkapital- 
kosten nach dem CAPM abdecken. Ökonomisch ist 
eine Abwägimg von Argumenten erforderlich. 

132. Da die bundeseigenen Eisenbahninfi’astiuktuiun- 

temelmien Eigenkapital nicht am Kapitahnarkt aufneh- 
men kömien, ist die Aufnahme von Fremdkapital die ein- 
zige externe Finanzieiimgsquelle. Daraus kömite 
gefolgert werden, dass die Eigenkapitahendite mit den 
Fremdkapitalkosten gleichzusetzen Durch dieses 

Vorgehen wüiiden Aiueize zu einem Passi\1ausch ziu Er- 
höhiuig der regulatorischen Eigenkapitalkosten innerhalb 
eines Konzeinverbundes eliminiert. Allerdings steht die- 
ses Argument nicht in direktem Zusammenhang mit der 
Eigentümerstniktui’ des Konzerns, solidem beüifift alle 
Eisenbahninfi’astniktunmteiiiehmen. Außerdem werden 
diese Anreize bereits durch die vorgeschlagene Kap- 
pungsgrenze ftir Eigenkapital reduziert. Die Kosten der 
faktischen Hafhmgsübemahme durch den Bund werden 
bei dieser Überlegung nicht beilicksichtigt. 

133. Eine alternative Überlegrmg ergibt sich aus den 
Opportimitätskosten des Eigenkapitalgebers. Piinzipiell 
ist für den Staat eine Anlage am Finanzmarkt genauso 
möglich wie ftir Eigenkapitalgeber nichtbundeseigener 
EisenbahninfiastniktiuTmteniehmen. Ebenso könnte der 
Staat diuch eine Steuersenkimg alternative Investitions- 
möglichkeiten an Piivate w^eitergeben, denen dafür wie- 
demm der Finanzmarkt zu Verfügung steht. Daher ent- 
sprechen die Oppoitunitätskosten des Kapitals denen 
eines privaten Eisenbahninffastmktunuiteinehmens rmd 
so hat auch ftii- die Eisenbahninfi’astiuktuiimtemehmen 
des Biuides die maiktorientierte Eigenkapitahendite nach 
CAPM Gültigkeit. 

134. Wäluend das Gutachten der Deutschen Balm AG 
ohne eine Diskussion der Thematik den CAPM-Aiisatz 
für die Eisenbahnhifi’astruktuilöchter der Deutschen Balm 
AG w^älilt, empfiehlt das Gutachten im Auftiag der Bun- 
de snetzagentiu einen Mittelweg, bei dem ein Risikozu- 
schlag an der Untergrenze der in der CAPM-Analyse er- 
mittelten Bandbreiten gew'ählt wmd. Das Vorgehen, 
zwischen brmdeseigenen imd nichtbundeseigenen Unter- 
nelimen zu rmter scheiden, steht j edoch nicht im Ehiklang 
mit dem verwendeten CAPM-Ansatz, weil nach dessen 


129 Ygl. Frontier Ecanomics., a. a. O., S. 124 f. 

In steneilicher Hinsicht bleibt die Unterscheidung zwischen Eigen- 
und Fremdk^tal weiterhin nötig, sodass das Gutachten rm Auftrag 
der Bundesnetzagentar für diesen FaU eme zulässige Eigenk^ntal- 
verzinsung von 5,4 bis 5,8 Prozent errechnet. 


Methodik das systematische Risiko eigentümenmabhän- 
gig ist. Da der im Gutachten für die Bundesnetzagentiu 
empfohlene pragmatische Mittelweg deimoch auf die Er- 
gebnisse der CAPM-Analyse abstellt imd daiaus einen re- 
lativ arbiträren Wert ableitet, ist dieser methodische 
Biuch diuchaus problematisch. Außerdem findet die 
marktorientierte Methodik des CAPM so niu für einen 
Bmchteil der gesamten hifiustniktur Aiwendung.^^i Die 
Monopolkommission sieht die beiden Ansätze als nicht 
miteinander vereinbar imd daher eine veimittehide Posi- 
tion allgemein nicht als siimvolle imd begründbare Alter- 
native an. 

1 35. Die Monopolkommission spricht sich daher für’ die 
Anwendung des Oppoitunitätskostengedankens und da- 
mit für die Ermittlung der Eigenkapitahendite nach 
CAPM auch füi die hifiastniktunrntemelmien des Bundes 
aus. 

Ziel der Reguhenmg ist allgemein die Herstellung von 
Bedingimgen, die vergleichbar mit denen imter potenziel- 
lem Wettbewerb sind. Die Anreize, denen sich das regu- 
lierte Unternehmen gegenübersieht, sollen denen eines 
wettbew^erblichen Umfelds entsprechen. Nach diesem 
Konzept des Als-ob-Wettbewerbs bezieht man sich auf 
einen hypothetischen wmksamen Wettbewerb, der die Ei- 
genkapitahenditen auf das Niveau der Eigenkapitalkosten 
begrenzt. Mit der Benicksichtigung von Eigenkapitalkos- 
ten im Ralmien der Reguhenmg sollen die Kostende- 
ckung gesichert imd Investitionsaiueize gesetzt wer- 
den. hii Falle von privaten regulierten Unternehmen 
sind diese Ziele weitgehend konfoiin und gehen mit dem 
Ziel der Herstelhmg des Als-ob-Wettbeweibs einher. Bei 
den bimdeseigenen EisenbahniiifL’astiiiktiuunteiiiehinen 
könnten diese Ziele jedoch divergieren. Demi zum einen 
finanzieren die bimdeseigenen Eisenbahnmfiastiiiktiirun- 
temelmien einen Großteil iluer Investitionen über günsti- 
ges Fremdkapital, sodass es aiifgumd von Ungenauigkei- 
ten bei der Festlegung der Kapitalbasis bzw^ -stniktur 
aufgiimd der großen Unterschiede zwischen Fremdkapi- 
talzins imd marktkonformem Eigenkapitalzins zu einer 
besonders hohen Überrendite konmien köimte. Außerdem 
ist nicht zu erkeimen, dass der Staat für- das investierte Ei- 
genkapital eine risikoadäquate Rendite emailet. Der dar- 
gestellte Opportunitätskostenansatz liefert dementspre- 
chend eine Rendite, die imter Umständen über der von 
den Kapitalgebeiii tatsäclüich geforderten Rendite liegt 
imd so dazu fülut, dass Nutzimgs entgelte als überhöht an- 
gesehen w^erden kömiten. Vor diesem Eiintergrimd kömite 
es im Simie der Verfolgimg des Kostendeckimgsziels bei 
den Eisenbaluiinfiastiuktiuimtemehmen des Bundes an- 
gebracht sein, eine niediigere Rendite anzusetzen. 

136. Allerdings ist die Monopolkoimnission dei’ An- 
sicht, dass das Kostendeckungsziel allein nicht dem allge- 
meinen Regulienmgsziel der Herstellung von Als-ob- 


131 dem Netz der Deutschen Bahn AG (DB Netz AG und DB Regio- 
Netz Infrastruktur GmbH) werden etwa 98 Prozent der gesamten Be- 
triebsleistung, gemessen in Milliarden Tbassenkilometeni, erbracht; 
vgl. BNetzA, Marktuntersuchung Eisenbahnen 2010, a. a. O., S. 29. 

132 Ygl. Frontier Economics, a. a. O., S . 31. 
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Wettbewerb entspricht. Es sollte daher eher als Nebenbe- 
dingtuig dieses allgemeinen Ziels angesehen werden. An- 
sonsten könnte die regulatorische Rendite so niediig ans- 
fallen, dass keine hivestitionsanieize mehr gesetzt 
milden. Dabei ist irn Falle der EisenbahninfiastiiLktiuiin- 
teinelmien des Bundes zusätzlich zu beriicksichtigen, 
dass deren tatsächliche Finanziei-ungskosten unbekannt 
sind, sodass eine pragmatische Festlegmig deuthch zu ge- 
ring sein kömite. Das Ziel der Kostendeckung zu verfol- 
gen, wäre im Falle der Deutschen Bahn AG nur dami an- 
gebracht, weim deren Infiasti'uktiu'untemehmen nicht als 
Wiitschaftsiuitemelunen in privaUechtlicher Foiin ge- 
fiilirt werden wliiden. Dies ist aber’ gemäß Art 87e Absatz 3 
Satz 1 GG der Fall. Zui' Veiwmkhchiuig des Kostende- 
ckungsziels müsste dementsprechend dem Vorschlag der 
Monopolkommission gefolgt imd die Eisenbahninfra- 
smiktuiimtemehinen müssten von den Transpoitunter- 
nelmien des Konzerns geüeimt werden. Zusätzhch {tmd 
nicht im Einklang mit dem Vorschlag der Monopolkom- 
mission) müssten die hifrastnikturgesellschaften als nicht 
privat\^mtschafthch geführte Staatsuntemehmen betrie- 
ben werden. Geschieht dies nicht, muss von der Idee der 
Herstelhmg von Als -ob- Wettbewerb ausgegangen wer- 
den. 

Vor diesem Hintergnmd sind Investitionsameize nach 
marktkonformen Vorgaben zu setzen. So ist aus ordinmgs- 
pohtischer Sicht auch den Eisenbahninfi’astiiiktiu'unter- 
nehmen des Btuides eine kapitahnarktorientieite Eigenkapi- 
tahendite zuzugestehen, damit diese als Whtschafls- 
tuitemelunen am Markt agier en tmd Investitionen nach unter- 
nehmerischen Gesichtspunkten tätigen können. 

137, Dieses Vorgehen köimte allerdings dazu ftihien, 
dass das erzielte Marktergebnis nicht den politisch ge- 
vüinschten Resultaten entspricht. Weim jedoch aus Giiin- 
den der Allgemeinwohlveipflichtiuig oder sonstigen ver- 
teilungspolitischen Gründen ehre Stärkimg der Eisenbahn 
angestrebt wild, stehen dazu hishnmente wie beispiels- 
weise die Leistimgs- mid Fmanzienmgsvereiubanmg rmd 
die BundesverkelusW'egeplanung zur Veifügrmg. Das 
Mittel der Renditekürzimg ist für diese Zielsetzimg nicht 
geeignet, da damit in den Marktmechanismus eingegiif- 
fen w^ird. Die Festlegimg einer nicht marktkonfoimen 
Eigenkapitahendite zur Senkiuig der Zugangsentgelte 
wüide die Reguheiiuigsziele konterkarieren. 

Fazit 

138. Die Darstellung hat gezeigt, dass die Ergebnisse 
der Bestmmimig der Eigenkapitalkosten für Eisenbaluiin- 
fi’asmiktmimteniehmen neben der Bestinmiiuigsmethode 
sein- stark von den getroffenen Amiahmen abhängen. Da- 
her ist zu befüichten, dass die Emiitthmg des Eigenkapi- 
talziuses dem Einfluss politischer Interessen ausgesetzt 
ist. Die MonopoLkommission hat sich bereits fiüher für 
ein möghchst einfaches, wenig amiahmegetriebenes rmd 
transparentes Vorgehen ausgesprochen, um die Einfluss- 
nalune externer Paitikularinteressen zu begrenzen. Die 
im allgemeinen Diskius präferieite CAPM-Methodik 


133 Ygl. Monopolkammission, Sandergütachteo 55, a. a. O., T^. 243. 


weist zw^ai’ einige Entscheidrmgsspiehäume auf, diese 
sind jedoch geringer als bei anderen Methoden. Daiüber 
hinaus sind die ergebniskritischen Annahmen identifizier- 
bar. Durch eine ausfüluliche Diskussion der betreffenden 
Entscheidiuigen w^ird die Transparenz erhöht. Auch auf- 
gnuid der methodischen Stringenz sind so mitliilfe des 
CAPM vergleichsweise hansparente rmd nachvolLzieh- 
baie Schätzrmgen möghch. Dies trifft auf das pragmati- 
sche Vorgehen der Gutachter der Brmdesnetzagentiu zru 
Bemessmig der Eigenkapitalkosten der Eisenbahninffa- 
stniktunmteniehmen des Brmdes jedoch nicht zu. Die 
Monopolkommissiori spricht sich daher gegen die ver- 
gleichsweise arbiträre Festlegimg der Eigenkapitalkosten 
füi- bmideseigene EiseiibahriiiifL’astiiiktiurintemehineii 
zwischen Fremdkapital- rmd Opportunitätskosten aus. 
Dieses Vorgehen rmterhegt keinen eindeutigen Kriterien. 
Auch folgt die Monopolkommission nicht der Argruneri- 
tation, dass den Infra stiriktrutöchtem der Deutschen Bahn 
AG aufgumd ihier Sonderstellrmg rmd der dadruch güns- 
tigen Fremdkapitalzhisen im Regulierrmgsrahmen eine 
geringere Eigenkapitahendite zugestanden w^erden sollte. 
Die Eigenkapitalkosten sollten daher eigentümerrmab- 
hängig festgelegt werden, hn Shnie der Planrmgssicher- 
heit und tun die Diematik der politischen Einflussnahme 
mittelfristig zu entziehen, ist außerdem eine langfristige Sta- 
bilität der festzulegenden Zinsen rmbedüigt erforderhch. 

139. Die gegebenen rechtlichen Rahmenbedmgrmgen, 
die lediglich auf die Eigenkapitahendite abstellen, fülnen 
teilw^eise zu erheblichen Fehlameizen imd faktischen 
Schwierigkeiten bei der Bestimmrmg der Kapitalbasis rmd 
der Fremdkapitalkosten. So ergeben sich druch die Zu- 
rechnrmg der Fremdkapitalzhisen zu den Vollkosten kehre 
Anreize, die Fremdkapitalkosten oder die Gesamtkapital- 
kosten dmch die Wahl einer effizienten Kapitalstiiiktui’ zu 
veiTingem. Durch die Festlegung einer vorgegebenen Ei- 
genkapitahendite ergeben sich im Gegenteil Anreize zur' 
ineffizienten Ausweitrmg des Eigenkapitals. Um dem ent- 
gegenzriwirken, muss auf die Kapitalstinktiu' regulato- 
risch Ehiflriss genonmien luid ehre Höchstgrenze einge- 
fühlt werden. Dieser notw^endige, aber per se nicht 
wtüischenswerte Eingriff kami veizente Arneize dermoch 
nicht verlihidern. Die Monopolkommission schließt sich 
daher der im Gutachten für' die Brmdesnetzagentui’ enthal- 
tenen ökonomischen Kritik am derzeitigen Rechtsrahmen 
ausdrücklich an rmd empfiehlt dem Gesetzgeber, ehre 
zulässige Gesamtkapitahendite auf Basis von kalkulatori- 
scher Eigenkapitahendite, kalkulatorischen Fremdkapital- 
kosten und einer nor-mierten Kapitalshuktru vorzugeben. 

2.1.3 Regulierungsprobleme im Bereich 
Bahnstrom und Bahnstromnetze 

140. Die Versorgrmg der Eisenbahn mit Elektrizität 
stellt ehren gesonderten Bereich der Energieversorgrmg 


Aufgmnd der Unterschiede in dien Fremdkapitalkosten wäre im Rah- 
men emer derartigen Regnlienmg natürhch zwischen Eisenbahnm- 
fi^trnktnnmtemehmen des Bundes und nichtbundeseig^nen Eisen- 
bahninfi’astruktuiuntemehmen zu unterscheiden. Aus den gleichen 
Gründen tritt die Monopolkommission auch im Energiesektor für die 
Berechnung einer Gesamtk^talverzmsung ein. Vgl. Monopolkom- 
mission, Energie 2011: Wetthewerbsentwicklung mit Licht und 
Schatten^ Sondergutachten 59, Bonn 2011, Tz. 361. 
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dar, der aus teclmischen Gilinden nicht niit der Versor- 
gung von Haushalten, Gewerbe und Industrie vergleich- 
bar ist. Die Zugangsbedingiuigeii zu den Märkten für 
Bahiistrom werden jedoch insbesondere durch die im 
Energiesektor etablierte allgemeine Regulieinng der Ver- 
sorgungsnetze bestimmt. Gleiclizeitig stellen die im 
Bahnsektor vorliegenden Ralmienbedhigungen für die 
Nutzung von Balmstrom insbesondere füi’ die doitigen 
Akteure wichtige Wettbewerbsfaktoren dar. 

Die wettbewerbhchen Roblematiken ini Bereich 
Bahnsti’omvei’sorgimg liegen daher in einein Spamnmgs- 
feld zi;vischen Energie- imd Eisenbahnsektor tmd erfor- 
dern vor diesem Hintergmiid übergieifende Lösungsan- 
sätze, welche die spezifischen Anfordenmgen aus beiden 
hidustriesektoren berücksichtigen. Uni die übergreifende 
Bedeutimg der Balmsüoinproblematik deutlich zu ma- 
chen, findet sich dieser Abschnitt deshalb in inhaltlich 
identischer Form sowolil in diesem als auch im Energie- 
sondergutachten der Monopolkommission. 

2.1. 3.1 Besonderheiten und wettbewerbliche 
Problemfelder der Stromversorgung 
im Bahnsektor 

141. Die Besonderheiten der BahnsUomversorgung, die 
diese von den gewöhnlichen Märkten der Versorgung mit 
Haushalts- imd Industriestrom abgi enzen, sind Folge tech- 
nischer luid institutioneller Unterschiede dieses Segments 
des Energiemarktes. Technische Besonderheiten ergeben 
sich insbesondere aus den Anfordemngen an den Fahr- 
strom zur’ Versorgtmg elektrifizierter Züge bzw. Triebwa- 
gen, der auch Bahnstioni oder Traktionsenergie genaimt 
whd. So hat das Balmstromnetz in Deutschland historisch 
bedingt eine Frequenz von 16,7 Elz bei einer Spamnmg 
von 1 1 0 kV im Femleitimgs- und 1 5 kV im Oberleitimgs- 
netz imd imterscheidet sich damit von gewöhnlichem 
Strom mit 50-Hz-Standard-Industriefi:equenz.i3^ 

Entsprechend den besonderen Anfordenmgen an die Form 
des Balmstronis existieren auch Unterschiede in der zur 
Bereitstellung von Traktions energie benötigten Netzhifia- 
stmktur. Die elektrischen Eisenbalmen erhalten den Strom 
diuch Stromschienen imd durch den Fahrdraht (I. Oberiei- 
timgsnetz). Der in konventionellen Krafh\^erken produ- 
zierte Strom wird durch das Balms tromfemleitimgsnetz in 
die Fläche tr ansportiert imd zur Einspeisimg an der Ober- 
leitung bereitgestellt (II. Bahnstronifemleitimgsnetz). hi 
Umforineni, Umrichtern imd Uiiterwerken wird der Strom 
zuvor hl die von der Eisenbalm benötigte Frequenz imd 
Spamnmg transformiert (III. Anlagen zur’ Stromtransfor- 
matiori).!^^ 


135 VgL Moncppolkommissioü, Scmdeigutachteii 59, a. a. O., Abschnitt 4.5. 

13 6 Eine weitere Besondeiheit besteht in den geschlossenen S-Bahn-Sys- 
temen in Berlm und Hamburg, da es sich hier jeweils um Gleich- 
stromnetze handelt. 

i^'^Der häufig im Rahmen des Themenfeldes Bahnstrom verwendete 
Begriff Bahnstromnetz ist mcht genau definiert, umfesst prinzipiell 
aber aUe genannten Anlagen und Univ\randler zu I., U. und m. Insbe- 
sondere aufgrund der Produktdefinifion der DB Energie GmbH, die 
den Zugang zum Femleitungsnetz (U.) und den Anlagen zur Strom- 
transformation (m.) als Bahnstrom-Netznutzung bezeichnet, wird 
bei Verwendung des Begriffe Bahnstromnetz auch häufig nur auf die- 
se Anlagen abgestellt. 


142. Mit der Liberalisieiimg des Balmmarktes gingen 
auch die Anlagen ftir die Versorgung mit Balmstrom in 
verschiedenen Gesellschaften der Deutschen Bahn AG 
auf, sodass auch die Transportgesellschaften des DB- 
Korizems (DB Fernverkehr AG, DB Regio AG, DB 
Schenker Rail GmbH) mtern die Leitimgeri ziu Versor- 
gung mit Bahiistrom von eigenen Schwestergesellschaf- 
ten in Anspruch nehmen. Für- die Zuordnung der 
Bahnstiominfiastiiiktm- trifft das Eisenbalmiecht ver- 
schiedene Regehmgen: 

Gemäß § 4 Absatz 3 AEG muss der Betreiber der Schie- 
nenwege auch den Betrieb der’ Anlagen ziu streckenbezo- 
genen Versorgimg mit Fahr strom ziun Gegenstand seines 
Unteniehmens machen. Unter den Anlagen zur’ strecken- 
bezogenen Versorgung mit Fahrstrom sind offenkundig 
das Oberleitungsnetz und die Stromschienen zu subsu- 
mieren, die gesetzeskonform gernemsam mit dem Tras- 
senzugang von der Netzgesellschaft der Deutschen Balm 
AG, der DB Netz AG, bewirtschaftet werden. 

Die Bahnsti’omfemleitimgen sind gemäß § 2 Absatz 3 
AEG Eiseribahiiiiifi’astr’uktur’anlagen. Diese werden zu- 
sammen mit den Anlagen ziu Stromtr ansfoiination von 
der DB Energie GmbH bewirtschaftet. Die DB Energie 
GmbH verfiigt zudem über erhebliche eigene Stiomer- 
zeugimgskapazitäten, sodass sie etwa 80 Prozent des von 
ihr gelieferten Fahrstroms selbst produziert imd nicht 
mehr’ am Stromgioßhandelsmarkt er’v^^erben muss.'^® 

143. Institutionell ergibt sich infolge des Unbundlings 
für’ die Akteure auf den liberalisierten Balm- imd Eriergie- 
märkten die folgende Situation: 

- Eisenbalmverkelu’simternebmen er’Vk^erben den Zugang 
zum Oberleitimgsnetz automatisch mit der Buchimg 
einer Netztiasse bei der DB Netz AG. Der Netzzugang 
unterliegt gemäß § 14 Absatz 1 imd Absatz 4 AEG ei- 
ner Zugangs- und Pieisregubenuig. Die Regulienmg 
soll verhindern, dass dieser Teil der Infia Struktur-, zu 
dessen Nutzimg es für ein Eisenbahnverkehisunter- 
nehinen keine wettbewerblichen Alternativen gibt, 
dmch überhöhte oder diskriminierende Preissetzung 
der DB Netz AG zu einem Wettbewerb sprobl ein auf 
den Eisenbahntranspor’tmärkten fülu’t. 

- Eisenbalmverkelirsimternelmien benötigen weiter den 
Zugang zu den Bahnstromfemleitimgen und den 
Transformationsanlagen. Die DB Energie GmbH er- 
möglicht Eisenbalmverkelirsimternelmien die Nutzung 
dieser Anlagen imd vertreibt das Zugangsprodukt im- 
ter dem Namen ,3aluishom-Netznutzmig“. Die Regu- 
lierimg des Balmstiomnetzes im Hinblick auf das Zu- 
gangsgebot und die Entgelte steht im Sparmungsfeld 
von Energie- und Eisenbahmecht und war lange Zeit 
strittig. Nach jüngster Rechtsprechung des Bimdesge- 
richtshofs unterliegt der Netzzugang ebenfalls dem 
Energierecht imd danach einer Zugangs- und Entgelt- 
regulienmg, vergleichbar mit anderen Energienet- 
zen3^^ 


13S Angaljen der Bundesnetzageoitor. 
139 Vgl. auch Abschnitt 21.3.2. 
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- Neben dem Zugang zum Bahnstioiimetz benötigt ein 
Eisenbalmverkelirsuntemelmien auch die eigentliche 
elektrische Energie fiir den Betrieb der Züge (Tiak- 
tionseneigie), die es - die „Baliiistrom-Netznutzimg“ 
vorausgesetzt - am Energiemaikt eru^erben kaim. Al- 
ternativ kami es die Energie auch direkt bei der DB 
Energie GmbH gemeinsam mit dem Netzzugang er- 
werben. Letzteres Piodukt wird von der DB Energie 
GmbH imter dem Markemiamen „Bahnstiom-Vollver- 
sorgmig“ vertiieben. Die Liefenmg der Bahnenergie 
imterliegt, riii’ sich genoimnen, weder nach dem Ener- 
giewiitschaftsgesetz noch nach dem Allgemeinen Ei- 
senbahngesetz regulienmgsrechtlichen Anfordemn- 
gen. 

- Eleküifizierte Zugfaluzeuge von Eisenbahnverkehis- 
imteiiiehmen benötigen nicht nm- eigene AnUiebsener- 
gie - sie sind teilweise auch in der Lage, bei Brems- 
vorgängen Bremsenergie in Strom lunzuwandeln rmd 
in das Balmstroimietz zurückzuspeisen. Die Rückspei- 
seenei’gie wild von der DB Energie GmbH vergütet. 
Nach der aktuellen Entscheidimg des Bimdesgerichts- 
hofs über die Anwendungsmöglichkeit des Ener- 
gierechts füi' die Bahnsti'omversorgung erscheint zu- 
künftig jedoch auch eine Reguhei'ung der 
Rückspeise vergütiuig möglich. 

144, Aus den gescliilderten Süiiktuien resultieren ver- 
schiedene wettbewerbliche Piobleme, auf welche die Mo- 
nopolkommission in der Vergangenheit bereits mehlfach 
hingewdesen hat imd zu denen erst teilweise Lösmigen ge- 
fimden woudeii (vgl. Abbildung 2.2). Zentrale Schwierig- 
keiten fiü Wettbewerber der Deutschen Bahn AG im 
Nah-, Eem und Güteiverkehi' sind der Mangel an Mög- 
lichkeiten zur diskriminieiungsfreien Beschaffung von 
Fahrstrom und die Vergütimg für ziufickgespeisten 
Brems Strom. 

145, Zui- Beschaffung von Fahrstrom steht es Wettbe- 
w^erbem offen, entweder bei der DB Energie GmbH die 
Bahnstrom-Netznutzung zu buchen tmd einen beliebigen 
SUomanbieter am Energiemarkt zu wählen oder sich al- 
ternativ im Rahmen der Bahnstrom-Vollversorgiuig kom- 
plett von der DB Energie GmbH versorgen zu lassen. Be- 
reits in ihrem Sondergutachten zum Eisenbahnsektor aus 
dem Jalir 2009 hat die Monopolkommission daiaiif hinge- 
wiesen, dass der Versorgungsmöglichkeit am Energie- 
markt eine besondere Bedeutung zukommt, da diuch sie 
ein w^ettbew'erblicher Stiombezug ermöglicht wird, der 
auch geeignet ist, den Bezugspreis des Vollversorgrmgs- 
produktes der DB Energie GmbH zu disziplinieren.!^^ vor 
diesem Hintergnuid ist den Hindernissen, die sich für’ ei- 
nen W' ettbew^erblichen Bezug von Balmstrom am Energie- 
markt stellen, besondere Beachtmig zu schenken. 

146, Eine Schwierigkeit bei der Inanspmchnahme des 
für den Strombezug am Energiemarkt notwendigen Zu- 
gangs zum Balms tionmetz stellt bisher der von der DB 


140 Ygl. auch Abschnitt 2. 1.3.3. 

141 Ygl. Monopolkommission, Sondergutachten 55, a. a. O., Tz. 248, 
249, 253, 254. 


Energie GmbH gewählte Zugangspreis für dieses Piodukt 
dar. Anders als im Falle gewölmlicher hidusüiestiom- 
netze wurde dieser Pieis bisher nicht von der Bimdesnetz- 
agentiu' konüollieit und genehmigt. Die felüende Entgelt- 
kontrolle w^ar vor allem darauf zuiückzufiihren, dass die 
DB Energie GmbH lange Zeit die rechthche Position ver- 
treten hat, dass das Balmstioiimetz einer Zugangs-, nicht 
aber einer Entgeltregulieiimg imterhege. Verscliiedene 
Aspekte sprechen dafür, dass infolge dieser Situation von 
der DB Energie GmbH aus strategischen Gründen ein 
sehr- hoher Preis für- den Netzzugang gewälilt wwde.!^^ 

1 47. Der möghcheiweise überhöhte Preis für den Netz- 
zugang und verschiedene weitere Problematiken der 
ffeien Versorgmig mit Fahrstrom - etw^a die Bestimmun- 
gen der DB Energie GmbH zum Bezug von Ausgleichs- 
energie - haben dazu gefülirt, dass bisher kein Eisenbalm- 
verkehi suntemehmen auf die Kombination des Pioduktes 
Bahnstrom-Netznutziuig in Verbindung mit einer Süom- 
beschaffimg am Energiemarkt ziuiickgegriffen hat. Die 
Monopolkommission hat bereits 2009 in ilirem Sonder- 
gutachten zum Eisenbahnsektor auf die problematischen 
Folgen dieser Situation hingewiesen. Infolge eines Urteils 
des Bundesgerichtshofs aus dem Jahr 2010 ist der Netz- 
zugang mm den Regehmgen des Energiewirtschaftsgeset- 
zes rmtemorfen, sodass eine Entgeltkontrolle durch die 
Brmdesnetzagentiu' erfolgen w^ird. Offen bleibt, ob diese 
Entscheidmig dafür' ausreicht, dass die Bahnstrom-Netz- 
nutzimg zukünftig eine reale Alternative ziu' Vollversor- 
gung mit Fahrstrom dmch die DB Energie GmbH dar- 
stellt. 

1 48. Die vorherigen Ausführimgen legen nahe, dass die 
DB Energie GmbH die Nacliffage von Eisenbahnver- 
kelu’srmteinelmien derzeit gezielt in Richtung des Voll- 
versorgrmgsproduktes lenkt, wodmch sie heute de facto 
alleiniger Anbieter von Bahnstrom ist. Da es sich bei der 
Energieversorgmig um ein prinzipiell wettbew^erbsfahiges 
Produkt handelt, unterliegt der Energiepreis im Rahmen 
der Vollversorgtmg mit Balmstrom dmch die DB Energie 
GmbH auch nicht der sektorspezifischeri Regulienmg des 
Bahn- mid Eriergierechts. Zw^ar ermöglicht die DB Ener- 
gie GmbH prinzipiell allen Eisenbahnverkehr suntemeh- 
men die Buchung des VoUversorgungsproduktes. Die DB 
Energie GmbH sieht jedoch gleichfalls bereits seit mehre- 
ren Jalnen tmterschiedliche Mengenrabatte füt die Bu- 
chung der Bahnstrom- Vollversorgung vor. Wälnend die 
Eisenbahnverkehrsuntemehmen der Deutschen Bahn AG 
die höchsten Rabattstaffehi jeweils problemlos erreichen. 


AufMlig ist msl>esondere, dass der inqjlmte Strompreis des alterna- 
tiv wählbaren VoUversorgongsproduktes der DB Energie GmbH 
CNetzentgelt + Energieversoigung), also der Stronqjreis den man er- 
hält, wenn man das Netzzugangsentgelt vom \bUversoigiingspTeis 
subtrahiert, etwa 25 Prozent unterhalb des maiktübhchen Preises für 
Strom hegt. Es ist für die DB Energie GmbH jedoch nicht wirtschaft- 
hch, den Bahnstrom unter Marktpreis abzugeben, da sie sich m die- 
sem FaU besser stehen könnte, wenn sie ihren in Kraftwerken er- 
zeugten Strom m die konventionellen Stromnetze einspeist und am 
Energiemarkt veräußert. Dieser Umstand weist sehr deuthch darauf 
hin dass der tatsächhche Strompreis der DB Energie GmbH deuthch 
höher als dieser implizite Preis hegt und die DB Energie GmbH ei- 
nen strategisch hohen Preis für die Netzentgelte angesetzt hat. 
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Abbildung 2.2 


Wettbewei bshindernisse im Sti omversorgungsprozess 
der Eis enb ahn vei keh rsu nternehme n 



Quelle: Eigene Darstellung 

bleiben die Wettbewerbei’ weit jenseits der notw^eiidigen 
Abiiahineniengeii. Faktisch ergibt sich aus den Rabatten 
ein Kostemiachteil der Wettbewerber gegenüber den Ei- 
senbalmverkelu’sunteiiiehinen der Deutschen Bahn AG 
der mugereclmet auf die Gesamtkosten des Fahibetiiebs 
eines Eisenbalinverkehrsuntemelmiens lund 1 Prozent 
betiägt.^4^ Aufgnmd der gelingen Maigen in der Bahn- 
branche kami dieser Kostenvorteil als erheblich beüachtet 
werden. 

149, Gegenstand einer Klage zui' Bahnstiom- Vollver- 
sorgung, über die iiii Jalir 2006 vom Obeiiandesgericht 


i^^DerKosteDnachteil von Wettbewerl>em der Deutschen Bahn AG bei 
der Versorgung mit Bahnstrom ergibt sich aus verschiedenen Etabat- 
ten un Preissystem der DB Energie GmbH. Nach der Preisregelung 
vom 1. Januar 2011 handelt es sich dabei um Mengenrabatte, emen 
Stafielrabatt von bis zu 4 Prozent und einen Auslastungsrabatt in Hö- 
he von zusätzhch 5 Prozent. Ausgehend vom rabattierten Preis ent- 
spricht ein Mengenrabatt von maximal 9 Prozent emem Preisauf- 
schlag für Wettbewrerber von bis zu 10,2 Prozent. Die derzeit 
26 Wettbewerber dsr Deutschen Bahn AG haben sich jedoch zur Ein- 
kaufsgemeinschaft RAILECO zusammengeschlossen, die den höchs- 
ten Steffelrabatt erreicht, sodass sich der Preisautechlag der in der 
Einkauisgemeinschaft; organisierten Unternehmen gegenüber den 
DB-Gesellschaften auf 5,8 Prozeoit reduziert. Der Auslastungsrabatt 
kann tektisch nur von den Transporttöchtem der Deutschen Bahn AG 
in Anspruch gen omm en werden, da selbst die Einkaufegemeinschaft 


Fiaiikfuit am Main entscliieden müde, war die Küizung 
des Rechnungsbetrags füi' gebeferten Balmstioin duich 
ein privates EiseDbabiiveikehisuntemehmen.i^^ Nach 
Anffassiuig des Gerichts waien die zu diesem Zeitpiuikt 
geltenden Bahnstiompreise jedoch weder unter kaitell- 
rechtlicheu noch imtei sonstigen rechtbchen Gesichts- 
punkten zu beanstanden. Gegen das Urteil des Ober- 
landesgerichts Frankfuit waude zwar beim Bundes- 
gerichtshof Revision eingelegt, allerdings wurde die Re- 


weit von der notwendigen Jahresabnahmemenge von mindestens 
2 000 GWdi entfernt bleibt. Da die Kosten für Bahnstrom nach Infor- 
mationen der Monopolkommission un Durchschnitt etwa 15 Prozent 
der Kosten emes Eisenbalmverkehrsuntemehmen ausmachen, beträgt 
der Gesamtkostennachteil von Wettbew^erbem gegenüber den Unter- 
nehmen der Deutschen Bahn AG je nach erreichter Rabattstaffel zwi- 
schen 0,87 und 1,53 Prozent. Er kann weiter steigen, wenn insbeson- 
dere klemere Wettbewerber im Fern- und Güterverkehr aus 
Risikogründen nicht in der Lage sein soUten, die zusätzhchen Lauf- 
zeitrabatte der DB Energie GmbH in An^Much zu nehmen, die zu 
emem weiteren Rabatt von maximal 10 Prozent bei zehn Jahren Ver- 
tragslaufEeit führen. Vgl. DB Netze, Anlage 4 zum Rahmenstromhe- 
ferveitrag, Bahnstrompreisregelung ab 1. Januar 2011; Angaben von 
Marktteilnehmern gegenüber der Monopolkornmission. 

144 OLG Frankfurt, Urteil vom 19. September 2006, 11 U 44/05 (Kart), 
W/UW/EDE-R1901. 

145 Ygl. ausführhch Monopolkommission, Sondergutachten 55, a. a. O., 
Tz. 252; Monopolkommissian, Sondeigutachten 48, a. a. O., Tz. 204 ff. 
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\^sioii iiii Ansclüiiss wieder ziulickgenommeii. Das Bun- 
de skaitellamt, das von Amts wegen gegen das Rabattsys- 
teni der DB Energie GmbH voigehen könnte, hat darauf 
bisher verzichtet. Insgesamt ist festzustellen, dass bis- 
her wenig Evidenz über die kartelhechtliche Konfoimität 
der Mengemabatte vorliegt und eine höchstiichteiiiche 
Kläiiuig dieser Rechtsfiage noch aussteht. Zwischenzeit- 
lich hat die DB Energie GmbH ein Gutachten erstellen 
lassen, w^elches darlegt, dass es sich bei den Mengema- 
batten imi gewöluiliche Rabatte handele, die ökonomisch 
mid nicht süategisch begiündet seien, Die Mengenra- 
batte entsprächen hi iluer Whkimg einem zw^eiteihgen 
Tarif, der Effizienz\^oiteile durch die Möghchkeiten zur 
Abdeckung von Fixkosten generiere. 

150. Die Monopolkoimnission hat bereits hi fiüheren 
Gutachten daiaiif hhigewiesen, dass die Rabattstaffehuig 
der DB Energie GmbH wie eine offene Pieisdiskriminie- 
iimg zmn Nachteil der Wettbewerber der Deutschen Bahn 
AG wirkt. Sie teilt nicht die Auffassimg des oben ge- 
naimten Gutachtens, w^onach der Preis dem auf ehiem 
W'ettbew^eiblichen oder perfekt reguheiten Markt ent- 
spricht. Zwar entstehen dmch die Anwendimg von Men- 
geiuabatten statische Effizienz\"oi1eile. Insbesondere ent- 
sprechen Mengemabatte aus ökonomischer Sicht ehiem 
zweiteiligen Tarif, wodmch die Einpreismig von Fixkos- 
ten besser möglich ist. Diesem Effekt liegt jedoch die An- 
nalime zugriuide, dass marginale Nachfiager nicht abge- 
schieckt und ausgebremst w^erden, was im Bahnsektor 
nicht zutriffi.'^® hii Wettbew^erb lässt sich jedoch eine 
Pieisdifferenziening niu luiter engen Voraussetzimgen 
diu’chsetzen, da die mit ehiem höheren Preis belegten Un- 
teinelmieri in der Regel zu einem Konkiui enten abwan- 
derii, der auf die Preisdiskrimhiienuig verzichtet. Gerade 


Zuletzt hst die Europäische Kommission ein Misshrauchsverfahren 
nach Artikel 102 AEUV gegen die Deutsche Bahn AG eingeleitet 
und zu diesem Zweck am 29. März 2011 Durchsuchungen vorge- 
nommen. Hmteigrund war der Verdacht, dass die Deutsche Bahn AG 
ihre eigene Frachtspaite hei der Energieversorgung bevorzugt. Nähe- 
res zu den Verdachtsmomenten ist nicht bekannt. Vgl. EU-Kommis- 
sion, Pressemitteilung vom 31. März 2011, MEMO/1 1/208. 

Der Mcdiopolkommission lag nicht das Gutachten selbst, aber ein auf 
dem Gutachten basierender Aufsatz des Autors vor, auf dem die fol- 
gende Darstellung basiert; vgl. Axel Ockenfels, Die Ökonomik nicht- 
linearer Thrife am Beispiel Bahnstrom, Zeitschrift für Energiewirt- 
schaft 33 (4), 2009, S. 306-315. 

14S Vgl. ebenda, S. 312. 

149 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 55, a. a. O., Tz. 251; 
Monopolkommission, Sondeigutachten 48, a. a. O., TZ. 211. 
Nichtlineare Tarife generieren unstnttig statische Wohlfehrtsvorteile, 
da die Trassenpreise sich eher an marginalen Kosten orientieren kön- 
nen. Unberücksichtigt bleibt dabei jedoch, dass Wettbewerbern ge- 
genüber dem etabherten Unternehmen dadurch Kostennachteile ent- 
stehen und diese so von einem Markteintritt abgehalten werden 
könnten. Dem statischen Wohlfehrtsvorteil nichtlinearer Thrife ste- 
hen deshalb ganz eihebhche dynamische Wohlfahrtsverluste entge- 
gen. Nahehegend ist m diesem Fall em Vergleich mit dem Mengenra- 
batt im Rahm en der vor 2001 gültigen Trassenpreissysteme, welche 
die Verkehrsuntemehmen d^ Deutschen Bahn AG als einzige Groß- 
ahnehmer begünstigten. Im Vergleich zum Energiepreissystem ist im 
Falle der TVassenpreise das Argument statischer WoMfahrtsvorteile 
noch gewichtiger, da die Netzinftastruktur der Bahn besonders er- 
hebhche Fiskosten erzeugt, die durch emen zweiteihgen Tanf un sta- 
tischen Wohlfahrtsmodell theoretisch optimal verteilt werden kön- 
nen. De fecto führte der dadurch entstehende Mengenrabatt jedoch 
zum Ausschluss von Wettbewerbern, die nicht in Konkurrenz zur 
Deutschen Bahn treten konnten, sodass dieser Rabatt vom Bundes- 
karteUamt als misshräuchhch untersagt wurde; vgl. ht|)://www.bundes 
karlellamt.de/wDeulsch/archiv/PressemeldArchiv/2OOO/2OOO_O9_O8.pl5) 


iiii Hinblick auf die Öf&nmg eines voiinals staatlichen Ei- 
dustffesektors ist die Entwickliuig von Wettbew^eib, der 
hier in der Regel erhebliche dynamische Effizieiizpoten- 
ziale mit sich bringt, der Erzielung geringei statischer 
Effizienz\"oiteile voiziiziehen. 

151, Die MoiiopoLkoinniission sieht in den Mengenra- 
batten des Bahnsti’om-Vollversorgungsprodnktes derzeit 
ein erhebliches w^ettbew^erbliches Problem gegeben und 
WTiide daher eine Pilifimg duich das Bimdeskaitellaint 
begiiißen. Mittelfristig sollte der Pieis füi’ die VoUveisor- 
giing jedoch nicht durch einen kartelfrechtlichen Eingriff, 
sondern durch Alternativen aus dem Markt disziplinieit 
werden. Die Moiiopolkoinniission sieht daher eine Kem- 
aufgabe von Gesetzgeber und Regulierungsbehörde da- 
rin, wettbewerbliche Altemativeii zur Bahnsttoin-VoU- 
versorgiuig durch eine geeignete Regufreiung des 
Bahnstiomnetzzugangs zu schaffen. Vor diesem Hinter- 
gnuid hat die Moiiopolkoinniission die bestehenden Hhi- 
deniisse iin Bereich der Bahnstioni-Netznutzimg in Ab- 
schnitt 2. 1.3.2 eingehend untersucht. 

152, Unabhängig von der Walü des Versoigmigsweges 
ist in den letzten Jabi eii ein w^eiteies Problem der wettbe- 
werblichen Versorgiuig mit Bahnstrom deutlich gewor- 
den, das mit der Vergütung des in das Bahnstioninetz zn- 
nickgespeisten Brems sti'oms zusaminenhängt. Die 
Rückspeiseenergie, die Eisenbahnen beim Bremsen er- 
zeugen, reduziert nicht den eigenen Verbranch, sondern 
stellt eine eiiieute Einspeisimg dar, die von anderen 
Akteuren im Markt genutzt werden kann. Wettbew^erber 
werfen der DB Energie GmbH jedoch vor, dass sie die 
Rückspeiseenergie zu gering veigüte, da die Rückspeise- 
vergütimg erheblich unter den Energie versoigimgs entgel- 
ten läge. Aufgiimd der Aktualität dieses Pioblemfeldes 
wild dieses iiachfolgeiid in Abschnitt 2. 1.3. 3 ausführlich 
behandelt. 

2.1. 3.2 Wettbewerbshindernisse im Bereich der 
Bahnstrom-Netznutzung 

153. Die Bahnsti’om-Netznutzung stellt für ein Eisen- 
balmverkehrsiuiteinelimen eine nom^endige Leistung dai; 
lun Sti’om am Energiemarkt beschaffen zu kömien. Da 
das Zugangsentgelt für das Bahnstionmetz bislang nicht 
durch die Bimdesnetzagentui- genehmigt worden ist, 
koimte die DB Energie GmbH bisher den Preis ftii' den 
Netzzugaiig nach eigenem Eimesseii festsetzeii. En Hin- 
blick auf dieses gnuidlegende Problem füi' den wettbe- 
werblichen Bezug von Strom ziun Bettieb elekttifizierter 
Bahnen hat sich jedoch infolge eines aktuellen Urteils 
eine gnuidlegend neue Situation ergeben. 

1 54. En November 2010 entschied der Bimdesgerichts- 
hof, dass das Bahnstiomfemleittmgsiietz dem Anwen- 
dungsbereich des EnergiewEtschaffsgesetzes und damit 
der Regnlienmg duich die Bimdesnetzagentui’ unter- 
liegt.'^^ Vorausgegangeii war ein Beschluss der Bundes- 
netzagentur, der die DB Energie GmbH verpflichtete, ge- 
mäß § 23a EnWG eine Geiiehnügimg füi’ die erhobenen 


151 BGH, Urteil vom 9. November 2010, EnVR 1/10. 
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Netzeiitgelte einzuholen. Die von der DB Energie GinbH 
dagegen gerichtete Beschwerde wurde vom Oberlandes - 
geiicht Düsseldorf ziulickgeiAdesen.^^^ Der Biuidesge- 
richtshof entschied schließhch, dass die Rechtsbe- 
schwerde, mit der die DB Energie GmbH ihien Antrag 
auf Aufhebung des Beschlusses der Bundesnetzagentiir 
weiteiwerfolgte, unbegründet sei. Der Biuidesgerichtshof 
sieht gemäß § 3a EnWG das Energiewiitschaftsrecht als 
anwendbar am da das Bahnstiomfemleitimgsnetz der Ver- 
sorgung von Eisenbalmimtemehmen mit leitimgsgebun- 
dener Energie diene. Dementsprechend legt das Gericht 
die spiegelbildliche Vorscluift des § 1 Absatz 2 Satz 3 
AEG dahingehend ans, dass die Anwendbarkeit des All- 
gemeinen Eisenbahngesetzes ausgeschlossen ist. Insbe- 
sondere shid nach deniBescliluss des Bimdesgerichtshofs 
die Zugangs- imd Entgeltiegelungen für den Netzzugang 
nach §§ 20 ff. EnWG auch auf die Bahnstromnetze anzii- 
wenden. 

Die Aiwendbarkeit des Energiewiitschaftsgesetzes wird 
nach Auffassmig des Gerichtshofs insbesondere nicht da- 
dinch ausgeschlossen, dass im Eisenbahnrecht etw^as an- 
deres geregelt ist. Das Eisenbalmiecht beinhalte nur Zu- 
gangs- imd Entgeltregelungen fiir die Nutzimg der 
Schienenwege mid fär den Gebrauch bestimmter Seiwice- 
einiichtungen, jedoch weder Zugangs- noch Entgelüege- 
hmgen im Hinblick auf das Bahnstromnetz. Zwar gehö- 
ren Bahnstromfenüeitungen gemäß § 2 Absatz 3 AEG zur 
Ei senbahninha Struktur’ rmd nach § 14 Absatz 1 AEG sind 
Eisenbahninfi’astniktunmteiiiehmen zur Gew^ähnuig einer 
diskiiminienmgsfi’eien hiffastmktumutzruig veipfhchtet. 
Bei einer Gesamtbetrachtiuig des Regelungswerks ergebe 
sich aber, dass § 14 Absatz 1 AEG den Zugang zum 
Bahnstromnetz und das Entgelt fiii' seine Nutzung wieder 
regele noch regehi w^olle. Hierfüi' spreche bereits, dass die 
Eisenbahninfi’astniktiu’-Benutziuigsverordniuig nur’ den 
ZugangsanspiTich für die Benutzung der Schienenwege 
rmd bestimmter Seiviceeimichtimgen näher ausgestalte, 
nicht aber für’ die Nutzimg des Bahnstromnetzes. Das All- 
gemeine Eiseribahngesetz enüialte somit als einziges Kii- 
terium für den Zugang ziun Balmstronmetz die Diskrimi- 
nieinngsfieilieit, w^ohingegeri das Energiewirtschaftsrecht 
den Zugangsanspmch in den §§ 20 ff. EnWG mid der 
Stromnetzzugangsverordnimg äußerst detailhert regele. 
Der Bimdesgerichtshof hält es vor diesem Hhitergnmd 
für nahezu ausgeschlossen, dass der Gesetzgeber ehre so 
rudimentäre Vorscluift wie § 14 Absatz 1 AEG als abwei- 
chende Regehmg im Simi des § 3a EnWG gemeint haben 
körmte. Damber hinaus leitet das Gericht aus der Entste- 
hungsgeschichte sowie Simi imd Zweck des § 14 Absatz 1 
AEG ab, dass die Norm keine das Energiew^irtschaftsge- 
setz verdrängende abweichende Regehmg darstellt. Viel- 
melu wird nach Ansicht des Bimdesgerichtshofs diuch 
das Eisenbalmiecht um die technische Nutzimg der Anla- 
gen geregelt, wählend sich die wirtschafthchen Fragen 
der Versorgung mit Energie nach dem Energiewhischaffs- 
recht richten sollen. 


OLG Düsseldorf, Beschluss vom 16. Dezember 2009, ’VI-3 Kart 61/ 
09 (V), Zeitschrift für Neues Eueigierecht 14(2), 2010, S. 176. 


Mit dem Beschluss des Bundesgerichtshofs ist mm 
höchstrichterlich entschieden, dass das Bahnstiomfemlei- 
timgsnetz als Energieversorgimgsnetz der Entgeltgeneh- 
migungspflicht des Energiewmtschaffsgesetzes rmd damit 
einer am Effizienzmaß stab orientierten Kostenpi’üfimg 
rmterhegt. Die DB Energie GmbH muss mm der Bundes- 
netzagentur ihie Netzentgelte zur Rüfimg und Genehmi- 
gung voiiegen.^^3 

155 , Ein weiteres wettbew^erblich relevantes Problem 
im Zusammenhang mit der Balmsüom-Netznutzimg er- 
gibt sich aus den bestehenden, von der DB Energie 
GmbH vorgegebenen Ralimenbedingrmgen zur Aus- 
gleichsenergie. Der Bedarf an elektrischer Energie im 
Bahnsti’omnetz schw^ankt mit dem Fahr\^erhalten der 
Züge. Diese Schwankimgen muss der Balmsüom- rmd 
Fahrleistimgsnetzbetreiber duich Ausgleichs energie kom- 
pensieren. Die Messrmg des Strombezugs füi’ die Ei- 
senbahnverkelu’srmtemehmen erfolgt ausschließlich mit- 
tels einer registrierten Leistungsmessimg (RLM). Die 
Verkehrsgesellschaften, die ihien Strom von Diittanbie- 
tein beziehen, müssen mittels sog. Energiefalupläne irn 
Vieitelstimden-Zeitiastei’ der DB Energie GmbH mittei- 
len, wie viel 50-Hz-Drehsti’om über die Umfoimer- bzw. 
Umrichteranlagen in die Balmstromenergieanlagen einge- 
speist w^erden soll. Diese Angaben werden daim im Bi- 
lanzkreis der DB Energie GmbH berücksichtigt. Der 
Verbraucher entninmrt die Energie an beliebigen Stellen 
im Bahnsti’omnetz, die sich diuch den Zugbetrieb eige- 
beii, rmd die DB Energie GmbH erfasst über die von dem 
Verbraucher genutzten Verbrauchsmesseinrichtimgen den 
tatsächhchen Süomverbrauch. Der Ausgleich zwischen 
bestellter rmd entnommener Eneigie whd auf Giimdlage 
von Leistimgsmittelwerten bestimmt rmd die entspre- 
chenden Ausgleichsenergiekosten werden imabhängig 
von der tatsächlichen Situation des Gesamtbilanzkieises 
der DB Energie GmbH berechnet. Abweichrmgen werden 
stimdenschaif saldiert. 

1 56 . Von der DB Energie GmbH beschaffte Ausgleichs- 
energie w^ird inmier daim relevant, w^eim sich Abw^ei- 
chimgen von der Verbrauclisplanrmg des Stiom beziehen- 
den Eisenbahnverkehrsimtenielunens ergeben. Die 
Arisgleichsenergiebestmmiimgen der DB Energie GmbH 
beüeffen derzeit ausschließlich Eisenbahnverkehisimter- 
nelmren, die Stiom von Drittanbietem beziehen. Bei der 
Bahnsti’om- Vollversorgung übeniimmt die DB Energie 


153 Umonsrechtlich enthält der ’Vbrschlag für eine Richtlinie des Europä- 
ischen Parlaments und des Rates zur Schafiung eines einheithchen 
europäischen Eisenbahnraums (Neufessung), 17. September 2010, 
KOr^2010) 475, Änderungen in den Regelungen des Zugangs zu 
Bahnstromnetzen. Diese Netze sollen nun in Anhang EU des Ent- 
wurfs als Teil des Mindestzugangspakets aufgefiihrt werden, auf wel- 
ches Eisenbahnuntemehmen nach Artikel 13 unter Ausschluss jegh- 
cher Diskriminierung Anspruch haben. Auf die deutschen 
Regelungen hat diese Änderung unter den bestehenden Rahmenbe- 
dingungen keine entscheidenden praktischen Auswirkungen. 

154 Ygl. Monopolkommission, Sondergutachten 59, a. a. O., Abschnitt 
4. 1.1. 4. 

155 Eür den Bezug aus dem 50-Hz-Netz besitzt die DB Energie GmbH 
emen eigenen Bilanzkreis, der m das Bilanzkreissystem der Übertra- 
gungsnetzbetreiber eingebunden ist. 
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GmbH das Risiko eiiiei zeit\' ersetzten Abnahme von En- 
ergie. Beim Netznutzungsniodell entstehen den Eisen- 
balmverkelu’smitemebnien sowohl bei einer Über- als 
auch bei einer Unter speismig Kosten, die nach einem 
starren Ansgleichsenergiepreissystem berechnet werden. 
Dabei w^ird positive Aiisgleichsenergie derzeit mit 1 et/ 
kWh vergütet, wühlend negative Ausgleichsenergie rmab- 
hängig vom Gesamtbilanzkieissystem mit 7,5 ct/kWh be- 
reclmet wiid.i^^ Die Bestimimmgen w^erden insbesondere 
daim relevant, w^emi ein Eisenbahnverkehisuntemehmen 
zu einer anderen Zeit Mhrt, als fahiplaiunäßig vorgese- 
hen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass diese Kosten auch 
anfallen, wenn die Ursache für’ die Abw^eichiuig vom 
Fahrplan beim Infiastmktiubetreiber zu finden ist. Nach 
Angaben von Wettbew^erbem tragen die bestehenden 
Ausgleichsenergiebestiimnmigen maßgeblich dazu bei, 
dass die Bahnsüom- Voll Versorgung derzeit für Eisen- 
balmverkelu’srmtemehmen die deutlich günstigere Alter- 
native daistellt. 

Die dargestellten Bestiimmmgen der DB Energie GmbH 
imterscheiden sich erheblich von den üblichen Regelun- 
gen des Süommarktes, w^o keine staiien Ausgleichsener- 
giepreise existieren, sondern variable Pi eise symmeti’isch 
für Über- imd Unterdeckiuig in Rechniuig gestellt werden 
tmd dabei gemäß § 8 Absatz 2 Satz 2 SüomNZV die für 
die Beschaffimg von bestmmiten Regelleistiuigen ent- 
standenen Arbeitskosten auf die Ausgleichsenergieent- 
gelte umgelegt werden. Auf dieser Gnmdlage gelten \der- 
telstimdenscharfe Ausgleichsenergiepreise. 

157. Da mm künftig das Energiewirtschaftsgesetz luid 
insbesondere die §§ 22, 23 EnWG im Bahnsüomnetz zur 
Anw^endung kommen, ist nach Ansicht der Monopolkom- 
mission das heutige Bereclmiuigs System der DB Energie 
GmbH nicht haltbar’. Nach § 8 Absatz 2 SüomNZV müs- 
sen Ausgleichs energiepreise ziun einen symmeti’isch für 
Über- imd Unterdeckiuigen eines jeden Bilanzkreises zur 
Aiwendung gebracht w^erden; ziun anderen düifeii auf 
die Ausgleichsenergiepreise - wie daigestellt - nur be- 
stmmite Regelkosten imigelegt w^erden. Durch die Um- 
setziuig dieser Vorgaben kömite ein bedeutender Kosten- 
nachteil der Kombination der Bahnsüom-Netznutzung 
mit einer Süombeschaffiing am Energiemarkt gegenüber 
der Bahnstiom-Vollver’sorgimg zukünftig entfallen. 

158. Problematisch erscheint jedoch w^eiterhin, dass im 
Falle des Fremdbezugs von Balmsüom Diskriminie- 
nmgsmöglichkeiten bei Schiene rmd Süombezug ver- 
knüpft werden. Da sich die Menge der benötigten Aus- 
gleichsenergie z. B. aufgiund von Fahrplanändemngen 
rmd durch Eisenbahnverkehisimtemehmen nicht beein- 
flussbare Verzögeinngen erhöhen kaim, erscheint eine 


156 Ygl. DB Netze, Bahnstrom-VoUva^orgimg, Leistungen für die 
Bahnstromversoigung, htlp ://www.dbenergie. de/ site/ dbenergie/ de/ 

1eii^mg^/ hahng1e irh<dTnm/h ahns tioi ü g leichstrom VollversOTgung. 
html [Abruf: 1. Juni 2011]. 

Die Netzentgelte werden derzeit von der DB Energie GmbH überar- 
beitet, sodass keine näheren Inforniationen verfügbar sind. 

15S Ygl. Monopolkommission, Sondergutachten 59, a. a. O., Abschnitt 
4. 1.1. 4. 


vieitelstündlich genaue Kalkulation der benötigten 
Strommengen durch die Eisenbahnverkehisuntemehmen 
problematisch. Da sich besonders bei kleinen Eisen- 
balmverkelirsiuiteinelmien die zeitlichen Abw^eichimgen 
des Verbrauchs verschiedener Züge nui' in deutheh ge- 
ringerem Maße gegenseitig ausgleichen kömien, ist hier 
das Kostemisiko fiii- die Ausgleichsenergie besonders 
hoch, hifolge dieser Situation kommt em Fremdbezug 
insbesondere füi’ kleinere Eisenbahnverkehisuntemeh- 
men möglichemeise auch bei deutlich geringeren 
Netzentgelten nicht infrage. 

2.1 .3.3 Mögliche Wettbewerbshindernisse bei 
der Rückspeisung von Bremsstrom 

1 59. Ein weiteres, in den letzten Jahieii zimehmend dis- 
kutiertes Problem der wettbew^erblichen Voraussetzimgen 
der Balmsfromversorgung betiifft die sog. Rückspeiseen- 
ergie. Elekfrisch angetiiebene Triebfaluzeuge ermögh- 
chen eine Rückgewimiung elektrischer Energie beim 
Bremsen. Diese Bremsenergie kaim duich entsprechend 
ausgestattete Fahizeuge in das Faluleitungsnetz zurück- 
gespeist werden. Seit den 1990er Jahien w^erden neue 
Triebfahrzeuge standardmäßig mit entsprechender Brems- 
energieiückspeisung ausgestattet. Wettbew^erber der 
Deutschen Bahn AG im Güter- imd Personenverkehr fah- 
ren, soweit sie elektrische Traktion nutzen, praktisch aus- 
schließlich mit lücksp eisefähigen Fahrzeugen, w^ährend 
die Deutsche Bahn AG weiterhin einen nicht unerhebh- 
chen Anteil nicht rückspeisefähiger Altfahizeuge im Ein- 
satz hat. 

160. Die tatsächhehe Rückspeisequote, d. h. das Ver- 
hältnis des bezogenen Fahrstroms ziun ziuückgesp eisten 
Bremsstrom, ist allgemein sehr’ stark von der jew^eihgen 
Zugfahit und insbesondere den geogia fischen Verhältnis- 
sen und dem Fahiplan abhängig. Dabei eneicht der 
Schienenpersoneimahverkelir wegen des kurzen Halte- 
stellenabstands die höchsten Rückspeisequoten, hn S-Balm- 
Veikehi- kömien Triebwagen etw^a 30 Prozent der einge- 
setzten Energie wieder ziulickspeisen, W' ähi end im Güter- 
verkehi- niu ca. 10 Prozent eneichbai’ smd. hisgesamt 
wh’d nach Angaben des Nachlialtigkeitsberichtsi®<’ der 
Deutschen Balm AG eine Rückspeisequote von etw^a 
8 Prozent eneicht.'^i 

161. Fiu diuch Triebfahrzeuge zmückgesp eisten 
Bahnstrom erhält das Eisenbahnverkehisuntemehmen 
eine Vergütung. Nach dem Ralmiensti’omliefer\^ei’ti ag der 
Bahnsti’om- Vollversorgung der DB Energie GmbH be- 
ti’ägt die Vergütimg füi’ Bremssfrom derzeit im Dmch- 
schnitt etw^as mehr als 45 Prozent des Aibeitspreises für 


Das Anreizsystem zur Veriiiiideniug von Stömugen der DB Netz AG 
soll dafür sorgen, dass entstehende Kosten für Verzögerungen un Be- 
triebsablauf dem jeweiligen Verursacher angelastet werden. Dieses 
System ist jedoch weitgehend wirkungslos. Vgl. Abschnitt 2.2 .2.5. 

160 Ygl. Deutsche Bahn AG^ Nachhaltigkeitsbencht 2009, Berhn, Juni 
2009, S. 153. 

isi Unklar ist, ob dabei auch konzemunabhängige Unternehmen erfasst 
sm<f die zusammen etwa 10 Prozent des gesamten Bahnstroms ver- 
brauchen. 
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reguläien Bahiisüom.i^^ Die Eisenbahiiveikehi sunteraeh- 
meii zalüen also nicht ilnen tatsächlichen Gesanit\"er- 
biauch in Höhe der Differenz zwischen bezogenem Fahi- 
sü’om und zurückgespeistem Bremsstiom, sondern 
bezahlen den Fahrstrom und erhalten fth die Bremsener- 
gie einen Teil dieses Preises zurück. Wettbewerber der 
Deutschen Balm AG sehen diese Verglitiuig als zu niedrig 
imd deshalb als diskriniinierend an.'^^ 

162 . Obwolil der Bahnstrompreis ini Gegensatz zum 
Netzzugang auch nach dem Urteil des Bimdesgerichts- 
hofs, wonach das Bahnsüonmetz dem Anwendungsbe- 
reich des Energiewiitschaftsgesetzes imterhegt, weiterliin 
nicht reguheit wild, hat das Urteil durchaus Auswirkun- 
gen auf die Reguheinngsinöglichkeit der Rückspeisever- 
gütung. Diese unterliegt nach dem Energiewirtschaftsge- 
setz in Verbindimg mit der Verordnung über die Entgelte 
für den Zugang zu Elektiizitätsversorgungsnetzen 
(Sti’oniNE V) der Reguhenmg dur ch die Bimdesnetzagen- 
tur. Nach § 18 Absatz 1 Satz 1 imd 2 StromNEV erhalten 
Betreiber von dezentralen Erzeugrmgsanlagen vom Be- 
heiber des Elektiizitätsveiteilemetzes, in dessen Netz sie 
einspeisen, ein Entgelt. Dieses Entgelt muss den gegen- 
über den vorgelageiten Netz- oder Umspamiebenen diuch 
die jeweilige Einspeisiuig venniedenen Netzentgelten 
entsprechen. Die Bimdesnetzagentur’ sollte denmach prü- 
fen, ob die gezahlten Vergütiuigen mit den Einspainngen 
der Deutschen Bahn AG übereinstimmen. 

1 63 . Um bemteilen zu köimen, ob die derzeitige Vergü- 
timg für zurückgespeisten Bremsstiom missbräuchlich 
ist, ist zu bewerten, in welchem Umfang die ziuückge- 
speiste Bremsenergie nutzbar ist und den Eizeugimgsbe- 
darf reduziert mid welche zusätzlichen Kosten dessen 
Nutzung veimsacht. 

Für den Wert des zurückgespeisten Stroms ist insbeson- 
dere wichtig, inwieweit dieser für’ andere Verbraucher 
nutzbar ist. Das deutsche Oberleitungsnetz weist im Ge- 
gensatz zu Netzen anderer Länder kaiun Tremistellen 
diu’ch verschiedene Versorgrmgsabschiütte auf und ist 


Der AAeitspreis für Balmstrom, in dem Netznutzung, Energieliefe- 
roQg, Messung und Verredmmig sowie die aus den Vorscbnüen des 
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes (K’WKG) resuitierenden Belastun- 
gen enthalten sind, wird nach Zeitzonen differenziert. Ohne Berück- 
sichtigung von mengenbezogenen Rabatten beträgt der Arbeitspreis 
im Hochtarif derzeit (seit dem 1. Januar 2011) 13,2 ct/kWh, die Ver- 
gütung für Bremsstrom 6 ct/kWh, im Mitteltanf ist das Verhältnis 
11,45 cVkWh zu 5,5 ct/kWh und im Niedertanf beträgt der reguläre 
Arbeitspreis 10 cFk’Wh, die Vergütung für Bremsstrom 4,8 cFkWh. 
Auf den Arbeitspreis werden - wie dargesteUt - Rabatte von bis zu 
9 Prozent gewahrt Dazu wird em Zuschlag nach § 37 Absatz 1 Satz 1 
EEG von 0,7 d/kWh bzw. in Ausnahme:^en von 0,08 ct/ kWh erho- 
ben. 

Die Höhe der Rück^isevergütung je Kilowattstunde ^t zwar für 
die Züge der Deutschen Bahn AG und diejenigen von Wettbewerbern 
symmetrisch an. Aufgrund der integrierten Struktur des DB-Kon- 
zems stellen die Entgelte der DB Energie GmbH für die Tiansport- 
töchter d^ Deutschen Bahn AG jedoch nur konzemmteme Umbu- 
chungen dar, wrährend zu niedrig angesetzte Entgelte Wettbewerber 
direkt benachteüigen würden. Hinzu kommt, dass die Deutsche Bahn 
AG über relativ weniger rückspeisefahige Züge verfugt und d ami t im 
Durchschnitt wreniger durch eme möghcherweise zu niedrige Vergü- 
tung benachteihgt wird. 


weitestgehend diuchgeschaltet. Dies ermöglicht es, die 
elektrische Nutzbremse jederzeit imteibrechuiigsfrei zu 
veiw^eiideii und den ziirückgespeisteii Strom anderen Ver- 
brauchern vergleichsweise problemlos zur Verfügung zu 
stellen, da keine technischen Hürden imd Hindernisse 
existieren, die den Weg des beim Bremsen gewomienen 
Stroms behindern oder neimeiiswerte Leituiigs- oder Um- 
formungsverluste vei'ui’sachen.^^'* Die Biemseiiergie ver- 
bleibt nach Angaben von Experten dabei im Fahileituiigs- 
netz und reduziert somit die Einspeisung aus dem 
Hochspaimungsnetz. Die Energie muss also typischer- 
weise nicht zurück in die Hoclispaimurigsversorgung ge- 
speist werden, was mit zusätzhchen Kosten verbunden 
wäre.i^^ Damit verbleibt der Bremsstrom bei der DB Netz 
AG und geht nicht ziuück an die für’ die Hochspamiungs- 
leitungen zuständige DB Energie GmbH. Laut Angaben 
von Wettbewerbern der Deutschen Bahn AG, die sich auf 
Aussagen von Piof Dr. Anid Stephan der TU Dresden 
imd ein Gutachten im Auftrag des Raileco Rail Energy 
Consortiiimi^^ stützen, wird Bremsstrom mit einem Lei- 
timgsverlust von 0 bis 4 Prozent von anderen Verbrau- 
chern im Fahrleitungsnetz der DB Netz AG aufgenom- 
nien.i®^ Auch die Bimdesnetzagentur’ geht davon aus, dass 
Rückspeisungen im zentralen Bahnstromnetz zu einem 
hohen Anteil nutzbar sind. Die Deutsche Bahn AG 
spricht dagegen von deuthch höheren Verlusten. In iluem 
Naclihaltigkeitsbericht schreibt die Deutsche Bahn AG 
allerdings; „Jede zi^v'ölfte Kilowattstunde des Stroms, der 
diu’ch die Oberleitimgen fließt, verwendet die DB zwei 
Mal.“^^ Die Angabe, dass der Strom zweimal veiweridet 
whd, deutet darauf liin, dass der Bremsstrom fast voll- 
ständig nutzbar' ist. Diuch zurückgefuhrte Energie muss 
entspr echend werüger Strom von der’ DB Energie GmbH 
m die Fahrleitimg eingespeist werden. 

1 64 . Der Wert des Stroms wird maßgeblich vom Zeit- 
punkt und der Planbarkeit semer Bereitstellimg bestimmt. 
Entscheidend ist, w^ekhe Kosten die DB Energie GmbH 
durch Rückspeisimgeri eiuspart. Dementsprechend macht 
die Deutsche Bahn AG fiir' die geringe Rückspeiseveigü- 
timg geltend, dass die Eirüeitung des Bremsstroms nicht 
planbar sei imd daher einen hohen Bedarf an Regelerier- 


Der Bremsstrom kann prinzipieU nicht nur durch andere Fahrzeuge 
genutzt werden, sondern auch für fahrzenginteme Verbraucher, Wei- 
chenheizimgeu und zur Vorwärmung von Wagons dienen. Es existiert 
auch die Möghchkeit, dass ein fahrzeugeigener Energiespeicher auf 
einigen Teilstrecken einen fehiieitungsunahbängigen Betrieb ge- 
währleistet. 

GenereU ist der Lastfluss zurückgespeister Bremsenergie vom Fahr- 
leitungsnetz über das 110-kV/16,7-Hz-Netz technisch problemlos 
möghch. 

166 CONSENTEC Consulting für Energiewirtschafl und -technik GmbH, 
Bewertung von Rückspeisungen in das Bahnstromnetz, Kuizgutach- 
ten rni Auftrag von Raileco Rail Energy Coosortium, Aachen, 
16. März 2010. 

Bezogen auf den remen Verlust der Emspeisung wird teilweise von 
geringeren Verlusten als bei der regulären Netzemspeisung ausge- 
^ngen; vgl. Hope, K, UltraCaps win out m energy storage, Railway 
Gazette Intemational, Juh 2006, Nr. 07, S. 4O5A06, sowie Steiner, 
MVScholten, J./Klolu-, M., MITRAC Energy Saver, Bombardier 
Transportation (Hrsg ), 2006, S. 6 f. 

les Ygl. I>eutsche Bahn AQ Nachhaltigkeitshericht 2009, a. a. O., 
S. 153. 
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gie veimsache. Fraglich ist, ob eine erhöhte Lastdynaniik 
bei zimelimeiider Riickspeisimg den Einsatz von mehr 
Regelleistimg bei der Eneigieerzeugiuig erfordert. Allge- 
oiein ist davon ausziigehen, dass Abweiclnmgen gegen- 
über dem fahlplanmäßig sein' genau planbaren Bedarf 
(inkl. Riickspeisimg) nui' zu einem geringen Teil diuch 
die Eisenbahnverkehisuntemehmen selbst beeinflusst 
lÄ'erden kamt imd zu einem gjoßeii Teil auf Abweichun- 
gen vom Falu^lanbetrieb ziulickzufLihren ist. Es ist fiag- 
lich, ob die Einspeisimg von Bremsenergie signifikante 
Verstäi’kimgen der Schw^ankungen des Nettoverbrauchs 
auslösen kann, w^eim die Zahl der fahienden Züge hinrei- 
chend groß ist. Nach Auffassimg der Bundesnetzagentur 
W'hd der zu erw'artende Anteil ziuückgespeister Energie 
bei zunelmiendem Einsatz neuer Fahizeuge, die alle lück- 
speisefähig sind, immer kalkuherbarer. Generell ist davon 
auszugehen, dass Züge fiii- das Beschleunigen eine deut- 
lich giößere Süonunenge benötigen, als durch das Ab- 
breinsen zuiück ins Netz gespeist w^eiden kami, sodass 
Abw^eichmigen vom Fahiplan größere Ausw^irkungen auf 
den außeiplamnäßigen Verbrauch haben als die Rückspei- 
siuig. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass diuch einen 
integialen Taktfaluplan mit sog. Taktknoten {zu nmden 
Minutenzeiten) mit synchronisierten Abfahrten imd An- 
künften das da diuch synchione Bremsen imd damit das 
Zurückspeisen von Energie Üieoretisch sogar zu negati- 
vem Verbrauch füluen köimte. Da der GüterV'erkelu je- 
doch imabhängig von einem solchen Faluplan fiihit imd 
im S -Balm-Betrieb keine Taktknoten existieren, ist es 
fiaghch, ob ein integraler Taktfaluplan eine solche Situa- 
tion erzeugen kami. Die Wahischehihchkeit dafür steigt 
in jedem Fall mit dem Reahsieiimgsgrad eines integralen 
Taktfahiplans. Insgesamt kamt nicht abschließend beur- 
teilt w^erden, ob und in w^elchem Umfang zimelmiende 
Rückspeisung den Einsatz von mehi’ Regelleistimg bei 
der Energieeizeugimg erfordert. Allgemein gilt jedoch: Je 
höher die Zahl der Züge und die Anzahl der Verkehrsar- 
ten sind, desto geringer sind die auftietenden Schw^ankun- 
geii imd die Steigenuig der Schw-ankimgen diuch Brems- 
energie. 

165. Fraglich ist zudem, ob neben dem Strompreis die 
Entgelte fiu die Netznutzimg ziuückerstattet w^erden müs- 
sen. Einerseits erscheint es folgerichtig, Einspaieffekte 
bei den Inftastruktokosten bei der Vergütung der Rück- 
speiseeneigie mit zu berücksichtigen. Der w^irtschafthche 
Wert des zuiückge speisten Süoms entspiicht allgemein 
den vemiiedenen Beschafhmgskosten der Deutschen 
Balm AG, w^elche nicht allein dem Pieis des ziun Trieb- 
fahizeug gelieferten Süoms entsprechen. Da eine Rück- 
speisung in die Hochspamiimgsnetze typischemeise nicht 
erfolgt, solidem de facto w^eniger Süoin zur Versorgimg 
der Züge üansportiert w^erden muss, darf deshalb nicht 
niu der reine Energiepreis vergütet werden. Viehnehr 
wdiide danach auch das Netznutzimgsentgelt von bisher 
6,61 ct/kWh eingespart. 

Andererseits muss jedoch die Kalkulation des Zugangs - 
entgelts berücksichtigt w^eiden, imi die diuch die Rück- 
speisung vermiedenen Kosten koirekt zu ermittehi. In 
dem Entgelt sind neben vaiiablen Kosten insbesondere 
auch anteihge Fixkosten aus der Vorhaltimg der 


Bahnstrominfiastiiiküu', Leistungskosten der Energiebe- 
schaffimg sowie Veilriebs- und Abreclmiuigskosten ent- 
halten. Wild die Umlage der Fixkosten auf die Netzent- 
gelte mcht um den diuch die Rückspeisiuig verringerten 
Energiebedarf bereinigt, so fallen diese Fixkosten auch 
bei veiiingeitem Strombezug weiter in vollem Umfang an 
imd dürfen nicht lückV' ergütet werden. 

Auch wemi diuch eine Riickspeisimg keine weiteren Kos- 
ten anfallen imd der Süom vollständig genutzt werden 
köimte, kaim die Vergütimg fiü Bremsstrom aufgrund der 
dar aus resultierenden fallenden Diuchschiüttskosten mcht 
genauso hoch sein wie der zu zahlende Preis.'^^ 

1 66. Vor dem dargestellten Hintergiund sieht die Mono- 
polkommission im Ergebnis Anzeichen dafiu, dass die 
Vergüümg füi’ zuiückge speisten Bremsstrom niedriger 
sein köimte als der Nutzen, welcher der Deutschen Bahn 
AG diuch die Rückspeiseenergie entsteht. Die Bundes- 
netzagenüu sollte dazu eine detaillierte Analyse der er- 
zielbaien Kosteneinspanuigen auf Basis der Infoimatio- 
nen aus der Kostenprüfung der Netzzugangsentgelte 
diuchführen. 

2.1. 3.4 Fazit: Regulierung des Bahnstrom- 
sektors mittels bahnspezifischer 
Lastprofile 

1 67. Die Regulieiung des Zugangs zum Bahnstromsek- 
tor fiü Eisenbahnverkehisuntemehmen ist seit Jaluen un- 
ziueichend. Bis heute sind Eisenbahnverkehisuntemeh- 
men bei der Versorgung mit Bahnstiom an einen 
einzehien Anbieter gebiuiden. Trotz einer Analyse wichti- 
ger Pi’obleme im letzten Sondergutachten der Monopol- 
kommission ziun Eisenbahnsektor wiuden diuch den 
Gesetzgeber bisher keine Schritte unternommen, lun eine 
Veibessenmg der Wettbewerbssituation herbeizufüh- 
ren.^^o insbesondere die von der Monopolkommission 
beim Gesetzgeber angemahnte Klarstelhmg, die 
Bahnsüomfemleitungen aus der Definition der Eisenbahn 
iii&astniktur heiauszunehmen, winde nicht umgesetzt. 

168. Die Monopolkommission sieht jedoch vor allem 
duich das Urteil des Bundesgerichtshofs die Chance ge- 
geben, dass durch die Regulienmg der Entgelte fiir den 
Netzzugang bessere Voraussetzungen füt den Zugang zui' 
Bahnstiomnetzinffastmktur geschaffen werden. Eine ziel- 
genaue Regulieiung der Entgelte kömite Eisenbahnver- 
kelusimtemelimen zukünftig wettbewerbliche Alternati- 
ven bei der Stromversorgung luid einen veibesserten 
Zugang zimi Energiemarkt verschaffen. Trotz dieser Ent- 
wickhuig verbleiben nach Auffassung der Monopolkom- 
mission weiterhin erhebliche Wettbewerbshindemisse im 


Die DB Energie GmbH begründet die niedrige Vergütung außerdem 
damit, dass die Rückgjeisung hohe Investitionen in die Leitungsnet- 
ze erfordere, was bei der Erstattung berücksichtigt werden müsse. 
Solche Investitionen würden aUerdings bei der DB Netz AG anMlen 
und smd bisher nicht m nennenswertem Umfang getätigt worden. 
i™Im Koahtionsvertrag wurde prinzipieU ein Reguherungsbedarf des 
Bezugs von Bahnstrom festgesteUt, bisher sind diesbezüglich jedoch 
kerne konkreten Handlungen erfolgt; vgl. Koahtionsvertrag von 
CDU, CSU und FDP, a. a. O., S. 38. 
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Bereich Balmstrom. Dabei bleibt zmn einen abzuwaiten, 
ob kui’zfiistig eine wiiksame Reguheiimg der Zugangs- 
entgelte zum Bahnstromnetz erfolgen kami. Wegen seiner 
technischen Besondeiiieiten weist das Balmstromnetz 
verschiedene Abweiclnuigen gegenüber konventionellen 
Stromnetzen auf, sodass liier eine geringe Vergleichbar- 
keit mit hidustiiestionmetzen vorliegt und Regulienmgs- 
erfahiimgen eist gewomien weiden müssen. 

169 . Vor allem ftii' kleine Eisenbahnverkehisunteineh- 
inen bzw^. fiir Neulinge im Markt stellt sich zudem das 
Pioblem der Ausgleiclisenergieentgelte. Wählend beim 
Piodukt Balmstrom-Vollversorgimg die DB Energie 
GmbH das Risiko einer zeit\^ersetzten Abnahme von 
Energie selbst trägt imd damit etwa Zugverspätungen 
nicht zu einer Beanspmchimg von Ausgleichsenergie fuh- 
ren, ist dies bei der Bahnstrom-Netznutzung nicht der 
FaU. Hier fallen Ausglekhsenergieentgelte beim Netzbe- 
treiber an. Von besonderer Bedeutimg ist dabei, dass im 
Bahnsektor die Eisenbahnverkehisuntemehmen in vielen 
Fällen Verspätimgen nicht selbst zu verantw^orten haben, 
solidem die Giüiide füi' die Verspätimg bei anderen Eisen- 
balmverkehrsiuitemelmien oder beim Betreiber der Infra - 
stiuktiu’ zu suchen sind. Damit übertragen sich die spezi- 
fischen Diskriminienmgspotenziale des Bahnsektors auf 
die Energieversorgiuig. 

170 . Weiterliin kann die Rückspeiseenergie zmnindest 
bis heute nur diucli den Netzbetreiber siimvoll weiter- 
veroendet werden, indem dieser die Rückspeisimg ande- 
ren Balmen imd Nutzem des Balmstromnetzes zur Verfii- 
gimg stellt. Diese Monopolstelhmg bei der Festlegimg 
der Vergütiuig von Rückspeiseenergie ermöglicht ihm 
eine implizite Erhöhimg der Energiepreise, indem die 
Rückspeisevergütung möglicheiweise nicht angemessen 
hoch angesetzt wird, die DB Energie GmbH als Netzbe- 
treiber jedoch efifektiv weniger Süom zur Verfiigimg 
stellen muss. Auch bezüglich dieses Problems bestehen 
keine immittelbaren Parallelen ziu hidustriestromversor- 
gimg. 

171 . Die Monopolkommission schlägt in diesem Zu- 
sanunenhang vor, die Regulienmg des Bahnstiomnetzes 
den Spezifika dieses Sektors anzupassen. Sie empfiehlt 
daher, folgende Maßnalmien umzusetzen: 

- Der Gesetzgeber sollte die Anwendung von Lastprofi- 
len gemäß § 12 StiomNZV’^ füi' Eisenbahnverkehisun- 
temehmen explizit ermöglichen. Standardlastprofile 
werden gemäß § 12 Absatz 1 StromNZV heute nui’ für 
Endkunden mit einem Jahiesverbrauch von bis zu 
100 000 KWh tmd in begründeten Ausnahmefällen 
angewendet. Sie setzen einen Noimverbrauch eines 
Durchschnitts Verbrauchers täghch neu fest, nach de- 
nen die Energiehefenmgen erfolgen müssen. Damit 
entfiillt das Piognoseiisiko einer viertelstimdenge- 
nauen Ausspeisung sowie die entsprechende Abrech- 
nimg der Ausgleichsenergiekosten bei möglichen Ab- 
weichungen. Die Monopolkommission schlägt vor, 
die Vorsclu’ift des § 12 StromNZV rmi eine Vorgabe 
füi’ Eisenbahnverkehrsunteinehmen zu ergänzen, für 


die spezielle Balm-Lastprofile zur Anwendimg kom- 
men. 

- Die Bahn-Lastprofile sind durch den Bahnstromnetz- 
betreiber - also die DB Energie GmbH - für jeden 
Verkehi- nach Fahiplan (§ 9 EIBV) imd für Gelegen- 
heitsverkehie (§ 14 EIBV) zu berechnen. Dazu soll 
vom Netzbetieiber ein typischer, nach Zug- und Stre- 
ckentyp angepasster Verbrauch für den geplanten Zeit- 
raiun der Fahit berechnet werden. Die kumulieiten 
Lastprofile sollen dem typischen Tageslastgang im 
Bahnsüonmetz entsprechen. 

- Das Lastprofil soll zudem nach Zug- und Streckentyp 
differenzieit um eine typische Bremsstionunenge be- 
reinigt werden. Der auf der Falut erzeugte Brems- 
stiom wird somit direkt mit dem Verbrauch veirechnet 
und nicht in die Kalkulation eiubezogen. Die Beilick- 
sichtigmig von Bremsstiom erfolgt nach einer be- 
stimmten Quote, die vom Netzbetreiber festgelegt 
werden muss imd der erw^arteten Veiineidimgsaibeit in 
Kilowattstunden entsprechen soll. Die Biuidesnetz- 
agentiu: sollte die angesetzte Quote regehnäßig prüfen. 
Eine dezidierte Vergütung der Rückemspeisimg nach 
§ 18 StromNEV kami diuch die Beiücksichtigimg im 
Ralimen der Bahn-Lastprofile entfallen. 

- Eisenbalmverkelirsimtemelmien bilanzieren zukünftig 
fiu üiren Verbrauch die Lastprofümenge. Der tatsäch- 
liche Verbrauch wird im Zuge der Mehl- imd Minder- 
mengenabreclmung - wie in § 13 StiouiNZV füi' Stan- 
dardlastprofilkimden in konventionellen Vertefinetzen 
geregelt - regelmäßig abgerechnet. 

- Der Preis für Ausgleichseneigie sollte nach den Vorga- 
ben des § 8 Sü’omNZV synmietrisch festgelegt imd 
von der Bundesnetzagentur geprüft werden. 

- Da üotz der Anwendimg von Standardlastprofilen je- 
der Zug über eine registiierende Leistimgsmessung 
verfügt, durch die sowohl Stromentnahmen als auch 
die Bremsstiomiiickeinspeisung gemessen werden, 
köimte im Falle der speziellen Balm-Lastprofile die 
Mehi-ZMindeimengenabrechnmig in einem kuizfiisti- 
gen kontinuierlichen RliyÜimus duichgefühit werden. 
§ 12 Sti’oniNZV köimte zu diesem Zweck um eine ent- 
sprechende Regehmg fiir Bahn-Lastprofile ergänzt 
werden. Eine Abrechnimg der Mehl- und Mindeimen- 
gen köimte z. B. wöchentlich standardisiert duich den 
Netzbetieiber vorgenommen werden imd auf Basis 
von durchschnittlichen Marktpreisen für Strom erfol- 
gen. 

- Wie von der Monopolkommission bereits in iluem 
letzten Sondergutachten zum Eisenbahnsektor vorge^ 
schlagen, sollte der Zusatz „einschließlich der 
Balmsüomfemleitimgen“ aus der Legaldefinition von 


Alternativ könnte die Anwendung der Bahn-Lastprofile auf Eisen- 
bahnveikehrsuntemehmen bis zu einem bestimmten Jahiesver- 
brauch, Z- B. 100 GWh, begrenzt werden. In diesem FaU smd die 
Auswirkungen auf den Regelenergiebedarf und die sachgerechte 
Umlage der Regelenergiekosten zwischen Lastprofil und RLM-Kun- 
den zu prüfen. 
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EiseiibalminfiastiiLktiu'imtemelimen iii § 2 Absatz 3 
AEG gestrichen weiden3^^ Dadiuch wixd das 
Bahnstionifemleitiuigsnetz eindeutig und vollumßing- 
ücli einer legulatorischen Kontrolle von Zugang luid 
Entgelten dmch das Eneigiewirtschaftsgesetz ausge- 
setzt, was sachlich und systematisch angemessen imd 
insbesondere nach der in Abschnitt 2.13.2 daigestell- 
ten Entscheidung des Bundesgerichtshofs geboten ist. 

1 72, Die vorgeschlagenen Ändeiiuigen der Regulienuig 
des Bahnstiomnetzzugangs tragen dem Umstand Rech- 
nimg, dass es sich hierbei um ein Spamnmgsfeld zw^eier 
reguheiter Sektoren handelt und deshalb die allgemeinen 
Regelungen des jeweils einen Sektors nicht z^^angsläufig 
geeignete Bedmgungen in dem jeweils anderen Sektor 
schaffen. Durch die daigestellte Anpassung der energie- 
rechtlichen Nonnen kömite jedoch ein passendes Level- 
Playing-Eield ftii’ die Akteure im Bahnsektor geschaffen 
werden, sodass insbesondere Marktneulingen keine 
Nachteile entstehen. 

2.2 Zugangsbedingungen für Schieneninfra- 
struktur und Serviceeinrichtungen 

1 73, Eisenbalmveikehi’simtemehmen sind von den Vor- 
leistimgen der Infiastiuktiubeneiber allgemein rmd des 
mit Abstand größten Beüeibers, der Deutschen Bahn AG 
im Besonderen abhängig. Giimdsätzliche Probleme be- 
treffen neben der in Absclmitt 2.1 dargestellten Eestset- 
zimg der Entgelte die Gewälmmg des Zugangs zur’ Eisen- 
balminfiastniktiu. Der vertikal integi’ieite hifi’astiuktur’be- 
treiber hat einen Aineiz, bestehende Spielräume 
zugiuisten einer Steigenmg des über alle Konzemgesell- 
schaften hinweg erzielten Gewiims zu nutzen. Dies kann 
eine Diskriminieinng der Wettbewerber und verfehlte Al- 
lokation von Ressourcen ziu Folge haben. 

174, Die imterschiedhchen Verkelnsleistimgen stellen 
bezüglich des Zugangs ziu Eisenbahninffastniktur ver- 
schiedene Anfordenuigen. So sind beispielsweise für 
Güteiverkelnsimtemelunen die häufig kurzffistige Dis- 
position von Verkehren mid die starke Nutzung von 
verschiedenen Serviceeinrichtimgen charakteristisch, 
wählend für den Schienenpersoneimahverkehi- die zuver- 
lässige Planbarkeit mid Gewährleistimg der Takff^erkehre 
oder der Zugang zu Werkstätten der betriebsnahen In- 
standhaltiuig von gjoßer Bedeutung ist.'^^ Im Schienen- 
personenfemverkehr stellt die Sichenuig marktgerechter 
Trassenkapazitäten eine wesentliche Markteintrittsvo- 
raussetziuig dar.'^^ In allen Fällen ergeben sich füi’ den 
marktmächtigen vertikal integrierten Betreiber der Inffa- 
süuktui’, der gleichzeitig auch auf den nachgelagerten 
Mäikten aktiv ist, Spiehäume, konkmrierende Unterneh- 
men beim Zugang zur Schieneninfi’astiuktui’ rmd den Ser- 
viceeiiuichtiuigen zu diskiiminieien. 

175, Die Betieiber von Infiastiiiktiu' haben gemäß Ei- 
senbahninffastiuktur-Benutzungsverordnung nicht nur 


172 Ygl. MoiMjpolkQiiiiiiission, Sandergötachten 55, a. a. O., Tz. 253. 

173 Ygl. Kapitel 5 bzw. 3. 

Kapitel 4. 


anderen Eisenbahnverkehrsuntemehmen Zugang zu ihrer 
hiffastiuktur zu gewähren, sondern müssen dazu jälirlich 
auch detaiUieite Nutzimgsbedingimgen erlassen, die nicht 
geeignet sein düifen, etwaige mit dem Infrastnikturbetiei- 
ber verbundene Unternehmen zu diskriminieren. Mit der 
Piüfimg der Nutzimgsbedingimgen auf Diskiiminierirngs- 
ffeiheit beschäftigt sich die Brmdesnetzagentur’. Die fol- 
genden Analysen zeigen, dass zahlreiche Diskrirninie- 
nmgsmöglichkeiten bestehen. Zusätzlich zu den 
Möglichkeiten der systematischen Diskriminienmg über 
Zugangsbedingimgen existieren Spiehäume für ehre Viel- 
zahl ehizehier imd systematisch durch die Bimdesnetz- 
agentiu- de facto kaiun erfassbarer Fälle der Diskrimhiie- 
nmg, die sich durch den täghchen Betrieb ergeben, hn 
Rahmen der Regulienmg sind diese Diskr’iminierungs- 
möglichkeiten kaiun einzuschiänken. 

176, Ehre Lösrmg der dargestellten Probleme mit dem 
Ziel, ehien wirksamen imd unverfälschten Wettbewerb zu 
schaffen, ist niu durch eine Tremiung von hifiastrnktiu’- 
imd Transportgesellschaften der Deutschen Bahn AG zu 
erreichen, Darm wliide den hifrastniktunmternelmien das 
materielle Interesse an einer Diskiiminienuig felilen luid 
die Fragen des Infra stmktiu’zugangs wären der Koordina- 
tion dur ch den Markt imterw^orfen. So hätte der imabhän- 
gige Infra stnikturanbieter ein Interesse, solange die Qua- 
lität zu steigern, wie der dadiuch steigende Absatz von 
Infra stiukturleistimgen, imabhängig vom konkieten 
Nachfr ager, die damit verbundenen Kosten kompensiert. 
Solange die eigentumsrechtliche Tremiimg von hifra- 
struktur- und Transpoituntemehmen nicht erfolgt ist, 
müssen die Pflichten dei’ Eisenbalminfr astiiiktiirunterneh- 
men bei der Zugangsgewähiimg reguhert werden. Dazu 
sind exakte Vorgaben zu machen, die Diskiiminienrngs- 
möglichkeiten einschr änken. Die Vorgaben sind nach Be- 
dingiuigen auszurichten, die bei einem imverfalschten 
Angebot bestehen wtirden. 

2.2.1 Probleme der Informationspolitik und 
Koordinierung zwischen Verkehrs- 
unternehmen und Infrastruktur- 
betreibern 

177, Schon seit einigen Jaliren klagen Eisenbahnver- 
kehi’simtemehmen über mangelnde Infoimationspolitik 
luid Koordinieiimg der hifrastniktunmtemelmien der 
Deutschen Bahn AG. Diese Mängel betieffen beispiels- 
weise hifoimationen imd Abstimmimgen zu Baiunaß- 
nalimen, hifoimationen zur fahiplanteclmischen hifra- 
stiuktui’, Kapazitäten von Schienentrassen imd 
Zugbildimgsanlagen sowie den Zugverkehien auf den 
Süecken. 

178, Bis vor Kuizem erliielten die Eisenbahnverkehi’s- 
luitemehmen der Deutschen Balm AG durch Zugang zu 
den Beti’iebszentralen der DB Netz AG häufig schnellere 
luid detailliertere Infoiina fronen über den Zug\^erkehr auf 
den Stiecken als Wettbewerber und hatten dadiuch we- 
senthche Vorteile bezüglich der eigenen Rinkthchkeit 
luid Kosten. Auch koimten die Entscheidimgen der Dis- 
ponenten der DB Netz AG nicht daraufliin verfolgt wer- 
den, ob die Schwesteiimtemehmen beispielsweise beim 
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Abbau von Vei spätiuigeii bevorzugt v^wden. Die Bundes - 
iietzageiitur hat niit Bescheid vom 25. Febmar 2010 die 
DB Netz AG veipflichtet, inteiessieiten Wettbewerbern 
des DB-Konzems Zugang zu den untemehinenseigenen 
Betriebszentralen eiiiziuäumeii und gleichzeitig sämtliche 
hifonuationeii, die Eiseiibalmverkelusrmteinehmen auf- 
gnuid iluer Anwesenheit in den Betriebszentralen erhal- 
ten, auch den externen Eisenbahiiverkehisuntemehmen 
zu übemiittehi. Die DB Netz AG hatte zimächst Wider- 
spmch gegen den Bescheid eingelegt, den Widerspruch 
aber später ziurickgenouunen. Ini Zuge der begonnenen 
Umsetzung des Bescheids vaude LeiDis-NKi^^ bereits 
tun zahh eiche Angaben emeiteit imd noch in diesem Jahr 
sollen alle Eisenbahnverkehrsimternehmen auf dieselben 
hifonnationen zugreifen köimen. Der Piozess ist jedoch 
noch nicht abgesclüossen. Zum jetzigen Zeitpunkt kami 
daher noch keine Aussage darüber getroffen werden, in- 
wieweit die Maßnahmen geeignet sind, den Zug\'erkehr 
transparenter rmd diskrimhiienuigsfreier zu machen. 

1 79 . Wiederholt gab es in der Vergangenheit Beschwer- 
den von Unternelmien über ungenügende und zu kiuzMs- 
tige Informationen zu gra\derenden Baiunaßnahinen, die 
zu unvorhergesehenen Verspätiuigen, hohen Kosten tuid 
Unzufi’iedenheit der Kimden führten. Aus diesem Gnuid 
hat die DB Netz AG bereits 2008 in enger Abstiinmmig 
mit der Bimdesnetzagentur ein neues Regelwerk erarbei- 
tet. Nach diesem Regelwerk , J’aluen luid Bauen“ werden 
Bamnaßnahmen vermehrt im Netzfahrplan berücksichtigt 
tmd Infoimationen zu Baustellen hühzeitiger bekaimt ge- 
geben. Die Bimdesnetzagentur veipfhchtete dazu die DB 
Netz AQ das Regelwerk in ihre Schienermetz-Benut- 
zimgsbedingimgen (SNB) aufzimehinen imd weiter zu 
verbessern. Die DB Netz AG lehnte dies ab imd strengte 
ein Klage verfahren an. Am 19. November 2010 schlossen 
Bimdesnetzagentiu imd DB Netz AG schheßhch vor dem 
Verw^altimgsgericht Köhi einen Prozessvergleich. Da- 
diuch akzeptierte das Unternelmien den Bescheid der Be- 
hörde in nahezu allen wichtigen Punkten, sodass dieser 
bestandskräftig winde. 

180 . Die neu eingefiihrten Baukonidore bedeuten nach 
Auskimft von Marktteilnehmern eine Verbessenmg der 
hifoimation, Abstimmung imd Fahrplanerstelhmg bei 
Baiunaßnalmien. Das neue System eimöghcht eine deut- 
lich bessere Planbarkeit, da die Konidore bereits bei der 
Trassenvergabe eingeplant werden. Dadiuch körmen den 
Eisenbalmverkehrsimtenielmien allerdings Mehrkosten 
entstehen, da die hifrastnikturentgelte der Umfalmmg zu 
entrichten sind imd diese höher sein kömien als die der 
gewünschten, diuch Bamnaßnahmen blockierten Trasse. 
Außerdem whd bemängelt, dass sich die Detailplanimg 
W'eiterhin schwierig gestalte. 

1 81 . Die Regehmgen zur Baumaßnahmenplanung stel- 
len nach Ansicht der Monopolkommission eine deuthche 


LeiDis-NK ist das Netzdi^sitionssystem der DB Netz AG Damit 
wird den EisenbalMiverkehTsimtemehmen das aktuelle Betriebsge- 
schebken in Echtzeit zur Verfugnng gestellt. 

176 Ygl. BNetzA, Mitteilmig vom 23. November 2010, Baustellen auf 
dem Netz der DB AG 


Verbessenmg gegenüber der fiüheren Situation dar, da 
das neue System die Interessen der Eisenbahnverkehisun- 
ternelmien stärker berücksichtigt luid eine höhere Trans- 
parenz imd damit Planiuigs Sicherheit bietet. Durch die 
Offenlegung der Regehmgen kömien Wettbewerber nun 
verfolgen, ob die DB Netz AG die in der Richtlinie , J^ah- 
ren imd Bauen“ festgelegten Regeln anwendet und gege- 
benenfalls Beschwerden an die Bimdesnetzagentur rich- 
ten. Bisher bestehen nach Angaben von Beteihgten 
allerdings noch einige Probleme bei der Umsetzung der 
neuen Regehmgen, sodass es in diesem Zusaiimienhang 
derzeit noch zu relativ vielen Beschwerden durch Wettbe- 
werber der Deutschen Bahn AG kommt. 

1 82 . Auch unabhängig von den neuen Regehmgen erge- 
ben sich Möghchkeiten ziu Diskrhnhiienmg. Ein Indiz 
dafür’ sind die der Bimdesnetzagentiu weiterhin vorgetra- 
genen Beschw^erden. Diese resultieren unter anderem da- 
her, dass die DB Netz AG die Interessen der Zugangsbe- 
rechtigten bei der Planung der Baumaßnahmen mcht 
explizit berücksichtigt, sondern eigenständig entscheidet, 
m welcher Form Bauvorhaben duichgefiihit w^erden 
(z. B. ob ein- oder zw^eigleisig). Dabei berücksichtige der’ 
Schienenwegbetreiber nur Kosten imd Nutzen für die DB 
Netz AG bzw^ den DB-Konzem imd nicht die Folgen, die 
ein bestimmtes Baustellenmanagement für’ die nicht zm 
Deutschen Bahn AG gehörenden Eisenbahnverkehi’sun- 
teinelmien hat. Im ungünstigsten Fall kömiten die den Ei- 
senbahnverkelu’simteiiiehmen zusätzhch entstehenden 
Trassenkosten sogar die Aiueize der DB Netz AG verzer- 
ren. 

1 83. Nach Auffassung der Monopolkommission köimen 
die allgemein bemängelten Koordinierungs- und Informa- 
tionsprobleme sow^ohl diu’ch Ineffizienzen als auch eine 
systematische Diskriminienmg venirsacht w^erden. 

Die DB Netz AG ftihit aufgnmd des derzeitigen Zustands 
der hifiastiuktur ständig eine große Zahl an Baiunaßnah- 
men durch. Im Zuge dessen kaim es zu hieffizienzen bei 
der Zusammenarbeit mit Eisenbahnveikehi simtemehmen 
koiimien.^^^ Der DB-Konzem hat durchaus ein gewisses 
ökonomisches Interesse daran, diese Ineffizienzen zu be- 
heben. Dies ist insbesondere auf den Strecken der Fall, 
wo die Eisenbahiiverkehisuntemehmen in inteimodalem 
Wettbew^erb stehen. 

Die Deutsche Balm AG hat aUerdiiigs auch ein Interesse 
daran, iimerhalb des Konzerns die Kosten der Bauvorha- 
ben zu minimieren. Dies kömite dazu fiihren, dass bei der 
Plammg der Bauvorhaben zimächst die hiteressen der ei- 
genen Verkehisgesellschaffen berücksichtigt w^erden imd 
die der Wettbewerber nachrangig behandelt oder im hite- 
resse der Eisenbahnveikehisimtemehmen der Deutschen 
Bahn AG Wettbewerber sogar aktiv behindert werden. So 
wh’d immer wieder der Verdacht geäußert, dass Langsam- 
fahistellen oder Baustellen gerade auf Wettbewerbei'stre- 
cken enichtet bzw^ zeithch ausgedehnt w^erden imd dass 


Nach Angaben von Marktteilnehmern ist der Infoimationsaiistausch 
insbesondere dann schwierig, wenn zur Kommunikation mit den Ei- 
senbahnverkehrsunteraehmen Kundenbetrener involviert sind und so 
kein direkter Austausch von Ejq)erten der Unternehmen stattfindet. 
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bei baustelleiibedingteii Engpässen Züge des DB -Kon- 
zerns Von ang erhalten. Der Nachweis eines solchen Ver- 
haltens dmch die Bmidesnetzageiitui’ ist dabei kaum mög- 
lich und bisher’ nicht erfolgt. Allerdings ist festzuhalten, 
dass seitens der Eisenbahnverkehrsgesellschaften der 
Deutschen Balm AG der Bundesnetzagentur keine Be- 
schwerden zur Baustellenplanung vorgetiagen winden. 
So wurden auch keine Probleme bei Uinsetzimg des Re- 
gelw^erks „Fahren und Bauen“ bemängelt, obwohl derar- 
tige Hindernisse höchstw^alirschehilich auch gegenüber 
den Eisenbahnverkehisrmteiiiehmen des DB-Konzeins 
entstehen. Daraus köimte gesclüossen werden, dass diese 
Piobleme konzemintein anders behandelt w^erden als zwi- 
schen DB Netz AG luid anderen Eisenbalmverkehi sunter- 
nelimen. 

184. Des Weiteren gibt es Hinw^eise auf Wettbewerbs - 
verzeriimgen hn Hinblick anf das von der DB Netz AG 
für die Baubeüiebsplanrmg eingesetzte Progrannn 
„BBP“, in dem die gesamte Baubeüiebsplanung durchge- 
fühit w^ird, sodass alle Informationen über den Plammgs- 
prozess in Echtzeit zin Verfiigimg stehen. Es besteht der 
Verdacht, dass die Eisenbahnverkehisunteniehmen des 
DB -Konzerns anf dieses Piograinm mid die darin enthal- 
tenen Informationen zugreifen können. Dadurch könnten 
sie den Gang der Entscheidungen luid deren Gnmdlagen 
nachvollziehen mid konkrete Vorschläge unterbreiten. 
Die DB Netz AG bestreitet dieses Zugiiffsrecht. Ver- 
gleichbaie Probleme der Übeipnifbarkeit von EDV-ge- 
stützten Vbrgängen von Eisenbalminfi’asti'uktiu'unterneh- 
nien der Deutschen Bahn AG kömiten auch im Hinblick 
auf die Trassenvergabe oder Trassenbestelhmg bestehen. 
Die Regulienmgsbehörde hat in diesen Fällen praktisch 
keine Möghchkeit nachziipilifen, wer auf w^elche Infor- 
mationen zugieifen kaim. Dies zeigt die Gienzen der Re- 
guheiimg. 

1 85. Zusätzlich zu den dargestellten Pioblemen im ope- 
rativen Betrieb existieren hitransparenzen bei der Ver- 
gabe von Schienentrassen, hifomiationsmängel liinsicht- 
lich der faluplantechnischen Infra süiiktiu- rmd fehlende 
Kapazitätsinfoimationen bei Zugbildimgsanlagen.i^® Ins- 
gesamt zeigt sich, dass es trotz der verbesserten Situation 
in Bezug auf die Baustellenplanung weiterhin Diskiinii- 
nienmgsmögliclikeiten hinsichtlich der Informations- rmd 
KoordinieiirngspolitLk zwischen Eisenbahnverkehisimter- 
nelunen imd frifiastiuktiubetreibeni bestehen. Diese sind 
diu’ch eine Regulienmg praktisch kaum einzuschränken. 

2.2.2 Schiene ntrassenvergabe und -nutzung 

1 86. Der Zugang zu Schieneninfi’astmktui’ stellt ein ele- 
mentares Vbiprodukt der Schienenverkehisleistimgen dar. 
SoW'Olü die \bifiigbarkeit von Trassen als auch ^e Ver- 
gabe der Nutzimgsrechte haben daher w^esenthchen Ein- 
fluss auf die Marktposition bestehender imd die 
Marktchancen neuer Anbieter. 

Der Zugang zu Trassen erfolgt entweder im Rahmen des 
Regelverkelu’s diuch die j ährliche Aimieldung zum Netz- 


17S Vgl. Abschnitt 2.2.2. 1 und Tz. 219 


fahlplan oder im Ralmien des Gelegenheitsverkehrs, bei 
dem kiuzfristig Trassen zm Verfügrmg gestellt werden, 
die nicht bereits durch den Jahres faluplan oder andere 
Gelegenlieitsverkehie vergeben worden sind. Der Netz- 
fahiplan, in den der Regelverkelu eingebunden ist, wird 
von der DB Netz AG erstellt. Der Plan gilt immer ein Jahr 
rmd tritt eiuopaw^eit am zw^eiten Samstag im Dezember in 
Kiaft (Fahiplanwechsel gemäß § 8 Absatz 2 EIBV). Tras- 
senaiuneldrmgen ziun Netzfaluplan müssen derzeit 
spätestens acht Monate vor Fahiplanbegimi von den 
Eisenbahnverkehrsuntenielmien beim Netzbeüeiber ein- 
gereicht w^erden. Die DB Netz AG ist in der Folge aufge- 
fordeit, alle TrassenbesteUimgen im Fahiplan zu koordi- 
nieren. 

hn Falle konkurrierender Amneldimgen muss dei’ hifia- 
stiuktui’betreiber diese hmerhalb eines Konstniktions- 
spiehaums ausgleichen. hn Zuge der Planimg des Jahres- 
fahiplans kommt es zu einer Vielzalil solcher Konflikte, 
hn Regelfall werden diese im Koordiiiienmgsverfahien 
nach § 9 Absatz 3 EIBV einvemehmlich gelöst. Zum 
Netzfaluplan 201 1 lagen der DB Netz AG nach eigenen 
Angaben 55 991 Trassenanmeldiuigen der Zugangsbe- 
rechtigten vor. Imierhalb der Netzfaluplanei'stelliuig hat 
das Unteniehmen 12.500 Tr assenkonflikte im Rahmen 
des Koordinieivuigsverfahiens lösen können. Falls dieses 
Verfahien ergebnislos endet, muss die Trasse gemäß § 9 
Absatz 4 bis 6 EIBV nach fest vorgegebenen Vorrangre- 
gehi vergeben werden. Die Bundesnetzagentur ist nach 
§ 14d Satz 1 Nunmier 1 AEG über alte beabsichtigten 
Trassenablelmimgen zu untenichten, j edoch nicht bereits 
in das Koordinienuigsverfahien einbezogen. Im Hinblick 
auf den Netzfaluplan 2011 WTuden der Bimdesnetzagen- 
tur insgesamt neun beabsichtigte Trassenablelmungen 
dmch die DB Netz AG vorab mitgeteilt, hn Gelegenheits- 
verkehi' gab es im Jahi' 2010 seitens der DB Netz AG eine 
Trassenablehnung. 

Zur langfristigen Absicheiung von Zugangsmöghchkei- 
ten kömien sich Verkehrsmitemehmen auch dmch Rah- 
menverträge gemäß § 14a AEG in Verbindimg mit § 13 
EIBV über fünf Jalue (bei längerfristigen Investitionen 
auch mehr) bestimmte Kapazitäten im Netzfaluplan si- 
chern. Dies soll allerdings nicht zu einer vollständigen 
Kapazitätsresh’iktion und einem Ausschluss der regulären 
Trassenvergabe führen. 


Erste Priorität hat vertakteter oder ins Netz eingebundener Verkehr, 
danach folgen grenzüberschreitende Trassen. An dritter SteUe sind 
Zugtrassen für den Güterverkehr zu berücksichtigen. Kann nach die- 
sen Vorrangknterien keine Entscheidung getroffen werden, bekommt 
nach dem Regelentgeltverfähren nach § 9 Absatz 5 EEBV dirienige 
Ifasse den Vorrang, durch die das höhere Entgelt erzielt werden 
kann. Da sich in den meisten FäUen kleine Unterschiede in den Re- 
gelentgelten ergeben, ist das Höchstpreisverfehren gemäß § 9 Absatz 6 
EIBV, üas sich rni Falle einer Gleichberechtigung der Anmeldungen 
nach dem Regelentgeltverfähren anschheßt, von geringer praktischer 
Bedeutung. 

Im Gelegenheitsverkehr treten Konflikte seltener au^ da Ifassenan- 
meldungen in der zeithchen Reihenfolge des Eingangs bearbeitet 
werden. Ein Konflikt kann daher nur auflreten, wenn zwei Anmel- 
dungen zeitgleich erfolgen. 
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2.2.2.1 Intransparenzen in Trassenbelegungs- 
verfahren 

187. Wettbewerber der Verkehisgesellschaften der 
Deutschen Bahn AG bemängeln, dass die Trassenvergabe 
weiterhin sehr iiiUansparent sei, da die DB Netz AG 
keine exakten Angaben zu bestehenden Trassenbelegiin- 
geii veröffentlicht. Eisenbahnverkehisuntemehmen kön- 
nen daher nicht selbständig ffeie Trassenkapazitäten iden- 
tifizieren und entsprechende Dispositionen veranlassen. 
So sind die Eisenbalmveikelusmitemehmen auf die Zu- 
sammenarbeit mit der Deutschen Bahn AG angewiesen, 
hisbesondere im SchienengüteiTerkehr werden Trans- 
poitleistimgen oft kuizffistig imd zeitlich begrenzt nach- 
gefiagt. Daher nutzen viele Verkehrsimtemehmen Gele- 
genheitsverkelire. Im Rahmen dieser Verkehie sind die 
Eisenbahnverkehrsmiteinelunen von einer kiuzfiistigen 
Abwickhmg der Trassenvergabe diuch die DB Netz AG 
abhängig. 

188. In diesem Zusammenhang wird wiederholt die 
Vennutung geäußert, dass Eisenbahnverkehisuntemeh- 
nien des DB-Konzeins in Bezug auf die Trassenbelegiuig 
deuthche hifoimationsvorteile besitzen. Wie bereits im 
vorherigen Abschnitt zur Baustellenplammg dargelegt, ist 
es nicht möglich nachzuweiseiL dass solche Infomia- 
tionsvorteile tatsächlich bestehen. Die Deutsche Balm 
AG bestreitet das Voiiiegen dieser Art der Diskriminie- 
iimg. 

189. Auch in Bezug auf die Beschaffenheit der Trassen 
sind die Informationen, w^elche die Eisenbahnverkehi'sun- 
temelmien erhalten, niu unzureichend, da § 4 Absatz 2 
EIBV in Verbindimg mit Anlage 2 ledighch Angaben zur 
„Art des Schienenw^egs“ enthalten müssen. Welche kon- 
kreten Angaben zur Streckeriphysik damit erforderlich 
sind, ist imklar. 

190. Marktteilneluner bemängehi außerdem, dass die 
Verharidlimgsposition im Koordiriienmgsveifahren er- 
heblich diuch das detaillierte Fachwissen zu Zuglau^la- 
niuigen der Verhandlungspartner beeinflusst sei. Viele Ei- 
senbalmverkelusimteriiehmen seien nicht in der Lage, auf 
derartiges Wissen zurückzugreiferi luid sähen sich fitih- 
zeitig mit der Aussage konfiontiert, ihr Trassenw^msch 
sei nicht realisierbar. So würden viele Netzzugangskon- 
flikte nicht der Bimdesnetzagentiu- gemeldet, da in sol- 
chen Konflikten sein schnell nachgegeberi werde. Verbes- 
senuigen der Transparenz des Koordhiienuigsverfahrens 
seien daher nötig. 

191 . hu Ergebnis ist davon auszugehen, dass diuch die 
fehlende Transparenz in Bezug auf die Trassenbeschaf- 
fenlieit imd die fieien Kapazitäten signifikante Effizienz- 
steigernngspotenziale bei der Trassenbelegimg nicht 
genutzt werden. Darüber hinaus sieht die Monopolkom- 
mission erhebhches Diskriminierungspotenzial. Daher ist 
eine höhere Transparenz der Trassenbelegimg imbedingt 
erforderhch. Eisenbahnverkehrsuntemehmen mtissen 
sich ein möglichst lunfassendes Bild über die Zugangs - 
möglichkeiten machen imd ffeie Kapazitäten selbststän- 
dig identifizieren können. Aus diesem Grund hat die 
Monopolkommission bereits fiüher empfohlen, Eisen- 


balminfiastriiktm'imtemehmeri zu verpflichten, den Zu- 
gangsberechtigten die Bildfalupläne bzw. Zeit-Wege-Dia- 
grarnrne der Trassenbelegimg in anonymisierter Form 
zugänglich zu machen, sodass ffeie Kapazitäten jederzeit 
identifiziert werden kömien.^®' Dazu sollte der Gesetzge- 
ber den Eiseribahnirifi’astriiktiuimteriiehruen konkrete 
Pflichten zur Transparenz airferlegen. Zusätzhch sollte 
die Bimdesnetzagentui’ stärker in die Überw^achung der 
Trassenvergabeverfahr en eingebunden werden, indem sie 
hifonnationen über hiffastniktur imd Netzbelegung erhält 
imd über Vergabeeritscheidimgen im Koordinierimgsver- 
fahren informiert whd. 

2.2.2.2 Rahmenverträge 

192. Die nachhaltige Verfügbarkeit von Trassenkapazi- 
täten stellt insbesondere im Scliieneripersonenfemverkehr 
eine zentrale Wettbewerbsvoraussetzung dar. Die Abhän- 
gigkeit von der jährlichen Trassenvergabe durch die DB 
Netz AG wird von Investoren als ein wesentliches Ge- 
schäftsrisiko eirigeschätzt. Daher ist die ffülizeitige Si- 
cherstellung marktgerechter Kapazitäten eine eritschei- 
deride Investitiorisvoraussetzimg. Dies karm nur über 
Rahmenverträge erfolgen. 

Rahmenvertr äge regehi prinzipiell nicht die konkrete Zu- 
weisiuig der Trassen in den Jaluen der Lauheit, sondern 
nach § 13 Absatz 1 EIBV lediglich eine Bandbreite, in 
der eine konkrete Ztweisimg im Ralmien der Erstelliuig 
des Netzfahrplans erfolgt. Die Bandbreite muss mindes- 
tens die Konstruktion von drei Zugtrassen erlauben. Ge- 
mäß § 13 Absatz 2 EIBV dürfen dabei höchsten 75 Pro- 
zent der Kapazität einer Trasse in Ralmienverträgen 
gebimden werden, Der Abschluss von Rahmenverlrä- 
geri erfolgt in Perioden mit einer Regellauffeit von fünf 
Jahren. Daher körmeri Rahmenverträge normalerweise 
nm alle fiüif Jahr e geschlossen w^erden. Nach § 13 Absatz 11 
EIBV sind jedoch auch aperiodische Rahmenverträge 
möglich, die im Regelfall ehre Laufzeit bis zum Ende der 
jeweiligen Rahrnenfaluplanperiode haben. 

1 93. Insbesondere im Hinblick auf mögliche Marktein- 
tritte irn Schienenpersonenfernverkelu ist zu beachten, 
dass ein Großteil der zu tätigenden Investitionen spezi- 
fisch ist. Da beispielsw^eise weiterhin kein fimktionieren- 
der Gebrauchtmarkt fth Rohmaterial des Scluenenperso- 
nerifemverkehrs existiert, behält das investierte Kapital 


181 Ygl. Monopolkomnussion, Scmdeigutachten 48, a. a. O. Tz. ISS; 
Sondergutachten 55, a. a. O., Tz. 128 und 147. 

Die Bundesnetzagentur hat m der Veigangenheit in Bezug auf die 
Anwendung dieser Vorschriften einige Verfahren geführt. Sie kam zu 
dem Ergebnis, dass Bandbreiten zu eng bemessen wurden, sodass 
weniger als drei TYnssen konstniieibar waren. Auch kam es zu massi- 
ven Überschreitungen der Belegungsgrenze von 75 Prozent der Ka- 
pazität, was rni Wesenthchen dadurch begründet ist, dass kem ver- 
lässliches Berechnungsverfahren zur Auslastung der Kapazität durch 
Rahmenverträge existiert. 

In der Vergangenheit war der Abschluss aperiodischer Rahmenver- 
träge nur innerhalb bestimmter Fristen möghch. Die Bundesnetz- 
agentur veipfhchtete dagegen die DB Netz AQ aperiodische Rah- 
menvertragsanträge jederzeit anzunehmen; vgl. BNetzA, Bescheid 
vom 29. April 2010, 10.030-F- 10^01. Mittlerweile ist dieser Be- 
scheid bestandskräftig. 
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um iin avisierten GeschäftsinodeLl seinen Wert. Iiii Falle 
eines vorzeitigen Marktaustiitts muss daher ein eihebli- 
chei Teil des eingesetzten Kapitals abgeschiieben wer- 
den. Dies trägt zu den bestehenden sehr großen Risiken 
des Markteintiitts in den Scliienenpersonenfemverkehr 
bei. Aufgiiind dessen ist Sicherheit in Bezug auf die 
Möglichkeit, das Geschäftsinodell langfiistig durch Zu- 
gang zum Vorleistimgsmaikt aufrechterhalten zu köimen, 
unabdingbar. 

194 . Bereits in ilneni letzten Sondergutachten zuin Ei- 
senbabiunarkt hat die Monopolkoinniission bemängelt, 
dass die bestehenden Rabmenveitiagsregehmgen die Pla- 
nimgssicherheit bezüglich der Trassenveigabe kaum er- 
höhen.'®^ Insbesondere scliränkt die fehlende zeitliche 
Flexibilität beim Abschluss der Veitiäge den Nutzen des 
histnunents ein. Eine wesentliche Investition für den Ein- 
tiitt hl den Verkelirsmarkt ist die m rollendes Material. 
Um Investitionen in RoUmaterial zu ermöglichen, müssen 
Rabmenveiti’äge so fiübzeitig abgeschlossen werden kön- 
nen, dass bis zur Auftialune des Betiiebs die Beschaffimg 
imd Zulassmig der Faluzeuge erfolgen kaim. Auch bhiden 
Investoren mid Banken ilue Finanzienmgsbereitschaft oft 
an das Vbrliegen von Rahmenvertiügen, sodass diese zum 
Finanzieiimgszeitpiuikt vorliegen müssen. § 13 Absatz 7 
EIBV enthält derzeit jedoch lediglich die Fordeiimg, 
, 4 :echtzeitig“ einen Zeitraum festzulegen, hi welchem An- 
träge auf Abgabe eines Angebots zmn Abschluss eines 
Rahmenvertrags gestellt w^erden kömien. Der von der DB 
Netz AG derzeit festgelegte Vorlauf beträgt jedoch weni- 
ger als ein Dr’emerteljahi'.i®^ 

1 95 . Die bestehenden Regehmgen der DB Netz AG er- 
lauben nicht, dass periodische Rahinenveiti agsanmeldun- 
geii bei Nichtabschluss eines vorrangigen Rahmenver- 
tiags nacbiticken. Das bedeutet, dass, wenn ein 
angemeldeter (imd durch die Bundesnetzagentur im Rah- 
men des Vorabprüfungsverfeluens nach § 14e AEG nicht 
beanstandeter) Rahmenveitiag durch den Anmelder mit 
der DB Netz AG nicht geschlossen wird, dessen Trassen- 
kapazität nicht mein hu Veigabeverfahren für periodische 
Rahmenveiti’äge ziu Verfügung steht. Nicht genutzte 
Trassenkapazitäten kömien daher nur noch durch aperio- 
dische Ralmienverträge vergeben werden. Dieses Vorge- 
hen war für die geplanten Markteintritte im Schienenper- 
sonenfeinverkehi’ von entscheidender Bedeutungi®^ imd 
hat den Marktehitritt einer Gesellschaft imi ein Jahr ver- 
zögert. Ehie solche Verzögerung ist mit erheblichen Kos- 
ten für’ den potenziellen Marktneuling verbiuiden imd 
kaim hl vielen Fällen dazu führen, dass die Fhianzienmg 
des Marktehitritts nicht länger realisierbar ist. Das Fehlen 
emes Nacluück\"erfalu’ens stellt daher ehie Marktehitritts - 
beschränkiuig dar, die von etablierten Unteinelimen auch 
strategisch genutzt w^erden körmte. 


184 Vgl. Momjpolkaimmssion, Sondergütachten 55, a. a. O., T^. rZö fiF. 

185 Vgl. dB Netz AC^ Fristen für den Abschluss imd die Ändenmg von 
Rahmenverträgen mit Wirkung ab dem Netzfabrplan 2012, http:// 

fahrweg.dbnetze.com/site/ dbnet^zubehoer assets/ de/anhaenge/ 

nutzungsbedingungen/rahmenvertrag/fiisten_rahmenvertr_C3_ 
A4ge_snb_20 1 1 pdf 

18* Vgl. Kapitel 4. 


196 . Ralimeiiveiträge verfügen rechtlich über ehie 
schwache Whkmig hii Trassenvergabeverfahren. Nach 
§ 13 Absatz 1 Satz 5 EIBV verdrängt ehi Rahmenverti ag 
lediglich das Höchstpreis verfahren.'®^ Nach Informatio- 
nen durch Marktteihielmier W'erden hi der Praxis Rah- 
menverträge derzeit im Regelfall im Koordinieiimgsver- 
fahieii bedient. Demioch ist der rechthche Status bei der 
Trassenveigabe ungeklärt. Somit besteht die Möglichkeit, 
dass die DB Netz AG die Trassenvergabepraxis im Hhi- 
blick auf Rahmenveiträge ändert. Um dem vorzubeugen 
imd so Sicherheit zu schaffen, dass Rahmenveitiäge lang- 
fristig Kapazitäten gewäluieisten, ist ehie gesetzhche 
Klarstelhmg erforderlich. 

197 . Im Ergebnis hält die Monopolkommission die be- 
stehenden Regelungen weiterhin nicht für ausreichend, 
tun hisbesondere hn Scliienenpersonenfemverkehr Wett- 
bew^erb zu begünstigen. Daher ist ehie gesetzhche Initia- 
tive nötig. 

Allerdhigs hat die Monopolkommission bereits in iluem 
letzten Sondergutachten die Problematik ehier ehifachen 
Stärkung von Rahmenverträgen dargestellt. So kömite 
diese den Trassenvergabeprozess verkomplizieren imd 
außerdem dem Marktführer die Möglichkeit geben, aus 
strategischen Gründen Trassen langfiistig zu belegen, um 
dadiuch Marktehitiitte zu veihindem. Um allem ehie 
zweckgerichtete Nutzmig der Ralmienverti’äge zu erlau- 
ben, muss aus diesen ein verstärkter Anspmch mit einer 
Begienzmig der gmndsätzlichen Vergabe ehiheigehen. So 
sollten niu Aufgabenftäger'®® imd Eisenbahnverkehisun- 
teinelmien Ralmienverträge abschließen können, die da- 
mit nachweishch speziftsche Investitionen absichem 
möchten. Der Regulienuigsbehörde sollte die Piüfimg 
imd Genehmigiuig obhegen. Durch eine derart gestal- 
tete Pflicht zur Genehmigung aller Rahmenverträge in 
Verbindimg mit dem Nachweis, dass ehr Großteil der zu 
tätigenden Investitionen irreversibel ist, hätten bereits im 
Markt etablierte Eisenbahnverkehisuriteniehmeri w^eni- 
ger Möglichkeiten, Ralimenveitiäge abzuscliließen, da 
deren Investitionen hi vielen Fällen nicht streckenspezi- 
fisch sind. Die Monopolkommission ist daher w^eiterlihi 
der Auffassung, dass eine solche Regehmg geeignet ist, 
Marktehitrittsbarrieren zu senken. 

Wesenthche negative Auswmkungen auf den praktischen 
Nutzen der Ralmienverträge gehen derzeit hisbesondere 
vom fehlenden zeitlichen Vorlauf aus. Den Eisenbahnver- 
kehi’simteinehmen sollte daher die Möglichkeit gegeben 
werden, ausreichend frülizeitig Ralmienverträge abschlie- 


187 Eine entsprechende Formulierung findet sicli audi in den Scliienen- 
netz-Benutzungsbedingung^ 2011; vgl. DB Netz AC^ Schienennetz- 
Benutzungsbedmgungen der DB Netz AG (SNB 2011), gültig at> 
13. April 2010, S. 44. 

188 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 55, a.a.O, Tz. 129. 

18^^ Obwohl Verkehre des Schienei^ersonennahverkehrs am ehesten 
langfristig geplant werden können und Aufgabenträger vom Gesetz- 
geber durch die fehlende Genehmigungspflicht nach § 14a Absatz 2 
Satz 3 AEG bevorzugt werden, sind Rahmenverträge für Aufgaben- 
träger nur bedingt von Nutzen, da die mtegralen Täktfahipläne nicht 
abgesichert werden können. 

Dieses V>rgehen ist vergleichbar mit dem der derzeitigen Verfehren 
bezüghch lang laufender Rahmenverträge nach § 14a Absatz 2 AEG 
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ßeii zu können, uni die Finanzieinngsschwierigkeiten zu 
veningem. Dazu muss die bestehende luibestiininte Foi- 
deinng des § 13 Absatz 7 EIBV durch die konkiete Foi- 
deinng eines Vorlaufs von mindestens zwqi Jahren ersetzt 
werden. 

Auch sieht die Monopolkommission keine ausreichende 
Begilindung daftii-, dass Rahmenveitiäge über die volle 
Laufzeit niu alle fünf Jahie geschlossen weiden köimen 
imd kehl Nachrück\^erfahreii existiert. Um Marktein- 
tiitte und andere Wettbewerbseffekte jederzeit zu eimög- 
licheii, sollte der Abschluss über die volle Laufzeit luiab- 
häiigig von fixen Rahmenfahrplanperioden möglich sem. 
Zusätzlich sollten die Stoniienmgsentgelte der Regulie- 
nmg imterliegen. Dabei ist darauf zu achten, dass sUategi- 
sche Abschlüsse von Rahmenveiliägen vermieden wer- 
den. Außerdem ist die Monopolkominission der 
Aiiffassmig, dass eme gesetzliche Regehmg erforderlich 
ist, welche die Beüeiber von Sclüenenwegen verpflichtet, 
em Nachiück\^eifahi’en für’ Rahinenveiträge anzuwenden. 

Die bereits hn vorigen Abschiütt geforderte allgememe 
Bereitstellung von hifonnationen bezüglich der Auslas- 
timg der Schienenwege sollte im Hinblick auf Rahinen- 
veiträge auch (anonyinisieite) Details dieser Verträge wie 
die vereinbarten Bandbreiten imd deren zeitliche Lagen 
sowie die Laufzeit enthalten. 

2.2.2.3 Errichtung grenzüberschreitender 
Güterverkehrskorridore 

198. Die Europäische Kommission hat 2008 die Ein- 
richtiuig grenzüberschieitender Korridore vorgeschlagen, 
auf denen dei’ Schienengüter\'erkehi' besonders gefördert 
werden sollte. Mittlemeile vuirde die Verordnung diuch 
den Rat und das Eiuopäische Parlament verabschiedet. 
Auf den betroffenen Koiiidoren müssen die Mitgliedstaa- 
ten verstärkt Zusammenarbeiten und eine einzige Anlauf- 
stelle füi- Antragsteller von Schienenkapazitäten ehuich- 
teri. Außerdem enthält die Verordnung Maßnahmen zum 
Ausbau imd zur Modeinisieiimg der hifrastniktur. Da- 
diuch soll der Schienengüter\^erkelu wettbewerbsfiilüger 
rmd attraktiver werden. Die ersten Koriidore müssen zum 
Fahrplanweclisel im Dezember 2013 eingerichtet werden. 

199. Eine Relativierimg der bisher zimieist geltenden 
Piioritäten für Personenverkelu erscheint angesichts der 
steigenden Bedeutimg des Güteiverkehrs prinzipiell an- 
geinessen. Diuch die Eimichtung einer einzelnen Aiüauf- 
stelle wüd eine grenzübersclueitende Netzkoordinienmg 
institutionalisiert. Dadiuch verlieren die hifi’astmkturbe- 
treiber Einfluss auf die beüoffenen Netzabschiütte. Die- 
ser Wechsel von dem bisher bestehenden Marktprinzip 
bei der Trasserivergabe zu einem durch Verordniuigsvor- 
gaben deteimiiüerten Modell der sog. „Systemtrassen“ ist 
aus marktwiitschaffhcher Sicht durchaus problema- 


Derzeit können kerne Rahmenverträge mit zeitversetzter Betnebsauf- 
nahm e abgeschlossen werden. Eine abschließende genchthche Klä- 
nmg steht noch aus. 

Verordnung (EU) Nr. 913/2010 des Europäischen Parlaments imd des 
Rates vom 22. September 2010 zur Schaffung emes europäischen 
Schienermetzes für einen wettbewerbsfähigen Güterverkehr, ABI. 
EU Nr. L 276 vom 20. Oktober 2010, S. 22. 


tisch. praktische Ausgestaltimg imd Handhabimg 

der neuen Regehmg wild in Zukimft zeigen, ob dieses hi- 
stiimient tatsächhch geeignet ist, den Schienengüteiver- 
kelu zu stärken, olme andere Verkehrsleistimgen zu be- 
nachteiligen. Eine Schwierigkeit der Gewälmmg von 
mein Kapazitäten flu den Schienengüter\'erkehi' wird 
W‘ ahischeinlich darin liegen, lücht in das System des ver- 
takteteii Schienenpersonenverkehis einzugieifen. An- 
sonsten köimte dessen Attraktivität leiden. Auch ist bis- 
her nicht abzusehen, inwiew^eit druch die Verordnung der 
Ausbau von hifrastniktur beeinflusst werden w^ird. Zu be- 
giüßen ist die Vorgabe, dass die Infiastniktuibetreiber zu- 
künftig zwmigend eine ausreichende Kapazität für den 
Gelegenheitsverkehr Vorhalten müssen. Für viele Güter- 
verkehisuntemehmen ist die Möghchkeit ziu Nutzung 
von Kapazitäten im Gelegenheitsverkehr aufgnmd der 
kurzen Laufeeiten von Traiispoitaufhägen selu wichtig. 

2.2.2.4 Schienennetz-Benutzungsbedingungen 

200. Die Schieneimetz-Benutzungsbedingrmgen stellen 
einen wichtigen Beiüag ziu Schaffung rmd Skherstellimg 
diskiimiiüeiimgsfreier Wettbew^eibsbedingrmgen dar. Die 
Schieneimetz-Benutzimgsbedingrmgen erhalten gemäß 
§ 4 in Verbiiidimg mit Anhang 2 EIBV die ffü das Stre- 
ckeimetz des jew^eihgeii Betieibei s geltenden Zugangs - 
rmd Nutzungsbedingungen. Dadiuch erhalten Zugangsbe- 
rechtigte flu die Erbringiuig von Veikehi sleistimgen auf 
den Schienenw^egen notw^endige Informationen. 

201 . Die DB Netz AG hat vor einiger Zeit das betrieb- 
lich-teclmische Regelw^erk aus den Schieneimetz-Benut- 
zimgsbedingimgen herausgeiiommen. Das beüieblich- 
technische Regelwerk beinlialtet verbiiidhch geltende Be- 
stimmrmgeii flu die Nutziuig der Eisenbahninfrastniktiu 
der DB Netz AG Diuch die Herausnahme des Regel- 
werks aus den Schieiiennetz-Beiiutzimgsbediiigimgen ist 
dieses nicht länger Giimdlage von Veiüngeii. Äiideirm- 
geii des Regelw^eiks kömien daher mit erheblichen Kosten 
flü Eisenbahnveikehisuntemehmen verbunden sein. Die 
DB Netz AG führt an, dass die Herausnahme nötig sei, 
imi Ändenmgeii der betiieblich-techiüschen Regelw^eike 
bedarfsgerecht und marktkonfoim voniehmen zu köimeii. 
Dementsprechend sollen die betiieblich-teclmischen Re- 
gelw^eike zukünftig bei Bedarf halbjährlich zu den Fahr- 
plaiiwechsehi im Jmü sowie im Dezember aktuahsiert 
werden. Die Brmdesiietzagentiu leitete daranfliin ein Vor- 
abpiithuigsverfahien gemäß § 14e Absatz 1 Nummer 4 
AEG ein und widersprach der Herausnahme. Gegen die- 
sen Bescheid erhob die DB Netz AG Widerspmch rmd 
beantragte vorläufigen Rechtsschutz. Das iiordihein- 
westfölische Obeiverwaltuiigsgeiicht ordnete mit Be- 
schluss vom März 20 lO'^^ die aufschiebende Whkimg 
des Widerspnichs an. hn Hauptsacheverfaluen ist eine 


Dabei ist zu berücksichtige dass die Europäische Kommission mit 
dem staik kritisierten Vorschlag, dem Güterverkehr absoluten Vbr- 
rang einzuräumen, gescheitert ist. Zur Kntik an der Verordnung bzw. 
des zugrunde hegenden V>rschlags der Europäischen K ommis sion 
vgl. bei^elsweise CEP, Güterverkehrskomdore, 23. Februar 2009, 
bzw. CEP, Güterverkehrskorridore, Position des Europäischen Parla- 
ments zur EU- Verordnung, 2010. 

OVG NRW, Beschluss vom 2. Marz 2010, 13 B 10/10. 
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Klage beim ^'emaltungsgeiicht Köln rechtshängig. Die 
Monopolkominission begiiißt das Vorgehen der Bundes - 
netzagentiir, da die Bestimmungen des betrieblich-teclini- 
schen Regelwerks für die Bestelhmg luid Planung ihrer 
Verkelne duich die Eisenbalmverkelnsrmtemehinen we- 
sentlich sind. Die Schienennetz-Bemitzungsbedingungen 
sollen auch dazu dienen, den Zugangsbeiechtigten eine 
verlässhche Gnmdlage für’ die Planiuig der Veikehie zu 
bieten. Dazu müssen die Kosten, die den Zngangsbeiech- 
tigrmgen füi’ den Netzzugang entstehen, absehbar’ sein. 
Sollte diese Anffassung sich nach Meinung der Gerichte 
nicht liinreichend ans den bestehenden Nonnen ergeben, 
ist der Gesetzgeber aufgefordert, die Bestimmungen des 
betiiebhch-technischen Regelwerks als zw^ingenden Be- 
standteil der Scliieneimetz-Benutzimgsbedingrmgen in 
Anlage 2 EIBV anfemelimen. 

202. Durch ein Urteil des nordrhein-westfälischen 
ObeiTerwaltimgsgerichts vom Juni 20 lO'^^ T^ruiden die 
Möglichkeiten der Reguheinng durch die Bimdesnetz- 
agentiu- im Znsaimnenliang mit der Ex-ante-Priifiing von 
Schieneimetz-Benutzungsbedingimgen erhebhch einge- 
schiänkt. Gegen das Urteil müde Revision eingelegt. 

Die Anffassiuig des Gerichts kami so interpretiert wer- 
den, dass im Ralmien der Ex-ante-Pi1ifimg gemäß § 14e 
AEG mir solche Klans ehi beanstandet werden können, in 
welchen eine erfolgte oder sich abzeiclmende Diskiimi- 
nienmg belegt werden kami. Da die Ex-ante-Pitrfiuig cha- 
rakteristischeiweise erfolgt, bevor die Schienemietz- 
Benutzimgsbedingimgen angewendet werden, ist der 
Nachweis einer’ bereits erfolgten Diskiiminienuig nicht 
möglich. Auch der Nachweis einer sich durch die Schie- 
neimetz-Benutzungsbedingungen konkr et abzeichnenden 
Diskriminienmg ist durch die Reguliei’imgsbehörde ex 
ante mir schwer zu erbringen. Im Ergebnis werden die 
Möglichkeiten zui' Ex-ante-Piüfiing deutlich einge- 
schiänkt. Auch in Bezug auf den Pflichtinlialt der Schie- 
neimetz-Benutzungsbedingungen setzt das Obeivervt^al- 
timgsgericht sehr- enge Grenzen. Der zuständige Senat ist 
der Ansicht, dass lediglich Regeln, die den eigenthchen 
Zugang betreffen, nicht jedoch Regehi in Bezug auf die 
Benutzimg m Form der Diuchfiilmmg der Verkehre, Be- 
standteil der Schienemietz-Benutzungsbedingungen sein 
müssten. Letztere müssten somit nicht vorab bekaimt ge- 
macht werden und imterlägen auch nicht der Ex-ante-Re- 
guheiimg. Diese hiterpretation ist iusofeni problematisch, 
da ohne die Bekamitgabe dieser Bedingrmgen die Plan- 
barkeit (in Bezug auf die Voraus setzimgen und den Auf- 
wand der Dmchfiilu’img) imd Verlässhchkeit dieser Pla- 
nimgsbasis der beabsichtigten Verkehre eingeschränkt 
wh’d imd Diskriminiei’ungsmöglichkeiten ausgedelmt 
werden. Des Weiteren kami die Darlegrmg des zuständi- 
gen Senats so ausgelegt werden, dass nui’ solche Klauseln 
hl den Schienemietz-Benutzimgsbedingimgen zu untersa- 
gen seien, deren luiklare Formuhenmg dazu Bilirt, dass 
die Eisenbahnverkehrsunteniehrnen Abstand vom Zu- 
gang nehmen. Da es auch hier kaiun beweisbar ist, dass 
Eisenbahnverkehrsmiteinelmien aufgnmd der Foimulie- 
rimgen der Scliienermetz-Benutzungsbedhigungen auf 
den Zugang verzichten, whd die Ex-ante-Reguhenuig in 


195 OVGNRW, Urteü vom 17. Jum 2010, 13 A 2557/09. 


den Möghchkeiten des Schutzes der Eisenbalinverkehrs- 
mitemelmien stark emgeschränkt. Außerdem hegt nicht 
erst darm ein massives Wettbewerbshhideriiis vor, werm 
Eisenbahnverkehrsgesellschaften auf die Nutzung der hi- 
fiastiuktui’ verzichten. Aufgnmd des vorhegenden iiatür- 
lichen Monopols besteht die ehizige Ausweiclimöglich- 
keit der Unteinelunen hn EinsteUen des beüeffenden 
eigenen Angebots. Daher werden Unternehmen m vielen 
Fähen auch für sie deutlich nachteihge Nutzimgsbedm- 
gungen akzeptieren. Auch die Interpretation des Oberver- 
waltimgsgerichts, dass die Regulienmgsbefiignisse der 
Bimdesnetzagentm kerne zivilrechtliche Kontrohe von ei- 
senbahnrechthchen Zugangs- und EntgeltfLagen ermög- 
lichten, restrhigiert die Regulienmgsmöglichkeiten. 

Sollte die Revision gegen das Urteü des Oberven;val- 
timgsgeffchts keinen Erfolg haben, köimte durch diese 
Rechtsprechimg die Piüfimgskompetenz der Biuidesnetz- 
agentm m erheblichem Maße eingeschränkt werden. Ab- 
hängig auch von der Begitindung der letztinstanzhchen 
Entscheidimg ist eine gesetzgeberische Maßnalime zur 
Stärkung der Piüfiingskompetenz der Regulienmgsbe- 
hörde zu eiwägen. Wichtig ist, dass zugangsrelevante Re- 
gehmgen mit Diskiiminienuigspotenzial den Veröffenth- 
chungs- luid behördlichen Piüfiingsvorgaben unterliegen. 

2.2.2.5 Das Anreizsystem zur Verhinderung von 
Störungen der DB Netz AG 

203. Gemäß § 21 Absatz 1 Satz 1 EIBV haben Beüeiber 
der Schienenwege Entgelte fiii’ die Pflichtleistungen so zu 
gestalten, dass sie durch leistimgsabhängige Bestandteüe 
den Eisenbahnverkehi’simtemelmien und den Beüeibem 
der Schienenwege Ameize zur Verringening von Störun- 
gen imd zm Erhöhmig der Leistimgsfaliigkeit des Schie- 
neimetzes bieten. Dementsprechend hat die DB Netz AG 
2006 das „Anreizsystem zui’ Veningeimig von Störun- 
gen“ eingeführt. Als „leistimgsabhängige Komponente“ 
ist das Am'eizsystem Bestandteil des Trassenpreissystems 
der DB Netz AG. Das System soll durch Süaffahlimgen 
verhindein, dass Baustellen nicht in Minimalzeit abgewi- 
ckelt werden oder das Verhalten einzelner Eisenbahnver- 
kelu’simteinelimen den Verkehr auf der Stiecke aufliält. 

204. Das System sorgt seit der Einfühlung füi’ Diskus- 
sionen mid befmdet sich im Wandel. Die Bimdesnetz- 
agentui- hat sich ebenso wie Gerichte - teilweise aufgnmd 
von Aktivitäten der Bundesnetzagentiu-, teüweise auf Ini- 
tiative von Marktteihielmiem - mit dem Thema be- 
fasst. Auch die Wiiksamkeit des aktuellen, überarbeite- 
ten, 2009 eingefiihiten Anieizsystems whd von 
Marktteünehmein hifrage gestellt. Dieses System unter- 
scheidet sich gegenüber dem filiheren System darin, dass 


Gegen das ursprünglich eingefiihrte Anreizsystem hatte ein Eisen- 
bahnvericehrsverband für Güterverkehrsuoteniehnien geklagt, der ei- 
ne unangemessene Benachteiligung der Güterverkehrsuntemehmen 
sah. Nach einer Entscheidung des Landgerichts Frankfurt am Main 
vom 16. November 2007, 2-2 O 251/07, wurde das System durch die 
DB Netz AG ausgesetzt (obwohl die DB Netz AG mit der Berufung 
gegen das Urteil Erfolg hatte), was wiederum zu einem rechtwidri- 
gen Zustand führte, da die DB Netz AG die eigenen Nutzungsbedm- 
gungen nicht mehr anwendete. Nach einem diesen Umstand betref- 
fenden Bescheid der Bundesnetzagentur wurde zum 13. Dezember 
2009 ein überarbeitetes System eingeführt. 
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nicht mehl' aUe, sondern nin eine von Eisenbalmverkehrs- 
imtemelmien getroffene Auswahl von Zügen ameizrele- 
vant ist. Füt diese sind Rinkthclikeitsziele definiert, die 
sich nach ^'erkelusart unterscheiden. Aufhetende Verspä- 
timgen werden der DB Netz AG oder dem Eisenbalm- 
verkehi'suntemehmen angereclmet. Darauf aufbauend 
werden zu zahlende Anieizentgelte bestimmt. Je abrech- 
nimgsrelevanter Verspätimgsminute betiägt das Anrei- 
zentgelt deizeit 0,10 Emo, wobei der Betrag, der im Netz 
insgesamt pro Jahr anfällt, auf 1 Mio. Emo begrenzt ist. 

205. Von dem bestehenden Anreizsystem sind daim Ai- 
reize zm Verringenuig von Stönmgen tmd zm Erhöhtmg 
der Leistimgsfaliigkeit zu eiw^aiten, weim die zu zahlen- 
den Vertiagsstrafen höher hegen als der AufA^and, der zur 
Venneidung eines aiueizrelevanten Ereignisses notw^en- 
dig ist. hl Bezug auf die mögliche Wiikimg des Systems 
erscheint eine Kappmigsgienze bei 1 Mio. Emo im Ver- 
hältnis zu jähihchen Entgelteimiahmen der DB Netz AG 
von etw^a 4 Mrd. Euro relativ gering, was Zweifel an der 
Wii'ksamkeit des Systems erzeugt. Kritisieit wild außer- 
dem, dass eine Vielzahl miterschiedlicher Verspätimgsm- 
sachen m die Beweitmig einfließt, sodass keine klare Ai- 
reizwürkung erzielt werden köime.^®^ Beispielsweise wird 
die Verspätmigsursache Zugfolge, die auf eine Überlas- 
timg des Schienennetzes liindeutet, überhaupt nicht be- 
nicksichtigt. So können wichtige Stönmgsmsachen nur 
sein’ schwer gezielt bekämpft werden. Wettbew^erber se- 
hen daher am bestehenden Aireizsystem weiterhin gro- 
ßen Verbessenuigsbedaif. 

206. Ein wirksames Anreizsystem muss sich an den be- 
tiieblich relevanten Abläufen mid Ausstattmigsmerkma- 
len der hifiastnikto orientieren. Daher muss bei der Ge- 
staltimg eines solchen Systems analysiert w^erden, w^elche 
Stönmgen besonders betriebsrelevant sind, imd w^elche 
Stönmgsm’sachen durch w^elche Maßnahmen gezielt re- 
duziert w^erden sollen. Alerdings haben jüngere Gerichts- 
entscheidungen die Pi'üfimgskompetenz der Bimdesnetz- 
agentm fiu' hihalte von Aueizsystemen reduziert. Auch 
gingen aus den bisherigen Gerichtsentscheidrmgen eher 
geringe Anfordeiungen an ein Aueizsystem her\'Or. Da- 
her begiüßt die Monopolkoimnission die im Entwwf ziu 
Neufassimg des ersten Eisenbalmpakets vorgesehenen 
rmifangieichen imd detailherten Verspätimgskategorien 
mid Gnmdsätze für leistungsabhängige ^tgelte (Alikel 35 
hl Verbindmig mit Aihang YUl Nr. 4 KOM(2010) 475). 
Der deutsche Gesetzgeber sollte entsprechende Vorgaben 
hl das nationale Recht übernehmen. 

Des Weiteren bietet das bestehende Ameizsystem Mög- 
lichkeiten zm Diskiimhiienmg. So ist die Beehiü’ächti- 
gmig des Wettbewerbs in den Verkehismärkten durch das 
System möglich, da füi' verscliiedene Verkelire {auch 
hmerhalb ehier Verkelirsleistung) Pünktlichkeit eme mi- 
terschiedlich wichtige Rolle spielt. Dies soll dadmch ehi- 


Die DB Netz AG stellt in ihren Schienennetz-Benutzungsbedingun- 
g^ außerdem eine Verknüpfung des Anreizsystems zur Verringerung 
von Störungßn mit dem Minderungsverfahren der Entgelte her, ob- 
wohl deren Zielsetzungen unterschiedhch smd. Die Minderung steUt 
ledighch einen Ausgleich für nicht erbrachte Leistung dar. Ungeklärt 
ist aUerdings die Frage, ob und inwieweit das Anreizsystem hmter 
die Minderung zurücktreten sollte, um eine doppelte Sanktionierung 
zu vermeiden. 


geschränkt weiden, dass die Eisenbahiiverkehismitemeh- 
meu hii aktuellen System Züge auswählen, auf welche 
das System angew^endet wmd. Daiüber hhiaiis wmd von 
Wettbew^eibem bemängelt, dass die Kategoiisiemng der 
Veispätimgsursache mid die Zuw^eismig der Schuld an 
eine Partei dmch den Ealudienstleiter der DB Netz AG 
erfolgt. Daher wird befüichtet, dass die Veraiitwurtimg 
füi' Verspätimgeii konzemeigeiien imd aiideren Eisen- 
bahnverkehrsmiteinehmeii migleiclmiäßig zugewiesen 
werden köimte, obw^ohl dies bisher weder durch Gerichte 
noch die Bmidesnetzageiitur beanstandet worden ist. Da- 
bei ist zu benicksichtigeii, dass der Nachweis ehier syste- 
matischen Ungleichbehandlmig kaum möglich mid der ei- 
ner Ungleichbehaiidlmig hi EmzelfaUeii im Verhältnis 
zmn dadmch entstandenen Schaden sehi' aufwendig ist. 

207. Gemäß § 24 Absatz 1 EIBV müssen auch Betrei- 
ber von Ser\iceehirichtmigen ein Aueizsystem, das zu 
ehier Venhigeiung von Stöimigen mid zm Eihöhmig der 
Leistmigsfähigkeit der betriebenen Ehmchtung beitiägt, 
implementieren, hisbesondere an Peisonenbahiihöfen 
kaiui ehi häufiges Auftreten bestimmter Stönmgen wie 
Schneeglätte, mangelhafte Bausubstanz oder unzmei- 
chende Falugasthifoiination zu einer Verringenmg der 
Leistungsfähigkeit der Eimichtmigen fühlen. Davon sind, 
wie im Bereich der Schienenwege, letztlich die Eisen- 
balmverkehrsmitemelmien und die Wettbew^erbsfahigkeit 
des Verkehrsträgers Schiene betioffen. Das von der giöß- 
ten deutschen BahnhofsbeUeiberin, der DB Station & 
Seivice AG, etablierte Ameizsystem erscheint aufgnmd 
mizmeichender Stönmgsausw^alil mid mehrerer, eine Zah- 
hmgspflicht der Bahnhofsbefteiberin ausschheßender 
Klausehl praktisch whkmigslos. So betragen die wegen 
Stönmgen gewählten Entgeltnachlässe an alle Eisenbahn- 
verkehi'suntemehmen hi Deutschland regelmäßig ledig- 
lich nmd 1 Prozent der von der DB Station & Service AG 
pro Jahi' erzielten Umsatzerlöse. Und auf einzelne Eisen- 
balmverkehrsmitemelmien entfallt ein jäluhcher Entgelt- 
nachlass im einstelhgen Emo-Bereich. Anreize ftü’ eine 
VeiTingenmg von Stöiungen mid eine erhöhte Leistmigs- 
fähigkeit kömien hieivon kamn ausgehen. Die Monopol- 
konmiission ennutigt daher die Bimdesnetzagentm; dem 
derzeitigen Aueizsystem zu widersprechen mid die 
Bahiihofsbetreibemi zur hnplementienmg eines neuen, 
den gesetzhchen Aifordenmgen entsprechenden Aueiz- 
systems zu veipfhchten. 

2.2.3 Nutzung von Serviceeinrichtungen 

208. Der Zugiiff auf Seiwiceeimichtungen wde Rangier- 
imd Personenbahnhöfe, die dortigen Zugbildmigsanlagen, 
Abstellgleise oder Wartungseinrichtimgen ist für die 
Betiiebsabläufe im Scliienenverkehi' für alle Verkehrs- 
leistimgen imabdingbar. Daher müssen diese Eiiuich- 
timgen für alle Schienenverkelusuntemelunen zur Reah- 
siermig der eigenen Verkehiskonzepte zugänglich sein, 
hn Gegensatz zm Schieneninftastiiiktm hegt in Bezug 


19S Unter Seiviceeinrichtiingen werden die m § 2 Absatz 3 c AEG ge- 
narni teti Infrastrakfureirnichtöngen zusammengefesst: „Einricbüm- 
gen für die Brenn stoffä ii fiiabm e- Personenbahnhöfe, deren Gebäude 
und sonstige Einrichtungen; Güteibahnhöfe nnd -temunals; Rangier- 
bahnhöfe; Zugbildungseinnchtungen; Abstellgleise; Wartungsem- 
nchtungen und andere technische Einrichtungen sowie Häfen“. 
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auf Seiviceeimichtungen nicht in jedem Fall ein natüiii- 
ches Monopol vor. Es ist nicht generell davon auszuge- 
hen, dass die Anbieter auf den vor- oder nachgelagerten 
Mäikten über keine wesentlichen Möglichkeiten verfii- 
gen, dem Angebot eines Betreibers ausziiweichen, luid 
damit der Zugang zu diesen Servdceeimichtimgen eine 
Essential Eacility für das eigene Angebot darstellt. Eine 
zusätzliche Regnlienmgsanfordenmg ergibt sich auch für 
Semceeiiuichtimgen daraus, dass der Behieb der Service- 
ehuichtungen, wie der der Scliieneninfrastniktur rmd die 
Verkelusleistimgen, duich das integiieite Unternehmen 
Deutsche Balm AG dominiert 

209. Das eiuopäische Recht regelt den diskrhiiinie- 
nmgsfreien Zugangsanspmch zu den Seiviceeimichtun- 
gen hl Aitikel 5 Absatz 1 Satz 1 RL 2001 /14/EG. Dazu 
whd em sog. Mhidestzugangspaket defuiieit. Betreibern 
der Ser\iceeiniichtungen wird nach Artikel 5 Absatz 1 
Satz 2 RL 2001/14/EG auch ehi Recht zugestanden, den 
Zugang zu veiw^eigenr wemi „veitietbare Alternativen 
imter Maiktbedhigungen“ vorhanden shid. Dies ist allge- 
mein dami der FaU, weim die entsprechenden Anlagen 
duplizierbar oder substituierbar sind oder wemi die damit 
typischeiv\"eise verbimdenen Leistiuigen bereits flächen- 
deckend erbracht werden. Duich diese Regehmg soll ei- 
ner ÜbeiTegulienmg dmch eme pauschale Zugangsver- 
pflichtimg vorgebeugt werden. Ansonsten kömite die 
Regulierung wettbewerbshemmend whkeiL da beispiels- 
weise Ameize zur’ Bereitstellung eigener Semceehirich- 
timgen verloren gmgen, wenn zu allen Eimichtungen ein 
Leier Netzzugang Ehitter bestünde . 

hii Allgemeinen Eisenbahiigesetz ist der Zugangsan- 
spiuch zu Seivdceehuichtimgen nicht explizit normiert, 
da Seivdceehuichtmigen dort nicht mit dem Begriff der 
Eisenbahninfiastmktiu in Beziehmig gesetzt werden. Der 
Zugangsanspmch ergibt sich erst unter Einbeziehimg der 
eiuopäischen Richtlmien. Nach § 14 Absatz 1 Satz 1 
AEG müssen Eisenbahiihifrastriiktunmternehmen einen 
diskiimhiienrngsfieien Zugang zui’ Eisenbahninfrastnik- 
tur mid damit nach Auslegimg der eiuopäischen Richtli- 
nien auch zu Ser\iceeinrichtiuigen sicherstellen.^°® Die 
Eisenbahninfi’astniktiu-Benutziuigsverordniuig präzisiert 
diese rechtliche Vorgabe. Laut § 10 Absatz 3 Satz 1 EIBV 
soll möglichst allen Nutzimgsantiägen entsprochen imd 
mi Falle von Konflikten nach diskriminiemngsfreien imd 


Anzumeiken ist m Bezog auf die Frage, inwieweit Diskriiniiiienmgs- 
möglichkeiten beim Zugang zu Serviceeimidituiigea bestehen, dass 
auch andere Unternehmen als die Deutsche Bahn AG Serviceeinnch- 
tungen betreiben. Die Reguhemng der Eisenbahninfinstruktur betriffl 
aUe Betreiber von Eisenbahnnifrastruktur als Betreiber von natürh- 
chen Monopolen symmetrisch. Zugangsbehmdemngen durch em dis- 
krinunierendes Verhalten des Infinstrukturbetreibers treten dabei 
nicht nur bei Infrastruktur des DB-Konzems auf. Aufgrund der 
Vielzahl der Serviceeinrichtungen, die die Infrastrukturbetreiber der 
Deutschen Bahn AG flächendeckend betreiben, sowie aufgrund his- 
torisch gewachsener Vorteile und der Untemehmensveibundenheit 
mit den Eisenbahnverkehrsuntemehmen des DB-Konzems wirkt sich 
em schädhches Verhalten m diesen FäUen jedoch stärker auf den 
Wettbewrerb im Schienenverkehr aus. 

Serviceemrichtungen zählen gemäß Artikel 3 RL 91/440^WG zur 
Eisenbahnmfrastruktur. 


transparenten VoiTaiigregehmgeii entschieden werden 
(§ 10 Absatz 5 mid 6 EIB^. 

210. D em Gnmdgedankeii des Uiiionsrechts na ch dürfte 
eine Seiviceeinrichtung nur der Zugangsreguhemng un- 
terhegen, wemi das Bestehen marktkonfoimer Aitemati- 
veii vemeiut wird. Im nationalen Recht kami ein Betrei- 
ber jedoch den Zugang zu seiner Serviceeiiirichtimg nicht 
vemeigem. Seine Eimichtimg imteriiegt abhängig von 
den Wettbewerbsverhältnissen enrtveder kategorisch der 
Zugangsi eguliemng oder nicht . 

2.2.3.1 Regulierungspraxis der Nutzungsmög- 
liohkeiten von Serviceeinrichtungen 

211. In der Praxis der Nutzimg von Ser\iceeinrichtmi- 
geii zeigen sich sowolil InefSzieiizen als auch Möglich- 
keiten der Diskriminieiimg der Zugaiigsberechtigteii. Die 
Bimdesiietzagentiu- hat in jüngster Vergaiigeiiheit einige 
Untersuchungen von Zugangsmögliclikeiteii zu Seivice- 
einrichtungen durchgefiilut. Dabei werden auch die Gren- 
zen der Reguheiiuig deutlich. 

Rangierbahnhöfe und andei e Zngbüdungsanlagen 

212. Der Zugang zu Seivdceeimichtuiigeii, die im Zug- 
lauf notw^endige Rangiertätigkeiten und Zugbehandlun- 
geii ermöglichen, ist fiii' das Angebot vorhaiideiier wie 
potenziell neuer Schieiienverkehrsleistimgeii zwmigeiid 
erforderlich. Der Monopolkommissioii mirde von Wett- 
bewerbern insbesondere des SchienengüterX'erkehrs mit- 
geteilt, dass der Zugang zu Rangierbahnhöfen luid ande- 
ren Zugbildungsanlagen der Deutschen Bahn AG nicht 
oder nicht im erforderhchen Umfang möglich sei.^®^ Die 
Bimdesiietzagentiu; der ebenfalls deraiHge hifoiinationen 
vorliegen, hat den Zugang zu Raiigierbahnhöfen imd an- 
deren Zugbildimgsanlageii daher intensiv imter sucht. 
Die bestehende Praxis der Kapazitätszuweisuiig in Ser- 
viceehirichtungen sowie der Bedaif der Eisenbahiiver- 
kehi’simtemehmen wwde imter Embezug von Marktteil- 
nelmiem ermittelt imd beurteilt. 

213. Im Schieiiengüteiverkelir ist es für die privaten 
Veikelusimtemelimen, die nur Ganzzug\"erkehre betrei- 
ben, teilweise ausreichend, auf die Zugbildimgseimich- 
timgen der Verlader zurückzugreifen. Füi andere Logis- 
tikkonzepte wie den Einzelwagenverkehr ist der Zugriff 
auf zusätzhche Anlagen zwmigeiid eiforderlich. Einzel- 
wagenveikelu wird derzeit ausscliließlich diuch Unter- 
neluiieii der Deutschen Bahn AG aiigeboten.^®^ Auch der 


Zugbildongsankgen umfassen aUgemein Einnditungee, in denen die 
Auflösung, Sortierung, Bildung imd Behandung von Zügen mögbch 
ist. Rangieibalinhöfe bezeichnen speziell Einrichtungen, die dazu 
über einen Ablaufl>eig verfugen. 

^“^BNetzA, Positionspapier der Bundesnetzagentur zum „Zugang zu 
Rangierbahnhöfen und anderen Zu^>ildungsanlagen"; Endfassung 
unter Berücksichtigung der eingegangenen Stellungnahmen, Stand 
16. Dezember 2010. Die Bundesnetzagentur schloss neben Rangier- 
babnhöfen, Zugbildungsemrichtungen, Güterbahnhöfen und -termi- 
nals auch Absteügleise und Häfen m die Untersuchung mit em. Aus- 
genommen wurden lediglich Gleismfrastrukturen, die aussctdießbch 
Einnchtungen der Brennstoffeufbahme, Personenbahnhöfe oder 
Wartungseinnchtungen betreffen. 

^“3 Vgl. Kapitel 5. 
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Scliienenpersonenverkeln’ benötigt Zugang zu Zugbü- 
dimgs alllagen, jedoch niit anderen Nutzungsanfordeinn- 
gen. Beispielsweise ist die Nachtab stelliuig im Rahmen 
der Unilau^lanung nötig und eine Zugvorheizung eine 
Anfordenmg an die Gleisaiisstattung. Ein Großteil der be- 
treffenden Anlagen gehört der Deutschen Bahn AG wäh- 
rend sich ein weitaus kleinerer Teil der Einrichtiuigen im 
Besitz privater Güteiverkelirsimteinehmen oder Verlader 
befindet. 

21 4 . Die Analyse dei’ Bundesnetzagentur bestätigt, dass 
Wettbewerbern die Nutzimg von Zugbildungseinrichtun- 
gen der Deutschen Bahn AG teilweise nur unter er- 
schwerten Bedhigungen möglich ist. Probleme ergeben 
sich insbesondere aus der mehijähiigen Aimiietimg von 
Kapazitäten, welche das Eisenbahnrecht gnmdsätzhch er- 
laubt. Auf dieser Gimidlage sind wesentliche Kapazitäten 
langfiistig an die DB Schenker Raü GmbH vermietet. 
Dementsprechend köimen Wettbewerber nach § 10 EIBV 
niu daim auf diese zugi eifen, weim die DB Schenker Rail 
GmbH sie selbst nicht benötigt.^“^ Daher sind die Wettbe- 
werber auf eine Zusaimnenarbeit mit dem KonkuiTenzun- 
temelmien DB Schenker RaU GmbH angewiesen. Wett- 
bewerber werfen der Deutschen Balm AG vor, deutlich 
mein Kapazitäten langfiistig gebimden zu haben, als die 
DB Schenker Rail GmbH benötigt. Die Vergabe von Nut- 
ziuigskapazitäten ist daher ein entscheidender Kritikpiuikt 
der Zugangsberechtigten luid der Bimdesnetzagentui’, da 
die Deutsche Balm AG neben der langfiistigen Vermie- 
timg kaum fieie Kontingente für den im Markt bestehen- 
den Bedarf, Gleise in zeithchem Umfang und Menge va- 
riierend auch kurzfristig buchen zu können, einplant. Um 
einen diskiiminiernngsfreien Zugang zu Seiviceeiiuich- 
timgen zu ermöglichen, muss ein belastbarer Kompro- 
miss zwischen langfiistiger Planungssicherheit auf der ei- 
nen Seite imd kuizfr istigem Bedarf auf der anderen Seite 
dui’chgesetzt werden, üi der Praxis besteht allerdings er- 
hebliches Diskriminieiungspotenzial. Langfristige Ver- 
träge verdrängen oftmals kurzfristigen Bedarf. Die Bun- 
desnetzagento spricht sich daher für eine Orientieiimg an 
für Betreiber von Schienenwegen geltende Richtw^erte 
(§13 Absatz 2 EIBV) von einem Anteil der kurzfiistig zu 
Verfügung stehenden Kapazitäten in Höhe von 
25 Prozent aus. Je nach Auslastimg rmd Bedarf kami die- 
ser Alteil arigepasst werden. Die Monopolkormriission 
begrüßt diesen Vorschlag, hält es aber flu’ wichtig, die 
Höhe der optimalen Auslastmig (in Bezug auf das Ver- 
hältnis und die Gesamtauslastung) flexibel zu handliaben 
rmd der Bundesnetzagentm- die Prüftmg des Vorliegens 
geeigneter Verhältnisse von kurz- mid langfiistigen Kapa- 
zitäten zu überlassen. 

Ein w^eiteres Problem stellt nach Aigaben der Bimdes- 
netzagentur die At der Zuteihmg der bestellten Kapazitä- 
ten dar. Grundsätzlich kami zwischen der Zuteilung von 
im Voraus physisch festgelegten Gleisen imd der Vergabe 


^“^Nach § 10 Absatz 3 EIB V obliegt dem Eisenbabniiifrastniktunmter- 
nebmen die Pflicht emer bedarfegerecbten ADgebotsoptimienmg, um 
eme bestmögbche Kapazitätsauslastung zu erreichen und so mög- 
lichst aUen Anträgen stattzugeben. In der Praxis lässt diese Vorschrift 
jedoch erhebbche Spielräume offen. 


der hifiastniktiu rnöghchst ohne Festlegung auf ein be- 
stimmtes Gleis, dem sog. Slort^erfahren, unterschieden 
werden. Letzteres ermöglicht eine flexible Organisation 
der Abläufe am Tag der Nutzung und eine bestmöghche 
Kapazitätsauslastung olme Festlegung auf ein bestinmites 
Gleis. Alerdings ist dieses auch mit einem Mehr aufrv^and 
für- die Eisenbahnhifl’asmiktuiimteriiehiiien verbimden. 
Auch die Beiücksichtigung der Funktion, die ein Gleis hi 
einer Ser\iceeinrichtung eiruiimmt (beispielsweise als 
Ladegleis oder zur Zuführung zu anderen Bereichen), imd 
der Abgleich mit dem Bedarf des Nutzers finden nur be- 
grenzt statt. Insgesamt sieht die Bimdesnetzagentur- einige 
zu veimeideride hiefQzienzen in der Nutzung der Zugbil- 
dungsanlagen. 

21 5. As nicht improblematisch betrachtet die Monopol- 
konmiission den geplanten Umgang der Bimdesnetzagen- 
tur mit den sieben gioßeri Rangierbahnhöfen, die zurzeit 
aussclüießlich von der DB Schenker Rail GmbH für den 
Einzelwagenverkehr genutzt werden. Die Bimdesnetz- 
agentiu- plant zw^ar eine foimelle Gleichbehandlung der 
Zugangsberechtigten, w^eist aber ausdrückhch darauf liiri, 
innerhalb eines Ermessensspiehaums großzügig entschei- 
den zu wollen. Die Bimdesnetzagentiu begründet diese 
Aiisnahrnebehandlimg mit der derzeitigen Stelhmg des 
Ehizelwagenverkehrs. Dieser reagiere sensibel auf äußer e 
Einwmkimgen und Verändenmgen und stehe stark im in- 
termodalen Wettbew^erb. 

Nach Auffassimg der Monopolkommission kami es kiirz- 
fiistig durchaus siimvoll sein, Balmhöfe, die ausschließ- 
lich der Deutschen Bahn AG für den Einzelw^agenverkehi' 
dienen luid für die kein Wettbewerber Zugang begehrt, 
dem alleinigen Management der Deutschen Balm AG zu 
überlassen. Dabei ist es jedoch erforderlich, anderen Ei- 
senbahnverkelusimteriiehmen zu diesen Zugbildungsan- 
lagen jederzeit verlässlich dieselben Zugangsrechte zu 
gew^ähren wie zu anderen Anlagen, um Markteintritte 
nicht perspekti\isch aiifgrimd der Unsicherheit des Zu- 
gangs zu verliindern. Darüber hinaus kami es zweck- 
mäßig sein, bestehende Kapazitäten auch an Eisenbalm- 
verkehisunteniehrnen zu vergeben, die nicht im 
Einzelwagenverkelir aktiv sind, aber für die es aufgnmd 
der geografischen Lage möglich sein sollte, einzehie 
Gleise zur Zugbildimg zu nutzen. 

21 6. Ein w^eiteres Hindernis, auf welches die Monopol- 
konmiission bereits fiüher hingewiesen hat imd das die 
Bimdesnetzagentiu- in ihr em Positiorispapier aufgreift, be- 
steht in der Verfügbarkeit von Rangierioks in diesen Ai- 
lageri.2^5 Yhvcch die fehlende Verfügbarkeit wmd die Nut- 
zimg der Rangierbahnhöfe erhebhch beliindert. Die 
Rangierioks der Deutschen Balm AG gehören nicht den 
hifrastnikturbetreibem, sondern der DB Schenker Rail 
GmbH, sodass Wettbew^erber keinen Zugriff darauf ha- 
ben. Dementsprechend müssen sie Rangierioks imd an- 
dere Betriebsmittel selbst Vorhalten. Problematisch ist da- 
bei auch, dass die Deutsche Bahn AG Betriebsabläufe der 
Serviceehuichtimgen stark vernetzt hat. So müssen Wett- 


205 Ygl. Monopolkommissioii, Sandergutachten 55, a. a. O., Tz. 149 ff. 
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beweiber die eigenen Rmigieiioks in das fienide EDV- 
Systeni integiieien, was technisch problematisch und auf- 
wendig ist. 

217. Die bestehende Situation bildet ein wesenthches 
Hindernis insbesondere für den Wettbewerb im Wagenla- 
dungs verkehr. Die Bedingung des Zugangs zu Rangiei- 
baluiliöfen stellt eine Markteintiittsbeschiänkung dar, die 
der Deutschen Bahn AG ihie Stellung als einzigem 
deutschlandweit agierendem Anbieter im Ehizelwagen- 
verkehi- sichert. Offensichtlich entspricht das Verhalten 
der Deutschen Bahn AG nicht dem eines unabhängigen 
Beü’eibers. Ein imabhängiger Betreiber hätte ein Interesse 
daran, Rangierloks selbst vorzulialten rmd deren Einsatz 
imd Vernetzung zu organisieren. So kömiten Größenvor- 
teile diuch eine effizienter abgestiinmte Nutzung der 
Loks realisiert, Abstiinrmmgs- imd Informationskosten 
der Einbindimg fremder Rangierfahizeuge in das beste- 
hende System vermieden imd insgesamt die Effizienz der 
Rangierbaluihöfe erhöht werden. Die Tatsache, dass der 
Betreiber der Servdceeiiuichtimgen diese Leistimgen der 
Fahrzeuge nicht zusanmien mit dem Zugang anbietet, 
deutet darauf liin, dass Wettbewerber bewmst diskiinii- 
niert werden sollen. So kami die Deutsche Bahn AG ihre 
Stelhmg im Wagenladiuigs verkehr behaupten. 

Die Monopolkommission hat daher dem Gesetzgeber 
bereits empfolilen, den Rangierbetiieb auf den entspre- 
chenden Balinliöfen in die Verantoortimg des Infiashnk- 
turbetreibers zu stellen imd diesen ebenfalls der Zugangs - 
reguhenmg zu luiterw^erfen.^®*^ 

218. Bereits im letzten Gutachten hat die Monopolkom- 
mission in diesem Zusammenhang gefordert, die präven- 
tiven Kompetenzen der Biuidesnetzagentur’ zu stärken, in- 
dem diese in die Lage versetzt wird, regehnäßig zu 
prtifen, ob bestellte und möghcherweise stornierte Gleise 
in den Rangierbahnhöfen bei integrierten Anbietern auch 
tatsäclihch konzeinintern vergütet werden.^®^ Nur weim 
die Verkehrsgesellschaften auch ftii- zu viel bestellte Ka- 
pazitäten aufkommen müssen, karm verhindert werden, 
dass das vertikal integrierte Uritemelimen mein als die 
benötigten Mengen arimietet, um Wettbewerber von den 
Serviceanlagen femzuhalten. Jedoch sind auch solche 
Stomieiirngsentgelte fth die Bilanz des Konzerns neutral, 
sodass Ameize zmn Halten von Überkapazitäten nicht 
ausgeschlossen werden köimeri. 

219. Auch in Bezug auf Zugänge zu Zugbildiuigsanla- 
gen wird an der hifoiinationspolitik der Eisenbahnirifra- 
smiktimmteiiiehiueri Kritik geübt. Kiuzfiistig fiei wer- 
dende Kapazitäten bz^\ Restkapazitäten werden nach 
Wettbewerberangaben derzeit niu auf Anfiage bekaimt 


Nach bestehendem Unionsrecht ist dieser Vorschlag möghcherweise 
problematisch, da nach Anlage 2 Nr. 3 ht. a RL 200 1/1 4/EG das An- 
gebot eines Rangierbetnebs eiqilizit als möghche freiwilhge Zusatz- 
leistung ausgewiesen wird, hn Vorschlag für eme Richtlinie zur 
Schafihng eines einheithchen Eisenbahnraums (KOM(2010) 475) ist 
der Rangierbetiieb als ffeiwilhge Zusatzleistung in Anhang EL, Nr. 3 
ht. c jedoch gestrichen. Wenn dieser Punkt des Vorschlags verab- 
schiedet würde, stünde eine entsprechende nationale Gesetzgebung 
im Einklang mit Unionsrecht. 

2C17 Ygl. Monopolkommission, Sondergutachten 55, a. a. O., Tz. 152. 


gegeben. Die Monopolkommission unterstützt in diesem 
Zusammenliang die Fordeiitng der Bundesnetzagentiu' 
nach einer Restkapazitätsbörse. Diese sollte elektronisch 
basiert sein imd Zugiiff in Echtzeit ermöglichen. Zur 
Dmchsetzmig dieser Fordenmg fordert die Monopolkom- 
mission eine entsprechende gesetzliche Verankeiimg. 

Bahnhöfe, Terminals und Wartungseim ichtungen 

220. hl Bezug auf Personenbahnhöfe ist die Bundes- 
netzagentur in mehreren Verfahren mit möghcherweise 
rechtlich unzulässigen Zugangsbeschiänkungen befasst. 
Die mit Abstand gr ößte Beüeiberin von Personenbalinliö- 
fen in Deutschland ist die DB Station Sc Service AG hi 
ihren derzeitigen Nutzimgsbedingungen hält sie sich das 
exklusive Recht vor, über die aktuelle Zug- und Betriebs- 
lage der Züge, d. h. beispielsweise über Verspätimgen, 
Gleisändenuigen oder die En eichbarkeit von Amscliluss- 
zügen, zu informieren. Dies ist insbesondere dami proble- 
matisch, wemi - wie an kleineren Stationen - keine Anla- 
gen für die Reisendeninformationen, d. h. Schriftanzeiger 
oder Lautsprecher, instalheit sind. Eisenbahnverkehisuri- 
temelimen oder auch Aufgabenträger des Schienenperso- 
neimahveikehis werden daher, auch wemi sie bereit sind, 
die entstehenden Kosten für die Ausrüstimg der Stationen 
mit entsprechenden Anlagen zu tragen, an einer Informa- 
tion ihrer Fahrgäste gehindert. Die Bundesnetzagentui' 
vertritt die Auffassung, dass keine ausreichenden Gründe 
für dieses ausschheßhche Infoimationsrecht des Bahn- 
hofsbetreibers vorliegen, luid hat daher der beabsichtigten 
Neufassimg der Nutzimgsbedingimgen der DB Station Sc 
Service AG widersprochen. Das Untemelimen hat die be- 
treffenden Klauseln daraufliin geändert. 

221 . Auch in Bezug auf Terininals hat sich die Bimdes- 
netzagentui’ in jüngster Vergangenheit mit vorliegenden 
Wettbewerbshindenüssen beschäftigt. Nach § 14 Absatz 2 
Niunrner 2 AEG sind Verlader, d. h. Unteniehrnen, die 
Güter durch Eisenbahnverkehrsunteinelmien befördern 
lassen möchten, mit eigenen Zugangsrechten ausgestattet. 
Allerdings luiterscheidet das Eisenbahmecht zwischen ei- 
nem formalen Zugangsrecht imd der Möglichkeit, einen 
Nutzungsvertrag mit einem EisenbahninfrastiiLktiu'uriter- 
rielimen abschließen zu köimeii. Letzteres ist teilweise 
nur Eisenbahnverkehrsmiternelmien möglich. Dement- 
sprechend hatte die zum DB-Koiizem gehörende Deut- 
sche Umschlaggesellschaft Schiene-Stiaße mbH geplant, 
die Nutzimgsbedingimgen der eigenen Terminals so zu 
ändern, dass Verlader mit dem Unternehmen keine Nut- 
zimgsverträge mein sclüießen kömien. So wmeri Verlader 
auf das vertragliche Einbinderi eines Eiseribahnverkehrs- 
imternelimens angewiesen, was zu Einschräiikurigeri des 
Wettbew^erbs gefülnt hätte. Die Bimdesnetzagentiu- hat 
der Änderung der Nutzungsbedingungen widersprochen, 
da sie die Einschräiikimgen des Kreises möglicher Ver- 
tragspartner als nicht diuch eisenbalnirechtliche Vorgaben 
gedeckt ansieht. Das Verfahren ist derzeit noch anhängig. 

222. Der Zugang zu Wartimgseiimchtimgen der be- 
tiiebsnahen Instandhaltimg ist gerade im Schienenperso- 
neimahverkehi’ ein wichtiger Faktor ftu den Wettbeweib 
auf der Schiene. Der mit Abstand gr ößte Betreiber dieser 
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Eiiniclitiuigeii ist die DB Regio AG dennoch hat sich 
niittlemeüe hi gewissen Grenzen Wettbewerb entwickelt. 
Auch deshalb w^iid von Beü eibem von Waitiuigseiiuich- 
tiingen bzw. Werkstätten infiage gestellt, dass diese Em- 
richtiuigen der Zugangs- mid Entgeltreguliening unteiiie- 
gen. Nach vorherrschender Meinung verstößt der 
Reguheinngseingiiff gegen das giimdgesetzhch ge- 
schützte Eigentiimsiecht, w^enn sich iin Hinblick auf die 
darin erbrachten Dienste bereits Wettbewerb etabliert 
habe. Eine Anwendimg der netzzugangsrechtlichen Vor- 
schiiften koinine niu dann in Betracht, wemi feststehe, 
dass zu emer Inanspiuclmalmie der mit dein Betrieb der 
Eiiuichtiuig typischerweise verbundenen Leistungen 
keine zmuutbaren Marktalteinativen bestehen würden. 
Daraus folge, dass die einzelnen Seiviceeimichtungen je- 
W' eils gesondert dar auf zu untersuchen sind, ob sie die Vo- 
raussetzungen des netzzugangsrechtlichen hifrastiuktiu- 
begriffs in § 2 Absatz 3 AEG eifLillen^®®. Das nordihein- 
W'estfalische Obeiverwaltimgsgericht hat dagegen ent- 
schieden, dass Seiviceeimichtungen generell und iinnier 
einer Zugangsreguheiimg luiterliegen sollten.^“^ Dies 
wü’d mit einer vennuteten Gleichstellung der Seiviceein- 
richtiuigen mit der EisenbahninfLastiuktur iin Allgemei- 
nen Eisenbahngesetz begiündet. Das Urteil wnude teil- 
weise kritisiert, da im Beschluss die Hintergründe der 
Kategorie der Seiviceehuichtimgen nicht hinterfragt wüi- 
den luid der Beschluss allgemein Unstirmnigkeiten auf- 
weise. 

223. Potenzielle Nutzer der Wartimgseimichtungen be- 
mängeln, dass mangelhafte Leistungsbeschreibungen rmd 
Entgeltregelungen eine verlässhche Kalkulation des eige- 
nen Bedarfs verliindein. Eine vereinheitlichte Daistel- 
hmg, die sich inlialtlich am Informationsbedürfnis der 
Zugangsberechtigten und am Vermarktimgsinteresse der 
Betreiber der Wartimgseiniichtungen ausrichtet, ist erfor- 
derhch. Der Zugang zu den Waitungseinrichtungen muss 
transpar ent luid vergleichbar sein, um so den Zugarigsbe- 
rechtigten die Entscheidung über den Zugang zu erleich- 
tern bzw^ zu eimöglicheri. Dabei ist jedoch zu berücksich- 
tigten, dass die Anfordenmgen an das Aufstellen der 
Benutzimgsbedingrmgen insbesondere für kleine Betrei- 
ber nicht unangemessen hoch sind. 

Aufgrimd der bestehenden Rechtslage lehnen Betreiber 
wiederholt den Zugang zu üirer Infiastiiiktiu- oder die 
Aufstelhuig von Nutzungsbedingimgen ab. Die Brmdes- 
netzagentur geht nach Piühmg der Einwände regehnäßig 
mit Bescheiden gegen die Betreiber vor. Parallel zu den 
gefüluten Verfahien hat die Bundesnetzagentur im Okto- 
ber 2010 eine Arbeitsgruppe zur Erarbeitung von Lösun- 
gen zur Umsetzmig insbesondere derjenigen regulie- 
nmgsrechthchen Veipflichtiuigen, die sich im Rahmen 
der Verfahi en als praxisrelevant, aber konfliktbehaftet er- 
wiesen haben, gegründet, hn Zuge dessen sollen Leis- 
timgsbeschreibungen fiii’ Wartiuigseiiuichtmigen luid der 
Umfang der Leistiuigspflicht der Betreiber von Wartimgs- 


20SYgl. Suckale m: Heimes, Q/SeUuer, D. (Hrsg ): Beck’scher AEG- 
Kommentar, München 2006, § 2 Rn. 107 f. 

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 19. November 2008, 13 B 1543/08. 


einiichtungen erarbeitet sowie eine rechtskonfoime Aus- 
gestaltung von Entgeltregehmgen ausgestaltet werden. 

224. Vor dem dargestellten Hintergiiind ist eine gesetz- 
liche Klarstelhmg der Rechtslage erforderhch. Dazu ist 
zu beiücksichtigen, dass insbesondere im Falle von War- 
timgseimichtungen das Vor hegen einer Essential Eacihty 
nicht immer gegeben ist. Daher sollte der gimidlegende 
Gedanke des europäischen Rechts, der Markt- und Wett- 
bew^erbsbezug als Beweitimgsmaßstab, auf nationales 
Recht übertragen werden, indem Ser\iceeinrichtungen 
nm’ darni einer Zugangsreguheiimg unterhegen, weim 
keine maiktkonfoimen Alternativen bestehen. 

2.2.3.2 Bestehende Lücken in den Regelungen 
zu den Nutzungsbedingungen von 
Serviceeinrichtungen 

225. Anders als bei Schieneiwegen geben nur wenige 
Vorschriften in der Eisenbalminfiastiiiktui-Benutzungs- 
verordnung Regelungen für die Nutzung von Ser\iceem- 
richtmigeii vor. Dadmch bestehen erhebhche Rechtsun- 
sicheiheiten über die Pflichten der Befteiber von 
Seivdceeiiuichtmigen. So entstehen hohe Transaktions- 
kosten durch gerichtliche Eiitscheidimgen oder das außer- 
gerichthche Suchen nach einer koiisensfaliigen Kompro- 
misslösung. Die bestehenden Lücken erlauben daiüber 
hinaus große Spiehäiune fiu gezielte Eiitscheidimgen im 
Interesse ausgew^ählter Zugangsberechtigter. 

226. Anders als bei Schienenwegen ist ftii' die Nut- 
zmigsbedingmigen für Seiviceeinrichtimgen z. B. der 
Pflichtinlialt nicht ausdiückhch normiert. Dadmch wird 
der Bimdesnetzagentm die Prüfimg der Nutzungsbediu- 
gungen eihebhch erschw^ert. Zugangsberechtigte Wettbe- 
werber bemängeln, dass unvollständige oder iutranspa- 
rente Nutzungsbedingungen ihre Entscheidung daiübei; 
ob sie eine Eisenbahiunfrastniktur m Anspnich nehmen 
können, erschw^eren oder munöglich machen, w^eil die 
technischen, w^irtschafthchen oder beüiebhchen Voraus- 
setzungen nicht ehideutig dargelegt sind. Aufgmnd der 
imsicheren Rechtslage koimte die Bmidesnetzagentur in 
vielen Eällen die Eisenbalminfi’astmktmimteniehmen 
nicht zm’ Ändenmg iluer Nutzimgsbedingimgen ver- 
pflichten. 

Auch ist rechtlich mcht klai; w^elche Leistimgen im Rah- 
men des Beüiebs einer Seiviceeimichtung angeboten 
werden müssen.^io Dementsprechend wurden daiüber 
rechtliche Auseinandersetzmigen geftilul. Beispielsweise 
ftilute der Umfang der von einem Betreiber von Perso- 
nenbalmliöfen zu erbiingenden Leistimgen zm rechth- 
chen Auseinandersetzung zwischen Bundesnetzagentm- 
imd der DB Station Sc Seivice AG daiüber, ob an allen 
Stationen aktuelle Fahigastinfoimationen angeboten wer- 
den müssen. 


Verordnungsgeber hat dem Betreiber einer Serviceeinnchtung 
den Umfeng des Betriebs semer Serviceemrichtung und der angebo- 
tenen Leistung zur freien Bestunmimg überlassen; vgl. Bundesrats- 
diucksache 249/05, S. 36. § 3 Absatz 1 EIB V fordert aber, dass die 
mit einer Serviceeinrichtung verbundenen Leistungen erbracht wer- 
den. 
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227. Ebenso bestehen in Bezug auf die Vorhaltung von 
Kapazitäten bei der Planung von Bauniaßnalmien erhebli- 
che Unterscliiede zv^dschen Serviceeiiirichtiuigen imd 
Schienenwegen. Bei Schienenwegen ist der Betreiber ge- 
mäß § 9 Absatz 2 EIBV bei der Planung von Bamnaßnah- 
men angehalten, die Vorhaltimg nötiger Kapazitäten ein- 
zuplanen und die Instandhaltung so zu betreiben, dass die 
Interessen der Zugangsberechtigten nicht inehi’ als not- 
wendig beeinträchtigt weiden. Eine entsprechende Rege- 
hmg fehlt in Bezug auf Seiviceeimichtimgen. Dies fühlt 
teilweise zu eiheblichen Zugangspioblemen.^n Die gene- 
rell sehr offenen Vbrgaben füi’ die Vergabe von Kapazitä- 
ten in Ser\iceeiiiiichtungen bieten die Möglichkeit, ande- 
ren Eisenbalmverkehrsiuitenielmien den Zugang zu 
diesen durch gezielte langzeitige Veimietimgen zu entzie- 
hen. So besteht großes Diskr iininieiiuigspotenziaL 

228. Insgesamt sieht die Monopolkommission erheb- 
liche Wettbeweibshindemisse dmch die derzeitigen Re- 
gelungen fiii- die Nutzimg von Serviceeiiuichtiuigen. 
hisbesondere m den dargestellten Fällen ist die unter- 
schiedliche Behandlung von Ser\iceehirichtungen rmd 
Schienenwegen nicht ausreichend begriindbar. Ehre Kon- 
kretisienmg der Vorscluiften, die Regehuigen für die Nut- 
ziuig dieser Eimichtungen analog zu denen von Schienen- 
wegen^'^ voigebeiL ist daher erforderhch. Dazu sollte der 
vorgeschi’iebene Mindestinlialt der Infoiinationen, der ge- 
mäß § 10 Absatz 1 EIBV nm’ eingeschränkt existieit, ent- 
sprechend dem Paket von Mindestangaben für’ Schienen- 
wege nach § 4 Absatz 2 in Verbindung mit Anlage 2 
EIBV emeiteit werden. Zu begiiißen ist daher, dass im 
Vorschlag zur Neufassung des ersten Eisenbahnpakets in 
Artikel 27 Absatz 2 KOM(2010) 475 an Betreiber von 
Servdceeiiu’ichtimgen dieselben Anfordenmgen in Bezug 
auf die Nutzungsbedingungen gestellt werden wie an 
Schienenwegbetieiber. 

229. Von Marktteilnehmern wwde wiederholt berichtet, 
dass die Deutsche Bahn AG bei der Plammg zimi Ausbau 
rmd insbesondere bei der teilweisen oder vohständigen 
Betriebseinstellung iluer Service ehuichtimgen die Be- 
lange der Wettbewerber nicht oder mu' ungenügend be- 
riicksichtige. Auch die Brmdesnetzagentiu- erhielt nach ei- 
genen Angaben eine Vielzahl von entsprechenden 
Hhiweisen. Dabei handelte es sich in allen Fähen um An- 
lagen, die in der Vergangenheit von der Deutschen Balm 
AG betrieben imd vermarktet \\wden. Betroffen waren 
ausschließlich Wettbewerber der Eisenbahnverkehrsun- 
teinelmien der Deutschen Bahn AG^i^ Ehre Betiiebsein- 
stelhmg von Seiviceeimichtungen ist nach vorhenschen- 
der Meiinmg bei noch laufenden Nutzungsveiträgen 
derzeit zwm nicht zulässig, jedoch wär e es darüber hinaus 
v^üinschensweit, weim die Schaffung von Kapazitätseng- 


Beispielsweise war 2009 der Hafen Dresden für etwa drei Wochen 
nicht erreichbar, da die DB Netz AG eine ’VbUspeming des Zufuh- 
rungsgleises zu Instandhaltungszwecken vorgenommen hat. 
Betreiber der Schienenwege unterhegen gemäß § 2 Nummer 1 und 2 
sowie §§ 8, 9, 11, 13 und 14 EIB V verordmingsrechthchen Vorgaben 
hins ichtlich der Vergabeform von Nutzungsmöghchkeiten und des 
Anmelde- und Veigabeverfahrens. 

Bei den Einrichtungen handelt es sich beispielsweise imi einzelne 
Gleise in Rangier- oder Personenbahnhöfen, die betnebhch stillge- 
legt wurden, obwohl Wettbewerber der Eisenbahnverkehrsuntemeh- 
men des DB-Konzems einen Bedarf zu ihrer Nutzung haben. 


passen in Semceeinrichtuiigen vermieden w4ii’de, indem 
einer Betriebseinstelhmg eine Bedarfs abfiage vorangeht. 
Vor diesem Hintergiimd spricht sich die Monopolkom- 
mission dafüi' aus, die Eisenbahniii&astiiLktiu'untemeh- 
men gesetzlich zu veipflichten, im Voifeld einer Stülle- 
gimg ein Ausschieibimgs- bzw. Interessenbekundimgs- 
verfaliren - wie nach § 11 Absatz 1 Satz 2 AEG bei 
Schienenwegen^i^ - diuchzuftihien, tun den mangehiden 
Bedarf darzulegeii. Dadiuch wiid Traiispaienz über beab- 
sichtigte Stilllegmigeii geschaffen, die aUeii Nutzem er- 
möglicht, die Infiastmktiu’ durch eine Übeniabme des Be- 
tiiebs zu erhalten. So kömiten Zugangsliindeinisse, die 
derzeit insbesondere die neu hinzuti etenden Nutzer tref- 
fen, veningert werden. 

2.2.3.3 Zugangsgewährung für Serviceeinrich- 
tungen im Entwurf zur Neufassung des 
ersten Eisenbahnpakets 

230. Nach Uiüoiisrecht wild Beheibem von Ser\iceein- 
lichtiuigeii in Artikel 5 Absatz 1 Satz 2 RL 200 1/1 4/EG 
das Recht zugestaiideii, den Zugang zu Ser\iceeinrichtun- 
geii zu veiweigem, wemi „vertretbare Alternativen unter 
Marktbedingungen“ vorhanden sind. Der Vorschlag zur 
Neufassung des eisten Eisenbalmpakets sieht in Aitikel 13 
Absatz 2 KOM(2010) 475 mm eine Beweislastumkehi’ in 
Bezug auf dieses Recht zur Veiw^eigenmg des Zugangs 
vor. Danach muss der Beüeiber dei’ Seivdceeimichtimg 
nachweiseii, dass andere Seiviceeimichtimgeii es ennög- 
licheii, den Dienst auf derselben Strecke unter wiitschaft- 
lich amiebmbareii Bedingimgen dnrchzuführeii. Ziel die- 
ser Ändenuig ist es, Wettbewerbern besseren Zugang zu 
Flascheiihalssüiiktiuen luid eine Gleichbehandlimg aller 
Nachfrager zu gewähren. Fraglich kömite sein, ob die ge- 
plante Beweislastiunkelu’ mit dem Verhältnismäßigkeits- 
gnuidsatz zu vereinbaren ist. 

Eine Beweislastiunkebi’ - wie sie z. B. auch das deutsche 
Karteihecht in § 19 Absatz 4 Nununer 4 GWB kemit - ist 
insbesondere daim gerechtfertigt, wemi die füi' den Nach- 
weis erforderlichen Unterlagen luid Infoiinationen jeden- 
falls übeiwiegend in der Sphäre des Belasteten liegen imd 
der Anspnichsgegner selbst keine Möglichkeit hat, diese 
Daten zu beschaffen oder zu überpilifen. Dementspre- 
chend hat nach § 19 Absatz 4 Nummer 4 GWB der hiffa- 
smiktui’betreibei zu belegen, dass der begehite Zugang 
zm- Infrastruktur aus betriebsbedingten oder sonstigen 
Giiinden lumiöglich oder unzumutbai’ ist. Im Falle des 
Aitikel 13 Absatz 2 KOM(2010) 475 wird vom zugaiigs- 


Auch die bestehenden Regelungen zur StilUegung von Schienenwe- 
gen w^erden teilweise von Wetfbeweibem kritisiert. Es wird bemän- 
gelt, dass die Deutsche Bahn AG den Ausbau, die Erneuerung und 
auch den Rückbau der Scbieneninfrastruktur weitgehend nach eige- 
nem Ermessen gestalten könne. Durch die Leistungs- und Fmanzie- 
rungsverembarung, den Bundesverkehrswegepl^ und die Vorgaben 
zu StilUegungen gemäß § 11 AEG würden diese Ermessens^ielräu- 
me ledigbch eingeschränkt. Wettbewerber bemängeln weiterhin, dass 
die Deutsche Bahn AG im EinzellaU wettbewerbsstrategiscbe Über- 
legungen dem gezielten Ausbau von Engpässen und dem Rückbau 
nach individueUer Wirtschaftbcbkeit voranstelle. Die Investitionsent- 
scheidungen berücksichtigten nicht die Anforderungen der Wettbe- 
werber. 
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veroeigemden Infi astniktuibetreiber hingegen der Nach- 
weis verlangt, dass flii' den Antragsteller eine tiagßihige 
Alternative imter wiitschaMich annehmbaren Bedingun- 
gen besteht. Die fiir diesen Nachweis notwendigen Infor- 
mationen dürften sich nicht übeiwdegend im Geschäftsbe- 
reich des hifrastniktiirbetieibers befinden, sondern eher 
in der Sphäre des Antragstellers oder diitter Unternehmen 
liegen. Eine Beweislastumkelir kaim allerdings auch dami 
legitmiiert sem, wemi dei’ Nomiadtessat über besonders 
hohe Marktmacht veifiigt.^i^ Davon ist hier ausziigehen, 
da hl ehiem Großteil der Fälle, m denen Zugangsberech- 
tigte einen Zugang zu einer Ser\iceehirichtung ehifor- 
deni, diese Seiviceeimichtimg ein natüiliches Monopol 
darstellt und Wettbewerb - aufgiimd der mangelnden Du- 
plizierbarkeit der hifrastniktiir - regehnäßig nur durch 
Zugangsgewäluimg eneicht werden kami. Fiu die Ver- 
hältnismäßigkeit der geplanten Regehmg spricht ferner, 
dass sie aufginnd des hn VenA^altirngsverfahien geltenden 
Amtsermittlungsgnmdsatzes ledighch eine Umkelu der 
materiellen Beweislast bewhken whd. 

231. hu Falle von kollidierenden Anträgen, die nicht 
alle hinreichend erfüllt werden köimeii, kann nach Arti- 
kel 13 Absatz 2 KOM(2010) 475 die Regulienmgsbe- 
hörde von sich aus (oder aufgrimd von Beschwerden) ein- 
greifen imd dafüi' sorgen, dass ein „angemessener Teil“ 
der Kapazitäten denjenigen Eisenbahnmiteinelmien zuge- 
wiesen whd, die nicht demselben Konzern wie der Be- 
treiber der Ehirichtiuig angehören. Dieser pauschale Ein- 
griff imabhängig vom Vorhegen einer Essential Facility 
ist hn deutschen Recht nicht vorgesehen. Dort wird es in 
§ 10 Absatz 6 Satz 2 EIBV erlaubt, dem eigenen Rolhiia- 
terial einen gewissen Vonaiig ehizmäimien, falls dies für 
den Betriebsablauf erfbrderhch ist. 


3 Wettbewerbsentwicklungen und 
Wettbewerbshindernisse im 
Schienen Personen nah verkehr 

232. Die leicht positive Entvickhmg des Wettbewerbs 
hn Scliienenpersonemiahverkelu hi Deutschland hat sich 
hl den letzten Jahren fortgesetzt. Abbildiuig 3.1 zeigt, 
dass der Marktanteil der nichtbimdeseigenen Eiseribahn- 
verkehrsimteriiehmen dabei entsprechend dem 

Trend der letzten Jahre wuchs. Der Wettbewerberanteil 
der in Zugkilorneteni (Zkm) gemessenen Beüiebsleistiuig 
lag im Jalu 2010 bei 2 1 ,6 Prozent, während der Anteil der 
Wettbew^erber an der hi Persorienkilometem (Pkm) ge- 
messenen Verkehrsleistimg lediglich 12,5 Prozent des ge- 
samten Marktes betnig. Gegenüber 2008 liegt die Steige- 
nmg des Anteils der Verkehisleistung bei etw^a ehiem 
Prozentpiuikt imd die Steigeiimg des Anteils der Be- 
tiiebsleistimg bei etoa drei Rmkteri. Seht deutlich ist 
damit auch, dass die nichtbimdeseigenen Unternehmen 
Verkelusleistungen mit eher geringerem Personenauf- 
konmieri anbieten. Dies ist höchstwahrschehiMch darauf 


Vgl.Bimdestagsdracksache 13/9720 vom 29. Januar 1998, SteUung- 
oahme des Bimdesrates, S. 73. 


zmückzufüluen, dass Wettbew^erber eher Relationen mit 
prinzipiell gerhigerem Personenau&oimnen bedienen, 
während stark frequentierte Hauptstrecken offensichtlich 
weiterhin hisbesondere dmch die Nahverkelustochter der 
Deutschen Balm AQ der DB Regio AQ bewiitschaftet 
werden.21^ Gegenüber 2008 hat sich dieser Trend weiter 
verstärkt. Während DB Regio AG die Auslastung ihrer 
Züge leicht steigern komite, verzeichneten die Wettbe- 
werber einen deutlichen relativen Rückgang der erbrach- 
ten Personenkilorneter hn Verhältnis zu den Zugküome- 
tein. Aufgrimd der dmch die Bmidesländer bestellten 
Verkelue hat sich die Fhiariz- imd Whtschaftskiise nicht 
auf die pro Jahr insgesamt erbrachte Zugleistung (in Zug- 
kilorneteni) ausgewii’kt. Auch die Verkehrsleistimg (hi 
Personenkilometem) ist im Schierienpersonermahverkehr- 
im Krisenjahr 2009 gegenüber dem Vorjalir lediglich um 
ca. 0,5 Prozent ziu-ückgegangen. 

233. Ein stetiges, aber’ langsames Wachstmn des Wett- 
bew^erbs ist irn Schierienpersonermahverkehr- deutlich er- 
kermbar. hi den vergangenen Jahr en haben sich die Wett- 
bew^erber vermehrt am Markt für- SPNV-Leistmigen 
etabliert imd neue Anbieter sind in den Markt eingetr eten. 
Zu den größeren Marktteüriehmem gehören neben der 
DB Regio AG auch w^eitere Töchter von Staatsunterneh- 
men wie die Keolis Deutsclüand GmbH & Co. (mehrheit- 
lich im Besitz der französischen Staatsbalm SNCF), die 
Abellio GmbH (übernommen dmch NedRailways B.V., 
die Wettbewerbstochter der sich in Staatsbesitz befinden- 
den Niederländischen Eisenbahnen NS), die Netiriera 
Deutschland GmbH (frülier Aniva Deutschland 
GmbH,2i^ mehrheitlich im Besitz der itahenischen Staats- 
balm Ferro vie dello Stato) imd die SBB GmbH. Daneben 
sind Konzeinimteinelmien wie die Veolia Verkehr’ GmbH, 
die BeNEX GmbH, die trans regio Deutsche Regional- 
balm GmbH und die Rhenus Veniro GmbH & Co. KG, 
Landesbaimen wie die AKN Eisenbahn AG: die Hessi- 
sche Landesbahn (HLB), die Südwestdeutsche Verkehrs- 
Aktiengesellschaff (SWEG) imd die Hohenzollerische 
Landesbalm AG (HzL) aktiv. Hinzu kommen eirüge 
Komrnimalbahnen (beispielsweise die Albtal-Verkehrs- 
Gesellschaff mbH (AVG), die Erffuter Bahn GmbH (EB), 
die Chenmitzer Verkehrs- Aktierigesellschaff (CVAG) 
imd die Saarbahn). Einige dieser Unternelmien agieren 
dabei ledighch als Dachgesellschaft regionaler Beteih- 
gurigeri. hisgesamt ist eine sein große Anzahl an Eiseri- 
balmverkehrsmiternelimeri im Schierienpersoriemiahver- 
kelu aktiv. Dazu zählen jedoch auch sehr- kleine 
Bahngesellschaften und viele Tochtergesellschaften der 
genamiten Unternehmen. Obwolü die Markts tr-uktm da- 


Prinzipieir ist nicht auszuschtießen, dass die DB Regio AG eine stär- 
kere Nact&age erzeugt als ilire Wettbewerber. Dies ist ans Marktana- 
lysen jedoch nicht abzuleiten und aufgrund dessen, dass im Schie- 
ner^ersonennahverkehr kerne direkter Wettbewerb auf einzelnen 
Strecken stattfindet, sondern ganze Regionen jeweils durch ein Ei- 
senbahnverkehrsuntemehmen bedient werden, eher nicht zu vermu- 
ten. 

Zuge der Übernahme des britischen Verkehrskonzems Arriva 
durch die Deutsche Bahn AG musste diese auf Weisung der Europäi- 
schen Ko mmi ssion die deutsche Arriva-Tochter (jedoch nicht die Na- 
mensrechte) abgeben. Seit dem 21. Marz 2011 firmiert das Unterneh- 
men unter dem neuen Namen Netinera. 
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Abbildung 3 . 1 

Marktanteile der Wettbewerber im deutschen Schienenpersonennahvei kehr 
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niit durch eine Vielzahl von Wettbewerbeiii gekennzeich- 
net ist, hat die DB Regio AG mit ihieii XochteiTintemeh- 
meii mit einem Marktanteil von 87,5 Piozent an der 
Verkelu’sleistung hzw. 78,4 Piozent an der Beüiebsleis- 
timg demioch weiterhin eine selir dominante Position im 
deutschen SPNV-Markt inne. 

234. Allein aufgnuid dieser Daten kann jedoch keine 
wettbewerbsökoiiomische Benrteihmg des Erfolgs der 
Wettbewerbsentwickhmg eifolgen. Es ist viehnehi- zu 
prüfen, auf welcher Basis diese Enb^ickhmg erfolgt imd 
auf welche Einflüsse sie ziirückzufiihien ist. Nin dann 
kaim eine belastbaie Aussage zur zukünftigen Wettbe- 
werbs entvickhmg und deren Herausforderungen getiof- 
fen werden. Zeiibal ist dazu die Darstelhuig luid Analyse 
bestehender relevanter Wettbewerbsliindemisse. Zu die- 
sem Zweck werden zunächst die Rahmenbedingiuigen 
des Wettbewerbs um den Markt duicb Vergaben im 
Schienenpersoneimahverkehr dargestellt. Neben der 
rechtlichen Situation werden Eiitoickhmgen luid Pers- 
pektiven der Vergaben von Leistungen des Schienenper- 
soiiemiahverkehrs untersucht, bi der Folge befasst sich 
die Monopolkoimiiission mit den Hindernissen effektiven 
Wettbewerbs in den prbizipiell wettbewerblichen Aus- 
scbieibimgeii. Abschließend werden die bestehenden 
Hbideinisse der aktuellen Tarif- und Vertiiebskooperatio- 
neii analysiert. 

3.1 Vergaben im Schienenpersonen- 
nahverkehr 

235. Schieiieiipersoneimahverkehi' ist m Deutschland 
imter den vorliegenden Ralmieiibedingungen nicht renta- 


bel zu betieiben. Aus diesem GiTind erfolgte die Liber aü- 
sienmg der Märkte ftir Eisenbahiiverkebi sleistimgen auf 
den Transportmärkteii in untei'schiedbcbei’ Art mid 
Weise. Die Maiktöffnung im Scbienenpersonemiabver- 
kelu erfolgte dementsprechend nicht — wie ün Fern- imd 
Gttteiverkelu - durch Deregulieiimg, die es den Eisen- 
balmverkehrsmitemelmieii erlaubt, aus eigener Initiative 
Veikelusleistimgen anzubieten. Vielmehr wwde den Län- 
dern und Regionen als Aufgabenträger die Mögbclikeit 
eröffnet, SPNV-Leistungen zu bestellen. Duichsclmittbch 
fmaiizieren sich die Eisenbalmverkelusuntemebmen im 
Schienenpersonemiahverkelir nur zu em^a 40 Prozent aus 
Fahrgasteinnabmen, die verbleibenden Kosten der Ver- 
sorgung der Bevölkenmg mit scbieiiengebimdenen Nah- 
verkebisleistiuigen müssen diuch öffentliche Mittel ge- 
deckt weiden. Den Bimdesländem werden gemäß dem 
Regionalisienuigsgesetz (RegG)^'® zu diesem Zweck sog. 
Regioiialisienmgsmittel aus dem Biuideshaushalt m Höhe 
von etwu 7 Mid. EUR jähilich zu Verfügung gestellt.^i® 
Die Zuständigkeit für Planung, Organisation mid Finan- 
zienuig des öffentlichen Personemiahverkehi s ist bei den 
Aufgabeiib’ägeni des Scltienenpersonemiabverkelirs zu- 


Gesetz zur RegLonatisiening des öffenttichen Perscneimaliverkehrs 
vom 27. Dezember 1993, BGBL. I S. 2378, 2395; zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzt vom 12. Dezember 2007, BGBL I S. 2871 . 

^^^Die 2007 beschlossene Ai^ssung des Regjonstisieningsgesetzes 
sieht vor, ausgehend von Mitteln in Höhe von 6,675 Mrd. Euro für 
das Jahr 2008 diese Mittel jährhch um 1,5 Prozent zu erhöhen, so- 
dass im Jahr 2014 eine Höhe von ca. 7,3 Mrd. Euro erreicht wird. Im 
Jahr 2014 soU die Höhe der Mittel für die Zeiträume ab 2015 erneut 
überprüft werden. 



Drucksache 17/7248 


-74- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


saroinengefiihit worden. Die Aufgabentiäger ermitteln 
den Transportbedarf im Scliienenpersonemiahverkehr 
und kaufen die entsprechenden Verkelu:sleistungen diuch 
veitraghche Vereinbanmgen mit Verkehisunteinehmen 
ein oder erlegen den Untemehinen diese Leistiuigen auf. 
Die 25 Aufgabenträger Organisationen des Schienenperso- 
neimahverkehrs hi Deutschland bestellen pro Jahr fast 
63 0 Milhonen Zugkiloinetei’ bei zurzeit 69 Eisenbahnver- 
kelnsiuitemelunen. 

236. Ziel der Regionalisienmg ist es, einen Markt ftir 
Leistungen im Scliienenpersonemiahverkehi’ zu ent- 
wickehi. Bei der Vergabe von Verkehisleistimgen sollen 
dabei Verkehrsverträge mit denjenigen Unteinehmen ge- 
schlossen werden, die die geforderte Leistimg am güns- 
tigsten erbringen köimen. So ist es auch innerhalb eines 
wettbewerblichen Ordmmgsrahinens möghch, ein flä- 
chendeckendes Schieneimaliverkelusangebot sicherzu- 
stellen. 

237. Die Vergabe von Eisenbahnverkehisaufträgen 
kaim dabei auf unterscliiedliche Alt und Weise erfolgen, 
hn Allgemeinen sind ein öffentliches Ausschieibungsver- 
fahien imd die Duichfühnuig eines tianspaienten wettbe- 
werbhchen Verfalirens vorgesehen, an dem sich konkur- 
rierende Verkelu’simtemehmen mit ihieii Angeboten 
beteiligen. AUerdhigs sind imter bestimmten Vorausset- 
zimgen auch eingescliränkte Ausschieibiuigsverfahien 
oder freihändige Vergaben möglich.^^® 

238. Aus Wettbewerbs ökonomischer Perspektive ist die 
Ausschreibimg als prmzipiell vorzuziehendes Verfahren 
zu sehen. Zum einen zwingt der Wettbewerbsdruck in 
Ausschreibimgen die Anbieter’, ilue Leistiuigen zu niedii- 
gen Reisen anzubieten und zum Zweiten vereinfacht die 
Ausschreibimg die Auswahl des efiizientesten Anbieters. 
So wird diuch eine wettbewerbliche Vergabe an den An- 
bieter mit dem besten Angebot zum günstigsten Reis eine 
effiziente Leistungserstelhmg ermöglicht.^^^ Allerdings 
verkemit die Monopolkonmiission nicht, dass es in be- 
sonderen Einzelfallen durchaus möglich ist, auch durch 
gut ausgehandelte Diiekn^ergabeii angemessene Rahmen- 
bedingungen zu erzielen. Die Monopolkonmiission ist 
deimoch der Auffassung, dass die Ausschreibungen von 
SPNV-Leistimgen im Allgemeinen den Anfordemngen 
an Transparenz imd Diskrimhiienuigsfreiheit besser ge- 
recht werden luid zu effizienteren Ergebnissen fühlen als 
fieihändige Vergaben.^^^ Anekdotische Evidenz für diese 
fliese bieten die Erfahnuigen der letzten Jalire, die ge- 
zeigt haben, dass der Übergang einzelner direkt vergebe- 
ner SPNVWerbindimgen in den Ausschreibungswettbe- 
werb teilweise zu erhebhchen Senkimgen der 
Bestellerentgelte geftilut hat. Weitere Anzeichen füi’ die 
hieffizienz von Direktvergaben lassen sich aus dem Bei- 
hilfehaupt\' erfahien der EU-Kommission, die eine Über- 


^ Vgl. Abschnitt 3.3.1 . In der deutschen VOL/A wird in Abschnitt I der 
Begriff „freihändige Vergabe"" verwendet, während der korrespondie- 
rende Tennmus der europäischen VO (EG) Nr. 1370/2007 die „Di- 
rektvergabe"" ist. 

Vgl. beispielsweise Klenq>erer, RD., Auctioos, Theory and Practice, 
Princeton/N.J. 2004. 

^ Vgl. Monopolkamniission, Sondergutachten 55, a. a. O., Tz. 35 ff. 


kompensation der DB Regio AG vermutet,^^^ ebenso ab- 
leiten wie aus den insgesamt überdurchschnittlichen 
Renditen der DB Regio AG .224 

Wissenschaftliche Aibeiten, die sich mit den relativen 
Vorteilen der beiden Vergabemechanismen beschäftigen, 
existierten bisher kaum. In einer aktuellen empirischen 
Studie haben nun Lahve und Sclmiutzler^^^ die Vergabe- 
praxis in Deutschland imtersucht. Dabei finden sie deuth- 
che Effizienzsteigeiungen diuch wettbewerbhche Verga- 
beprozesse. Insgesamt zeigt sich ein Preisrückgang um 
25 Rozent luid eine Erhöhiuig der Bedienungshäufigkeit 
mn 13 Prozent fiu ausgeschiiebene Verkelusleistungen 
im Vergleich zu Verhandlungen. Diese nachgewiesenen 
erheblichen Effizienzsteigeiungen diuch Ausschrei- 
bungswettbewerb machen deuthch, dass durch freihän- 
dige Vergaben eine enoimes Wohlfalutsteigerimgspotenzial 
imgenutzt bleibt. Daher malmt die Monopolkommission 
an, auf freihändige Vergaben höclistens übergangsweise 
in sein vereinzelten Ausnalmiesituationen zurückzugrei- 
fen und sonst auf wettbewerbhche Aussclueibiuigsver- 
fahi en zu setzen. 

3.1.1 Vergabe- und Beihilfenrecht hinsichtlich 
der Vergaben von SPNV-Aufträgen 

239. Die Vergabefoiin ist abhängig von komplexen Vor- 
schi’iften des deutschen luid eiuopäischen Rechts. Bei der 
Vergabe von SPNV-Leistungen handelt es sich um die 
Nachfrage privatwmtschaftlicher Leistungen durch öf- 
fentliche Auftiaggeber. Bei der Vergabe dieser Leistun- 
gen sind die deutschen imd europäischen Normen des 
Vergaberechts zu beachten. Zusätzhch relevant sind Nor- 
men des europäischen Berhrlfemechts, da die von der öf- 
fentlichen Hand gezahlten Entgelte piinzipiell geeignet 
sind, bestimmte Untemehmen zu begünstigen. 

240. Die Vergabe von Verkehrsauftiägen im Schienen- 
personeimahverkelu war und ist Gegenstand intensiver 
rechtlicher Diskussionen. Insbesondere die fieiliändigen 
Vergaben großer Verkehrsaufüäge an die DB Regio AG 
in den Jahren 2002 bis 2004 haben dazu geführt, dass sich 
Wettbewerber im Scliienenpersoneimahverkelu’ gegen 
diese Vergabepraxis rechthch zur Wein gesetzt haben. 
Große Aufmerksamkeit erlangten die Rechts Streitigkeiten 
des Verkehrsverbimdes Rhem-Ruhi’ (VRR) mit der DB 
Regio AG imd Abellio, die schließlich dincli eine Ent- 
scheidimg des Bundesgerichtshofs vom 8. Febniar 2011 
beendet WTU’den, sowie ein Beiliilfever feinen der Euro- 
päischen Kommission gegen den Verkehisverbund Ber- 
lin-Brandenbing. 


Vgl. Tz. 241. 

Vgl. MonopolkomEmssion, Sondergiitachtea 55, a. a. O., 1^. 37. 

^5 Lalive, K/Schmutzler, A., Auctions vs. NegDtmtians in Poblic Pro- 
curement — Evidence from Railway Maikets, May 9, 2011, http:// 
www.cepr.oig/meets/wkcn/6/669 1 /papers/SchmutzlerFinal-Ppdf. 
Bereits früher hatten die Autoren eine ähnli che Studie zu Auswirkun- 
gen von Ausschreibungen auf die angebotene Bedienungshäufigkeit 
erarbeitet; vgl. Lahve, EJSchmutzler, A^, E3q)lonng the effects of 
competition for railway markets. International Journal of Industrial 
Organisation 26(2), 2008, S. 443-458. 
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Die komplexe Rechtslage hat dazu beigetiagen, dass in 
der Vergangenheit die wettbewerbspolitischen Ziele luid 
Diskussionen der Liberahsieiung gegenüber den aiifcen- 
digen Rechtsstreitigkeiteii ziulickgetreten sind. 

3.1. 1.1 Beihilfenrechtliche Situation 

241 . Die Vergabe von Verkehisaiifhägen wird durch das 
eiuopäische Beihilfemecht beeinflusst, da die von den 
Aufgabeiiti’ägeiii gezahlten Entgelte prinzipiell geeignet 
sind, selektiv Eisenbahmiahverkehrsimtemehmeii zu be- 
günstigen. So hat beispielsweise die Europäische Kom- 
mission im Oktober 2007 beschlossen, ein Beihilfehaupt- 
verfaliren gegen Deutscliland einzuleiten.^^e 

hn Dezember 2009 trat die Verordnimg (EG) Nr. 1370/ 
2007 in Kraft, die den ziuiehmenden Wettbewerbsprozes- 
sen im öffenthchen Verkehr- und den damit verbrmdenen 
Ausgleichszahlungen im Schienenpersonemiahverkehr 
einen regulatorischen Rahmen geben soUte.^^^ 

242. hu Gegensatz zur- vorherigen Verordnimg (EWG) 
Nr. 1191/69 existiert in der neuen Verordnimg (EG) 
Nr. 1370/2007 keine Unterscheidung zwischen Aus- 
gleichsleistimgen, die sich aus einseitig auferlegten Ver- 
pflichtimgen ergeben, imd solchen, die auf einen Ver- 
kelusvertrag zurtickzuflihien sind. Dadiuch fallen alle 
Ausgleichsleistimgen für- gemeinwiitschaftliche Ver- 
pflichtiuigen nach Artikel 93 AEUV {ex- Artikel 73 EGV) 
luiter die Ausnahme vom allgemeinen europäischen Bei- 
hüfenvei’bot des Artikel 107 Absatz 1 AEUV (ex-Artikel 87 
EGV) und sind gemäß Artikel 9 Absatz 1 VO 1370/2007 
auch von der beihilfemechtlichen NotifizierTuigspflicht 
ausgenommen. Eiu Verkehrs Verträge, die auf Basis der 
Verordnimg (EG) Nr. 1370/2007 geschlossen w^erderi, 
gelten nun spezielle inhaltliche Auflagen. Diese orientie- 
ren sich imter anderem an den Kriterien, denen Zuw^en- 
dimgen im Verkelussektor nach dem Urteil des Eiuopäi- 
schen Gerichtshofs im Verfahren „Altmark Trans'' aus 
dem Jahr e 2003 folgen müssen, lun nicht als Beihilfe 
klassifiziert zu werden. Dazu gehören nach Artikel 4 
Absatz 1 lit. a VO 1370/2007 eine klare Definition der 
gemeiiiwdrtschaftlichen Verpflichtungen imd gemäß Arti- 
kel 4 Absatz 1 lit. b VO 1370/2007 die Bereclmimg der 


^*Vgl. EU-Kommission, Verfalireii zur Durchführung der Wettbe- 
werhspohtik. Staatliche Beihilfe C 47/07 (ex NN 22/05) - Öffenth- 
cher Dieustleistungsvertrag zwischen Deutsche Bahn Regio und den 
Ländern Berlin und Brandenburg, ABI. EU Nr. C 35 vom 8. Februar 
2008, S. 13. Das Verfahren richtete sich gegen den Ende 2QÜ1 ge- 
schlossenen und bis Ende 2012 laufenden Verkehrs vertrag zwischen 
den Ländern Berlin und Brandenburg und der DB Regio AGt der eine 
Konq>ensation von 2,5 Mrd. EUR für die darin vereinbarten Ver- 
kehrsleistungen vorsak Fraghch ist, ob es bei dem Abschluss dieses 
Verkehrsvertrags zu emer Übeikompensation der DB Regm AG ge- 
kommen ist. Das Verfehren ist noch nicht abgeschlossen. 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments imd 
des Rates vom 23. Oktober 2007 über öffenthche Personenveikehrs- 
dienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates, ABI. EU 
Nr. L 31 5 vom 3. Dezember 2007, S. 1 . Die komplexe Rechtslage vor 
und nach Inkrafttreten der Verordnung hat die Monopolkommission 
bereits im vergangenen Sondergutachten ausfiihrhch dargestellt; vgl. 
Monopolkommission, Sondeigutachten 55, a. a. O., Abschnitt 2.3.1. 
Vgl. EuGH, Urteü vom 24. Juli 2003, Rs. C-280/00, Altmaik Trans, 
Slg. 2003, 1-7747, Rn. 87 f 


Aiisgleichszahliuigen nach zuvor in objektiver und üans- 
paienter Weise aufgestellten Methoden. Dabei ist eine 
übeimäßige Aiisgleichszalilimg zu veimeiden imd der 
Ausgleich soll auf die finanziellen Nettowmkimgen be- 
schiänkt w^eiden, lun die Nettoaiiswürkungen auf Kosten 
imd Einnalmien zu decken, die auf die Erfiillung der ge- 
meinwmtschaftüchen VeipfUchtimgen zmlickzufiihien 
sind. Ein angemessener Gewhui daif berücksichtigt wer- 
den. 

Die Bedeutiuig der Verordnung erstreckt sich niu auf die 
Vorschriften zum Beihilfenrecht. Sie enüialt keine Pflicht, 
die Aufhagsvergabe durch Ausschreibungen zu organi- 
sieren. Füi’ Dienstleistungsaufiräge im öffentlichen Perso- 
nemiahverkehi- sieht die Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
in Atikel 5 Absatz 3 zw^ar grundsätzlich ein wettbew^erb- 
liches Verfahien vor, allerdings sind nach Aitikel 5 Ab- 
satz 6 Dienstleistungsauflräge im Eisenbahnverkehi- ex- 
plizit davon ausgenommen.^^^» Dabei wird das in der 
Verordnimg noimieite Wahlrecht zwischen w^ettbewerbh- 
chen imd fieihändigen Vergaben von SPNV-Aufhägen 
imter den Vorbehalt abweichender nationaler Regelungen 
gestellt, sodass eine Piüfiuig der Bestimmimgen nach na- 
tionalem Recht möghch bleibt. 

243. Unter beihilfenrechthchen Gesichtspimkten bleibt 
damit vor allem zu klären, ab wann eine Übeikompensa- 
tion vorliegt. Es ist davon auszugehen, dass bei Verkehrs- 
verträgen, die im Rahmen von Ausschi eibimgen veige- 
ben WTU’den, eher keine Überkompensation zu vermuten 
ist. Insbesondere ist nach Auffassimg der Monopolkom- 
mission dann keine Überkompensation anzimehmen, 
wemi der Veikehisvertrag in einem wettbewerblichen 
Verfahien vergeben wunde, in welchem mein als ein Ei- 
senbahnverkelu’simtemehmen ein kompetitives Angebot 
imterbreitet hat. Sollte sich dennoch eine überdiuch- 
schnittliche Rendite eiwirtschaften lassen, so ist dies ins- 
besondere im Zusanmienhang mit Nettoverüägen ein Er- 
gebnis des vom Unternehmen eingepreisten Risikos oder 
von Effizienzsteigeiungen. Algemern ist davon auszuge- 
hen, dass erfolgreiche Unternehmen in wettbeweiblichen 
Ausschreibungen nur tatsächlich vorhandene Risiken ern- 
preisen und das erfolgieiche Angebot die Bedienung zu 
den geringsten Kosten eimöglicht. hn Falle von Dhekt- 
vergaben köimen überdurchschnittliche Renditen jedoch 
nicht pauschal auf nicht eingeti-etene Risiken zuiückge- 
fülut werden, sodass Zalüungen, die im Rahmen von Di- 
rekt\' er gaben vereinbart wurden, immer mit einer rechth- 
chen Unsicherheit in Bezug auf die Vereinbarkeit mit 
bestehendem Berliilfenrecht verbimden sind.^^' 


Dabei begrenzt Artikel 5 Absatz 6 VO 1370/2007 die Laufeeit von 
schienengebundenen Verkehrs vertragen im FaUe von Direktvergaben 
auf zehn Jahre, während nach Artikel 4 Absatz 3 sonst Laufeeiten 
von bis zu 15 Jahren möghch sind. Artikel 4 Absatz 4 formiiheit da- 
zu verschiedene Ausnahmen. Außerdem smd Veigaben an rechÜich 
selbständige, öffenthch-rechthch kontroUierte Eig^betriebe (In- 
house-Vergaben) nach Artikel 5 Absatz 2 von der Ausschreibungs- 
pfhcht ausgenommen. 

230 Ygl. dazu Abschnitt 3.1.12. 

Anzumeiken ist, dass eme Uberkompensation auch im FaUe emes 
eher germgen Gewinns z umin dest dann denkbar ist, wenn die Leis- 
tungsersteUung besonders ine ffizi ent erfolgt. 
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244. Obwolü die beüiilfenrechtlkhe Situation dmch die 
neue Wrordiiiuig (EG) Nr. 1370/2007 ti aiispaienter wild, 
besteht nach Meinung der Moiiopolkoniniission weiterhin 
eine nicht imerhebhche Unsicherheit dariiber, wie das 
Verbot der Überkoiupensation zu beuiteilen ist. Nach der 
Verordnung darf lediglich ein angemessener Gewinn be- 
riicksichtigt w^erden, sodass die Beuiteüung eines verhan- 
delten Bestellerentgelts, das im Nachhinein zu einer über- 
dmchsclinittlichen Rendite führt, luiklar bleibt. Die 
Monopolkommission veihitt hier w^eiterhin die Auffas- 
simg, dass eine strenge Auslegung erfolgen sollte, bei der 
eine Überkompensation im Falle eines überdurchschnitt- 
lichen Gew'iims so lange anzimehmen ist, wie der Nach- 
weis nicht erbracht ist, dass dieser Gewiim auf eine be- 
sonders effiziente Leistlings erbringung zurückzufLilnen 
ist.^^^ Auch im Hinbhck auf die Rechtssicherheit bezüg- 
lich der beihilfemechtlichen Situation ist den Aufgaben- 
ti’ägem daher zu empfehlen, Verkehisvertiäge über den 
Weg der wettbew^erblichen Vergabeverfahien abzuschlie- 
ßen. 

3.1. 1.2 Vergaberechtliche Pflichten der Aufga- 
benträger im Schienenpersonen- 
nahverkehr 

245. Die vergaberechthchen Pflichten der Aufgabenträ- 
ger im Schienenpersonennahverkehi' ergeben sich maß- 
geblich aus den Normen des europäischen tmd deutschen 
Vei’gaberechts.2^3 Im deutschen Recht finden sich Vor- 
schiiften zu Vergaben im Allgemeinen Eisenbahngesetz, 
im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkimgen, in der 
ziun Jahiesende 2014 auslaufenden Verordinmg über die 
Vergabe öffentlicher Dienstleistungsaufträge (Vergabe- 
verordnung, VgV) mid der Vergabe- luid Veitragsordinmg 
für Leistimgen - Teil A (VOL/A). 

246. Lange wai’ luigeklärt, ob das Eisenbahiuecht die 
Anw^endung der §§ 97 ff. GWB ausschheßt oder ob bei 
der Vergabe von SPNV- Verträgen die allgemeinen Verga- 
bevorschiiften Anw^endimg finden.234 Gemäß § 15 Absatz 2 
AEG kömien Aufgabentiäger Veikehrsveiträge ausschrei- 
ben. hu Umkelu’schluss ergibt sich aus der Foimulienmg 
keine Pflicht zur Ausschieibimg. Das allgemeine Verga- 
berecht sieht dagegen nach § 3 Absatz 2 Satz 1 VOL/A 
öffentliche Ausschreibungen als Regelfall vor und Ab- 
W'eichungen davon in Form von beschiänkten Ausschrei- 
bimgen oder fieihändigen Vergaben nach § 3 Absatz 2 
Satz 2 VOL/A als besonders zu rechtfertigende Ausnah- 
ineii.^^^ Zusätzlich ist die Übergangsvorschrift des § 4 
Absatz 3 VgV bis zu ihrem geplanten Auslaufen zum Jah- 


232 Ygl. Münopolkammission, Sandergutachten 55, a. a. O., Tz. 52. 

Flir eine ausführliche Darstellung der Vorschriften über die Vergabe 
öfiFenthcher Veikehrsauflräge im europäischen Recht vgl. Monopol- 
konmussion, Sondergutachten 55, a. a. O., Tz. 54 f. 

^34 Vgl. zur Diskussion der FragesteUung, ob § 15 Absatz 2 AEG die 
Anwendungen des Veigaba'echts verdrängt bei^elsweise Kühling, J., 
Ausschreibungswettbewerb im Schienenpersonennahveikehr? - Zum 
Verhältnis von Paragr^h 15 Absatz 2 AEG und aUgememem Verga- 
beiecht. Vergaberecht 10(6), 2010, S. 870-877. 
Rechtfertigungsgründe für beschränkte Ausschreibungen mit Teü- 
nahmewettbevirerb finden sich in § 3 Absatz 3 VOL/A, für be- 
schränkte Ausschreibungen ohne Teünahmewettbewerb m § 3 Ab- 
satz 4 VOL/A und für fi-eihändige Vergaben in g 3 Absatz 5 VOL/A 


lesende 2014 zu befficksichtigen, auch w-emi deren allge- 
meine Gültigkeit in der Liter ato^^^ und Entscheidimgs- 
praxis^^^ lunstritten ist. Nach § 4 Absatz 3 VgV sind 
fieihändige Vergaben von Dienstleistungsaufträgen im 
Schienenpersonennahverkelu nui' im Sinne eimnalig be- 
fi’isteter Verlängenuigen einzelner Linien von bis zu diei 
Jahien {§ 4 Absatz 3 Niumnei’ 1 VgV) odei’ dami möghch, 
wemi bei Veiträgen zwischen diei imd zwölf Jahien em 
wesenthcher Teil der Leistimgen wäluend der Veiffags- 
lauff eit ausläuft und dami über Ausschieibtmgen neu ver- 
geben wild (§ 4 Absatz 3 Nuinmei’ 2 VgV). 

247. In der Vergangenlieit gab es zm Aimendimgs- 
pflicht des Vergaberechts uiitersclüedliche Urteile. 2003 
hatte das Oberlandesgericht Brandenbiug über die frei- 
händige Vergabe der brandenbuigischen Verkelusleistun- 
gen an die DB Regio AG entschieden, dass die Vergabe 
von Eisenbahnverkehisleistimgen nicht in den Anw^en- 
dungsbereich des GWB-Vergaberechts falle, da nach 
Meiinmg des Gerichts § 15 Absatz 2 AEG die voirangige 
Regelung sei, welche ein Wahhecht darüber eiöffiie, ob 
die Verkehi sleistung direkt vergeben oder im Wettbew^erb 
ausgeschrieben w^ird.^^® Die Reaktionen auf dieses Uiteil 
waren tmeinheitlich. Die Frage nach der Anw^endbarkeit 
des GWB-Vergaberechts w^ai im Ansclüuss Gegenstand 
einiger Verfahien, olme dass es zu einer abschließenden 
Kläiimg kam.^^^ Die Eiuopäische Kommission eröffiiete 
ein Veili'agsveiietzungsverfahren gegen die Bundesre- 
publik Deutschland, da ihier Auffassung nach ein 
Fehlverständiüs des eiuopäischen Rechts vorlag. Die 
Landesverkehi'sministei’ verständigten sich daraufhin, 
Verkelusaufträge nach einem sog. Fünf-Rinkte- Verfahien 
zu vergeben, nach welchem Aufträge euiopaweit bekamt 
gegeben rmd alle Interessenbekundimgen überpiüft wer- 
den, eine faire Ausw^ahl mehrerer Verhandlimgspartner 
getroffen wird rmd die Verhandlungen rmd Zuschlagser- 
teilung diski’iminienmgsfi'ei verlaufen. Das Vertragsver- 
letzrmgsveifahien WTude daiaufliin eingestellt.^^ 

248. Mit seinem Beschluss vom 8. Febmar 2011 ent- 
schied der Bundesgerichtshof im Siime der Anw^endbar- 
keit des GWB-Veigaberechts.^'^i Gegenstand des Muster- 
verfahrens war ein Vertrag im Weit von 1 Mrd. Euro, den 
der Veikehrsverbrmd Rhein-Rubi- ohne föinüiche Aus- 
schieibrmg direkt an die DB Regio AG vergeben hatte.^^^ 


236 Vgl. Bischofif in: Wiüenbmch/Bischoff, Vergaberecht, Kompaktkom- 
mentar, Köln 2008, § 4 VgV Rn. 3 ff. 

VK Brandenburg, Beschluss vom 10. Februar 2003, VK 80/02; VK 
Magdeburg , Beschluss vom 3. Februar 2003, VK/ 18/02. 

23 s Vgl. OLG Brandenburg, Beschluss vom 2. September 2003, Veig W 
3/03 und 5/03 „Cormex/Beilin-Brandenburg'', gegen eine Ausschrei- 
bungspflicht; aus formellen Gründen nicht beanstandet durch 
BVerfC^ Nichtannahmebeschluss vom 6. Dezember 2006, 1 BvR 
2085/03 „Connex/Berlin-Brandenburg''. 

239 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 55, a. a. 0, 1^. 56. 

2 m Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 48, a. a. O., Tz. 224 f. In 
der Folge wurde dieses Verfahren wieder aufgenommen; vgl. EU- 
Kommission, Verfahren zur Durchführung der Wettbewerbspohtik, 
Staafliche Be ihilf e C 47/07 (ex NN 22/05) — ÖffenÜicher Dienstleis- 
tungsvertrag zwischen Deutsche Bahn Regio und den Ländern Berlm 
und Brandenburg, ABI. EU Nr. C 35 vom 8. Februar 2008, S. 13. 
BGH, Beschluss vom 8. Februar 2011, XZB 4/10. 

^42 Vgl. auch Abschnitt 3.1.2. 
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Das Obeilandesgeiicht Diisseldoif hatte in einem Be- 
schluss vom 21. Juni 2010 der bis dahin wegw^eisenden 
Eiitscheidiuig des Obeilandesgerichts Brandenburg wi- 
derspiochen.^^^ Das Obeilandesgeiicht Düsseldorf war 
der Ansicht, dass die vorliegende Vergabe ini Scliienen- 
personeimahverkehi' nach dem Gesetz gegen Wettbe- 
werbsbesclnänkimgen zu bewerten sei imd damit freihän- 
dige Vergaben gemäß § 1 5 Absatz 2 AEG nicht allgemein 
zulässig seien. Zur’ abschließenden Klänuig legte es die 
Sache nach § 124 Absatz 2 Satz 1 GWB dem Bimdesge- 
richtshof vor. 

249. Der Bundesgerichtshof schloss sich der Rechtsauf- 
fassmig des Oberlandesgerichts Düsseldorf an. Er ging 
von der Anwendbarkeit des GWB- Vergaberechts aus ruid 
lehnte damit eine Verdrängrmg durch § 15 AEG ab.^^ 
Auch stellte der Gerichtshof klar, dass sich an der An- 
wendiuig des GWB-Kaitellrechts durch das Inkraftheten 
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 keine Ändenmg er- 
geben hat. 

Der Brmdesgerichtshof machte in seinen Ausfrihiiingen 
deuthch, dass er den Verzicht auf die als Regelfall vor- 
gesehene öffentliche Aussclueibung nach § 3 Absatz 2 
Satz 1 VOL/A als besonders zu rechtfertigende Aus- 
nalune ansieht.^'*^ Der Gerichtshof lehnt sowohl bereits 
geführte Vergleichsverhandlungen als auch die Investi- 
tionswilligkeit des bisherigen Auffragnehmers als Recht- 
fertigiuigsgiimd für fr eihändige Vergaben gemäß § 3 Ab- 
satz 5 üt. a VOL/A ab. Nur wenn eine Ausschieibtmg 
gezeigt hat, dass aufgnuid der geringen Beteüigung kein 
whtschaftliches Ergebnis vorliegt, kamt luiter engen Vo- 
raussetzimgen die Aufhebtmg der Ausschreibung imd 
eine exklusive Verhandlung nach § 3 Absatz 5 lit. a 
VOL/A erfolgen. Obwohl der Bundesgerichtshof im vor- 
liegenden Sachverhalt eine freihändige Vergabe im Zuge 
einer geringfügigen Nachbestelhmg im Siime des § 3 
Absatz 5 lit. d VOL/A ablehnt, ist davon auszugehen, 
dass diese Rechtfeiligung in zukünftigen Vergaben eine 
Rolle spielen wird. So kami beispielsweise auf dieser 
Gnmdlage die Haimonisierimg der Laufzeiten von Ver- 
trägen eneicht werden. 

Vom Bimdesgerichtshof wild die Bedeutiuig der Auftei- 
hmg der Aufträge in einzehie Lose zm Schaffung von 
Wettbewerb betont. Nach § 97 Absatz 3 GWB und § 2 
Absatz 2 Satz 2 VOL/A kami darauf nm- verzichtet wer- 
den, wemi dies aus technischen oder wirtschaftlichen 
Gninden geboten ist, jedoch darf dies nicht zu einer Ver- 
teueiung der Leistung fiiluen. Aus technischen Giünden 
ist nach Darstelhmg des Gerichtshofs eine Btindehuig von 


OLG Düsseldori; Beschluss vom 21. Juü 2010, VB-Veig 19/10, 
WuW/EDE-R3040. 

im vorliegenden FaU auch keine Ausnahmevorschrifi vorkg, er- 
klärte der Bundesgerichtshof den Änderungsveriiag für unwirksam. 

^45 Ygl. ausfuhriich K ühlin g J., AusschreLbungspflichten im Schienen- 
personennahverkehr nach dem BGH-Beschluss vom 8. Februar 2011, 
InfiastrukturRecht 8(5), 2011, S. 101-107. 

246 Vgl. Tz. 252. 


Linien, die fth eine sinnvolle hitegiation des Netzes er- 
forderhch sind, möglich. 

250. Die Monopolkommission begiüßt die lange föllige 
Gnmdsatzentscheidimg mit ihiem klaren Votum für die 
Anwendung des GWB-^'ergaberechts und einer Stärkimg 
der Vergaben durch w^ettbewerbhche Aussclueibiuigen. 
Die Entscheidimg sorgt schheßhch für Rechtssicherheit 
in einer für den Schienenpersoneimahverkelu sehr wichti- 
gen Erage luid schafft ein belastbares Rechtsregime für 
SPNV- Vergaben, hisbesondere ist deuthch gemacht wor- 
den, dass eine restiiktive Anwendimg der Möghclikeit des 
Rückgriffs auf freihändige Vergaben nach § 3 Absatz 5 
VOL/A und § 4 Absatz 3 VgV seitens des Bundesge- 
richtshofs zu eiwarten ist. Dies sollten Aufgabenträger 
entsprechend beiücksichtigen. 

Demioch bleibt festzuhalten, dass die jahrelangen Unklar- 
heiten in Bezug auf die Anw^endbarkeit der Bedingungen 
füi- Dii’ekt\^ergaben signifikante volkswirtschafthche Kos- 
ten venusacht haben. Diese hätten durch eine klarere Eas- 
simg der Nonnen vermieden w^erden köimen. 

3.1. 1.3 Diskussion über eine Veränderung des 
bestehenden Vergaberechts 

25 1 . Auf hütiative von N ordihein- Westfalen beraten die 
Bimdesländer derzeit eine Gesetzesändenmg, die es ihnen 
erlauben soll, auch w^eiterhin Verträge für Regionalstre- 
cken direkt zu vergeben, statt auszuschreiben, hi § 15 
AEG soll demnach klargestellt w^erden, dass auch eine di- 
rekte Vergabe von Veilrägen im Scluenenpersonennah- 
verkehi' zulässig ist. Mit dieser Gesetzesändenmg w^ollen 
die Länder der Gnmdsatzentscheidung des Bimdesge- 
richtshofs teilw^eise entgegenwiiken. Ein entsprechender 
Antrag wunde am 25. November 2010 in den Bimdesrat 
eingebracht. 

252. Ereihändige Vergaben kömien dann angebracht 
sein, w^enn die Laufzeiten versclüedener Verkehrsveiträge 
haiinonisiert w^erden sollen. So kami die Verbindung 
meluerer Linien, deren Verkehisverti’äge zu untersclüed- 
lichen Zeitpunkten auslaufen, eiwünscht sein. Dadinch 
kami der berechtigte Wunsch entstehen, einen Veilrag 
zeitlich befristet zu verlängern und so zu einheitlichen 
Vergabezeitpiuikten zu gelangen. So kaim eine umfas- 
sende Ausschi eibiuig eimöglicht w^erden. 

253. Die Monopolkommission erkemit j edoch kein liin- 
reichendes Bedüi’fiiis für ein eigens ausgearbeitetes 
SPNV- Veigabea echt, da mit der Anw^endbaikeit der VOL/A 
ausreichend Spiehäume für’ die Aufgabenhäger verblei- 
ben. So kaim der Rechtfeftigirngsguuid einer geringfügi- 


Zur DarsteUung weiterer wichtiger Folgefrageu des Urteils w^e die 
Abgrenzung zwischen Dienstleistungsauflrag und -konzession oder 
die Reichweite von In-House- Vergaben rni Schiener^rsonennahver- 
kehr vgl. Kühlmg, J., Ausschreibungspflichten rni Schiener^erso- 
nermahverkehr nach dem BGH-Beschluss vom 8.2.2011, a. a. O. 

^4s Bundesratsdrucksache 779/10, Gesetzesantrag des Landes Noid- 
rhein- Westfalen, Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des All- 
gemeinen Eisenbahngesetzes, 25. November 10, http://www.bundes 
rat. de/chil 6 l/nn_8336/SharedI>ocs/I>rucksach^20 1 0/070 1 -800/ 
779-1 0,tenq)lateId=raw,property^ubhcatioiiFile.pdf/779-l O.pdf 
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gen Nachbestellmig ini Sinne des § 3 Absatz 5 lit. d VOL/ 
A hl zukünftigen Vergaben genutzt werden, um eine Har- 
nionisiening der Lauheiten von Veitiägen zu eireichen. 
Bis zu ilnem geplanten Auslaufen zuni Jahiesende 2014 
kann darüber hhiaiis auf die Vorschiift des § 4 Absatz 3 
VgV ziuiickgegiiffen werden. Auch erscheinen der Mo- 
nopolkonunission die Möghclikeiten des § 4 Absatz 3 VgV 
ausreicliend, um beispielsweise denjenigen Marktakteii- 
ren, die auf das Urteil des Oberlandesgerichts Branden- 
bmg vertraut haben, Anpassungen an die mm bestehende 
rechtliche Lage zu ermöglichen. 

hisgesamt ist es für die Monopolkoinniission nicht er- 
sichtlich, dass die derzeitige durch den BGH-Beschluss 
präzisierte Rechtslage und die bestehenden Ausnahme- 
niöglichkeiten nicht ausreichen kömiten, lun den Anfor- 
deiimgen der Praxis zu genügen. Dies ist hisbesondere 
der Fall, da Aufgabenüäger schon in der jüngeren Ver- 
gangenheit zimehmend auf Ausschreibungen zuiückge- 
griffen haben imd auch vor der Entscheidiuig des Bundes- 
gerichtshofs planten, dies weiterhhi zunehmend zu tun 
(vgl. Abbüdimg 3.2 in Abscluiitt 3.2). 

254. Nach Auffassung der Monopolkominission sollte 
kehiesfalls ein sektorspeziüsches Vergaberecht für den 
Schienenpersonennahverkelu gestaltet werden. Eine ge- 
nerelle, gesetzhch geregelte Zulässigkeit der Direkh^er- 
gabe gleichrangig neben der wettbewerbhchen Vergabe 
köimte den Wettbewerb massiv beemhächtigen. Deshalb 
ist eine restriktive Handhabiuig von Direkh^ergaben in 
dem Sinn erforderlich, dass diese niu daim zum Tragen 
konmien, weim dadiuch gesaintoirtschaftliche Vorteile 
bestehen luid darüber hinaus der Wettbewerb gefördert 
whd. 

3.1.2 Anwendung des Kartellrechts durch das 
Bundeskartellamt 

255. Dem Beschluss des Bimdesgerichtshofs vom 8. Fe- 
bmar 2011 gingen langjäluige Rechts Streitigkeiten vo- 
raus. Insbesondere im Vorfeld der Entscheidiuigsverkün- 
dimg kam es nach hffoiinations stand der Monopolkom- 
mission auch mit Unterstützimg von politischen Akteuren 
zu Planungen Wettbewerbs schädigender Handhuigen, 
welche iiiu durch das entschiedene Eingreifen des Bun- 
de skartellamtes gestoppt werden komiten. 

256. Ausgelöst wmde die rechtliche Auseinanderset- 
zimg dmch den Verkehrsverbimd Rhein-Ruhr, der 2007 
eigene Verstöße gegen das Beiliilfenrecht als Gnmd für 
die Nichtigkeit eines mit der DB Regio AG geschlosse- 
nen Verkehisvertrags vorbrachte. Der Verkelusverbrmd 
Rhein-Ruhr hatte ziuu Dezember 2003 einen 15 Jahre 
laufenden Verkehisvertrag mit der DB Regio AG ge- 
schlossen, aus dem 60 Prozent der vereinbarten Leistun- 
gen bis 2015 schiittwxise im Wettbewerb vergeben wer- 
den sollten. Der VRR war jedoch nachträglich mit der 
Höhe der vereinbarten Vergütimg unzufüeden und ließ 
ein Gutachten erstellen, das eine Überkompensation 
diuch den bestehenden Vertrag attestierte. Daraufhin 
küi’zte der VRR pauschal die Leistiuigs entgelte rmd 
machte neben Schlechtleistimgen die mutmaßliche Über- 
kompensation als Verstoß gegen das Beüiilfenrecht gel- 


tend. Während der geiichthchen Auseinandersetziuig 
zwischen der DB Regio AG mid dem VRR einigten sich 
beide Parteien mid das Land Nordrhein-Westfalen auf ein 
„Eckpunktepapier ziu Verbessenuig des Schienenperso- 
nenverkehrs im Bereich des VRR“, in dem zusätzhche 
Leistungen der DB Regio AG vereinbart wnuden.^^^ Dies 
bedeutete faktisch eine Verlängemng des bestehenden 
Verkehi’svei1rags,25o worauf nach dem Iiffoimationsstand 
der Monopolkonmiission insbesondere Mhiisteriumsmit- 
arbeiter des Landes Nordihein- Westfalen liingewiikt hat- 
ten. Der VRR gab dementsprechend im EU-Amtsblatt 
seine Absicht bekaimt, mit der DB Regio AG einen Ver- 
gleichsveitrag zu schheßen, nach dem der S-Balm-Ver- 
kelu bis zimi Jahr 2023 von der DB Regio AG durchge- 
fülut werden sollte. Hiergegen wandte sich die Abellio 
Rail NRW GmbH mit der Begiiindimg, der Vertrag habe 
als wesentliche Ändenmg eines vergabepflichtigeri Ver- 
trags ausgeschiieben werden müssen. Abellio meldete 
selbst hiteresse an einer einzehien Linie an. Ein entspre- 
chender Vergabenachprüfimgsantrag war bei der zustän- 
digen Vergabekammer^^' überwiegend erfolgreich, woge- 
gen sich der VRR und die DB Regio AG wandten. Auch 
nach Ansicht des Oberiandesgerichts Düsseldorf war der 
Nachprüfungsantrag von Abellio zulässig imd — zumin- 
dest vorwiegend - auch begründet. An einer entsprechen- 
den Entscheidung sah sich der Senat jedoch dmch 
tragende Erwügmigen ander er Oberlandes gerichte geliin- 
dert. Aus diesem Gnuid legte das Oberlandesgericht Düs- 
seldorf die Sache gemäß § 124 Absatz 2 Satz 1 GWB 
dem Brmdesger ichtshof vor. 

257. Wälu end der Fall als Divergenzvoriage beim Bun- 
desgerichtshof lag, hat das Bundeskarlellamt Ende No- 
vember 2010 Hinweise erhalten, dass sich Abellio mid 
die DB Regio AG in Verhandhmgen bezüglich der einver- 
nehmlichen Beilegung des Vergaberechtsstreites befan- 
den. Nach diesen Informationen sollte Abellio ihren 
Nachprüfungsantrag zmücknelmien. Irn Gegenzug sollte 
sie von der DB Regio AG, der Beigeladeneri im Vergabe- 
rechtsstreit, eine wirtschaffhche Gegenleistmig erhalten. 
Gespräche ZTAdscheri dem Bmideskartellarnt mid den Be- 
teihgten haben später bestätigt, dass die DB Regio AG 
sowie Abellio beabsichtigten, zm’ einvemehrnhchen Be- 
endigmig des Vergab enachprüfmigsverfaluens einen Ver- 
gleich zu schließen, hi dem Vergleich sollte sich Abellio 
verpflichten, iluen Nachprüfungsantrag zmückzimehmen. 
hn Gegerizug sollte die DB Regio AG mit Abellio einen 
Submitemehmervertrag bezüghch der S -Balm-Linien S5 
imd S8 hn VRR-Gebiet schließen, der ab dem Fahrplan- 
wechsel 2012/2013 hl Kraft treten sollte. Dem Abscliluss 
ehies solchen Subuntemehmerverti’ags sollte der Ver- 
kehrsverbmid Rhein-Ruhr- zustimmen. Die Rücknalmie 
des Nachprüfimgsantr ags durch Abelho hätte die eiwar- 
tete Grimdsatzentscheidimg des Bimdesgerichtshofs mit 


^49 Ygl. Monopolkommission, Sandergutachten 55, a. a. O., Tz. 46 ff. 

250 Gegen eine Veriäng^mng des Vertrags zwischen dem VRE. und der 
DB Regio AG hat dler Interessenverband der Wettbewerber im Schie- 
ner^ersonennahverkehr, Mofair e. V., am 6. März 2009 Beihilfebe- 
schwerde bei der Europäischen Kommission emgelegf 
^51 VK Münster, Beschluss vom 18. März 2010, VK 1/10. 
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einer deutlichen Stäikimg von wettbewerblichen Verga- 
ben mid Einscliränkmigen der Dii’ekt\'eigabeinögliclikei- 
ten verhindeit. An den Vergleichs verhandltmgen war 
nach Infonuationen der Monopolkominission die Abtei- 
lung flii’ V'erkelu des Mhiisteiiunis ftu Wiitschaft, Ener- 
gie, Bauen, Wolmen mid Verkehi’^^^ des Landes Nor- 
dihein- Westfalen niaßgebüch beteiligt .253 

Nach Auffiissung des Bundeskaitellamtes begiiindeten 
die Hinweise aus der Branche den Anfangsverdacht eines 
Verstoßes gegen § 1 GWB, Artikel 101 AEUV (Abkauf 
von Wettbewerb), hn Sclueiben vom 2. Dezember 2010 
teilte das Bundeskaiteüaint dieses den Beteiligten mit. 

Mit einer Entscheidimg des Bundesgerichtshofs w^ude 
allgemein Anfang Dezember 2010 gerechnet. In der am 
7. Dezember stattfindenden Verhandhmg wies der Senat 
ziuiächst die Vertagungsanträge der Beteiligten zurück 
imd verhandelte die Sache. Der Bimdesgerichtshof üaf je- 
doch keine Entscheidimg, sondern bestinmite den 8. Fe- 
bniar 2011 als Verkiindimgstemiin. Er gab den Beteilig- 
ten auf dem Senat bis zum 25. Januar 2011 eine et\\^aige 
andere Verfaluenseiiedigung anzuzeigen. 

Die Beteiligten hatten erklärt, ihr e Gespräche über einen 
Vergleich nach Erhalt des Sclueibens des Bundeskaitell- 
amtes vom 2. Dezember 2010 abgebrochen zu haben. Aus 
Sicht des Amtes winde jedoch der Anfangsverdacht eines 
Verstoßes gegen § 1 GWB, Artikel 101 AEUV nicht aus- 
geräiunt. Dies hat das Bimdeskartellamt den Beteiligten 
in w^eiteren Schreiben vom 14. Januar 2011 ausführlich 
dargelegt, in denen es den Beteiligten die Einleitimg von 
Ordnungswidrigkeitenvei fahren gemäß § 81 GWB in 
Verbindimg mit § 1 GWB, Artikel 101 AEUV arikün- 
digte, sofern Abellio ihren Nachprtifimgsantiag zintick- 
nelune luid dafih irgendeine Art von Gegenleistung er- 
halte. Abellio machte deutlich, keine weiteren 
Vergleichsverharidhuigen mit der DB Regio AG mehr 
führen imd am Nachprirfimgsantrag festhalten zu w^ollen. 

258. Vor dem dargestehten Hintergrimd begrüßt die 
Monopolkommission das entschiedene Vorgehen des 
Bimdeskaitellamtes, welches das klare Votum des Bun- 
desgerichtshofs für die Anwendmig des Vergaberechts er- 
möglicht hat. Gleichzeitig ist die Intention einer nachhal- 
tigen Schädigiuig des Wettbew^erbs irn Schienenverkehr 
diuch die an den Vergleiclisverhandhmgen beteiligten 
Akteur e scharf zu kritisieren. 


^55 Das ehemalige Ministerimi für Bauen und Veikehr des Landes Nor- 
dihem- Westfalen ging ini Juli 2010 in das Ministerium für Wirt- 
schaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr des Landes Nordrhein- 
Westfalen auf. 

Der damalige Leiter dieser Abteilung wechselte inzwischen zum Ver- 
band Deutscher Verkehrsnntemehmer (VDV) und ist nun deren 
Hai^tgeschäflsfuhrer. 

Einen Einfl uss auf das Verschieben der Entscheidung des Bundesge- 
richtshofs hatte auch der kurzfristige Wechsel des Anwalts des VRE.. 
Dabei beauftragte der VRR einen Anwalt, der im Rahmen der darge- 
stellten Streitigkeiten bereits ein Gutachten im Auftrag der Deut- 
schen Bahn AG verfasst hatte, welches das Unternehmen un Streit 
über die Übeikon^>ensation 2008 gegen den VRR g^utzt hatte. 


3.2 Motive für Direktvergaben und Wett- 
bewerbsfahrpläne im Schienenpersonen- 
nahverkehr 

259. Der Gmiid, wanun die Marktanteile der Wettbe- 
werber im Nahveikehi' nicht stärker zugenommen haben, 
ist auch darin zu sehen, dass viele Brmdesländer bzw. 
Veikehi’sveibtinde die Betreibenechte ohne Ausschiei- 
bungen mit langfristigen Verträgen direkt an die DB 
Regio AG vergeben haben rmd auch in jüngerer Vergan- 
genheit bei auslaufenden Verträgen das Ausschreibungs- 
Verfahren nicht immer üblich war. Ein geringes Aus- 
schreibevohimen deutet nach allgemeiner Ansicht auf 
eine geringe Wettbewerbsintensität hin. 

260. Ziu- Bestellung der Leistimgeri des Schienenpeiso- 
nermahveikehr s stellt der Bund den Ländeni begr enzte 
Regiorialisienmgsmittel zu Verfügung. Dadiuch entste- 
hen den Ländern bzw\ Aufgabenträgem des Schierienper- 
soriemiahverkehrs Arneize, Verkehrsverträge mit mög- 
lichst hoher Leistungsqualität bei gleichzeitig geringen 
Entgelten abziischließeri. Die regionalen Besteller haben 
so die Möglichkeit, dmch wettbewerbbche Vergabe Effi- 
zienzpotenziale zu heben. Trotz des festgelegteri Budgets 
können Einspaiimgen dami für' ein zusätzliches Angebot 
im Scliienenpersonemiahverkehi’ veiw^endet werden. Da 
die Aufgabenträger und der Staatskonzein Deutsche Bahn 
AG eigentumsrechtlich rücht verbunden sind, besteht für 
die Aufgabenträger kein ersichtliches direktes Interesse, 
der DB Regio AG durch mtransparerite DirekU^ergaben 
zu einer Überkornpensation zu verhelfen. Demioch haben 
sich Aufgaberiti’äger aus unterschiedlichen Gründen in 
der Veigangenlieit häufig dafür entschieden, DirekU^ei^a- 
beri - meist an die DB Regio AG - anstelle von Aus- 
scbreibmigeri durchziifüluen. 

261 . Für' Aufgaberiti’äger bestand bei der Vergabe von 
großen SPNV- Aufträgen oft das Problem, dass niu die 
DB Regio AG das komplette Verkelusvolumen bedienen 
koimte. Die Ursache lag darin, dass andere Eisenbahnver- 
kelu’srmteinebmen nicht in der Lage waren, in der zur 
Verfügung stehenden Vorlaufeeit die benötigten Fahr- 
zeuge zu finanzieren ruid zu beschaffen, imd dass sie teil- 
weise in den ersten Jahren des Wettbewerbs nicht über 
das notw^endige Know-how zürn Betrieb großer, komple- 
xer Netze verfügten. So war der Markt praktisch auf ei- 
nen Aibieter beschränkt. Die Aufgabenti’äger im Schie- 
nenpersonermahveikehi’ haben vor diesem Hintergnmd in 
vielen Fällen das Aus schreiburigsde sign nach rmd nach 
allerdings so angepasst, dass möglichst vielen Wettbewer- 
bern die Teibiabme an Veigabeverfaluen ermöglicht 
wiudt. 

262. Einen weiteren Vorteil im Wettbewerb um SPNV- 
Aufträge hat die Deutsche Balm AG durch die iritegrierte 
Struktur. Neben den in Kapitel 2 ausfülulich daigestellten 
Diskriminienmgspoterizialen, die sich dur ch den nott^^en- 
digen Bezug von Vorleistungen bei der Deutschen Bahn 
AG ergeben, gewählt die Verbindimg von hrfiastinktiu’- 
rmd Transpoituntemehmeii in Verhandlungen über Ver- 
kelu’sveitiäge zusätzliche Verhaiidhmgsmacht. Dies er- 
gibt sich vor allem aus der Möglichkeit, Entscheidungen 
über Investitionen in die Infr astiiLktiu’, wie über den Aus- 
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bau von Strecken, die Sanienmg von BalinliöfeiL die Er- 
riclitiuig neuer oder die Stilllegung alter Haltestellen, zu 
treffen. Die Bundesländer hzw. Aufgabenti’äger befinden 
sich in einem Abhängigkeitsveihältnis gegenüber diesen 
Entscheidiuigen. Das Potenzial der Verknüpfimg einer In- 
vestitionsentscheidung mit einer SPNV- Vergabe kann 
eine Vergabeentscheidiuig zugunsten der Deutschen Balm 
AG beeinflussen.^55 besteht die Gefahi' von wettbe- 
werbsbescluänkenden Auswiikimgen. Beispielsweise 
müde öffentlich der Verdacht geäußert, dass das Ministe- 
rhun für Umwelt, Natiuschutz luid Verkehr’ Baden- 
Württemberg mit der Deutschen Bahn AG ehren Vertrag 
geschlossen hat, bei dem eine Investitionsentscheidrmg 
von einer Dnekh^ergabe abhängig gemacht wnrde.^^« 
Eine Vereinbanmg des Mhiisteriiuns mit der Deutschen 
Bahn AG hatte 2001 die damals ins Stocken geratene Pla- 
riimg fiii- das Verkelus- mid Städtebauprojekt ziu Neuord- 
riimg des Eisenbalmknotens Stuttgart („Stuttgart 21“) 
wieder in Gang gebracht. Die Verembainng enthielt ne- 
ben einem Angebot zui’ Vorfinanzienuig auch ehre Ab- 
sichtserklänmg des Landes, mit der Deutschen Bahn AG 
fieihändig ehren Verkehisvertrag zu schheßen und über 
das damahge Verkelusangebot hhiausgehende Zugkilo- 
meter zu bestellen. Die daraus entstandene Direkt\"ergabe 
müde schheßlich dmch das Land Baden-Württemberg 
am 24. April 201 0 im Supplement zum Amtsblatt der Eu- 
ropäischen Union veröffenthcht.^^^ Im Anschluss an den 
bis 2016 laufenden Verkehrsverti’ag soUeiL bis zur Inbe- 
triebnahme von Stuttgait 2 1 , Teilstrecken weiterhin ohne 
Ausschreibrmg an die Deutsche Bahn AG vergeben wer- 
den. 

Die Monopolkommission sieht die Möglichkeit von wett- 
bewerbsbeschr’änkenden Vergabeentscheidiuigen weiter- 
hin nht Besorgnis und weist erneut darauf bin , dass diese 
Problematik nur dmch eine Tremnmg von hifiastruktur- 
rmd Transportgesellschaften wirksam gelöst werden 
kaim.258 

263 . Auf der Ebene der handelnden Personen körmen 
Arueize zu Direktv^ergaben daim bestehen, wemi die im 
Auftrag der Länder handelnden Akteme aufgrund von 
personellen Verflechtimgen an eurer positiven Entwick- 
hmg der Deutschen Bahn AG interessiert sind. 

264 . Als die damals umnittelbar nach der Liberalisie- 
nmg gesclilossenen Verkelusveiträge zwischen den Bun- 
desländern imd der Deutschen Balm AG ausliefen, ent- 
schieden sich einige Bmidesländer aus den oben 
dargestellten Gitinden dafiii; die neuen Verträge wieder 
fiehiändig an die Deutsche Bahn AG zu vergeben. Die 


255 Ygl. auch Booz ATTen Hamüton, Privatisiemngsvarianten der Deut- 
schen Bahn AG und ohne Netz'' (PRIMON), Beriin 2CX)6, 
S. r58 f. 

256 Ygl. Kaiser, STWassermann, A., Stuttgarter Gschäftle, Der Spiegel, 
H. 33, r 6. August 20r0, S. 38; Bündnis 90/Die Grünen, Pressemittei- 
lung vom 6. Juh 20 ro, Wölfle: Mehrkosten smd ,,Zusatzpiäinie" an 
dieDB für Stuttgait 2r. 

257 http://ted.europa.eu/udl?ini=TED:NOT[CE: i i9699- 
20iO:TEXT:DE:HTML&tahId=r 

25SYgl. Monopolkommission, Sondergutachten 55, a. a. O., Abschnitt 
2.4.2. 


Laufzeit dieser Verträge betrug meist zelm bis zwölf 
Jahre. Dabei waren diese Verträge oft so angelegt, dass 
ein wesentlicher Teil der Leistmigen bereits vor Ende der 
Laufzeit aiishef und anscliheßend im Wettbewerb verge- 
ben werden sollte. So sollten die Direkrt'er’tiäge abge- 
schmolzen rmd den Wettbewerbern, die große Ausschiei- 
bungsvolumen nm schwerlich bewältigen koimten, sollte 
schi’itrtveise der Marktzugang ennöglicht werden.^^^» Die 
relativ geringen Abschmelziateri der großen Verträge m 
Verbindrmg mit den langen Laufzeiten führten dazu, dass 
bisher nm’ ein Teil der bestehenden Verträge im Wettbe- 
werb vergeben worden ist. 

265 . Mittlemeile haben viele Aufgabenträgei’ die Er- 
fahinng gemacht, dass Ausschreibimgen häufig zu deuth- 
chen Kostenerspaniissen, verbesserten Ser\iceleistmigen 
imd damit verbmidener steigendei’ Attr aktivität des Schie- 
nenpersoneimahverkehi’s imd besserer Auslastimg der 
Züge fühlen mid dies den zusätzhchen Auftvand rechtfer- 
tigt. Diese Efifizienzsteigeimigen sind auch vor dem Hin- 
tergiimd der jährlich nm’ wenig steigenden Regionahsie- 
nmgsmittel bei deuthch größeren Steigenmgen der 
Kosten füi' Vorleistiuigen wie hifiastniktmentgelte für 
Aufgabenti’äger not\\^endig. Aus diesen Gitinden hat der 
Anteil der Ausschieibmigen in den vergangenen Jahren 
kontinuierlich zugenommen. Bezogen auf die gefahiene 
Beti’iebsleistimg 2011 wurde mittlerweile 37 Piozent da- 
von im Wettbewerb vergeben. Die Quote der bis Mai 
2011 abgeschlossenen Ersri^ergaben liegt bereits bei an- 
näliemd 50 Prozent der gesamten Betiiebsleistung in 
Zugkilometem. 

266 . Fm die zukünftige Marktentwickhmg im Schie- 
nenpersoneimahverkehi’ ist die gioße Vergabewelle, die 
zmzeit auf Aufgabentiäger mid Eisenbahnverkehi’sunter- 
nelmien zukoimnt, von erheblicher Bedeutmig. Plaimiä- 
ßig wild innerhalb der nächsten fünf Jahre deutlich mehr 
als die Hälfte der erbrachten Beti’iebsleistmigen im Schie- 
nenpersoneimahverkelu’ neu vergeben. Dabei werden in 
den Jahien 2011 bis 2015 inehi- als 350 Millionen Zug- 
kilometer rmd bis 2018 voraussichthch über 550 Millio- 
nen Zugkilometer neu bestellt. Der Vergleich mit dem 
jähilichen Bestellvolmnen von derzeit 630 Millionen 
Zugkilometem macht deutlich, dass diese Vergaben ehre 
enorme Bedeutung für’ die Entwdcklmig des Marktes ha- 
ben werden. Nach den bestehenden Wettbewerbs faluplä- 
nen whd der Anteil der ausgesclu’i ebenen Verkehre in Zu- 
kunft höher sein als in der Vergangenheit (vgl. Ab- 
bildung 3.2). 

267 . Derzeit ist jedoch nicht exakt vorherzusehen, wie 
\dele der zukünftigen Verkelus leistmigen tatsächlich aus- 
geschrieben werden. Zwar deuten die Zahlen der Bmi- 
desarbeitsgemeinschaft Schienenpersonennahverkehi' 
(BAG-SPNV) darauf hin, dass in Zukunft nur wenige 
fieihändige Vergaben erfolgen, allerdings \\nr’den im 
EU- Amtsblatt davon abweichend für’ die nächsten Jahre 
einige Direlüvergaben mehr’ angekündigt. Auch zeigt die 


259 Ygl. Monopolkommissioii, Sondergutachteu 48, a. a. O., 1^. 2r7 ff. 

260 Y^. Wettbewerber-Report Eiseubalm 20r0/20rr, S. 34, Abb. ro. 
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Abbildung 3.2 


Künftige Vergaben im Scbienenpersonenuahverkehi' 



Jahr der Betriebsaufnahme 


■ Ausschreibungen ■ Direktvergaben □ Offen □ Noch nicht terminiert 

Quelle: BAG-SPNV, Wettbewerbsfahrplan der Aufgabenträger des SPNV, 8. Februar 2011; eigene Darstellung 


Eifahnuig der vergaiigeiien Jahre, dass teilweise große 
Diskrepanzen zwischen den angekündigten Vergabever- 
fahieii luid den tatsächlich diuchgefiihrten Veigabeaiten 
in der Hinsicht bestandeiL dass deuthch mehi’ Leistun- 
gen freihändig veigeben werden als angekündigt. Seit 
2004 WTirde etw^a bei einem Drittel der geplanten in den 
Wettbew^erb zu gebenden Leistungen die wettbewerbli- 
che Vergabe verschoben und so der Betrieb dmch die 
Deutsche Balm AG verlängert. 201 Allerdings ist auch zu 
bei-ücksichtigen, dass die genannten Ankündigimgen ins- 
besondere im EU-Amtsblatt vor der Verkündmig des 
BGH-Beschlusses erfolgten, einige davon in Eiwartiuig 
desselben, andere noch vor der vorinstanzlichen Ent- 
scheidiuig des Oberlandesgerichts Düsseldoif. hiwde- 
W'Cit die bestehenden Pläne vor dem Hintergmnd des Be- 
schlusses des Bundesgerichtshofs geändert w^erden, 
bleibt abzuw^arten. Dabei wild vor allem wichtig sein, ob 
die von Nordrhein-Westfalen angestoßene Gesetzesände- 
nmg weiteiveifolgt w^erden wild. Nach den bisherigen 
Wettbew^erbsfahiplänen ist jedoch damit zu rechnen, 
dass der Anteil der ausgeschriebenen Verkehie zumin- 
dest zimehmen wird. 


261 Vgl. Wettbewrerber-Report Eiseubahneu 2010/2011, S. 58, Abb. 24. 


3.3 Hindernisse eines effizienten Wettbewerbs 
in Ausschreibungen 

268. Auch weim der Großteil dei’ zu vergebenen Ver- 
kelusleistungen der kommenden Vergabew^eUe aiisge- 
schiieben w^erden w^ird, bedeutet dies nicht, dass die Wett- 
bew^erbsintensität tatsächlich zimehmen w^ird. Es kami 
auch nicht fest davon ausgegangen werden, dass der 
Marktanteil von Wettbew^eibem der DB Regio AG weiter 
ansteigen wmd. hi den vergangenen Aussclireibungen 
agierte die Deutsche Bahn AG in jüngster Vergangenheit 
zimehmend erfolgieicher (vgl. Abbildimg 3.3). Während 
die DB Regio AG in den ersten zehn Jaluen der Regiona- 
lisieiung im Durchschnitt nui' etwa 30 Piozent der aiisge- 
schiiebenen Vergaben für sich entscheiden komite, stei- 
gerte sie ilue Erfolgsquote in den letzten fünf Jahien auf 
durchschnitthch fast 60 Prozent, hisgesamt w^ar die Deut- 
sche Bahn AG seit hikraftüeten des Regionalisierungsge- 
setzes in etw^a 45 Piozent der Ausschieibungen eifolgieich. 

269. Begründet ist diese Entwdckhmg insbesondere 
diuch einen abnehmenden Wettbewerb in Vergabeveifah- 
ren. Dies lässt sich vorwiegend darauf zuiückfühien, dass 
Wettbew^erber aus verschiedenen Gründen zunehmend 
weniger Möghchkeiten haben, konkunenzMliige Ange- 
bote abzugeben. Diese Giünde sind vielfältig imd werden 
in diesem Abschnitt nälier beleuchtet. Die abnehmende 
Konkiuienzßihigkeit in Vergaben zeigt sich auch daran. 
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dass die Aiizalü der Bieter, die gegen die DB Regio AG in 
Ausschreibungen konkmrieren, in den letzten Jahien sehr 
stark abgeiioiniiien hat (vgl. Abbildung 3.4). Die Erklä- 
nmg ftii’ den ziuiehiiienden Eifolg der DB Regio AG in 
Ausschreibungen geht dabei über die pme Steigeiung der 


theoretischen Gewinnwahrscheinliclikeit dmch weniger 
Mitbewerber hinaus. Das bedeutet, dass nicht nm weniger 
Eisenbahnverkehrsmitemelmieii an Ausschreibungen teil- 
nelinien, sondern auch, dass die Unternehmen, die mit der 
DB Regio AG konkurrieren, zunehmend miterlegen sind. 


Abbildung 3.3 

Entwicklung der Erfolgsquote der Deutschen Bahn AG bei Erst\ ergaben 



1 995-2000 2002 2004 2006 2008 201 0 

■ Erfolgsquote der DB AG ■ Erfolgsquote der Wettbewerber 


QueUe: Wettbewerber-Report Eiseobahneii 2010/2011, S. 56 (leicht modifiziert) 

Abbildung 3.4 

Entwicklung der Bieteranzahl pro Verfahren 
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■■■Durch sch nittl. Anzahl der Bieter pro Vergabe verfahren (nach Zkm gewichtet) 


Quelle: Wettbewrerber-Report Eisenbahneu 2010/2011, S. 57 (leicht modifiziert) 
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270. Die Anzahl der Bieter hat einen entscheidenden 
Einfluss auf die Effizienz des ^'ergabeverfahiens. Dies 
zeigt beispielliaft die Ausschieibiuig eines Regionalnet- 
zes durch den Zweckverband Nahveikeln Rlieinland 
(N\"R) im Jalir 2009 . Neben der DB Regio AG hatte zwar 
auch das Verkehrsmitemelimen tians regio an der Ans- 
schieibiuig teilgenoiuiuen, jedoch kehre tragfähige Finan- 
zienmg erhalten und daher ein chancenloses Angebot 
ohne Pi’eisnennung abgegeben. Die DB Regio AG bot un- 
ter’ diesen Bedhigungen an, das ausgeschriebene Diesel- 
netz ftii- 125 Mio. Emo zu betreiben. Der NVR hob die 
Ausschreibung scliheßlich wegen Unwirtschafthclikeit 
auf und schrieb das Netz 2010 unter veränderten Bedin- 
gimgeri neu aus. Die neuen Bedhigungen erniöghchten es 
traris regio, ein kompetitives Angebot abzugeben. Die DB 
Regio AG reagierte auf diese KonkurTenz und bot den 
Netzbetlieb daraufhin für- 80 Mio. Euro und damit über 
35 Prozent günstiger an. 

271. Zu eiW'ähnen ist an dieser Stelle, dass giimdsätz- 
lich ein Risiko von Absprachen bei der Vergabe von 
SPNV-Aufträgen besteht. Solche Absprachen dürften aiif- 
gnuid des hohen Auftvands, den die Teihialmie an ehier 
Ausschreibrmg erfordert, am ehesten dahingehend ausge- 
staltet sein, dass sich ein Unternehmen abredegemäß erst 
gar nicht an einer Ausschieibiuig beteihgt und dafür eine 
Gegenleistiuig erhält, z. B. einen Subimteinehmer\' ertrag, 
hl diese Richtmig weist letztlich auch das Verhalten der 
Deutschen Bahn AG hn Vergaberechtsstreit vor dem 
Bimdesgerichtshof. Konkrete Anlialtspiuikte fiir Abspra- 
chen im Bereich des Scliienenpersoneimahverkehrs shid 
der Monopolkoinmission allerdings nicht bekannt mid 
liegen auch dem Bundeskartellamt nicht vor. 

272. Die Entoickhmg des abnelmienden Wettbewerbs 
in Vergabeveifaluen wird durch das schwierige Marktum- 
feld als nachhaltige Folge der Wirtschafts- luid Finanz- 
krise weiter verstärkt. Vor dem Hintergrund der anstehen- 
den Vergabewelle ist es erforderhch, genügend 
Wettbewerber füi’ jede einzehie Vergabe zu interessieren, 
imi für ausreichend Wettbewerb in den kommenden Aus- 
schreibmigen zu sorgen. Aufgabenträger kömien dabei 
diu’ch die Ausgestaltung der Ausschreibimg dafür sorgen, 
dass das Vergabeverfaluen für’ Eisenbahnverkehrsunter- 
nelimen attraktiv ist (Absclinitt 3.3.1) und gleichzeitig die 
Problematik der Fahizeugfmanzienmg adressieren {Ab- 
schnitt 3.3.2). Durch die gesetzhche Vorgabe des Verfah- 
rens, nach dem die Anbieter im Schienenpersonemiahver- 
kelir ihr e Leistimgen zu einem bundesweit gültigen Tarif 
anbieten, kaim das bestehende Konfliktpotenzial der ak- 
tuellen Tarif- imd Vei’triebskooperationeri aufgelöst wer- 
den (Abschnitt 3.4). 

3.3.1 Ausgestaltung von Vergabeverfahren 

273. Wie bereits in Abscluiitt 3.1 dargestellt, lassen sich 
diu’ch Ausschreibungsverfaluen in den meisten Fällen 
bessere Ergebrüsse erzielen als durch freiliändige Verga- 
ben. Allerdings hängen die Ergebrüsse einer Ausschrei- 
bimg stark von der Verfalucnsausgestaltung ab. Die 
Anfordenuigen und Rahrnenbedingiuigen für’ diese Ver- 
fahren sind \delfaltig. Aufgabenträger’ engagieren sich zu- 


nelmiend daftir, Eisenbalmverkelusimternehrnen die Teil- 
nalmie am Ausschreibimgsverfahren zu erleichtern. 
Tabelle 3.1 hefer’t einen beispielhaften Überblick der Er- 
fahrungen von Aufgabenträgern mit Ausschreibungen 
imd den darauf basierenden Plariimgeri für die koimnen- 
den Vergaben. 

274. Empirische Analysen haben die determinierenden 
Faktoren für- den Erfolg von Aussclueibimgen unter- 
sucht .^^2 Dabei stellt sich heraus, dass insbesondere die 
Übernahme von Risiken diuch die Aufgabenträger einen 
positiven Einfluss auf die Teilnahme am Ausschreibimgs- 
verfaluen hat. Diese Risiken betreffen einerseits die 
Preisändenmgen der Vorleistimgen des Infiastruktiuzu- 
garigs imd andererseits die Ehmalmien aus dem Fahr- 
karteriverkauf Neben der tatsächlichen Übenialune der 
Risiken körmen Aufgabenträger diuch das Ziuverfügung- 
stellen von aussagekräftigen Daten zur Nachfragesitua- 
tion die Kalkulatiori der Verkehrsgesellschaften erleich- 
tern. So karm eine urmötig hohe Risikoprämie vermieden 
werden. Zusätzlich spielt der Umfang des ausgescluiebe- 
neri Netzes eine zentrale Rolle für- das Bieft^erhalten der 
Wettbewerber. 

275. Aufgnuid bestehender struktureller Finanzienmgs- 
schwierigkeiten der Eisenbalmverkelusiuiternelmien ist 
eine risikornindernde Ausgestaltung von Ausschreibun- 
gen, ohne dabei in den Markt einzugreifen, eine zentrale 
Herausforderung. Hierbei spielen neben der’ Absichenuig 
der Fahrzeugfirianzienmg^^^ die Pr eisändenmgs- imd Er- 
lösrisikeri eine wichtige Rolle. 

Um das Einriahmerisiko zu mindern, veröffentlichen Auf- 
gabenträger in der Regel Informationen über das ge- 
schätzte Passagieraufkommen. Je detailherter und belast- 
barer diese Informationen sind, desto geringer fallt der 
Risikoaufschlag aus, den Verkelusiuiternelmien in ihren 
Angeboten eiokalkulieren müssen. Problematisch ist, 
dass Falurgastzahlen und Ticketerlöse in der Regel weder 
den Aufgabenträgern noch den privaten Verkehrsimter- 
nelunen bekamit sind, sondern nur der DB Vertrieb 
GmbH, die diese hifoimationen nach DarsteHiuig von 
Marktteünehmern z^;v"ar der DB Regio AG ziu Verfügung 
stellt, nicht aber den Aufgabenträgern und privaten Ver- 
kehrsimternelimen^^^ Private Eisenbahnverkehi-sunter- 
nelunen sind deshalb hinsichthch der Schätzungen der 
Fahrgelderlöse gegenüber der DB Regio AG benachtei- 
ligt. 

Aufgabenträger haben die Möglichkeit, die bestehenden 
Eiiösrisiken zu übernelmien, indem sie sog. Biuttover- 
träge anbieten. Bei solchen Verträgen erhält der Aufga- 
benträger die Eiimaluiien aus den Ticketerlösen imd das 
Eisenbahnverkehrsimtemelmien eme entsprechend hö- 


^6^ Lalive, R_/Schmutzer, A., Entiy in Liberalized Railway Markets: The 
German Expenence, Review of Network Economics, 7(1), 2008, 
S. 37—52; Beck, A., Barriers to Entiy in Raü Passenger Services: 
Enqmcal Evidence for Tendering Proceduies in Germany, European 
Journal of TYansport and Inüaslructure Research 11(1), 2011, 
S. 20-41. 

263 Ygl. Abschnitt 3.3.2. 

264 Ygl. Absclmitt 3.4. 
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heie veitia gliche Zahlung fiii' die Leistungserstellung. 
Bnitto veitläge haben außerdem den Vorteil dass Aufga- 
beiiti’äger genaue Informationen zu Fahrgastzahlen imd 
Ticketeilösen erhalten, die hi Folgeausschreibungen allen 
Verkelusgesellschaften gleichermaßen ziu Verfiigiuig ge- 
stellt werden können. Eine solche Verehibaiung wiikt al- 
lerdings negativ auf die Aiueize des Veikehi suntemeh- 
inens, die NacMage zu steigern, imd so auf den 
Wettbewerb hn Scliienenpersonemiahverkehi; der von der 
NacMage entkoppelt whd. Der damit bestehende Trade- 
off zv^dschen einem quahtativ möglichst hochwertigen 
Verkelusangebot luid der Übernahme der Erlösiisiken der 
Eisenbahnverkehrsmitemelmien ziu Steigerung der Wett- 
bewerbsintensität hl Ausschreibmigen kaim durch ehie 
Kombhiation von Bnittoveiträgen mit einem Bonus-/Ma- 
hissystem in gewissen Grenzen aufgelöst werden. 

Die Monopolkonmiission ist der Auffassimg, dass mittel- 
fiistig der Wettbewerb möglichst wenig beschränkt imd 
dementsprechend von Bmttoveiträgen mit ehiem Bonus-/ 
Malussystem nur übergangsweise Gebrauch gemacht 
werden sollte. Das Ziel sollte die Schaffung gleicher Rah- 


menbedingungen fiir die Schätzimgen der Nachfrage fiir 
alle Eisenbalinuntemehmen gemäß den Empfehlungen 
des Abschnitts 3.4 sehi. 

276. Damit möglichst vielen Eisenbahnverkehisunter- 
neluiien die Teünahme am Ausschieibimgswettbeweib 
ennöglicht werden kami, ist die Aufteilung von Verkehrs- 
leistimgen in einzehie Lose von Bedeutimg. Klehiere 
Lose shid ftii- mittelständische Wettbewerber ehifacher zu 
bedienen. Daher sollten neben den großen Ausschreibun- 
geiL die Transaktionskosten veningem imd für große eta- 
blierte Veikehrsimtemehmen attraktiv sind, auch klehiere 
Lose hn Wettbewerb vergeben weiden. Diese Vergaben 
shid vor allem fiii- kleinere Unteinelmien attraktiv imd 
köimeii damit zu ehier Belebung des Marktes fülueii. hn 
Falle einer Losaufteilung müssen Fahrzeugumläufe und 
Betiiebsabläufe aufehiander abgestimmt werden. So ent- 
stehen diuch die Losaufteihmg hohe Ausschreibungs- 
imd Abstimmungskosten. Jedoch rechtfeiligt nach Auf- 
fassimg der Monopolkommission der zu emartende 
Wettbewerbsgewhm hi vielen Fällen diese zusätzJichen 
Kosten. 


Tabelle 3.1 


Erfahrungen und Pläne dei' Aufgabenti äger bezüglich Vergaben 
im Schienenpersonennahverkehi' 


Aufgabenti' äger 

Ei'fahi'ungen mit Ausschreibungen und Pläne füi' zukünftige Vei gaben 

NVBW (Baden- 
Wiirttembeig) 

- Das Land Baden-Wüittemberg hat nach eigenen Angaben bereits fiülizeitig Verkehrsleistim- 
gen hn Wettbewerb vergeben (Pieisanfiageverfahren 1997/1998). Für den Kimdeii sind die Er- 
gebnisse eines Wettbewerbs meist zuerst hi Foiin neuer, moderner Fahizeuge zu sehen. Fiu 
den Besteller der Verkelue werden diese billiger. Dadiuch stehen mehr Mittel, beispielsweise 
fär Ausweitimgen des Angebots oder Qualitätsverbesseinngen, ziu Verftigimg. 

BEG (Bayem) 

- Seit der BahnstiuktuiTeform konnte das SPNV-Angebot in Bayern deutlich optimiert und aus- 
geweitet w^erden, da durch eine wettbewerbliche Vergabe von Verkelusleistungen Leistungen 
bei gleichbleibender oder sogar besserer Qualität günstiger eingekauft werden köimen. Trotz 
knapper Haushaltsmittel kömien somit Verkehisleistimgen ausgeweitet und von den Verkelus- 
imtemehmen höhere Qualitätsstandards gefordert werden. 

- Ein Aussclueibimgsfahrplan wnude zunächst bis 2022 festgelegt. 

RMV (Hessen) 

- hu Vergleich mit den Konditionen der Altbeüeiber waren hisbesondere vor dem Hmtergnmd 
der Fhianzmarktkiise imd der damit verbimdenen erschwerten Fhianzieiungsmöglichkeiten in 
der Fahizeugbeschafftmg hi den im Jahi' 2009 durchgefuhrten Vergabeverfahren kerne Kosten- 
reduziemngen zu erzielen. 

- Der hessische Weg m den Wettbewerb sieht die sukzessive Vergabe aller Linien hn SPNV vor. 
Zielsetzimg des Wettbewerbs ist es, die Qualität der erbrachten Verkelusdienstleistungen zu er- 
höhen - bei gleichbleibenden oder sogar niedrigeren Ehikaufspr eisen. Der hessische Verkehrs- 
markt hn ÖPNV befindet sich zui- Zeit m der wettbewerbhchen Übergangsphase. Die erstma- 
lige Vergabe von Teihietzen im SPNV wird bis Ende 2014 nach wettbewerbhchen 
Grundsätzen abgesclüossen sein. 

VMV 

(Mecklenbiug- 

Voipommem) 

- Der VMV plant einen schrittweisen Übergang m den Vergabewettbewerb. Hierzu whd die Bil- 
dimg von mehreren Teihietzen angestrebt. Anfordeinngen an diese Teilnetze shid neben be- 
üiebhch-technischen Aspekten die Ausrichtimg an wiilschaftlich zu betreibenden Netzgrößen. 
Hier whd ehi Leistungsumfang zwischen 1,5 luid 5 MiUionen Zugkilometem bei ehier Lauf- 
zeit von zwölf Jahien als shinvoll erachtet. 

- Um eine Teilnahme an mehreren Ausschreibungswettbewerben zu erleichteiiL whd eine Ent- 
zeiiimg dei’ Vergabezeitpunkte angestrebt. 
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Aufgabentiäger 

Eifahi'ungeu mit Aus Schreibungen und Pläne für zukünftige Veigaben 

LN\"G (Niedei- 
sachseii) 

- bl den Wettbeweibsnetzen konnten wegen glinstigei Pieise übeidiuchsclmittlich viele Mehi- 
leistimgen bestellt weiden. Wettbewerb hägt somit zui’ Sicheinng eines bedarfsgerechten 
SPNV- Angebots bei. Aufgmnd der verbesserten Angebotsqualität komiten erhebliche Nach- 
fragesteigeningen festgestellt werden. Trotz Zuschiissemspanmgen in den Teilnetzen gegen- 
über der Von;\"ettbewerbszeit konnte das Fahiplanangebot ansgeweitet werden. 

- Die Marktanteile der NE-Bahnen im Zuständigkeitsbereich der LNVG liegen bei ca. 
53 Prozent der Bebiebsleistungen. Die DB Regio erreicht mir noch einen Anteil von 
47 Prozent {Stand 2009/2010). 

- Bis Ende 2014 sollen alle SPNV-Teünetze, die mehiheithch m Niedersaclisen liegen hzw. bei 
denen die LNVG die Federftihnmg hat, mindestens einmal ans gescluieben worden sein. 

ZGB (Niedei - 
sachsen) 

- bu Großranm Braunschweig sollen bis zum Fahrplanwechsel im Dezember 2014 alle Strecken 
neu vergeben worden sein. 

- Um möglichst hohe Kosteneinspanmgen zu eiieichen, werden die Strecken nnterschiedhchen 
Aussclneibungsnetzen zngeordnet, hierbei werden verkelnhche Zusammenhänge imd die fiii- 
das jeweilige Netz erforderlichen Fahrzeuge (Diesel, Elekbo, Geschwindigkeit) berücksich- 
tigt, imi Umläufe optimieren zu können. 

- Eine Finanzieimig der Fahizeuge über eine Beteiligrmg am Faluzeugpool der LNVG wild der- 
zeit geprüft rmd mit möglichen Alteiiiativen verglichen. 

NVR (Noidi’heiii- 
Westfaleii) 

- Ziel von Ausschreibungen ist die Qualitätsverbessenmg des Angebots bei gleichzeitiger Sen- 
kimg der Kosten und damit die Einspamng öffentlicher Güter. 

- Die HerausfordeiTingen fth den Besteller liegen in der Bereitstellung von optimierten Aus- 
schreibimgskonzepten, der Beschleiniigung von Verfahren, der Effizienz im Vertragsmanage- 
ment und der Optimienmg von Behiebsübergängen nach Wettbewerb sverfahi en. 

- Giundsätzlich stieben die Beteüigten im NVR den Abschluss von Netto verüägen an, bei de- 
nen das Erlösrisiko, aber auch die Eiiöschance und somit ein wesentlicher Ameiz zur’ Quali- 
tätsverbessenmg bei den Verkehrsuntemelunen liegt. 

VRR (Noidi’hein- 
Westfaleii) 

- Durch Ausschreibinigen soll eine möglichst hohe Qualität zu möglichst geringen Kosten er- 
reicht werden. Im Idealfall sorgt der Wettbewerb im SPNV für ein veibessertes Preis-ZLeis- 
tungs-Verhältnis emei'seits rmd für ein langfiistig finanzierbares luid attraktives Leistimgsange- 
bot andererseits. 

- Aktuell sind 30 Prozent des gesamten Leistimgsvolumens im \'RR-Gebiet durch Ausschreibun- 
gen vergeben. Die Nordwestbahn bewirtschaftet davon einen gi ößeren Anteil als die DB Regio. 

- Bis spätestens 2018 sollen alle RE- und RB-Lhuen, die derzeit von der DB Regio (Großver- 
tiag) bedient werden, in den Wettbewerb überfülut werden. 

- Als Reaktion auf die Finanzkrise soll ein FinanzienuigsmodeU für Neufalnzeuge eingefülu’t 
werden. 

NASA (Sachseii- 
Anlialt) 

- hu ÖPNV-Plan des Landes Sachsen-Anhalt werden Eckprmkte als Maßgabe bei der Vergabe 
von Vei’kehi’sveiträgen vorgegeben. Demnach soll die Ausgestaltung von zu versteigernden 
Verkehisleistimgen so funktional wie möglich mid so konstiuktiv wie nötig vorgenoimiien 
werden. Die Eimiahmen verbleiben beim Aufgabentiäger (Bmttoveitrag), wobei die Verkelus- 
untemehmen durch Aueizkomponenten an der Eimiahmenenm' icklimg partizipieren köimen. 

- Das Land Sachsen- Aihalt nimmt keine Faluzeugfördenuig vor, die Faluzeugbeschaffimg imd 
-Vorhaltung obliegt nach den bestehenden Verkehrsverträgen dem jeweils vertraglich gebiuide- 
nen Eisenbahnverkehrsimtemehmen. Bei der Neuvergabe von SPNV-Leistungen wird givmd- 
sätzlich der Einsatz neuer oder neuweitiger Fahizeuge vorgegeben. 

LVS 

(Sclileswig- 

Holstein) 

- Die LVS hat seit 1997 ca. ein Dutzend Vergabeverfahren im SPNV durchgeführt. Damit sind 
derzeit ca. 70 Prozent der SPNV-Leistiuigen in Schleswig-Holstern im Wettbewerb vergeben. 
Hierdurch komite die Qualität des SPNV gesteigert rmd der Zuschussbedaif lun melir als ein 
Viertel gesenkt werden. 

- Das gültige Wettbewerbskonzept des Landes sieht die Aufteüimg des schleswig-holstehiischen 
SPNV-Netzes in fünf Teihietze vor, die jeweils zeiWersetzt alle zehn Jahie neu vergeben werden. 


Quellen: Ihtemetaufiiitte der Zweckverbäade; eigene Zusammenstelliing 
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277. Die Monopolkominission hegiiißt, dass sich die 
meisten Aufgabenträger dämm bemühen Ans Schreibun- 
gen so zu gestalten, dass es zu möglichst \del Wettbewerb 
kommt. Die Entscheidungen über die dargelegten Mög- 
lichkeiten sind dabei nicht pauschal zu üeffen, sondern 
erfordern eine individuelle Betiachtiuig der Maiktgege- 
benheiten. Die Monopolkommission hält es jedoch ftii' er- 
forderhch, dass Ausschreibungen so weit wie möglich 
standardisiert werden. Es ist wichtig, die büiokratischen 
Hüiden fth Eisenbalmverkelusimtemehmen so gering wie 
möglich zu halten. Dies erfordert eine rechtzeitige Pla- 
nung mid Vorbereitimg der Verfahren. Durch einfache 
mid sclüanke Verfahien mit einlieithchen, standardisier- 
ten Anfordenmgen imd Stniktiuieiiingen whd den Ver- 
kelirsgesellschaften die Teihialmie am Wettbew^erb er- 
leichtert, da umiötige Transaktionskosten vermieden 
W'erden. 

3.3.2 Strukturelle Probleme der Fahrzeug- 
finanzierung 

278. Für- Eisenbahnverkehisunteniehmen stellen Pro- 
bleme der Fahizeugbeschaffimg derzeit ein zentrales Hin- 
deniis fth die Teihiahme am Ausschieibrrngswettbew^erb 
dar. Finanzienmgskosten für Rollmaterial machen nach 
Angaben von Maiktteihiehmeni zwischen 30 rmd 
45 Prozent der beeinflussbaren Betriebskosten aus. Die 
Finanzieiung von Faluzeugen erfolgt im Schienenperso- 
neimah verkehr’ im Wesentlichen diuch Kauf oder Lea- 
sing. Dabei kauft vor allem die DB Regio AG eigene 
Fahrzeuge, w^ährend die privaten Wettbew^erber typischer- 
weise Rohmaterial leasen. Die konventionelle private 
Fahrzeugfinanziemng über Kapitalmarktdarlehen rmd 
Fahrzeugleasing gestaltet sich für ein privates Unteiiieh- 
men schwieriger als für' die DB Regio AG in Staatshand, 
da ein Piivatunteinehmen zum einen keine Größenvor- 
teile wie die Deutsche Bahn AG geltend machen kami^^^ 
rmd zum Zw'eiteri mit deutlich höheren Risikoprämien 
kalkulieren muss. Durch die Finanz- rmd Wirtschaftskrise 
hat sich diese Problematik zeitweise drastisch verschärft. 
So haben sich die Finanzienmgskosten nach Wettbewer- 
berangaben um bis zu 30 Prozent erhöht. Dies zeigt sich 
auch im Rückgang der Bieterzahlen in Ausschreibruigen. 
Das grundlegende Problem der Fahrzeugfinanzienmg ist 
jedoch nicht allein krisenbedingt, sondern stiuktrueller 
rmd langfristiger Art. 

279. Die wichtigsten stiuktiueUen Probleme im Zusam- 
menliang mit der Faluzeugfinanzienrng bestehen in dem 
mangelnden Angebot an tragfahigen und konkurrenzfähi- 
gen Finanzienuigsmögliclikeiten am Finanzmarkt, der 
Unsicherheit bezüglich des Wiedereinsatzes von Fahizeu- 
gen nach Ende des Wrkehrsveiirags, dem fehlenden 
Gebrauchtw^ageimiarkt und den im Vergleich zu den Vor- 
leistrmgskosten sinkenden Budgets der öffenthchen Auf- 
gabenüäger. Diese Problenratiken sind eng miteinander 


^65 Im ScMeiienpersoneiinanverkel^ sind Preisnachlässe von bis zu 
25 Prozent in Abhängigkeit von der Ahnahmemenge möglich; vgl. 
Laeger, J., Wettbewerb und Regionahsienmg im SPNV, Krefeld 
2004, S. 147 fiF. 


verknüpft und bedingen sich teilw^eise gegenseitig. Da der 
Kapitalbedarf im Scliienenpersoneimahverkelu in den 
nächsten Jaluen deuthch zrmehmen wfrd, könnten sich 
diese Piobleme weiter verschäifen. Finanziers können 
nicht im gleichen Ausmaß wie noch vor einigen Iahten 
hivestitionsrisiken der Wettbewerber übernehmen. Füi' 
die bimdes eigene DB Regio AG ist die Faluzeugfinanzie- 
nmg prinzipiell wemger problematisch. 

280. Marktseitige Finanzienmgen durch Kreditgeber 
oder Leasinggesellschaften sind die dominierenden For- 
men der konventionellen Fahizeugfinanzierung. Bezüg- 
lich des Leasings sind zw^ei giimdlegende Modelle 
vorherrschend. Beim Finanzleasing kauft die Leasingge- 
sellschaft das vom Leasingnelmier gewünschte Faluzeug 
imd veimietet dieses langfristig an das Verkehisuntemeh- 
men. Dabei ftägt der Leasingnehmer, bei dem auch das 
gemietete Rollmaterial bilanziert ist, das Investitionsri- 
siko, der Leasinggeber das Kr editrisiko. In der Regel wer- 
den die Kosten des Rollmaterials über den Leasingzeit- 
ramn vollständig abbezahlt, sodass das Restw^ertrisiko 
beim Verkelusimtemehmen hegt. Beim Operate Leasing 
übeinmunt der Leasinggeber dagegen das Investitions- 
rmd Wieder einsatziisiko. Das Rollmaterial wird nach der- 
zeitiger Rechtslage beim Leasinggeber bilanziert. Der 
Bewertimg des offenen Restw^ertes der Fahrzeuge konunt 
dabei eine gioße Bedeutung zu. Füi' das Eisenbahnunter- 
nelmien bietet diese Form der Finanzieiung den Vorteil, 
dass die Fahrzeuge nach Ablauf der Leasingperiode ohne 
weitere finanzielle Verpflichtung wieder zurtickgegeben 
werden können; allerdings wird dies in den Kosten ein- 
kalkuliert, sodass diese Art der Finanzierung teiuer ist als 
ein Finanzleasing oder eine Kieditfinanzierung. Dieser 
Aufsclüag wird umso höher, je küizer die Laufzeit des 
Verkehrsveitrags ist. 

Bei der Kreditfinanzienuig nimmt das Eisenbahnver- 
kelu’srmtemelmien einen Kredit zur’ Finanzieiung von 
Fahrzeugen auf Dabei bestinunt der Kieditgeber die Kre- 
ditkonditionen auf Giundlage der Bonität des Unterneh- 
mens. Eigemnittel werden allenfalls in geringem Maße 
eingebracht, durch Bürgschaften aber gebunden. Die eu- 
ropäischen Regienuigen haben zugimsten der Staatsbah- 
nen bereits vor über 50 Jaluen die Europäische Gesell- 
schaft für die Finanzienmg von Eisenbahiuolhnateiial 
(Eurofima) gegründet. Im deutschen Scluenenpersonen- 
nahverkehi- ist bisher nicht bekaimt, dass andere Ver- 
kelu’srmtemelimen als die DB Regio AG Leistungen der 
Eurofima in Anspiuch genonunen haben. Darüber hinaus 
existiert mit der Euiopäischen hivestitionsbank (EIB) ein 
Co-Finanzierer von Scliienenfahizeugen füi’ staatliche 
imd private Verkehrs- imd Leasinggesellschaften. 

281. In den Ausschieibungsbedingungen der meisten 
Verkehisveifräge ist vorgesehen, dass die Fahizeugbe- 
schaftung dmch das Eisenbalmverkehisimtemehmen er- 
folgt. Dabei werden häufig Neufaluzeuge gefordert, zum 
Teil ist auch der Einsatz von Gebrauchtfahizeugen mög- 
lich. Da Gebrauchtfahi'zeuge insbesondere der DB Regio 
AG zui’ Verfügimg stehen, haben Wettbewerber der Deut- 
schen Bahn AG bei solchen Ausschieibimgen daim einen 
Kosteimachteil, w^enn der Umbau gebrauchten Rolhnate- 
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lials ziigelasseii ist, Wettbewerber aber keine geeigneten 
gebrauchten Fahizeuge beschaffen können. Andererseits 
ist die Foidenmg von Neufahizeugen ftir Wettbewerber 
sehi' problematisch, da dies eine vorab langfristig gesi- 
cherte Finanziemng erfordert. 

282. Als eine wesentliche Ursache fnr den wachsenden 
Erfolg der Deutschen Balui AG bei Ausschieibiuigen 
whd angesehen, dass es fiii’ die Wettbewerber derzeit nur 
schwer inöghch ist, fiii- unffangreichere Investitionen in 
Fahrzeuge eine tragfähige Finanzienmg zu erhalten. 
Hierzu trägt maßgebhch bei, dass die am Markt tätigen 
Leasingtmtemehinen nach Informationen der Monopol- 
konmiission kaiun oder gar keine Leasingangebote fiir 
Neufahrzeuge des Scliienenpersoneimahverkehrs abge- 
ben.^®^ Nach derzeitigem Stand whd der bestehende 
Markt der Faluzeugfinanzienmg ftii- die ausstehende Ver- 
gabewelle nicht im ausreichenden Umfang Finanzie- 
iimgsleistimgen bereitstellen köimen.^^^ 

Auch existiert kein fiuiktionierender Gebrauchtfahrzeug- 
rnarkt. Die Deutsche Balm AG als Besitzer des weitaus 
größten Fuluparks betreibt zw^ai’ einen hitemen Ge- 
brauchtfaluzeugmarkt, hat aber anscheinend wenig Inte- 
resse daran, geeignete Faluzeuge in ausreichendem Um- 
fang an Konkimenzuntemehmen zu veräußern. 

Nicht mu' bei der Beschaffimg imd Finanzieivmg, sondern 
auch bei der Zulassiuig von Fahizeugen durch das Eisen- 
balm-Bimdesamt bestehen für Eisenbahnverkehisunter- 
nelmien erhebliche Probleme. Dies betrifft neue, aber ms- 
besondere gebrauchte Fahrzeuge, für die eine erneute 
Zulassiuig erforderlich imd mit hohen Kosten veibiuiden 
ist. Dieser Sachverhalt im Zusammenhang mit Veifah- 
rensabläufen des Eisenbahn-Bundesamtes whd hi Ab- 
schnitt 5.2 thernatisieit. 

283. Eine zentrale Problematik der Fahrzeugfinanzie- 
nmg liegt daihi begründet, dass die Laufzeiten von Ver- 
kelirsverlrägen deutlich kürzer smd als die Nutziuigsdau- 
em der Fahrzeuge. Die Fahrzeug-Amorlisatiorisdauer 
liegt typischerweise bei 25 Jaluen, während die fest ehi- 
zuplanende Nutziuig hn Rahmen eines Verkehrs veiffags 
zi;\dschen sieben mid 15 Jahre beträgt. Dataiis entsteht em 
bedeutendes Restw^eitrisiko am Ende der Vertragslaufzeit. 
Dies ist vor allem ehi Problem der Weiteiv^emendtmg. 
Schwierigkeiten der Weitervem endiuig ergeben sich aus 
den hl Vergaben gefoiderten spezifischen Eigenschaften 
an die Fahrzeuge luid der dadmch verminderten luiiver- 


266 Ygl auch Bremf W., Der Leasingmaikt heute, Eisenhahu-Kmer lÖOl 1, 
S. 50-53. 

In Deutschland haben sich keine großen Leasmguntemehmen ver- 
gleichbar den britischen Rolling Stock Operating Con^anies entwi- 
ckelt; vgl. McCartney, S./Sittle, J., Taken for a Ride: Tlie Privatizat- 
ion üf the UK Railway Rolling Stock Industry, Pubhc Money & 
Management 28(2), 2008, S. 93-100. Dies ist wahrscheinhch da- 
durch zu begründen, dass in Großbritannien die ehemahgen Staatsun- 
temehmen selbst keine Fahrzeuge besitzen und somit die Fahr- 
zeugauslastung der Leasmguntemehmen eher sichelgestellt ist. In 
Deutschland ist die DB Regio AG selbst im Besitz der von ihr einge- 
setzten Fahrzeuge, wodurch vier Fünftel des SPNV-Maiktes für Lea- 
smggeseUschaflen verschlossen smd. Darüber hinaus existieren prin- 
zipielle Schwierigkeiten der Weiterverwendung; vgl. Tz. 283. 


seilen Einsetzbarkeit. Die Spezifika der Anfoidenmgeii 
smd teilweise aufgiimd von technischen Gegebenlieiten 
wie Balmsteighöhen, Stieckentopografie oder Kurv^enra- 
dialen erforderlich. In anderen Fällen bestehen jedoch 
keine technischen Gründe, welche die speziellen Anspiii- 
che der Aufgabenhäger unbedingt erfordern. Daniber hi- 
naus haben Finanziers vergleichsweise wenig Erfalirung 
mit dem Weit\' erlauf von Rolhnaterial des Schieiienper- 
sonennahverkehrs. Dies fühlt zu erhöhten Risikoauf- 
schlägeii. 

284. Vor diesem Hintergnmd weiden durch Aufgaben- 
h’äger in Ausschieibiuigen teilweise Wiedereinsatzgaran- 
tien füi- Fahrzeuge gegeben. Damit sichert der Aufgaben- 
ti’äger dem Eiseiibahnveikelusuntemehmen und seinen 
Finanziers die Weiteiveiwendimg dei’ Faluzeuge über die 
Veitiagsdaiier zu. Dies gesclueht auch füi’ den Fall, dass 
der Altbeüeiber keinen Zusclilag fiu den folgenden Ver- 
hag erhält. Die Fahizeuge gehen nach Vertragsende zum 
Restw^ert an den Anfgabeiitiäger über, dei’ diese dem Ei- 
senbahnveikehi’simteniehmen, das den Folgeveitrag 
erhalten hat, ziu Verfügung stellt, einer anderen Leasing- 
gesellschaft übergibt oder die Fahrzeuge an das Folgever- 
kehi’simteinehmen verkauft. Das Folgeiuitemelimeii kann 
in den bestehenden Leasiiig\erti’ag odei’ das Finanzie- 
nmgsveihältnis einsteigen. Duich diese Garantien werden 
die Finanzienuigskoiiditioneii der Eisenbahiiverkehi'sun- 
teinelmien deutlich verbessert, da der langfiistig gaian- 
tieite Einsatz die Amortisation der Investitionskosten ab- 
sicheit. 

Statt einer Wiedeieinsatzgarantie können Aufgabenhäger 
auch lediglich Wiederzulassimgsversprecheii gewähren, 
bei denen sich der Aufgabentiäger veipfhchtet, die Fol- 
geausschreibung so zu gestalten, dass eine Teihiahme an 
der Ausschi eibimg mit den im ersten Veiü ag eingesetzten 
Fahrzeugen inöghch ist. 

Um den Eisenbahnverkehrsimtemelimeii die Fahizeugfi- 
naiizienuig zu erleichtern, ist es hilfiekh, die Laufzeit 
von Verkehi’sveiträgen zu verlängern. Dies erhöht jedoch 
die Kosten- mid Eiiösiisiken, da die Vorhersage der Ent- 
wicklung der Nachfiage und der Pieise für Vorleistimgen 
imsicherer wild, je weiter in die Zukiuift geplant werden 
muss. Außerdem wild duich die selteneren Vergaben von 
Verkelusleistimgen der Wettbewerb um den Markt im 
Scliienenpersoneimahverkelueingescliränkt. 

285. Aufgabentiäger haben außerdem Lösungen entwi- 
ckelt, dem smiktuiellen Fmanzieiimgsproblem dadmch 
entgegenziiwmken, dass fiii- die Schienenfahizeuge eine 
öffentliche Finaiizienuig eimöglicht wird. Dazu sind ver- 
schiedene Modelle von Fahizeugpools möglich. Aufga- 
benträger wie die LandesnahverkelusgeseUschaft Nieder- 
saclisen (LNVG) haben die Fahizeuge selbst beschafft 
imd beü eiben einen klassischen Fahizeugpool. Dazu wild 
in der SPNV- Vergabe ledighch das Management dei’ Ver- 
kehi’sleistimg ausgeschrieben. 

Der Verkehi’sverbimd Rhein-Ruhi' hat ein eigenes Modell 
entwickelt, in welchem der Zweckverband die Finaiizie- 
nmg und das Eigentum an den Faluzeugen uimiittelbar 
vom Veikehi’simtemehmen übernimmt. Ftü die Laufzeit 
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des ei’sten Verkehrs veitiags verpachtet der YRR die Fahr- 
zeuge an das Untemehnien. Danach gehen die Fahrzeuge 
in die Verantw^oitung des Verbands über. 

Neben dem klassischen Aufgabenträgerpool besteht au- 
ßerdem die Möglichkeit, einen Auftiagspool bzw. \irtuel- 
len Aufgabenträgerpool zu schaffen. Dabei handelt es 
sich rmi einen vorn Aufgabenträger beauftragten, privat 
geführten Fahizeugpool. Der Aufgabenträger wählt dazu 
vor dem SPNV-Vergabeverfaliren einen Fahrzeugpoolbe- 
treiber. Der Poolbeti eiber übernimmt in diesem Fall die 
fahlzeugtechnischen Risiken, w^ährend der Aufgabenträ- 
ger den Einsatz der Fahrzeuge für einen Zeitraiun, der die 
Amortisation der Fahrzeuge emiöglicht, garantiert, hi 
Großbritannien w^eiden Faluzeuge nach diesem Modell in 
großem Umfang beschafft, finanziert und uriterhalteiL 
W'ähi end ein vergleichbares Modell in Deutschland bisher 
nach Informationen der Monopolkommission nicht um- 
gesetzt w>orden ist. 

286. Die dargestellten Modelle bieten für Eisenbahnver- 
kelirsiuiternelmien den erheblichen Vorteil, dass die güns- 
tigen Kr editkonditionen der öffentlichen Aufgabenträger 
für die Einanzieirmg des Rollmaterials nutzbar gemacht 
werden. Außerdem ermöglicht ein Eahrzeugpool kleinen 
Eisenbahnverkehrsuntemehmen, sich rmi größere SPNV- 
Leistungspakete zu bew^erben. 

287. Die diuch den Einstieg der Aufgabentiäger in die 
Fahrzeugfinanziei'img bestehenden Optionen unterschei- 
den sich insbesondere in iluer Marktnähe . 2 ^® Die konven- 
tionellen Formen des Leasings rmd der Kreditfinanzie- 
rimg sind den marktnahen Lösungen zuzuordnen, die 
keiner weiteren Regehmgen durch die Aufgabentiäger 
bedürfen. Die konventionellen Aufgabentiägeipools rmd 
mit Abstrichen auch das VRR-Modell stellen dagegen 
„staatsnahe“ Lösiuigen dar. Dazwischen fuideii sich mit 
dem vhtuellen Aufgabeträgeipool und Wiederemsatzga- 
rantien Miscliformen mit unterscliiedlichen Chaiakteris- 
tika der Aufgaben füi’ Aufgabenti’äger, Verkehisunteineh- 
men luid Fhianziers. 

288. Aus Sicht der Aufgabentiäger sind ffii- die Bewer- 
timg der Alternativen insbesondere die Wirtschaftlichkeit, 
die Beherrschbarkeit und die Allokation von Risiken, die 
Wettbew^erbsw'hkimgen luid die Umsetzbarkeit relevant. 
Zusätzlich sind vergäbe- und andere rechtliche Aspekte 
zu beiücksichtigen. Unter den Kiiterien der Wütschaft- 
lichkeit imd Umsetzbarkeit sind insbesondere die markt- 
fernen Lösungen für- Aufgabenti’äger attiaktiv, da hier ge- 
ringere Risikoaufschläge der Kapitalgeber zu zahlen sind 
mid Faluzeugbeschafiimg tmd Ausschieibimg der Ver- 
kelirsleistimg zeitlich entkoppelt werden köimen. Aller- 
dings tragen die Aufgabentiäger ein entsprechend höhe- 
res Risiko. Diese Modelle sind außerdem mit geringeren 
Maikteintrittsbeschi’änkungen verbimden, sodass sich po- 
sitive Impulse für' die Wettbewerbsentwicklung emaiten 
lassen. Für das Operate Leasing ist die Wettbewerb swir- 
kimg entscheidend vom Weiterveiw^endungsrisiko der 


56S Ygl. Geuckler, M/Tegner, H., FÜMnzienmg von SPNV-Fahizeugen 
im Sog der Fmanzmarktkrise, Der Nahverkehr, 12/2009, S. 42-^. 


Fahrzeuge abhängig. Wemi das Rolhnaterial himeichend 
marktgängig ist, existiert kein spezifisches Weiteiv^eiw^en- 
dungsrisiko. 

289, Aus ordnungspolitischer Perspektive sind die 
marktfeinen Aufgabenträgeipools mit einer Kompetenz- 
verlagenmg hin zu öffentlichen Aufgabenträgein lang- 
ffistig als problematisch anzusehen. Hier agiert die öf- 
fenthche Hand auf einem Maikt, von dem unter 
geeigneten Rahmenbedirigimgen zu eiw^arten ist, dass 
sich speziahsieite private Anbieter mit Keimtnis des 
Marktes entwickehi, die diese Leistungen effizienter er- 
bringen köimen. Aus diesem Giniid ist ein virtueller Auf- 
gabentiägerpool, bei dem der Fahrzeugpool durch em pri- 
vatwirtschaffhches Unteniehmen mit Keinkompetenzen 
in diesem Bereich betrieben wird, prinzipiell zu bevorzu- 
gen. 

290, Die Monopolkommission begrlißt das Engagement 
der Aufgabenträger, die bestehenden stnikturellen Pro- 
bleme der Fahrzeugfinanzieinng anzugehen. Eine sachge- 
rechte Bew^eitung der Optionen köimen niu die Aufga- 
benträger selbst individuell voinelmien. Dabei müssen 
die konkreten imd speziellen Anforderungen imd Restrik- 
tionen beiücksichtigt w^eiden. Bei der Auswahl einer im 
Einzelfall geeigneten Alternative sollte nach Auffassiuig 
der Monopolkommission die Fahizeugfirianzienmg je- 
doch prinzipiell so weit wie möglich den Marktkiäften 
überlassen werden. 

Die Monopolkommission sieht es allgemein als wichtig 
an, dass die Faluzeugstrategie mit dei’ iin vorherigen Ab- 
schnitt dar gestellten Vergabestrategie gekoppelt tmd auf- 
einander abgestimmt w^ird. Ziu Erhaltimg und Steigenmg 
des Wettbew^erbs iin Schienenpersonemiahverkehr sollten 
die Fahrzeugstrategien der Aufgabenträger den Anforde- 
nuigeii des Marktes wieder angepasst werden. Dazu müs- 
sen die Anfoidenuigen an das RoUmateiial marktgängi- 
ger gemacht w^erden. Diesbezüglich ist es nötig, Abstand 
von speziellen Anfoidenuigen zu nehmen und stattdessen 
weitere Standardisienmgen anzustreben. Die eingesetzten 
Fahrzeuge sollten, sow^eit unterscliiedliche technische Vo- 
raussetzimgen (beispielsw^eise liiiisichtlich der Bahnsteig- 
höhen, Energieversorgung, Sicherheitssysteme etc.) auch 
im eui’opaweiten Markt zu berücksichtigen sind, mit vie- 
len Standards kompatibel sein. Dies ist auch eine Voraus- 
setziuig daftu, dass sich ein huiktionierender Sekundär- 
markt füi’ Rolhnaterial im Schienenpersonemiahverkelir 
entwickehi kami. Im Hinblick auf die Entwicklung eines 
Gebrauchtw^ageimiarktes ist zu berücksichtigen, dass die 
Fahrzeuge im Falle von Aufgabenträgeipools imd Wie- 
dereinsatzgarantien ehiem möglichen Sekimdärmarkt ent- 
zogen w^erden. Demioch stellen Wiedereinsatzgarantien 
imter den derzeitigen Rahmenbedingimgen ehie wiik- 
same Möglichkeit der Aufgabenträger dai; den Verkehi s- 
imtemehmen die Fahizeugfinanzienmg zu erleichtern, 
oluie imnötig stark in den Markt emzugreifen. Daher ist 
es nach Meiinmg der Monopolkommission wichtig, dass 
die Aufgabenti’äger voiübergehend stärker von dieser 
Möglichkeit Gebrauch machen. 

Nach Auffassimg der Monopolkommission sollte der Ein- 
satz von Gebrauchtfahrzeugen prinzipiell liäufiger imd 
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probleinlosei möglich sein. So sollte in Ausschreibungen 
soweit wie möglich auf die Fordenmg nach Neufahizeu- 
gen verzichtet weiden, wenn dies keinen negativen Effekt 
für den Wettbewerb im Vergabe verfahren eiwarten lässt 
imd die technischen Gegebenheiten dies zulassen. Lang- 
fi’istig sollten Aufgabenträger planen, iimiier die Veiwen- 
dimg von geeigneten Gebrauchtfahrzeugen zu ennögü- 
chen, imd niu in wenigen, gut begründeten Ausnahmen 
Neufahrzeuge verlangen. 

3.4 Wettbewerbshindernisse durch die 

bestehende Tarif- und Vertriebsstruktur 
des Schienen Personen nah Verkehrs 

291. Eine weitere entscheidende Piobleinatik iin Zu- 
saminenhang mit der Wettbewerbssituation im Schienen- 
personeimahverkehi; die bereits im letzten Sondergutach- 
ten der Monopolkommission detailheit analysieil wiude, 
liegt in der Bedeutimg von Taiif- und Verülebskoopera- 
tionen.^® Beteiligte Unternehmen luid Verbände diskutie- 
ren derzeit über eine Neugestaltung der bestehenden 
Süuktuien. Der Monopolkoininission sind dazu jedoch 
keine Details bekaimt. Die Verhandhmgen sind gegen- 
wärtig noch nicht abgeschlossen, sodass die bereits fiüher 
dargestellten Wettbewerb sliindeinisse fortbestehen luid 
die von der Monopolkommission empfohlenen Löstmgs- 
möglichkeiten weiterhin Gültigkeit haben. 

292. Im Nahverkelu existieren verschiedene etablierte 
Stmktuien, die dazu dienen sollen, das Angebot ftu die 
Kimden zu vereinheitlichen. Durch zunehmende Verga- 
ben an Wettbewerber agieren heute zahheiche Untemeh- 
men am Markt, die komplementär, aber auch parallel 
einzehie Nahverkelusverbindimgen bedienen. Die Wett- 
bewerbsfaliigkeit des Schieiienpersonenverkehis im Gan- 
zen könnte leiden, wemi Fahrgäste im Rahmen der bean- 
spmchten Relationen, welche Angebote verschiedener 
Unternehmen beinhalten, ftu jedes Untemehmen eigene 
Fahrscheine bei Falutbegiim emerben müssten. Um dies 
zu verhindern, veipflichtet § 12 AEG die Verkehisunter- 
nelmieiL daran mitzuwhken, dass der Kunde bimdesweit 
mit einem einzigen Ticket die Leistungen sämthcher Un- 
temelmien auf der von ihm gewünschten Sh ecke in An- 
spmch nehmen kaim. hn Detail sieht § 12 Absatz 1 Satz 3 
Ziffer 1 imd 2 AEG dazu eine Veipfhchtimg der Eisen- 
balmverkelusimteinehmen voi; daran mitzuwiiken, 
„durchgehende Tarife“ imd eine „dii ekte Abfeitigimg“ si- 
cherzustellen. hii Schienenpersonemiahverkelir ist dies 
regional bereits daduich gewähileistet, dass die Aufga- 
benti’äger in iluen Verkelirsveitiägen das Angebot zu ein- 
heitlichen Tafffen imierhalb eines Tarif- und Verkehisver- 
bundes vorschieiben. Allerdings decken regionale 
Verbiuidtickets aufgiimd der dezenhalen Organisations- 
stiuktui’ im deutschen Schienenpersonemiahverkehr nur 
einen Teil der Verbindiuigswünsche ab. Deshalb wunde 
mit dem sog. Anstoßtarif duich den „Tariff'erband der 
Bimdes eigenen und Nichtbundeseigenen Eisenbahnen in 
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Deutschland“ (TBNE)^^® ein bundesweit untemehmens- 
über greifendes Tarifiiiodell geschaffen, bei welchem der 
TBNE die tarifliche Anbindiuig nichtbimdes eigener Ei- 
senbahnen an das Tarifsystem der Deutschen Bahn AG 
koordiniert . Dieses Modell wunde nach Inkiafftieten des 
Regionalisienmgsgesetzes giößtenteils durch ein Koope- 
rationssystem zwischen den Eisenbalmuntemehmen und 
der Deutschen Bahn AG ersetzt, welches durch den 
TBNE koordiniert whd. hn Rahmen dieses Systems koo- 
perieren die Eisenbahnverkehisuntemehmen jeweils mit 
der Deutschen Bahn AG: um einen bimdesw^eiten Tarif 
anzubieten. Der Inhalt der Kooperationsverträge wild 
aufgiumd ihier starken Stelhmg im TBNE und dei’ beste- 
henden hifonnations- mid Größenvorteile maßgeblich 
dui’ch die Deutsche Balm AG bestimmt. Häufig kommt 
der Nahverkehrstarif der Deutschen Balm AG ziu An- 
wendimg. 

hn Rahmen der Tan&ooperationen kömien Tickets des 
gemeinsamen Tarifs von jedem Verkehisuntemehmen 
auch füi- Relationen, die von KoiikuuTenten bedient wer- 
den, verkauft werden. Neben den Tarifkooperationen sind 
daher gleiclizeitige Veilriebskooperationen erforderhch, 
lun den bundesweiten Veitiieb des gemeinsamen Nahver- 
kelustarifs sicherzustellen. Dabei ist zwischen den betei- 
ligten Untemehmen daiüber zu verhandeln, inwieweit 
Wettbew^erber im gemeinsamen Verhieb Eahi scheine fiii' 
Züge der Deutschen Balm AG veitreiben können. Nach 
Infoiinationen der Monopolkommission beschiänkt sich 
dabei der Veiffieb von Tickets der Deutschen Balm AG 
diuch Wettbew^erber auf regionale Veibindimgen, w^äh- 
rend die Deutsche Balm AG auch bundesweite Veräiebs- 
leistungen übeiiiimmt. 

293. Die Deutsche Balm AG steht durch die bilateralen 
Kooperationen im Mittelpimkt dieses Systems. Die Ver- 
hagsinlialte der Kooperationen sind dementsprechend 
teils asymmehiscli ausgestaltet imd enthalten verschie- 
dene Regelungen, die der Deutschen Bahn AG zu Wettbe- 
werbsvorteilen verhelfen.^'^i So hat die Deutsche Balm 
AG einen dominierenden Einfluss auf die Tarifs tmktui- 
sowie auf Pieise und Konditionen besonderer Angebote. 
Wettbew^erber kömien dagegen die Preisstniktur imd das 
Sortiment hmerhalb des Tarif- und Verhiebssystems 
kaum selbst beeinfiussen. Beispiels w^eise kömien wieder- 
holte Sonderangebote der Deutschen Bahn AG imvorher- 
gesehene Mhidereimiahmen imd zusätzhche operative 
Kosten bei den Wettbew^erbem veimsachen. 

Auch besitzt die Deutsche Bahn AG im Ralmien des Ver- 
fahiens zui’ Erlösaufteilung fiii' den gemeinsamen Ticket- 
veitrieb eine vorteilhafte Position, da die Erlöse aus dem 
Verkauf gememsam gültiger Tickets zunächst der DB 
Veitiieb GmbH gemeldet werden imd die Erlösaufteilimg 


^™Im TBNE verfugt die Deutsche Bahn AG gemäß Satzung über 
50 Prozent der Stimmrechte und em Vetorecht. Die Geschäftsführung 
obhegt der Staatsbahn. Unter den nichtbundeseigenen Eisenbahnen 
smd nicht aUe heute aktiven Wettbewerbsbahnen im TBNE vertreten. 
Die Aufgabenträger haben kerne feste Funktion im TBNE. 

271 Vgl. für eine ausfiihrhche Darstellung Monopolkommission, Sonder- 
gutachten 55, a. a. O., T^. 69. 
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nach dem Anspmchsveifalireii erfolgt. Danach mtissen 
Eisenbahnverkehrsiuitemehmeii ilire Anspriiche an Ein- 
naluneii aus dem gemeinsamen Veitrieb der Deutschen 
Bahn AG gegenüber nachweisen, wobei diese mit Hin- 
weis auf Geschäftsgeheimnisse niu unzureichend Aus- 
künfte zu Gesamteinnahmen oder relationsbezogenen 
Veihiebsdaten zur Verftigimg stellt. So werden zut Erhe- 
bung der Anspmche alle zwq'i Iahte Eahigastzählungen 
imd -befragtmgen und darauf aufbauende Hochreclmun- 
gen diuchgefiihit. Pioblematisch ist dabei, dass aus den 
so gewomienen Daten nicht exakt auf die tatsächhchen 
Fahrgasterlöse geschlossen werden kaim. Wettbewerber 
bemängehi die generelle hitiansparenz des Verfahiens. 
Auch kömien keine Kimdengewiime und -Verluste imier- 
halb eines Veih agstimius abgebildet werden. Weil diese 
bei der Deutschen Bahn AG wirksam werden, verzeiit 
dies die Ameize zur Nachhagesteigenmg. Da die Deut- 
sche Bahn AG bis ziu Erlös aufteihmg dutch Abschluss 
eines TBNE-Veiti ags nur geringe Abschlagszahltmgen an 
die Verkehrsiuitemelmien leistet, entsteht bei der Deut- 
schen Balm AG ein nicht imerhebhcher Zinsgewimi, 
wählend die Wettbewerbei’ einem erheblichen wditschaft- 
lichen Risiko ausgesetzt sind. Darüber hinaus bestehen 
für die Deutsche Balm AG durch den exklusiven Besitz 
detaillierter Erlösdaten erhebhche Vorteile in der Erlös - 
plammg bei der Teihialmie an Ausschi eibimgen^^^ 

Auch im Bereich der VerUiebskooperationen üeteii zwi- 
schen der DB Veitiieb GmbH luid Wettbewerbern 
Schwierigkeiten auf. Beispielsweise köimeii durchge- 
hende Ealu’scheine derzeit mu über das Vertiiebssystem 
der Deutschen Bahn AG gew^ährleistet werden. Den Wett- 
bew^erbein ist es derzeit nicht möglich, in einem eigenen 
Veitliebssystem alle Fahiziele anzubieten, die von den 
Verkelu’sgesellschaften der Deutschen Bahn AG bedient 
werden. Dies betrifflt insbesondere den Femverkelu’. Da- 
her müssen sich die Wettbewerber zumindest zusätzlich 
des Veitliebs der Deutschen Balm AG bedienen. Außer- 
dem verlangt die DB Veitiieb füi' Eigenverkäufe von 
Fahrscheinen zugunsten der Wettbew^erber höhere Pio Vi- 
sionen, als sie umgekehit gewälut. 

294 . Nach Auffassimg der Monopolkommission biigt 
das bestehende Tarif- imd Veitiiebssystem erhebhches 
Konfliktpotenzial und kami sich deutlich nachteilig auf 
den Wettbewerb im Schienenpersonenverkelu’ auswiiken. 
Der Missbrauch einer marktbeherrschenden Stelhmg in 
diesem Bereich kaim als w^esentliche Maikteintritts- 
bairiere hmgieren. 

Da jeder Anbieter von SPNV-Leistungen giimdsätzlich m 
der Lage ist, ein eigenes Tarif- imd Veitiiebssystem auf- 
zubauen, sind das bestehende Tarifsystem und die Ver- 
tiiebsleistimgen grundsätzlich nicht dmch Markt- oder 
Wettbew^erbsversagen gekemizeiclmet. Allerdings winde 
der Auft)au weiterer Systeme zu einer heterogenen Ver- 
tiiebslandschaft mid einer geringeren Attraktivität des 
Schienenpersonenverkehrs aufgiimd von möghcheiweise 
erheblichen Transaktionskosten aufseiten der Fahrgäste 


272 Vgl. Tz. 275 


fülnen. Dies whd durch die Vorgabe des § 12 AEG, mit 
der die Eisenbalmverkehrsimtemehmen zu einer Mitwir- 
kung an einem biuidesw^eit einheitlichen System ver- 
pflichtet werden, vermieden. So haben Eisenbahnver- 
kelu’simteinelmien Tarif- imd Veitriebskooperationen 
einzugehen, hn bestehenden Kooperationssystem ist nur 
die Deutsche Balm AG in der Lage, einen bimdesw^eiten 
Ticket!' ertrieb sicherzustellen imd einen einheitlichen Ta- 
rif vorzugeben imd kaim ilue marktbeheirschende Stel- 
hmg nutzen, um den Wettbew^erbem die Bedingungen des 
Systems in wesenthchen Rmkten zu diktieren. 

295 . Mit der Vorgabe des § 12 AEG formiiheit der Staat 
im Bereich des Schienenpersoneimahverkelirs eigene Ai- 
fordenmgen an das von ilmi finanzierte Leistungsange- 
bot, stellt jedoch keine Regehi für die Dmchfühnmg auf. 
Aufgiimd dessen besteht fiu den Staat als Besteller und 
Finanzierer des Schienenpersoneimahverkelus keine si- 
gnifikante Einflussmöglichkeit auf das Tarifangebot. Er 
kaim somit nicht sicherstellen, dass dem öffentlichen hi- 
teresse an einem gemeinsamen Tarif effizient und seinen 
Aifordenmgen gemäß nachgekommen w^ird. Die Mono- 
polkommission hat daher bereits im vorangegangenen 
Sondergutachten gefordert, das Verfahren, nach dem die 
Anbieter im Schienenpeisonemiahverkehr ilue Leistun- 
gen zu einem gemeinsamen, bundesweit gültigen Tarif 
anbieten, gesetzlich näher zu regehi. Dazu sollten die 
Vorgaben des § 12 AEG füi' den Scluenenpersonennah- 
verkehi' entsprechend verändert imd ergänzt w^erden. Der 
gememsame Tarif sollte durch einen zu gründenden bun- 
desw^eiten Tariff'erbiuid festgelegt werden, in dem kein 
einzelnes Nahverkehisunteiiiehmen eine dominierende 
Stelhmg besitzt. Die Aiifgabenti'äger sind als ebenfalls 
Betroffene in diesen Taiiff erbund ehiziibinden. Der Tarif- 
verbimd ist damit zu beauftragen, einen bimdesweiten 
SPNV-Tarif zu entwickehi und den Veilrieb der gemein- 
samen Tickets zu koordinieren. Außerdem ist durch den 
Verbund eme einlieithche prozentuale Tarifprovision fest- 
zulegen. Die Monopolkoimnission geht davon aus, dass 
sich durch die Ziisanmienfühiimg der Interessen der Ver- 
bundbeteiligten in einem Tariff^erbimd, in dem kein Ak- 
teiu eine dominante Position besitzt, hmerhalb der dmch 
§ 12 AEG vorgegebenen Gienzen effiziente mteme Rege- 
hmgen einstellen werden. Daher bedarf der Mechanismus 
zm Erlösaufteilung imd die Weitergabe von Vertriebsda- 
ten in diesem Rahmen keiner gesonderten Regiilieinng.^'^^ 

Der Tarifverbimd bietet die Möglichkeit, auch Feinver- 
kelusimteinelmien diskriminieinngsfiei in das System 
einzubinden. Dazu müssen diese Unternehmen füi' den in- 
tegrierten Veilr ieb von Nah- imd Femverkelustickets eine 
bilaterale Vereinbanmg mit dem SPNV-Taiif\^erbmid tref- 


273 Vgl. MonopolkomEmssioii, Sandergutachten 55, a. a. O., Tz. 74. 

Eine andere von der Monopolkornmission voigeschlagene Möglich- 
keit, ein bundesweit einheitliches Tarif- imd Vertriebssystem zu gie- 
währleisten, besteht in der Anwendung des Anstoßtanfi, der ver- 
schiedene untemehmensbezogene Tanfeysteme durch Addition der 
Einzelpreise koppelt. Dazu sollte statt auf die Kopplung von unter- 
nehmensbezogenen Tarifeystemen auf die Kopplung der Tarife der 
Verkehrsverbünde abgestellt werden. Vgl. zur ausfiihrhchen Darstel- 
lung Monopolkommission, Sondeigutachten 55, a. a. O., Tz. 73. 
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fen, imi niit ilu eii Fahi scheinen auch den Vor- und Nach- 
lauf im Schieiienpersoneimahverkehi' zu ermöglichen. 
Dadurch wären diese Wettbewerber im Schienenperso- 
nenfemverkelu der Deutschen Bahn AQ die bisher diuch 
die interne Anpassung von Nah- tmd Femverkehrstarifen 
Wettbewerbsvolteile hat, gleichgestellt. 

Diuch die gesetzhche Ausgestaltung des Veifahiens, 
diuch das Eisenbahnverkehisuntemehmen iluer 
kiuigspflicht zu bimdesweit diuchgehenden SPNV-Tari- 
fen nachkoinmen, kami ausgesclilossen werden, dass ein 
einzehies Unteniehmen die Möglichkeit besitzt, die Koo- 
perationsveipflichtiuigen diuch seine Marktmacht auszu- 
nutzen. 

296. Im Jalu 2010 hat die Deutsche Bahn AG angekün- 
digt, den Wettbewerben! entgegenzukonunen imd einige 
der bestehenden Probleme anzugehen. So sollte fiu mehr 
diuch die Deutsche Bahn AG bediente Relationen auch 
der Tickeh'erüieb diuch die Wettbewerber eimöglicht, 
die Transparenz des Eilösaufteiliuigsverfahiens erhöht 
imd dieses Verfahren dynamisiert weiden. Mitte 2010 
müde eine Arbeitsgiuppe im EBNE gegitindet, die sich 
mit der Neuorganisation in Richtiuig einer Verbundgesell- 
schaft fiu einen bundesweiten Taiif befasst. Bisher sind 
nach hifonnationen der Monopolkommission keine kon- 
kieten Ergebnisse beschlossen worden, obwohl im eisten 
Quaital 2011 eine Konzeption voigelegt werden sollte, 
die unter anderem Details ziu Organ- und Gremienstink- 
tiu, den Aufgaben, Prozessen luid der Finanzienuig um- 
fassen sollte. Über den aktuellen Stand der Arbeit der Ai- 
beitsgiuppe hegen der Monopolkommission keine 
Infoiinationen vor. Aufgiimd der mit derartigen Verhand- 
hmgen einhergehenden Schwierigkeiten hatte die Moiio- 
polkommission gefordert, dass der Gesetzgeber die Betei- 
ligten veipflichtet, bis zu einem bestimmten Stichtag 


einen Tarift'erbiuid zu gitinden. Falls sich die Beüoffenen 
bis zu diesem Temiin nicht einigen können, sollte der zu- 
ständige Minister die Organisation des Verbiuides per 
Verordinmg bestmmien.^'^^ 

Unabdingbar ist nach Auffassimg der Monopolkommis- 
sion füi’ eine Neuorganisation, dass die Dominanz der 
Deutschen Bahn AG mit den bestehenden Möglichkeiten 
ziun Missbrauch dieser Marktmacht aufgelöst wild. So- 
lange dies nicht geschehen ist, steht die Tarif- und Ver- 
üiebssüuktui’ weiterhin ein gewichtiges Wettbewerbsliin- 
deniis dar. Der Missbrauch der marktbeheiTschenden 
Stelhmg in diesem Bereich kamt als wesentliche Markt- 
eintrittsbarriere fungieren. 

4 Wettbewerbsentwicklung und Wett- 
bewerbshindernisse im Schienen- 
personenfernverkehr 

297. Im Schienenpersonenfemverkelu hat sich bisher 
kein relevantes Wettbewerberangebot enhAickelt. Neben 
der Deutschen Balm AG mit huer Tochter DB Femver- 
kelu AG hat sich kein Unternehmen mit einem nennens- 
werten Angebot im Maikt etabheren kömien. So beläuft 
sich der Maiktanteh der Deutschen Bahn AG seit Jahien 
auf über 99 Prozent luid es besteht damit im Schienenper- 
sonenfeniverkehi' weiterhin ein nahezu vollständiges Mo- 
nopol des Maiktfühiers. Dessen bediente Verkehrsleis- 
timg ist dabei über die letzten Jalue sehi' stabil (vgl. 
Abbildimg 4.1). Die Wettbewerb sentwicklimg im Schie- 
nenpersonenfemverkehr bleibt damit weit hinter denen 
der anderen Verkehissegmente zurück. 


275 Ygt. MonopoLkomimssion, Sandergutachten 55, a. a. 0, 1^. 74. 


Abbildung 4. 1 

Entwicklung des deutschen Schienenpersonenfernverkehrsmarktes 
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298 . Bereits seit der Balimefomi 1994 sind weseiithche 
adininistiative Hindemisse fiii' Zutiitte privater bz\;v". 
nichtbimdes eigener Eiseiibalineii mi deutschen Schienen- 
personenfemverkehr gefallen. Im Gegensatz zmn Scliie- 
neiipersonennaliverkelu; wo Leistimgen öffentlich gefor- 
dert und als Aufträge über Vergaben bestellt werden, 
muss der Schienenpersoiienfemverkehi’, der solche För- 
denuittel nicht erhält, eigenwhtschaftlich betrieben wer- 
den. Wie im Scliienengüteiverkehr intendierte die gesetz- 
liche Liberalisienmg und Neuordnung des Bahiunarktes, 
neuen Anbietern den Maiktemtritt unter diskrhninie- 
ningsfireien Bedingimgen zu ennöghchen. Vor diesem 
Hhitergnuid werden gemäß dem gesetzhch beabsichtig- 
ten Wettbewerbsansatz nach allgemeinem Begiiffsge- 
brauch nut eigenwirtschafthche Verkehre zmn Schienen- 
personenfemverkelir gereclmet.^^® 

299 . Wettbewerbspohtisch müde erwartet, dass Eiseri- 
balmverkelirsiuiternelmien infolge der Liberahsienuig 
nach eigenwdrtschaftlichen Kriterien Verbindungen im 
Fernverkehr’ aribieten Vkäirden. Mit § 14 Absatz 2 Num- 
mer 1 AEG, wonach jedem Eisenbahnverkehisunteineh- 
meii mit Sitz im Inland Zugang zur deutschen Eisenbahn- 
hifrastniktur gewährt wird, WTjrden dazu die rechtlichen 
Zugangsvoraussetzimgen für private Eisenbahnverkehrs- 
rmternelmien im Scliienenpersonenfeinverkehi' geschaf- 
fen. Somit besteht in Deutscliland ein weitgehend libera- 
lisierter Marktzugang, hii eur opäischen Vergleich wnrderi 
in Deutschland fiülizeitig wichtige Marktemtrittsschran- 
keri abgebaut. Vonseiten der Eiuopäischen Union ist bis- 
her keine vollständige Öffnung der Eisenbah ninfr a stnrk - 
tur zur Erbringmig von Personenfeniverkehrsdiensten 
vorgegeben. Durch die Richtlinie 2007/5 8 /EG des dritten 
Eisenbahnpakets^^^ erfolgte zwar* eine Anpassrmg der Zu- 
garigsvorsclu’ifteri fiu den Personenverkehr durch die Än- 
dernng der Richtlinie 91/440/EWQ allerdings wwden die 
Mitgliedstaaten nach dem neuen Artikel 10 Absatz 3a RL 
91/440/EWG lediglich verpflichtet, ab dem L Januar 
2010 Persorienverkehrsdieriste auf grenzüberschr eitenden 
Verbindmigen zuzulassen. Nach Artikel 3 RL 91/440/ 
EWG ri.F. ist ein grenzüberschreitender Personeriver- 
kelirsdienst ein , J)ierist zur Befbrdenmg von Fahrgästen, 
bei dem der Zug mindestens eine Grenze eines Mitglied- 
Staats überquert, mid dessen Hauptzw^eck die Beförde- 
nmg von Fahrgästen zv^dscheri Bahnhöfen in verschiede- 
nen Mitgliedstaaten ist.“ Obwohl damit auch die 
Befbrdenmg von Fahrgästen hmerhalb eines Mitglied- 
Staates ermöglicht wird, erfolgte somit keine vollständige 


^"^^Nach der BegriTfebestiinniung des Regionarisieningsgesetzes liegt 
nach § 2 Satz 2 RegG im Zweifel Nahverkehr vor, „wenn in der 
Mehrzahl der BeförderungsfaUe eines Verkehrsmittels die gesamte 
Reiseweite 50 Kilometer odsr die gesamte Reisezeit eine Stunde 
nicht übersteigt.“ Jedoch existiert eine 'Vielzahl von bestellten Nah- 
verkehrsrelationen, die über diese Grenzen hinausgehen. 

Richtlinie 2007/5 8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. Oktober 2007 zurÄndenmg der Richtlinie 91/440/EWG des 
Rates zur Entwicklung der Eisenbahnuntemehmen der Gemeinschaft 
sowie der Richtlinie 2001/14/EG über die Zuweisung von Fahrweg- 
kapazität der Eisenbahn und die Erhebung von Entgelten für die Nut- 
zung von Eisenbahninfrastruktur, ABI. EU Nr. L 3 15 vom 3. Dezem- 
ber 2007, S. 44. 


Öfftnmg europäischer Inlaiidsmärkte. Für den deutschen 
Markt ist diese Ändenmg europäischer Vorgaben weniger 
bedeutend, da bereits zuvor ein weitgehend liberahsierter 
Zugang bestand. 

300 . Dennoch ist im deutschen Schienenpersonenfein- 
verkehi- bis auf wenige Ausnahmen auf Einzelstiecken 
kaum aktiver Wettbewerb zu beobachten. In den vergan- 
genen Jahien hat es nui’ vereinzelt Veisuche gegeben, hi 
den Markt für eigenwiitschaftlichen Scliienenpersonen- 
femverkelu einzutreten. Wenige dieser Femverkehisan- 
gebote komiten sich langfüstig am Markt halten (vgl. Ab- 
bildung 4.2). 

301 . In der Vergangenlieit sind meist solche Eisenbalm- 
verkehisuntemehmen in den deutschen SPFV-Markt ehi- 
geüeten, die bereits im SPNV-Markt aktiv waren. So bie- 
tet die Veolia Verkehi’ GmbH (ehemals Coimex Verkehr) 
imter der Marke hiterCoimex seit 2002 eine Femver- 
kehi’sverbindung in Koirkunenz zur Deutschen Bahn AG 
an. Der hiterComiex fahi’t derzeit täghch von Leipzig 
über Berlin und Rostock nach Warnemünde imd wieder 
zurück. Seit 2007 verkehren täghch zwei, wochentags 
diei Zugpaare zwischen Leipzig und Berlin, von denen 
eines nach Rostock-Warnemünde weiterfähit. Veolia Ver- 
kelir hatte zwischenzeitlich weitere eigenwirtschafthche 
Fernverbindungen angeboten, die jedoch wieder einge- 
stellt wanden. In 2002 wände eine zw^eite InterConnex- 
Lhüe zwischen Zittau, Berlin inid Süalsund aufgebaut. 
Die Züge verkehiten zwischen Zittau und Cottbus als 
Nahverkehrszug und ab Cottbus als Femverkeluszug. 
Zeitw^eihg wairde die Verbindung nach Binz im Norden 
tmd bis ins tschechische Libeiec im Süden verlängert, 
später auf die Relation Dresden-Stralsinid geändert. 2006 
wände die Linie vollständig eingestellt. Zwischen Juiü 
tmd Oktober 2003 bestand duich Veolia außerdem das 
Angebot einer Femverbindung zwischen Köhi (später 
Neuss) tmd Rostock. 

Des Weiteren verlängert Veoha seit 2005 am Wochenende 
für Ausflügler und Wochenendpendler einige seiner be- 
stellten Nahverkehrsverbindtmgen des Nordliarznetzes 
(HarzElbeExpress) nach Berlin. Diese Züge verkehien 
tmter dem Namen Harz-Berlin-Express. Zur Zeit w^erden 
wöchentlich je drei Falirten angeboten. hmerhalb Sach- 
sen-Anhalts verkehit der Harz-Berhn-Express als besteU- 
ter Nahverkehrszug im Auftiag des Landes Sachsen-An- 
halt. Atißerhalb von Saclisen-Aiihalt, zwischen GenÜiin 
tmd Berlin, verkehrt dieser Zug dabei als eigenwmtschaft- 
licher Femverkehisztig. Die Verbindung woirde frülier 
von der Deutschen Bahn AG bedient. 

Darüber hinaus bietet die Vogtlandbahn, Teil derNetinera 
Deutschland GmbH (ehemals Arriva Deutschland 
GmbH), neben ihrem bestellten Nahverkelusangebot seit 
2005 mit dem Vogtland-Express eine eigenwiitschaftliche 
Verbindtmg von Plauen über Chemnitz nach Berlin tmd 
ztuück an. Der Zug verkelut einmal täglich und ersetzt 
eine Inten egio- Verbindtmg, die von der Deutschen Bahn 
AG eingestellt worden war. 2009 wiirde der Vogtland-Ex- 
press wiegen mangelnder Rentabüität ztmächst eingestellt, 
nahm jedoch di ei Monate später den Betiieb wieder auf. 
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Abbildung 4.2 


Bestellende Angebote von Wettbewei bei n der Deutschen Bahn AG 
im Sc hienenpers on en fe rn verkehr 



Quelle: Eigene Darstellung 

Nachdem die Deutsche Bahn AG sich von der Relation 
Berliii-Mahiiö zurückgezogen hatte, übernahm die Georg 
Verkelu’sorgaiiisation GmbH (GVG) als erstes privates 
Untemehmen im Jahi’ 2000 einen Feinziig der Deutschen 
Bahn AG Sie ist damit bis zum Start des Hamburg-Köhi- 
Expresses auch das einzige Femverkehisuntemehmen, 
das nicht bereits vor dem Eintritt in den SPFV-Markt als 
Nahverkehrsanbieter in Deutsclüand etabheit war. Seit 
September 2000 betreibt die GVG zusammen mit dem 
schwedischen staatlichen Eisenbahnverkehisuntemeh- 
men SJ AB diesen Reisezug zwischen Schweden tmd 
Deutschland. Der Schlaf- imd Liegewagenzug föhrt im 
Sonuner täglich, ansonsten dreimal wöchentlich über 
Nacht von Mahnö nach Berlin mid zmück. Zwischen 
Trelleboig imd Sassnitz setzen die Züge per Eisenbahn- 
fähie über die Ostsee über. Jedoch befahren die Züge die 
Gesamtstlecke ohne weitere Verkehishalte, deutscher 
Biimenverkehi’ wird somit nicht bedient. Weitere Versu- 
che der GVG grenzüberschieitende Verkehisangebote 
zwischen Basel und Mailand sowie Mannheim luid Paris 
anzubieten, scheiterten. 

Die meisten Angebote von Wettbewerbern der Deutschen 
Bahn AG im Femverkehi' haben gemeinsam, dass sie ge- 


" Berlin-Night- Express (GVG)^ 
seit September 2000 

— Interconnex (Veolia)^ seit März 2002 
Vogtland- Express (Netinera)^ seit Juni 2005 

— Harz-Berlin-Express (Veolia)^ 

seit Dezember 2005 

“ HKX (Locomore), ab September 2011 

genüber den Femverkeluszügen ICE und IC der Deut- 
schen Bahn AG in der Regel deutlich günstigere Preise 
bieten, dafür’ aber längere Fahrtzeiten in Kauf genommen 
werden müssen. 

302, Für die nahe Zukiuift besteht durch die Ankündi- 
gung des Hamburg-Köln-Expresses (HKX) die Hoförung, 
dass der Anteil der Wettbewerber erstmalig über die Ein- 
Piozent-Marke steigen würd. Der HKX soll ab Herbst 
2011 dieimal täglich die stark frequentierte Nord- West- 
Relation zwischen diesen Metropolen bedienen. Die Be- 
tieiberin des Fenizuges, die Harnburg-Köhi-Express 
GmbH w^äre damit die erste privatwmtschaftlich organi- 
sierte Eisenbahngesellschaft Deutschlands, die aus- 
schließlich nationalen Scliienenpersonenfemverkehi- be- 
treibt. Das Untemehmen entstand im Oktober 2009 als 
Joint Venture zwischen der RDC Deutschland GmbH, der 
locomore rail GmbH & Co. KG (Locomore Rail) luid 
dem englisch-kanadischen Eisenbahninvestor Michael 
Schabas. Ursprünghch war der Start des HKX für August 
2010 geplant. Trassenkonflikte beim Rahmenvertragsab- 
schluss verhinderten dies jedoch. 
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Der HKX unterscheidet sich von den bestehenden luid 
ehemaligen SPFV -Angeboten von Wettbewerbern insbe- 
sondere hl der Auswahl der bedienten Relation und der 
Qualität des Angebots. Die Verbhidiuig von Hambiug 
nach Köhl mit zaliheichen Zwischenhalten in Gioßstäd- 
ten zeichnet sich dmch em hohes Fahigastaiifkonimen 
aus und whd bereits von der Deutschen Balm AG mit 
dmchgehenden IC-Zügen bedient. Der HKX wird also in 
direkter Konkurrenz zu bestehenden Angeboten der DB 
Feniverkehi’ AG stehen imd plant mit dem Einsatz von 
drei Zugpaaren pro Tag von Begimi an ehie höhere Be- 
dienfi’equenz als bisherige Wettbewerberangebote. Auch 
sieht das Konzept einen höheren Reisekomfort vor, als 
der parallele IC bietet. Die Fahrzeit soll dabei nur unwe- 
sentlich länger sein. Der Ticketpreis soll etwa der Hälfte 
des regulären Preises der DB Feinverkeht AG entspre- 
chen. Das Angebot weist staike Ährdichkeiten mit dem 
auf dieser Str ecke mit ettvas weniger Zwischenhalten von 
1999 bis 2004 verkehienden Metropolitan Express Train 
der Deutschen Balm AG auf 

303, Neben den beschriebenen eigenwiitschaftlichen 
Verk einen existieren auf weiteren Relationen in Deutsch- 
land Femverkehrsangebote, die nicht eigenwiitschaftlich 
betlieben werden, solidem als bestellter Nahverkehr aus 
öffentlichen Mitteln fmanzieit werden. Dazu gehört der 
alex (Airiva -Länderbahn-Express) in Bayern. Als Teil- 
strecken einer bis 2002 verkehrenden hiteiregio-Linie 
werden seit 2007 die Strecken Hof-München und Mün- 
chen-Lindau/Oberstdoif von der zu Netinera gehörenden 
Regentalbalm bedient. Der Beüieb wild von der Tochter- 
gesellschaft Vogtlandbalm abgewickelt. Der heutige alex 
ist der Nachfolger’ des zwischen München imd Oberstdoif 
verkehienden Allgäu-Expresses. Auch die meti’onom 
Eisenbahngesellschaft mbH bietet auf den Strecken 
Hamburg-Bremen, Hamburg-Cuxhaven, Hamburg-Han- 
nover luid Harmover-Göttingen ein nicht eigenwiitschaft- 
liches Angebot im Femverkehi'. 

304. Insgesamt zeigt sich weiterhin eine nui' sehi' 
schwache Entvickhmg des Wettbewerbs im Schienenper- 
sonenfeniverkehi-. hisbesondere im Vergleich mit den 
Schienenverkehrsleistungen im Nah- und Güterv^erkehr, 
hl denen zumhidest in gewissen Grenzen Wettbewerb be- 
steht, Mit die Situation im Feniverkehi- deutlich zurück. 
Aus diesem Gnmd hat die Monopolkommission bereits in 
der Vergangenheit die Marktzugangs Voraussetzungen für 
potenzielle Wettbewerber zmn Schienenpersonenfeiiiver- 
kelir analysiert imd wesentliche Hhidemisse ftii’ eine Ent- 
wicklimg von KonkmTenzV'erkeluen zur Deutschen Balm 
AG sowie Perspektiven fth die Wettbewerbsentwickhmg 
aufgezeigt.2^® Diese Analyse whd nachfolgend vor dem 
Hhitergnmd der stagnierenden Wettbewerbsentwickhmg 
imd des Marktemtritts von Locomore RaU aufgegriffen. 
Dazu werden in Abschnitt 4.1 die charakteristischen 
Wettbewerbsparameter des deutschen Schienenpersonen- 
femverkehrs imtersucht, welche die prinzipiellen Markt- 


279 Ygl. Manopolkommission, Sondergutachten 55, a. a. O., Abschmtte 
3.1 bis 3.3, sowie Mitusch, K_ u. a., Wettbewerbsaussichten im 
Schieneiqiersoneiifemverkehr, Studie der IGES Institut GmbH mi 
Auftrag der Monopolkommission, Berlm, September 2009. 


emtrittsbedhigimgen und -banieren determinieren. Dar- 
auf aufbauend werden m Abschnitt 4.2 mögliche Markt- 
eiutrittsstiategien analysiert und so relevante Marktein- 
trittshindemisse identifiziert. Ansclüießend werden in 
Abschnitt 4.3 whtschaftspolitische Optionen abgeleitet, 
welche die bestehenden Emtiittsbairieren mindern kön- 
nen. Angesichts der hiterdependenzen zwischen Schie- 
rienpersonerifemverkehr imd anderen Verkehrsträgern 
whd abschließend in Absclmitt 4.4 die von der Bundesre- 
gienmg geplante und auf Ginndlage emes vorliegenden 
Referenterientwnrfs zui’ Neufassung des Personeribeför- 
deiimgsgesetzes bevorstehende Liberalisieinrig des Fern- 
buslhiienverkehrs imtersucht. 

4.1 Wettbewerbs Parameter u nd Deter- 

minanten für den Markteintritt im 
Schienenpersonenfernverkehr 

305. Da Leistungen des Scliierienpersorienfemverkehrs 
in der Regel nicht durch die Gebietskörperschafterl nach- 
gefiagt w^erden, müssen die Angebote sich dort allein aus 
den Fahrgasteirmahmen refinanzieren. Dies hat zur Folge, 
dass dem Dnick, das Angebot entsprechend den Konsu- 
mentenpräferenzen zu optimieren, im Vergleich zum 
Nahverkehr inehi- Gewicht zufallt. Von entscheidender 
Bedeutimg sind daher der Angebotspreis und die Reise- 
zeit als wichtigster quahtativer Wettbewerbsparameter. 
Dabei spielt für die Reisezeit nicht nur die Reisege- 
schwmdigkeit eine Rolle, sondern auch die Rinkthchkeit 
der Züge, deren Taktfrequenz sowie die Anbindimg an 
den öffentlichen Personemiahverkehr. Als besonders 
wichtig wird zudem angesehen, ob eine Direkrt^eibmdimg 
angeboten wmd.^®® 

306. Füi' die preisliche KonkunenzMiigkeit von Markt- 
neulingen sind Unterschiede in den Kostenstniktuien 
zwischen Alt- imd Neuanbietem entscheidend. Besonders 
beim Einkauf von rollendem Material kami die Deutsche 
Bahn AG wie im Schienenpersoneimahverkelir Größen- 
vorteile geltend machen imd w^eist duich ihre staathche 
Eigentümerschaft Finanzierungsvorteile auf. Prinzipiell 
stellen sich die Probleme der Kreditfmanzienmg des 
Schienenpersonenfeiiiverkehis für private Eisenbahnver- 
kehi’simtemehmen vergleichbar denen des Schienenper- 
sonemiahverkehrs dai’^^k Im Scliienenpersonenfemver- 
keln ist dabei ebenfalls zu beiücksichtigen, dass kem 
aktiver Gebrauchtw^agemnarkt für Femverkelnsmaterial 
besteht. Daher ist die Beschaffimg von günstigem ge- 
brauchtem Rohmaterial füi’ den Markteintiitt niu sehr 
schw^er möglich. Der Aufcand fth rollendes Material 
stellt vor diesem Hhitergnmd eine zentiale MarkteinUitts- 
hüi’de dar. Das Fehlen eines GebrauchtW'agenmarktes ist 
im Schienenpersonenfemvei’kelu’ auch deshalb problema- 
tisch, da w^eniger Möglichkeiten bestehen, das emorbene 
Rolhnaterial im Fähe eines Scheiteins des Markteinti’itts 
anderweitig einzusetzen odei’ zu verkaufen. 


280 Ygl. Mcmopolkommission, Sondergotaclitea 55, a. a. O., Tab. 3.1, 
bzw. Perrey, J., Nutzenoiieiitierte Maiktsegnieiitieiung, Wiesbaden 
1998, S. 181. 
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Kosteiivoiteile fiir einen Neiianbieter von SPFV-Leistun- 
gen weiden liingegen aufseiten der Veitriebsorganisation 
lind bei den Overhead-Kosten vemiutet, wenn ein neuer 
Marktakteui’ die Betriebsabläiife effizienter und flexibler 
gestaltet als der Altbetreiber Deutsche Bahn AG. 

307 . Ebenso wde iin Schienenpersonennahverkehi- stellt 
sich auch füi’ den Femverkebr’ nicht nur die Beschaffung 
und Finanzienmg, sondern auch die Zulassung von Fahr- 
zeugen diuch das Eisenbahn-Bundesamt als schwierig 
dar. Diese Problematik wmd in Abschnitt 5.2 themati- 
siert. 

308 . Die DB Fernverkelu AG betreibt derzeit ein run- 
fangreicbes Femverbindungsnetz. Aufgiiuid der Größe 
dieses Bestandsnetzes verffigt die Deutsche Bahn AG 
niöglichemeise über ökonomisch relevante Netzw^erk- 
Skalenvoiteile, die ein neuer Marktakteiu, der zunächst 
mit dem Angebot einzehier Linien in den Markt einsteigt, 
nicht erzielen kaim. Die Abstimimmg einer gioßeii Zahl 
an Verbindungen stellt die Anbieter vor ein äußerst kom- 
plexes Optimieiiuigsproblem. Auch w^eim eine vollstän- 
dige Optimieiung aufgnmd der zahheichen Plammgs- 
imd Preisbildungsfaktoren nicht möglich ist, ist davon 
auszugehen, dass die Deutsche Bahn AG ihie Fernab stim- 
miuig einzehier Linien bereits weit entwickelt hat imd 
somit einen zusätzhchen Nutzen aus zusätzhchen 
Reisekombinationen und Qualitäts- luid Pieisdifferenzie- 
nmgsmöglichkeiten schöpfen kami. Wie groß der sich da- 
raus ergebende Wettbew^erbsvorteil für den Altbeheiber 
ist, lässt sich jedoch fiii' das gesamte Netz nicht bestim- 
men. Auch Überschätzungen des Vorteils sind nicht 
auszuschließen. Beispielsw^eise haben Wettbew^erber der 
großen Liniengesellschaften im intemationalen Fhig\"er- 
kelir deren optimierte Hub-and-Spoke-Netzkonfigmation 
nicht zu imitieren versucht, sondern Punkt-zu-Punkt-Ver- 
bindimgen angeboten luid dadiuch den Nachteil eines we- 
niger fein abgestimmten Hub-and-Spoke-Netzes vermie- 
den. Flii- die DB Femverkehi- AG könnten sich duich das 
optimierte Femverkehisnetz auch Nachteile ergeben, da 
sie aufgrimd dessen hohen hitegiationsgrads weniger 
flexibel ist, hu- Angebot anzupassen. Dies ist sow^ohl ftii' 
Verändenuigen der Nachfrage relevant als auch für eine 
mögliche Reaktion auf einen Markteintiitt von Wettbe- 
W'erbem. 

309 . Ein w^eiterer, einen Markteintritt deteiminierender 
Faktor ist die zu emartende Wettbewerbsintensität. Die 
betiiffi sow^ohl den intiamodalen Wettbew^erb auf der 
Schiene als auch den inteimodalen Wettbewerb duich an- 
dere Verkehisüäger. In der Regel entwickelt sich der in- 
tiamodale Wettbewerb zuerst in den Bereichen, in denen 
das System Balm die stärksten inteimodalen komparati- 
ven Vorteile gegenüber anderen Verkehr shägem besitzt. 
Demioch könnte bestehende intermodale Konkuiienz un- 
günstig erscheinen, um intiamodalen Wettbewerb zu ent- 
wickehi. Auf Relationen, auf denen die Eisenbahn der ef- 
fiziente Verkehrsträger ist, ist intramodaler Wettbew^erb 


2S2 Ygl. Monopolkoimmssion, Sondergutachten 55, a. a. O., Abschnitt 
3.1.4. 


wünschenswert. 283 hitermodaler Wettbew^eib allein kann 
aufgiimd der systemischen Unterschiede der Verkehrsträ- 
ger inh amodale Konkuiienz nicht substituieren. 

310 . Als Eigentümer der Infra stiuktur kann die Deut- 
sche Balm AG die dortige Pi eissetzimg rmd die Zugangs- 
bedingungen bestimmen. Die damit einliergehenden Risi- 
ken der Diskriminienmg wurden in Kapitel 2 bereits 
ausfiihilich dargestellt. Wettbew^erber müssen diese beste- 
henden DiskiiminienmgsrisLken als höhere Kosten ein- 
preisen. 

311 . Ehre zentrale Hürde ftii' den Markteintiitt ist die 
mangelnde Transparenz bezüglich der verfügbaren Netz- 
kapazitäten luid das Fehlen einer langfiistigen Sicherheit 
des Zugangs, da die profitabelsten Strecken rmd Stationen 
stark frequentiert sind. Solange jedoch die Trassenverfüg- 
baikeit nicht langfristig garantiert werden kann, stellt die 
notw^endige Fmanzieiiuig ein erhebliches Pioblem füi' den 
Maiktzutritt dar, w^eil ein deutlicher Risikozuschlag ein- 
gerechnet w^erden muss rmd eine geeignete Finanzierung 
daher sehr schwierig ist. Das bestehende histnunent der 
Rahmenveiliäge weist, wie in Abschnitt 2. 2. 2. 2 darge- 
legt, einige konzeptionelle Schwächen auf imd kaim da- 
her keine ausreichende Sichenmg von Trassenkapazitäten 
gew^ährleisten. Der Eintiitt der Locomore Rail in den 
Maikt fth SPFV-Leistimgen zeigt diese Pioblematik bei- 
spielhaft. 

Als potenzieller Marktakteur plante Locomore Rail lu- 
spninglich, Femverkehie in einem größeren Umfang auf 
wichtigen Verbindungen des deutschen SPFV-Netzes an- 
zubieten. Das Unternehmen plante ein Netz aus den Rela- 
tionen Hambiu'g-Hamiover-FrankfLirt-Stuttgart rmd Ber- 
lin-Haimover-Köln-Frankfiut, wobei in Haimover, dem 
Schnittpunkt des Veibindrmgskreuzes, rmd in Frankftut 
Umsteigemöghchkeiten bestehen sollten. Als Fahrzeuge 
sollten neue Siemens-Züge vergleichbar dem Railjet der 
ÖBB eingesetzt werden, die mit einem Pioduktionsvor- 
lauf von zwei Jahren hätten gebaut w^erden kömren. Um 
diesen Plan finanzieren zu kömren, wm’ die Absichenmg 
der notwendigen Trassenkapazitäten über Ralmienver- 
ti’äge nötig. Locomore Raü w^ar es wieder möglich, einen 
Rahmenveiliag für die damals laufende Rahmenverftags- 
periode bis 2010 zu erhalten, da die Vergabe fieier Tras- 
sen im Nachiückveifaluen nicht möglich ist, noch vor 
Begimi des festgelegten Vorlaufs für die Rahmenveiliags- 
periode ab 2010 eine Absichenmg der Trassen zu bekom- 
men. Deshalb beantiagte das Untemehmen einen Rah- 
menveitrag mit zeirt^ersetzter Beüiebsaufirahme. Die 
Brmdesnetzagentiu- rmterstützte diesen Antrag rmd ord- 


Aus den Determinanten der Entsclieidung für ein Verkehrsmittel las- 
sen sich die individuellen komparativen Vorteile der Eisenbahn ge- 
genüber konkurrierenden Verkehrsträgern ableiten. Gegenüber dem 
motorisierten Individualverkehr hat die Bahn \brteile in Bezug auf 
Komfort, die Möglichkeit, die Rersezeit für Täti^eiten wie Arbeit zu 
nutzen, und tendenzieU auch bezilghch der Kosten, wohingegen 
Nachteile m der Individualität und Flexibilität sow^e der Reisezeit 
insbesondere auf kurzen Strecken bestehen. Gegenüber dem Luftver- 
kehr bestehen die Unterschiede m der höheren Bedienfiequenz, den 
zentraleren Zusteigemöglichkeiten, dem geringeren Zeitaufwand in 
der Abwicklung der Reise bei einer langsameren Reisegeschwindig- 
keit. 
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nete gegenüber der DB Netz AG an, Rahnienverüagsan- 
träge init zeih^ersetzter Beüiebsaufiialmie anziinehmen. 
Die DB Netz AG venA^eigeite dies und bekam vor Gericht 
Recht.2®4 Aufgrund dessen beantragte Locomoie Rail 
schließlich fristgerecht einen leguläien Rahmenveitiag, 
musste das Angebot dazu allerdings ausschlagen, da sich 
die Finanzienuig des Beüiebs nicht sichern ließ. Auch 
wäre aufginnd der kmzen Vollaufzeit die Produktion des 
Rolhnaterials wahrschehilich nicht oder nui’ ziun Teil 
möglich gewesen. Aufgnmd der sich abzeichnenden 
Schwierigkeiten des lunfangieichen Femverkehisange- 
bots mit zw^ei Lhiien entwickelte Locomore Rail mit dem 
EfKX eine Planimg füi’ einen Markteinstieg mit veiiinger- 
tem Angebot. Allerdings kam es auch dabei zu Pioble- 
men im Zusaimnenliang mit dem Abschluss von Rahmen- 
veiträgen, da zeitgleich die französische SNCF über dir 
Tochtenuitenielmien Keohs plante, in Deutschland Schie- 
nenpersonenfemverkehi- anzubieten. Keolis beantiagte 
zeitgleich mit Locomore Rail Rahmenvertiäge. Keohs 
plante drei Relationen in Deutschland mit jeweils einem 
Endpunkt der Linien in FranJaeich, dainnter die Verbin- 
dimg Stiaßburg-Frankfiirt-Köhi-Hambiug. Vier der 
sechs von Locomore Rail gewäinschten Trassen standen 
im Konflikt zu den Anträgen von Keolis. Da es sich bei 
den von Keohs beanUagten Trassen imi internationale 
Verkelue handelte, hatten diese absoluten Voirang, sodass 
Locomore Rail die für 2010 geplante Betiiebsaufnahme 
verschob. Dieser Konflikt löste sich am Ende, da Keohs 
die angebotenen Rahmenverträge mcht annahm. Dennoch 
vemeigerte die DB Netz AG der Locomore Rail, die frei 
gew^ordenen Trassen im Nachiückverfaluen zu erhalten. 
Erst nach Emschi eiten der Bimdesnetzagentiu' konnte Lo- 
comore Rail schließlich Mitte 2010, diei Jahie nach dem 
ersten Anlauf, den ersten Rahmenveiliag mit der DB 
Netz AG ab schließen. 

Dieses Beispiel verdeutlicht, dass es fiii' einen neuen 
Maiktakteui’ essenziell ist, langfL’istige Sicherheit dafih zu 
erhalten, den geplanten Verkehi', der Basis seines Ge- 
schäftsmodells ist, anbieten zu kömien. Spezifische In- 
vestitionen müssen deshalb dadurch abgesichert sem, 
dass em Anbieter sich der langfristigen Verfügbarkeit von 
Netztrassen sicher sem kami. 

312, Da kein GebrauchtW'agenmarkt flii’ geeignetes 
Rolhiiaterial im Schienenpersonenfemverkelu’ existiert, 
solidem nur ehizelne Kaufgelegenheiten, besteht das Pro- 
blem, dass eine solche Gelegenlieit zeitgleich mit einer 
geeigneten Fmanzienmg vorliegen muss, für w^elche 
wdedemm langfiistig gesicheile Trassenkapazitäten vor- 
zuw^eisen sind. Die Kombination aus giimdlegenden 
Mängehi der Trassenbelegimg, dem Fehlen eines Ge- 
brauchtw^agemnarktes imd Finanzienuigsschwierigkeiten 
machen den Einüitt in den Markt für Schienenpersonen- 
femverkehr äußerst schwierig. Die Verbessenmg zumin- 
dest einer dieser Pioblematiken winde einen MarkteinUitt 
bereits erheblich erleichtern. 

313, Im Ergebnis bestehen im Schienenpersonenfem- 
verkehi' eihebliche Unsicherheiten bezüghch der Zu- 
gangsbedingiuigen zur notw^endigen EisenbahninfiastiiLk- 


tur, der Beschaffiuig des notwendigen Kapitals mid 
Materials sowie des im Falle eines Maikteintiitts zu erzie- 
lenden Umsatzes. Diese Unsicherheiten sind kaiun kalku- 
lierbar mid stellen somit erhebliche MarkteinUittshürden 
dar. 

4.2 Mögliche Markteintrittsstrategien vor dem 
Hintergrund des Markteintritts des 
Hamburg-Köln -Expresses und 
bestehender Kooperationen 
europäischer Staatsbahnen 

314. Trotz der bestehenden Maikteintrittshüiden lassen 
die positiven Geschäftsergebnisse der DB Femverkehi- 
AG darauf sclüießen, dass ein Markteintritt in den Schie- 
nenpersonenfemverkehr prinzipiell profitabel möglich 
sein kaim.2®5 Die Gewiime dei’ DB Feinverkelir AG lassen 
veimuten, dass hmerhalb des Femverkelirsnetzes einige 
besonders profitable Verbindimgen existieren. Ein neuer 
Aibieter kömite diese ziun Markteintiitt nutzen. Aus 
Gründen der beschiänkten Trassenkapazitäten, des mit 
der hivestition einhergehenden Risikos imd des noch auf- 
zubauenden Know-how^s muss sich ein neuer Marktakteur 
ziuiächst auf eine relativ geringe Anzahl von Verbindun- 
gen konzentiieren. Fiu den Eintritt in den SPFV-Markt 
sind rmterschiedhche Süategien denkbar. 

315. Dimensionen, nach denen Markteintritte in den 
Schienenpersonenfemverkehi' abgegrenzt w^erden, be- 
rücksichtigen in der Regel den Untemehmenstyp, die 
Nutzung von Synergien, das angesprochene Krmdenseg- 
ment, das Geschw^indigkeitsspektrum, die angestrebte 
Netzkonfiguration luid die räumliche Orientierung des 
Verkelu’sangebots. Die Monopolkommission hat in iluem 
letzten Sondergutachten ziun Eisenbalmmarkt ehre Typo- 
logie potenzieller Markteintrittsstrategien entwickelt. 
Die Analyse unterscheidet dabei einerseits zwischen einer 
Ausdehinmgs- und einer Neueintiittsstrategie und ande- 
rerseits zwischen Hochgeschwindigkeitsverkelu zwi- 
schen Balhuigszentren und konventionellem Geschwiri- 
digkeitsverkehi-.2®7 

4.2.1 Der Neueintritt des Hamburg-Köln- 
Expresses im konventionellen 
Geschwindigkeitsverkehr 

31 6. Gegenüber dem ICE-Aigebot der Deutschen Balm 
AG w^eisen SPFV-Leistimgen des konventionellen Ge- 
schwmidigkeitssegments mit Reisegeschwmidigkeiten von 
imter 200 km/h üblicherweise einen erheblichen Quah- 
tätsnachteil auf, da die Reisezeit w^esentlich länger sehr 


2S5Vgl. DB Fernverkehr AG, Geschäflsbenclit 2010, lit1p://www.deiit 
schebahrLconVcontentblob/r 734798/20 r O+GB+DB+Femverkehr/ 
data.pdf 

286 YgL Mcmopolkoinmissioü, SondeigMtachtieii 55, a. a_ O., Abschnitt 3.2. 

^87 Zum Hochgeschwindigkeitsverkehr werden dabei solche Schienen- 
personenfemverkehre gezählt, die eine quahtativ hochwertige Wa- 
genansstattung und einen mindestens zweistündigen Taktverkehr bei 
Geschwindi^eiten von mindestens 200 km/h aufweisen. Verbindun- 
gen bei Reisegeschwmdigkeiten unter 200 km/h werden dem kon- 
venhoneUen Geschwindigkeitssegment zugerechnet. Die Abgren- 
zung wurde auf Grundlage der Angaben von Maiktteilnehmem 
getroffen. 


^84 Ygl. zu den Möghchkeiten, Rahmenverträge abznschheßai, Tz. 195 ff. 
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kann. Dies wiikt sich insbesondere auf Relationen zwi- 
schen Metiopolen ans, auf denen diuch Zwischenhalte 
kaum NacMage gew^oimen w^eiden kann. Um diesen 
Nachteil zu kompensieren, kömien entw^eder Verbindun- 
gen bedient w^erden, auf denen bisher kein deutlich 
schnellerer ICE verkehit. die Trassenausstattung keine 
deuthch höheren Geschwmidigkeiten erlaubt oder auf de- 
nen aufgrund von zahlreichen profitablen Zwischen- 
stopps kaum Reisezeit\"oiteile des Hochgeschwmidig- 
keitsverkelus realisiert w^erden kömien. Dmch eine 
Niediigpreisstrategie kömien bestehende Kostenvorteile 
genutzt werden, olme dass erhebliche Qualitätsunter- 
schiede deutlich w^erden. Neueintiitte ermöglichen durch 
die zusätzliche Flexibilität bei der Wahl des Rohmaterials 
einen stärkeren Einfluss auf diese Qualitätsaspekte. Au- 
ßerdem köimen die neu aufzubauenden Stnikturen kos- 
temninimal fiu das zu etablierende Angebot geschaffen 
W'erden. 

317, Mit dem HKX verfolgt Locomore Rail diese Stra- 
tegie des Markteintiitts. Die EfKX-Züge sind auf eine 
Höchstgeschwindigkeit von lediglich 160 km/h ausge- 
legt. Die Beschaffimg mid der Unterhalt solcher Züge 
sind etw^as günstiger als füi' Züge mit höheren Reisege- 
schwmidigkeiten. Der HKX wmd auf einer Relation zwi- 
schen Metropolen in dir ekter Konkiuienz zui’ DB Fem- 
verkehi' AG fahr en. Allerdings verkehrt auf der direkten 
Verbindimg nur ein geringfügig schnellerer Iritercity. Zu- 
dem führen die zahheichen Zwischenhalte in Großstäd- 
ten, die der HKX nicht aUe bedienen w^ird, dazu, dass sich 
der Geschwindigkeitsvorteil des Iritercity der DB Fern- 
verkehr' AG kaiun auf die Reisezeit auswirkt. Während 
der HKX einen geringfügigen Qualitätsnachteü bezüglich 
des Reisezeitardw'ands aufeeist, soU er sich irn Hinblick 
auf den Reisekomfort beispielsw^eise durch eine großzü- 
gige Bestuhlung gegenüber dem IC hervoiheben. Dabei 
werden bestehende Kostenvorteile genutzt, tun die Ver- 
kelirsleistimg zu einem deuthch günstigeren Preis anzu- 
bieteri. Damit setzt der HKX auf die Vorteile des Markt- 
eintritts im konventionellen Geschwiridigkeitssegrnent 
tmd vermeidet die Nachteile im Wettbew^erb mit der DB 
Fernverkehr’ AG insbesondere durch die Relationsaus- 
W'ahl w^eitgeherid. 

31 8. Bereits in ihrem letzten Gutachten hatte die Morio- 
polkormnission darauf hingewlesen, dass die Unsicher- 
heit über den Netzzugang tmd die dortige Pr eisentwick- 
hmg mi Bereich des konventionellen Fernverkehrs ein 
besonderes Problem darstellt, da die Kosten für Trassen 
tmd Stationsnutzung bei solchen Angeboten etwu 
30 Prozent der relevanten Kosten atismachen.^®® So ist 
der w^eite Reaktionsspiehaum der Deutschen Bahn AG 
besonders zu berücksichtigen. Die Monopolkormnission 
hatte dementsprechend zti bedenken gegeben, dass die 
Entwlckhuig dieser Kosten beispielsweise dmch eine 
Überarbeittmg des Preissystems allein von der Deutschen 
Bahn AG beeinflusst werden kamt, hii Falle des HKX 
modifizierte die DB Station & Serwice AG ihre Stations- 
preis e,2®® nachdem das SPFV- Angebot konkret geplant 
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war, sodass sich aufgrund des neuen Zuglängenfaktors für' 
den HKX eine Pieiserhöhtmg für die Stationshalte von 
135 Prozent ergab. Die Bimdesnetzagentm hat die DB 
Station & Service AG aus diesem Gr'und aufgefordeit, bis 
zmn 30 . Juni 2011 das Berechnungsverfaliren zur Preis- 
bildungsmethodik des Zuglängenfaktors darzulegen. 

319. Der Erfolg des HKX wird nach Einschätzmig der 
Monopolkonmiission einen entscheidenden Einfluss da- 
raufhaben, ob mittelfiistig w^eitere neue Marktakteme die 
Risiken eines Markteintritts irn konventionellen Schie- 
nenpersonenfemverkehr in Kauf nehmen w^erderi. Dmch 
die Erfahrnngen der Locomore Rail sind diese Risiken 
bereits ein w^enig kalkulierbarer gew^orden. Sollte sich 
zeigen, dass im Falle eines erfolgreichen Markteintritts 
im Wettbewerb mit der Deutschen Bahn AG ausreichende 
Renditen erwütschaftet w^erden körmerL köimte der 
Markteintritt für weitere potenzielle Marktakteme attrak- 
tiv werden. 

4.2.2 Ausdehnungsstrategie im konventionellen 
Geschwindigkeitsverkehr 

320. Relatiorisspezifische Angebote sind vor allem von 
Eisenbalmverkehrsimtemelmien zu erwurten, die bereits 
im Schierienpersonermahverkehr' aktiv sind. Wie bereits 
vereinzelt geschehen, körmen diese Unternehmen ihre be- 
stehenden Relationen entsprechend verlängern oder ihr’ 
Angebot ergänzen. So kömien Syneigieeffekte genutzt 
werden tmd hivestitionskosten sind geringer als für' einen 
neuen Aktem. Allerdings sind diesen Angeboten dmch 
den eingesclu’änkten Reisekomfort des Rolhnaterials im 
Schienenpersonemiahverkelir und die in der Regel deut- 
lich längere Reisezeit Grenzen gesetzt. Falls von SPNV- 
Gesellschaften aus diesen Gründen spezifisches Rollma- 
terial eingesetzt wüd, gehen Synergien verloren imd die 
Charakteristika des neuen Angebots nahem sich dem ei- 
nes Neueintiitts. 

321. Aufgnuid der vielen anstehenden Vergaben im 
Schienenpersonemiahverkelir w^erderi irn Nahverkehr' eta- 
blierte Eiseribahnverkehrsimtemelimen ihre Ressomcen 
eher auf den - tiotz der in Kapitel 3 gescliilderten Proble- 
matiken - attraktiveren Schienenpersoneruiahverkehr' 
konzenti’ieren. Insbesondere ist es nötig, die zm Verfü- 
gung stehenden Finanzkapazitäten in den kommenden 
Vergaben einzusetzen, um dort erfolgreich sein zu kön- 
nen. Somit sind Ausdehnungen im konventionellen Fern- 
verkehr' rnittelfüstig weniger zu erw^arten. 

4.2.3 Ausdehnungsstrategie im Hochgeschwin- 
digkeitsverkehr angesichts der beste- 
henden Kooperationen europäischer 
Staatsbahnen 

322. Eine Ausdehnungsstr ategie im Hochgeschwindig- 
keitsverkelu kann vor allem von emopäischen Staatsbah- 
neri verfolgt w^erderi. Diese veifügen bereits über das not- 
wendige rollende Material für’ einen potenziellen 
Markteintritt in den deutschen Hochgeschwmidigkeitsver- 
kelu zwischen Metropolen bzw. Ballimgsräumen. Insbe- 
sondere kann ein Markteintritt von solchen Feniverkehrs- 
imtemehmen erwartet werden, die bereits intemationale 
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V'erbindmigen von und nach Deutschland anbieten imd 
dmch eine Ausweitung dieses Angebots niit dem vorhan- 
denen Rolhiiaterial Synergien heben kömiten. So plante 
die SNCF kurzzeitig, mit ihrem deutschen Tochteinnter- 
nelunen Keohs in Deutschland Femverkehisleistungen 
anzubieten. Allerdings sollte Femveikehi' nicht mit dem 
TGV, sondern mit etw^as langsameren hitercity-Zligen an- 
geboten werden. Die Plammgen wurden nach SNCF-An- 
gaben aufgrund mangelnder Aussicht auf Pioütabüität al- 
lerdings relativ schnell wieder aufgegeben. 

323. Ein aktiver Wettbew^erb erscheint in diesem Seg- 
ment in nächster Zeit auch deshalb unwahischeinhch, 
W'eil die wichtigsten Anbieter sich in den letzten Jahien 
dmch ein Netz von intemationalen Kooperationen anein- 
ander gebtmden haben. Ein aggressiver Markteintiitt aus- 
ländischer Staatsbaimen m den nationalen Verkehr ge- 
fähidet die bestehenden Kooperationen tmd senkt damit 
die Eitiagspotenziale des Markteinhitts. Dadmch ist es 
w^eniger wahrschehiMch, dass Staatsbahnen versuchen 
W'erden, hi dhekte Koiikmienz zueinander zu treten. Da- 
her sind eher eine Aufteilmig der Marktgebiete und kein 
baldiger Wettbew^erb der Staatsbahnen zu emaiten.^^® 
Demioch ist eine Ausdehinmgsstrategie emopäischer 
Staatsbahnen giimdsätzlich nicht auszuschließen. 

324, Die bestehenden offiziellen mid dmch die Wettbe- 
werbsbehörden genelmiigten Kooperationen emopäischer 
Staatsbahnen vermindem in starkem Maße die Möglich- 
keit des Wettbewerbs dieser Balmen rmter einander. So 
sah das Bmideskaitellamt zum Zeitpmikt der betreffenden 
eigenen Entscheidimgen die beteiligten Unternehmen 
aufgiimd der faktisch mid rechtlich begrenzten Möglich- 
keiten fiii' wmksamen Wettbew^erb im grenzüberschreiten- 
den Schienenpersonenfernverkelu’ nicht als potenzielle 
Wettbew^erber beim Angebot grenzüberschreitender 
Hochgeschw^indigkeits-Balmverbindmigen an. Ob eine 
andere Einschätzimg nach einer w^eitergehenden Liberah- 
sienmg des Schienenpersonenfeniverkehrs im Jahr- 2010 
angebracht sein wliide, ließ das Bundeskartellamt offen 
rmd beliielt sich teilweise auch in den Freigabeschreiben 
eine Überprüfung der kaitellrechthchen Einschätzimg der 
Kooperation irn Lichte der w^eiteren Liberalisiemng des 
emopäischen Eisenbahnverkehis von Das Bmideskartell- 
amt sieht nach eigenen Angaben, dass derartige Koopera- 
tionen dazu fülnen, dass auf den von der Kooperation be- 
troffenen Stiecken die Verkehrsleistungen nicht im 
Wettbew^erb erbracht werden. Ferner ist es aus Sicht des 
Amtes nicht auszuscliheßen, dass bestehende Kooperatio- 
nen zudem zm’ Folge haben, dass bei anderen Strecken 
auf eine W' ettbewerbhche Leistungserbringmig verzichtet 
W’hd. Demioch hat das Bimdeskartellamt bisher nicht 
über eine Prüffmg der verschiedenen Kooperationen im 
grenzübersclneitenden Schienenpersonenfernverkelir im- 
ter dem Gesichtspmikt von § 1 GWB, Artikel 101 AEUV 
entschieden. 


Dement^Krechend wurden die Marideintrittspknungen der SNCF 
teilweise mcht als emstzimehmende Ausdehnungsstrategie, sondern 
vielmehr als Drohung der SNCF an die Deutsche Bahn AG interpre- 
tiert, sich im üanzösischen Markt auch mit Forderungen nach dessen 
Öffliung zurückzuhalten. 


325, In Anbetracht der emopäischen Liberalisierimg 
von Personenverkehi sdiensten auf grenzübersclneitenden 
Verbindimgen seit dem 1. Januar 2010 fordert die Mono- 
polkormnission eine aktive Nachpiüffuig der genelmiig- 
ten Kooperationen durch das Bundeskartellamt in Ab- 
stirmmmg mit der Emopäischen Kommission. Schon bis- 
lang hätten solche Kooperationen der Deutschen Bahn 
AG mit Balmen von Nachbarländern, in denen die Märkte 
wie in Deutschland bereits w^eitgehend hberalisieit wm- 
deiL überprüft w^erden sollen. Es bestand insofern kem 
Giimd, die europaweite Liberalisierimg des grenzüber- 
schreitenden Verkehrs abzuw^arten. Beispielsw^eise hätte 
das Bmideskaitellamt bereits fitiher die TEE Raü Alh- 
ance zwischen der Deutschen Bahn AQ der ÖBB imd der 
SBB miter dem Gesichtspimkt von § 1 GWB, Artikel 101 
AEUV überprüfen kömien. Auch hätten nach Auffassung 
der Monopolkommission bereits fitiher die Ausw^irkmi- 
gen der Kooperationen auf die Wettbew^erbsintensität auf 
anderen als den dhekt betroffenen Relationen stärker be- 
rücksichtigt w^erden müssen. 

4,2,4 Neueintrittsstrategie im Hochge- 
schwindigkeitsverkehr 

326, Ein grimdsätzliches Hindernis ftii' den Eintritt in 
den Hochgeschwindigkeitsverkehr’ in Deutschland sind 
die begrenzten Möglichkeiten, Reisegeschwmidigkeiten 
von über 230 km/h zu erzielen. Aus diesem Grimd wird 
ein neuer Akteur im Schienenpersonenfemverkehi' w^ahr- 
scheiiüich konventionelles Rollmaterial nutzen, das le- 
diglich Geschwindigkeiten von bis zu 230 km/h erreicht. 
Zwischen konventionellem Material und Zügen wie dem 
ICE oder dem TGV bestehen erhebliche Kostenunter- 
schiede. Der Reisezeitgewimi ist dagegen sehr begrenzt. 
Neue Akteure irn Schienenpersonenfemverkehi' köimen 
sow^ohl Eisenbahnverkehrsimtemehmen sein, die bereits 
im Schienenpersoneimahveikehi' aktiv sind, als auch neu 
gegründete Unternelmien. Der msprüngliche Plan der Lo- 
coinore Rail^^^ zeigt, dass ein Neueintiitt im Hochge- 
schwmidigkeitsverkehi' mit höheren Fiuanzienmgsanfor- 
deirmgen als im konventionellen Femverkeln imter den 
bestehenden Rahmenbedingimgen mid damit einlierge- 
henden Unsicherheiten des Geschäftsrnodells kaum mög- 
lich ist. 

4.3 Ausblick: Bedarf wirtschaftspolitischer 
Eingriffe zur Entwicklung eines 
effizienten Wettbewerbs 

327, Irn Ergebnis stellen sich als HaupÜiindernis fiü' ei- 
nen neuen Akteur im Schienenpersonenfemverkehi' die 
Unsicherheit des Geschäfts imd die damit einhergehende 
Sicherstelhmg der Finanzieiimg des Angebots dar. Ein 
wesentlicher Teil der Risiken eines Eintritts in den SPFV- 
Mai'kt hat dabei keinerlei Bezug zu den eigentlichen 
Maiktrisiken. Insbesondere die begrenzte Transparenz 
imd die mangelnde Sicherheit über fr eie Netzkapazitäten 
stellen ein Hindernis für den Eintritt in den SPFV-Markt 
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dar. Einem neuen Akteui’ muss der langfüstige Zugriff 
auf die Trassen über Ralimeiiveitiäge möglich sein. 

328 . Trotz des bevorstehenden Markteintritts eines pri- 
vaten neuen Akteurs im Scliienenpersonenfemverkehr 
sieht die Monopolkonunission in diesem Schienenver- 
kelusmarkt schlechtere Bedingiuigen für den Marktzuüitt 
neuer Anbieter gegeben als in den anderen Verkehi smärk- 
ten. Natiugemäß fanden Marktzutiitte zuerst dort statt, 
wo die Bedingiuigen dies am leichtesten zuließen. Daraus 
erklären sich fehlende Wettbewerbsimpulse im Scliienen- 
personenfemverkelir gegenüber den anderen Marktseg- 
menten, in denen Neulinge bessere luid kalkuherbaiere 
Voraussetzungen vorfanden. Mittlemeile haben sich die 
Bedingiuigen fiir Marktzutritte im Schienenpersonenfein- 
verkelu- jedoch geringfiigig verbesseit.^^^ j^er Marktein- 
tiitt von Locomore Rail zeigt, dass einerseits noch we- 
sentliche Wettbewerbshindemisse bestehen, andererseits 
der Eintiitt eines neuen Marktakteurs nicht gänzhch un- 
möglich ist. 

Der Fall Locomore Raü zeigt auch, wanun es nach Ai- 
sicht der Monopolkonunission kiuzfristig nicht oder nur 
bedingt zu einer lebhaften Wettbewerbsentv^dckliuig kom- 
men wh’d. Die Probleme der Finanzienmg luid Beschaf- 
fimg der Faluzeuge, wozu zeitgleich gesichelte Trassen- 
kapazitäten und eine Gelegenheit ziun Kauf gebrauchten 
Rolhiiaterials vor hegen müssen, stellt sich als äußerst 
problematisch dar. Der Eifolg des HKX wild einen ent- 
scheidenden Einfluss darauf haben, ob mittelffistig wei- 
tere neue Marktakteiue die Risiken eines Markteintiitts, 
die diu’ch die Eifalmmgen der Locomore Rail etoas kal- 
kuherbarer geworden sind, in Kauf nehmen werden. 

329 . Da europäische Staatsbahnen im Ralimen einer 
Ausdehinmgsstrategie diesen Schwieiigkeiten kaiun aus- 
gesetzt sind, wäre deren Maikteintiitt in Zukunft am 
wahischeinhchsten. Jedoch besteht die Gefahr, dass 
diuch implizite Gebietskoordinationen im Rahmen der 
bestehenden Kooperationen mit der Deutschen Bahn AG 
der Wettbewerb verliindeit whd. Das Bundeskaitellamt 
muss hier in Abstimmung mit der Eiuopäischen Kommis- 
sion Nachpiüfimgen der genelimigten Kooperationen 
diuchfiiliren. 

330 . Auch das Reaktionspotenzial der Deutschen Balm 
AG sowohl als Femverkehisanbieter als auch als hiffa- 
süuktuibetreiber erhöht das Risiko luid senkt die Ertiags- 
aussichten eines Markteinti’itts. Von der DB Fernverkehr 
AG ist gnuidsätzhch zu eiW' arten, dass sie den Maiktein- 
tiitt eines Wettbewerbers zu veimeiden sucht. Eine Mög- 
lichkeit der Eintiittsabschreckung liegt in einer Überin- 
vestitionsstiategie, bei der die DB Femverkehi' AG ein 
Überangebot im Extiemfall bis an den Rand der eigenen 
Piofitabihtät offeriert, lun dadurch Marktiüschen für 
mögliche Maikteintiitte zu schheßen. Im Falle eines 
Maikteinti itts auf einzelnen Verbindimgen kann die Deut- 
sche Bahn AG: je nach Flexibilität in den Preismöglich- 
keiten luid Eiwaitiuigen einer solchen Strategie, einen 


Verdrängimgs Wettbewerb diuch Senken der Preise gestal- 
ten. Weim die Deutsche Bahn AG aufgiimd der abge- 
stimmten Pieise interagierender Marktsegmente imd Re- 
lationen nicht flexibel genug ist, die regulären Preise auf 
einzehien Relationen diastisch zu senken, ist zu emaiten, 
dass sie einen Pieiskampf diuch spezielle Sparangebote 
aufiiimmt. Maiktakteure haben vielfach die Beftirchtimg 
geäußert, dass ein Markteintiitt im Schienenpersonen- 
femverkehr diuch die Deutsche Bahn AG mit einer Ver- 
diängiuigsstrategie beanrtvoitet werden kömite. Diese Re- 
aktionsmöglichkeiten müssen von den poteiizietlen 
Konkiuienten berücksichtigt werden. Aus wettbewerbs- 
pohtischer Sicht besteht hier die Gefahr missbräuchlicher 
Verdrängungsangebote. Missbräuclihches Verhalten bei- 
spielsweise in Form von Kamp^reisen wird prinzipiell 
vom Bundeskartellamt durch die Aiwendiuig des allge- 
meinen Wettbewerbsrechts kontrolliert. Allerdings exis- 
tieren hn Rahmen der Missbrauchsaufsicht des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschräiikiuigen keine Entschei- 
dungsfristen luid die Piüfring des Antes kaim in Miss- 
brauchsveifaluen dementsprechend verhältnismäßig 
lange dauern. Da ein neuer Marktakteiu im Schienenper- 
sonenfemverkehi’ über begrenzte Kapitalreseiven verfü- 
gen wird, kömite er zum Zeitpunkt dei’ Verfügimg des 
Bimdeskartellamtes bereits aus dem Markt gedrängt wor- 
den sein. Aus diesen Gifinden ist es erforderlich, dass das 
Bimdeskartellamt solche Verfahren in kurzer Zeit ab- 
schließt. In diesem Zusanmienhang ist auf die Fristen von 
zw^ei bzw. viel' Monaten hinzuweisen, die in § 31 Absatz 3 
EiiWG und § 42 Absatz 4 TKG für’ die spezielle Miss- 
brauchsaufsicht in anderen regulierten Sektoren vorgese- 
hen ist. Den Möglichkeiten einer missbräuchlichen Preis- 
setziuig diuch die Deutsche Bahn AG gegenüber ihien 
Wettbewerbern steht die effektive Entscheidungsbefiignis 
des Biuideskartellamtes luid der Zivilgerichte in Anwen- 
dimg der §§ 19 f GWB entgegen. Zwar steht bislang eine 
solche Entscheidimg im Bahnsektor aus; die Monopol- 
konmiission verkeimt auch die Hindenüsse für’ die Wett- 
bewerber nicht, eine solche Entscheidung zu eiwirken. 
Die Erfahrung leint jedoch, dass die erste Entscheidung 
in solchen Fällen „Leuchtturmwh’kmig“ hat imd die 
Marktpraktiken nachhaltig beeinflussen karm.^®^ Die Mo- 
nopolkomniission veitraut insofern auf die Wirkung der 
Missbrauchsaufsicht diuch das Bundeskartellamt imd for- 
dert Wettbewerber, die sich diuch ehren möglichen Preis- 
kampf im Bahnsektor rechtswidiig behindert fühlen, auf, 
diese Pr aktiken luiverzüghch anzuzeigen. Sollte der Ge- 
setzgeber demioch ehre spezielle Missbrauchs aufsicht 
nach Vorbild der anderen Regulienuigsbereiche (§§ 42, 
43 TKG; § 32 PostG; §§ 30, 3f EnWG) ehifiilnen woUen, 
sollte dies mu zeitlich begrenzt geschehen. Werm sich m 
allen Teilmärkten der Eisenbahn Wettbewerb enmfckelt 
hat, ist die Missbrauchsaufsicht im Eisenbahnsektor 
diuch das Bimdeskartellamt diuclizufühien. 

331 . Ebenso kritisch einzuschätzen wie die Reaktions- 
potenziale der Eisenbalmvei’kelu’simteinehmen der Deut- 
schen Bahn AG sind solche über ilue hifrastniktiugesell- 


Vgl. auch MonopolkomniissioiL, Sondergutachten 55, a. a. O. 
Kapitel 3. 
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schäften. Duich eine Modifizienmg der Zugangs entgelte 
und -bedingungen kann ein Wettbewerber erheblich be- 
hindert werden. Die damit einliergehenden Risiken der 
Diskriniinienmg wunden in Kapitel 2 bereits ausftihiiich 
dargestellt. Wettbew^erber müssen diese bestehenden Dis- 
kriminierungsiisiken als höhere Kosten einpreisen. Im 
Gegensatz zu den Kostenvoiteilen der Deutschen Bahn 
AG aufgrund bestehender Synergien sind Kostenvorteile 
diu’ch Diskriniinienmg üblicheTOeise mit Wohlfahitsver- 
histen verbimden. 

332. Ob in den nächsten Iahten vennehit Wettbew^erber 
m den Markt des Scliienenpersonenfemverkehrs einti eten 
W'erden, hängt neben dem Erfolg des HKX entscheidend 
davon ab, dass sich die institutionellen Rahmenbedingun- 
gen verbessem. Die Monopolkommission hat dazu in 
Kapitel 2 entscheidenden Handlungsbedarf aufgezeigt. Es 
ist dabei imbedingt eiforderlich, die Wirksamkeit des rah- 
menveitraghchen Instmmentariums zu verbessem, indem 
längere Vorlaufeeiten vorgesehen werden und der Ab- 
schluss von Rahmenveiträgen von festen Perioden abge- 
koppelt wird. Die bei den Wettbewerbern der Deutschen 
Bahn AG bestehende Unsicherheit über die Verftigbarkeit 
von Trassen sollte darüber liinaus diuch eine höhere 
Transparenz über die bestehenden Belegimgspläne beho- 
ben werden, hi den Absclinitten 2.2.2. 1 imd 2. 2. 2. 2 wunde 
beschrieben, wie sich die Trassemmsicherheit potenziel- 
ler’ Anbieter im Schienenpersonenfemverkehi' erheblich 
senken heße. Die nachhaltige Lösimg dieser Probleme 
imd damit die Gew^älirleistung eines wirksamen imd un- 
ver fälschten Wettbew^erbs ist jedoch, wie in Abschnitt 1 .2 
dargelegt, nur dinch eine Trermung von hifiastruiktur- luid 
Transpoitsparte der Deutschen Bahn AG zu eiTeichen. 

333. Werm die in diesem Abschnitt dargestellten Pro- 
bleme angegangen w^erden, sieht die Monopolkomniis- 
sion langfiistig gute Aussichten, dass sich auch im Schie- 
nenpersonerifemverkehi- ehi efiOzienter Wettbewerb 
entwickelt. Allerdhigs ist einscliränkend festzustellen, 
dass einzehie für den Wettbewerb relevante Probleme niu' 
bedingt eingeschätzt werden körmen. Dazu gehören die 
Ausw^irkungen von Netzw^erk- Skaleneffekten oder die 
Dominanz eines großen Anbieters in den Märkten für 
Vertrieb imd rollendes Material. Nur wemi sich wider Er- 
W'arten langfiistig zeigen sollte, dass die Chancen für 
Marktemtritte im Schienenpersorienfernverkelir nicht ge- 
geben sind, sollten nach Auffassung der Monopolkom- 
mission restriktivere Wettbew^erbsordnungen - beispiels- 
w^eise in Analogie zum Scliienenpersonermahverkehr’ - in 
Betracht gezogen werden.^®^ In diese Richtimg tendieren 
auch integrierte Taktsysteme, wie sie derzeit beispiels- 
w^eise imter dem Namen ,J>eutschland Takt“ diskutiert 
werden. Eine Anw^eridung im Fernverkehr wür de das auf 
AngebotsfieUieit basierte aktuelle Wettbew^erbsmodell in- 
fiage stellen. Die Monopolkommission spricht sich dafür 
aus, die bestehende Wettbew^erbsordniuig irn Schienen- 
personerifemverkehr nicht leichtfertig diuch ein System 
zu ersetzen, in dem deutlich weniger Parameter diuch den 
Wettbew^erb kontrolliert werden. 


294 Vgl. Monopolkoiiiimission, Sondergütachteii 55, a. a. O., T^. 136. 


4.4 Intermodaler Wettbewerb: Perspektiven 
des Buslinienfernverkehrs 

334. Außerhalb Deutsclilands wird das allgemeine Ver- 
kelu’snetz üblicherweise durch ein Netz von Fenibusver- 
bindiuigen ergänzt, die teilw^eise in Konkurrenz zu Eisen- 
baluilinieri stehen. In Deutschland ist die Eisenbahn 
jedoch durch die Reglernentienuig des Busverkelus diuch 
das bestehende Personeribefördenmgsgesetz (PBefG)^^^ 
weitgehend vor dieser Konkmreriz geschützt. Gemäß § 2 
Absatz 1 PBefG bedarf der Fembus verkehr einer Geneh- 
migung durch staathche Behörden, die nach § 13 Absatz 2 
Niumner 2 PBefG dami zu versagen ist, w^erm die öffent- 
lichen Verkehisinteressen beeinträchtigt werden. Hierzu 
fülut das Gesetz in § 13 Absatz 2 Nummer 2 ht. b exphzit 
die Konkurrenz zur Eisenbahn auf, gegenüber’ w^elcher 
der beantragte Verkehr zu einer „wesenthchen Verbesse- 
nmg der Verkehrsbedienimg“ führen muss. Aus § 13 Ab- 
satz 2 Nununer 2 PBefG folgt ein sog. Doppel- oder Pa- 
rallelbedieniuigsverbot auf einer bestimmten Strecke. 
Dieses wüd mit der sonst drohenden Gefalir eines niinö- 
sen Wettbew^erbs bei einer Doppelbedienimg von Linien 
begründet, welche die im öffentlichen hiteresse hegende 
Verkelusbedienung nachteüig beeinträchtigen würde. 
Aus diesem Verbot folgt ein Bestandsschutz des Altunter- 
nehmers mit einem Abwehrrecht nach § 13 Absatz 2 
Nummer 2 lit. c PBefG gegen die Erteilung einer Geneh- 
migung an einen Konkurrenten, was faktisch zu einem 
räiunhch imd zeithch begrenzten Monopol fülut. Auf- 
gnuid dieser seit 1934 bestehenden Regehmgen existiert 
in Deutschland bisher kein flächendeckerides Fembuslini- 
emietz und somit ziun Schutz der Balm kein intermodaler 
Wettbew^erb im Personenfernverkehr. 

335. hitennodaler Wettbew^erb zwischen systemisch un- 
terschiedlichen Verkehrsträgern optimiert den Verkehr’s- 
mix einer Volksw^irtschaft. Kami ein Verkehrsträger eine 
bestirmnte Verbindung besser bedienen als die Eisenbahn, 
darm ist es volkswhtschaftlich effizient, w^erm diese Ver- 
bindimg durch den Anbieter irüt dem besten Angebot be- 
dient wird. Insbesondere bedingt dmch heterogene Ver- 
braucheipräferenzeri karm fallweise auch das Angebot 
meluerer parallel verkehrender Systeme effizient sein. 
Bereits getätigte irxeversible hivestitionen in die Eisen- 
balminfiastruktm sind in diesem Fall für- das effiziente 
Eritscheidiuigsverhalten ökonomisch nicht relevant. Fem- 
busse haben gegenüber der Bahn auf vielen Verbindimgen 
einen Kostenvorteil sind international interoperabel 


Personenbefördenmgsgesetz in der Fassung der Bekanntinachimg 
vom 8. August 1990, BGBL I S. 1690; zuletzt geändert durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 5. April 2011, BGBl. I S. 554. 

296 Vgl. Bauer, M, Personenbeforderungsgesetz, Kommentar, Köln 
2010, § 13 Rn. 30. 

297 Vgl. Heinze, C., Personenbeförderungsgesetz, Handkonunentar, Ba- 
den-Baden 2007, § 13 Anm. 11. 

In emem Kostenvergleich der Verkehrsträger im Fernverkehr kom- 
men Becker, M. u. a., InterCity-Busveikehr in Europa, Ttan^x>rt 
Economics and Other Infiastructure Working Papers W/P-1R.-14, 
September 2008, zu dem Ergebnis, dass Fembusse bei gleicher Aus- 
lastung wie bei der DB Fernverkehr AG (44 Prozent) Kosten im Be- 
reich von 7,4 bis 9,1 ct/Personenkilometer auiweisen, während die 
Kosten der DB Fernverkehr AG etwa 9,95 ct/Personenkrlometer be- 
tragen. Bei einer Auslastung der Busse von 60 Prozent fäUen die 
Kosten sogar auf 5,4 bis 6,7 ct/Personenkilometer. 
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imd veifiigen systembedingt über eine größere Flexibili- 
tät. Die Eisenbahn weist ünerseits gegenüber Fembiissen 
Koinfoit- und Geschwindigkeitsvoiteüe auf. Die bereits 
heute existierenden Busverkelne ini In- und Ausland zei- 
gen, wie sich Fembusse mid Scliienenpersonenfemver- 
kelir ergänzen können. Durch eine Analyse der Interde- 
pendenzen zv^ischen Schienenpersonenfemverkebi- luid 
anderen Verkehisträgeni, d. h. der Substitutionskonkur- 
renz im Personeirfernverkelu; kaim die Wettbewerbssitua- 
tion aus inteiinodaler imd mtramodaler Perspektive dar- 
gestellt werden.2^® Eng mit der Diskussion rmi die 
Liberalisienmg des Fembusmarktes verbunden ist die 
Frage, ob die Kosten der Fembusse diesen vemrsa- 
cbungsgerecht oder zimiindest venusachungsgerechter 
angelastet werden als dem Scliienenverkebi-. Dazu win- 
den meluere lunfangieiche Analysen durcbgefülnt.^“« 
Aus diesen ergibt sich eine Tendenz dahingehend, dass 
die (externen) Kosten des Fembusverkehis diesem zu- 
mindest nicht weniger vennsachimgsgerecht angelastet 
werden als dem Scliienenverkebi- die mit ihm verbrmde- 
nen Kosten. 

Busverkelne scheinen in der Lage zu sein, einen Wettbe- 
werbsdiuck auf das Angebot im Schienenpersonenfein- 
verkebi- auszuüben und es in EinzelMlen nutzenstiftend 
zu ersetzen, hitiamodalei’ Wettbewerb kami dadurch aller- 
dings nicht substituiert werden, da die Differenzen der 
Angebote zu groß sind. So erwartet das Bundesministe- 
rium für’ Verkebi-, Bau und Stadtentwickliuig durch die 
Einfübimig eines flächendeckenden Busfenüiiüennetzes 
mi Schienenpersonenverkehr maximale Nachfiageriick- 
gänge von 7 bis 14 Rozent je nach Relation.^®' 


299 YgT dazu Mcmopolkaminissicdi, SoodergutachteQ 48, a_ a. O., Tz. 60 flF.; 
Eisenkopf, Intennodale Wettbewefbsljeziehimgen im Verkehr 
und Wettbewrerbsveizemingen, m: Eisenkopf, A., Rnoir, A. (Elrsg.), 
Neue Entwicklungen m der Eisenbahnpolitik; Berlin 2008, S. 9—138; 
Monopolkommission, Sondeigutachten 55, a. a. O., Tz. 99 ff; Mi- 
tusch, K. u. a., a. a. O., S. 54 ff 

3®f^Die meisten dieser Untersuchungen bezüghch externer Effekte des 
Va-kehis (ziB. Becker u. a., a. a. O.; Walter, M/Haunerland, F/MoU, 
Heavily Regulated, but Promising Prospects: Entry in the German 
Ejqiress Coach Market, Transport Economics Working Papers, WP-TR- 
16, April 2009) und d^n Intemahsierung (z.B. IWW/Nestear, Inter- 
nalisation of Exteroal Costs of Ttansport: Ur^act on Raü, Study for 
the Community of European Railway and Infiastructure Companies 
(CER), Fmal Report, Kailsruhe/Paris, My 2009) basieren auf Daten 
aus Infras, Externe Kosten des Verkehrs m Deutschland, Aufdatie- 
rung 2005, Schlussbencht, Zünch, Marz 2007. Eme ausfuhrhche 
Analyse der Kosten der Verkehrsmittel findet sich m Infias, Ver- 
kehrsträgeranalyse, Kosten, Erträge und Subventionen des Straßen-, 
Schienen- und Luftverkehrs m Deutschland, Endbericht, Zünch/ 
Karlsiuhe, 13. April 2010. Die Bestimmung der externen Kosten der 
unterschiedlichen Verkehrsmittel und ihrer Internalisierung stellt sich 
als konplex dar. Gerade im Bereich des Fembusverkehrs spielt eine 
Vielzahl von Parametern eine RoUe, die den - bei ausschließhcher 
Betrachtung der mtemen Kosten - günstigsten Verkehr unter Berück- 
sichtigung der externen Kosten mgjrofitabel werden lassen können. 
In d^ Diskussion um die Kosten des Fembusveikehrs ist zu berück- 
sichtigen, dass dsT Fembus insbesondere im Vergleich zum motori- 
sierten Individualverkehr deuÜiche Kostenvodeile aufweist. 

301 Ygl. BVU Berateigruppe VerkehrfUmwelt GmbH/Intraplan Consult 
GmbH, Überprüfung des Bedarfeplans für die Bundesschienenwege, 
Abschlussbericht, 29. November 2010, Abschnitt 12.4, http:// 
VirVirw.hmvbs.de/cae/servlebcontentblob/59400/pubhcationFile/3092B/ 
schlussbencht-schienen-de.pdf, bzw. BMVBS, Ergebnisse der Über- 
prüfung der Bedarfspläne für die Bundesschienenwege und die Bun- 
desfemstraßen, 11. November 2010, Kapitel V, Abschnitt 7.3. 


336. Die Monopolkommission hat in ihien veigangenen 
Eisenbahn-Sondeigutachten auf die bestehende staatbche 
Maiktzutrittsscbianke liingewiesen und dem Gesetzgeber 
nahegelegt, hier eine Deregulieiiing anzustreben.^®^ In ih- 
rem Koalitionsvemag kündigte die Bimdesregienmg 
2009 an, Busfeinlbiienverkehr zuzulassen und dement- 
sprechend § 13 PBefG zu ändeni.^^^ Nach Vorlage eines 
RefeienteiienUvTirfs (Ref-E) durch das Bimdesniiniste- 
rium für- Veikelu-, Bau imd Stadt entwicklung Anfang 
2011 folgte Anfang August 2011 der Regieningsent- 
wurf (Reg-E). 

337. Zuvor hatte bereits das Bunde sveiwaltungsgericht 
am 24. Juni 2010 einen Räzedenzfall füi- eine teilweise 
Liberalisienmg des Fenibuslinienverkebrs geschaffen, in- 
dem es einen seit 2005 dauernden Rechtsstieit been- 
dete,304 Das Gericht sieht die in § 13 Absatz 2 Nummer 2 
lit. b PBefG gefoideite wesentliche Verbessenmg der 
Veikehi’sbedienimg bereits m einem erheblich günstige- 
ren Fahrpreis einer Fembuslinie. Mit diesein Urteil ist es 
fiii- Fembusuntemehmen leichter geworden, eine Busver- 
bindimg im Wettbewerb zum Scliienenpeisonenfemver- 
kelu aufzubauen. Allerdings besteht nach § 13 Absatz 2 
Nummer 2 lit. c PBefG weiterliiii ein Abwehrrecht der Ei- 
senbahiiverkelu’simtemehmen. Die Deutsche Bahn AG 
könnte von diesem Recht Gebrauch machen imd duich 
eine Anpassimg der Reise die Genelmiigung des bean- 
bagten Fembusliiüenveikebi’s verhindern. Außerdem 
düifle es im Rahmen des bestehenden lechtbchen Rah- 
mens kaiun möglich sein, dass mehrere konkurrierende 
Fenibusliiüen auf einer Relation genehmigt weiden. Ein 
fiuiktionieiender Wettbewerb im Markt der Feiiiliiüen- 
busse wäie somit mcht zu eiw^arteii. 

338. Nachdem im Januar 2011 der RefereiitenentwTuf 

eines Gesetzes ziu Äiideiimg personeiibeföidenmgsiecht- 
licher Voischiiften bekannt geworden wai’, demzufolge 
Verkelu’simtemelmien Linieiiverkehie nüt Fembiissen 
dui’chführen kömien, beschloss die Bimdesiegieiimg kurz 
vor Redaktionsschluss des vorliegenden Sondergutach- 
tens am 3. August 2011 einen davon abweichenden Ge- 
setzeiitwTirf.^06 yq^ ^^r Bundesregiemng be- 


302 Ygl. Monopolkorriiiiiissioii, SoMdergiitachteii 48, a. a. O., Tz. 231; 
Soodergutachten 55, a. a. O., Tz. 101. 

303 Ygl. Koalitiansvertrag zwischen CDU, CSU und FDP, a. a. O., S. 37. 
BVerwQ Urteil vom 24. Jmn 2010, BVeiwG 3 C 14.09. Ein Fembus- 
untemehmen hatte 2005 eme Genehmigung für die Errichtung emer 
Fembuslinie auf der Strecke Frankfurt-Doitmimd beantragt. Die Ge- 
nehmigung wurde vom Regieningspräsidium Dannstadt erteilt; da- 
raufhin eihoh die Deutsche Bahn AG BClage gegen die Genehmigung. 
Das erstinstanzhche Verwaltungsgericht hat die Klage abgewiesen, 
der Hessische Verwaltungsgenchtshof später die Berufbng zuiückge- 
wiesen. Das Bundesverwaltungsgericht hat die Genehmigung zw^ar 
aufgehoben, da der Deutschen Bahn AG das ihr gemäß § 13 Absatz 2 
Nummer 2 ht. c PBefö zustehende Ausgestaltungsrecht nicht einge- 
räumt worden war. Es hat aber bestätigt, dass die Genehmigung nicht 
aufgrund des § 13 Absatz 2 Nummer 2 ht. a oder b PBefi3 zu versa- 
genwar. 

305 Vgl. Tz. 330. 

306 Neben den Veränderungen un Hinbhck auf den Fembus verkehr ent- 
halten beide Entwürfe weitere Arqjassungen des Personenbefbrde- 
rungsgesetzes an die Verordnung (EG) Nr 1370/2007 und die Ausge- 
staltung eines Genehmigungswettbewerbs für den Nahverkehr, auf 
die hier nicht näher emgegangen wird. 
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schlossenen Entv^auf wild im neuen § 42 a Reg-E 
Peisonenfeinverkelir im Siime eines Linienverkehrs mit 
Ki aftfahi’zeugen definiert . Diucli den neuen § 13 Absatz 2 
Niumuer 2 Satz 2 Reg-E wird der Personenfemverkehr 
explizit vom entscheidenden Gnmd zui’ Nichterteihmg ei- 
ner Genehmigimg fiii' den Buslinienfemverkehi; dem Ver- 
sagensgiimd des weiterliin bestehenden 13 Absatz 2 
Nmnmei’ 2 PBefG, ausgenommen. Mit diesem Entwiuf 
soll die im Koalitionsvertrag angekündigte Liberalisie- 
nmg des Busfemverkehrs umgesetzt werden. 

339 . Allerdings sieht auch der vorhegende Regienmgs- 
entwTJi’f keine vollständige Liberalisienmg des Marktes 
für Buslinienverkelue vor. So ist nach § 42a Satz 2 Reg-E 
eine Befördeinng von Personen zi^ischen zwei Haltestel- 
len mit ehiem Abstand bis zu 50 km nicht zulässig, aller- 
dings köimen nach § 42a Satz 3 Reg-E Ausnahmen ge- 
wälut werden. Duich diese Vorgabe sollen laut 
Begilindung zmn Regienmgsentvuuf öffentliche Nahver- 
kelue geschützt werden. 

Der aktuelle § 21 Absatz 1 PBefG statuiert eine Bertiebs- 
pflicht füi- den Verkehrsbetieiber. Der Unternehmer ist 
danach gnmdsätzlich verpflichtet, den genehmigten Be- 
trieb auffunelmien und fiii’ die Dauer der Genehmigiuig 
aufiechtzuerhalten. Der Regieiirngsentwinf fügt im § 21 
einen neuen Absatz 5 an. Nach Satz 2 dieser Vorschrift 
muss der Unternelmier der Genehmigrmgsbehörde anzei- 
gen, wenn er den Verkehr' einstellen will. Die Betriebs - 
p flicht endet dami gemäß Satz 3 drei Monate nach der 
Anzeige. Damit besteht für Busfeinlinien de facto eine 
Betliebspflicht von drei Monaten. 

Nach dem vorliegenden Gesetzentwauf soll wieder der 
Fahrpreis noch der Fahrplan einer Genehmigung unter- 
worfen werden. Gemäß § 45 Absatz 2 PBefG sind auf den 
Linienverkelu mit Kraftfahrzeugen luid damit auch im 
Fembus verkehr' gnuidsätzlich § 39 PBefG (Tari^flicht) 
rmd § 40 PBefG (Fahiplanpflicht) anzuwenden, hn Re- 
gieiiuigsentw^uf wird allerdings § 45 Absatz 2 im Simie 
von Erleichteinngen für' den Busfemverkehr geändert. 
Gemäß § 45 Absatz 2 Nuiiuner 1 Reg-E sind die Beförde- 
iimgsentgelte für Fenibuslhiien von der Zustimmrmgs- 
pflicht fi'eigestellt. Da künftig eine Linie von mehreren 
Unteiiiehmen betrieben w^erden kami, bestehe kein 
Giimd, die Fahrpreise auf ihre Angemessenheit zu prüfen. 
§ 45 Absatz 2 Nruiimer 2 Reg-E nimmt ftii' den liberali- 
sierten Busfeiiiverkehr zw'ei Erleichteiimgen bezüglich 
der Faluplanpflicht vor. Die Beftignis der Behörde gemäß 
§ 40 Absatz 3 PBefG Änderungen des Faluplans zu ver- 
langen, ist danach auf den Busfemverkehr nicht anw^end- 
bar. Fahrplanändeiiuigen im Busfemverkehr bedür fen au- 
ßerdem nicht der Zustiiimimig der Behörde gemäß § 40 
Absatz 2 Satz 1 PBeftG sondern es besteht lediglich eine 
Anzeigepflicht. Ausgenommen sind runfangieiche Ände- 
iimgen (z. B. bei Ändei'ung der Streckenfühi’ung), die 
nach § 2 Absatz 2 Nummer 1 PBefG genehmigiuigsbe- 
dürftig sind. 

Nach § 12 Absatz 8 Reg-E ist Personenfemverkehr' expli- 
zit von dem in § 12 Absatz 5 imd 6 Reg-E geregelten Ge- 
nelunigungswettbewerb ausgenommen. Die Monopol- 
kommission ist der Auffassrmg, dass das Betreiben einer 


Feinbusverbindung nach dem vorhegenden Regieiimgs- 
entwui’f keinen Dienstleistimgsauftiag im Simie der Ver- 
ordinmg (EG) Nr. 1370/2007 darstellt und deimiach auch 
nach europäischen Vorgaben kein Genelmiigungswettbe- 
werb diu'clizuftihien ist.^^^ 

340. Die Monopolkommission begrüßt die gnmdle- 
gende und von ihr mehrfach geforderte Entscheidung der 
Brmdesregienmg, diuch eine Neufassung des Personen- 
befördemngsgesetzes einen eigenw^irtschafthchen Lhiieii- 
femverkehr mit Bussen zu ermöglichen. Damit würde ein 
bereits lange kritisiertes staatliches Wettbewerbshindemis 
fallen. Darüber hinaus würde zugleich eine auch diuch 


3“^I>ie Verardming (EG) 1370/2007 versteht unter einem öiSentlichen 
Dienstleistungsauflrag gemäß Artikel 2 lit. i ,,emen oder mehrere 
rechtsverbindliche Akte, die die Übereinkunft zwischen einer zustän- 
digen Behörde und einem Betreiber eines öiffenthchen I>ienstes be- 
kunden, diesen Betreiber eines öffenthchen I>ieustes mit der Verwal- 
tung und Erbringung von öiGfönthchen Personenverkehrsdieusten zu 
betrauen, die gemeinwirtschafÜichen Verpflichtungen unterhegen.'' 
Eine gememwiitschaflhche Verpflichtung ist gemäß Artikel 2 ht. e 
VO 1370/2007 „eine von der zuständige Behörde festgelegte oder 
bestimmte Anforderung im Hmbhck auf die Sicherstellung von im 
aUgememen Interesse hegenden öffenthchen Personenverkehrsdiens- 
ten, die der Betreiber unter Berücksichtigung seines eigenen wirt- 
schaflhchen Interesses nicht oder nicht im gleichen Umfang oder 
nicht zu den gleichen Bedingungen ohne Gegenleistung übernom- 
men hätte.“ In den Betriebs- (§21 Absatz 1), Befbrderungs- (§ 22), 
Tarif- (§ 45 Absatz 2 in Verbindung mit § 39) und Fahrplar^fhchten 
(§ 45 Absatz 2 in Verbindung mit 40 PBelG) sieht die überwiegende 
Auffessung bisher die Übernahme solcher gemeinwirtschafflicher 
Verpflichtungen und kommt so zu einer Anwendbaikeit der Verord- 
nung (EG) Nr. 1370/2007 mit der Folge, dass neue Fembushnien im 
Verfahren nach Artikel 5 VO (EG) 1370/2007 ausgeschrieben wer- 
den müssten. Vgl. BVerwC^ Urteil vom 29. Oktober 2009, BVerwG 3 
C 1.09, Rn. 29; Saxinger, A., Genehmigungen und Ausgleichsiels- 
tungen im Personenbefbrderungsrecht vor dem Hintergrund der neu- 
en Verordnung (EG) Nr. 1370/2007, Deutsches Verwaltungsblatt 
123(11), 2008, S. 688-696.; Wittig, O./Schimanek, P, Sonderverg^- 
berecht für Verkehrsdiensfleistungen, Die neue EU-Verordnung über 
öfifenthche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße, Neue 
Zeitschnfl; für Baurecht und Veigäberecht 9(4), 2008, S. 222-227; 
Winnes, MVSchwarz, A./Mietzsch, O., Zu den Auswirkungen der 
VO 1370/07 für dm öffenthchen Nahveikehr m Deutschland, 
Europaiecht 44(2), 2009, S. 29CT-301, 290, 297; Deuster, J., Vom 
Auskunflsanspruch zur VeTöffenthchungspfhcht, Zur europäischen 
Dimension des Liniengenehmigungsverfehrens un Personenbeförde- 
rungsgesetz gemäß der VO (EG) 1370/2007, Die Öffenthche Verwal- 
tung 63(14), 2010, S. 591. Diese Auffassung berücksichtigt aUer- 
dings nicht die Änderungen des Regierungsentwurfs. Zurzeit steht 
den Betriebs-, Beförderungs- imd Thrifpfhchten auch das Doppelbe- 
dienungsvefbot gegenüber, welches die Busanbieter vor Konkurrenz 
schützt. Dieses Doppelbedienungsverbot wird daher auch als Gewäh- 
rung eines ausschließlichen Rechts un Sinne des Artikel 2 ht. f VO 
1370/2007 angesehen. Bei Gewährung eines solchen ausschheßh- 
chen Rechts wird von der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gefordert, 
die Vergabe einer Genehmigung auszuschreiben. Nach der geplanten 
Rechtslage des Regierungsentwurfe erlangen die Betreiber durch die 
Genehmigung aUerdings kemeriei Konkurrenzschutz mehr. Nach 
dem Verständnis der Monopolkommission handelt es sich beim An- 
gebot einer Fembushnie daher nicht um eine gememwirtschaflhche 
Verpflichtung nach Artikel 2 lit. e VO (EG) 1370/2007, da der Be- 
treiber nach der geplanten Rechtslage des Regierungsentwurfe für die 
Übernahme dieser Verpflichtungen kerne Gegenleistung vergleichbar 
dem bestehenden Doppelbedienungsvefbot erhält. Nach der geplan- 
ten Rechtslage übernimmt der Betreiber die aus der Genehmigung 
korrespondierenden Verpflichtungen aus eigenem wirtschafflichen 
Interesse, sodass kerne gememwTrtschafÜiche Verpflichtung über- 
nommen wird. 
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das Uiteü des Bimdesveiwaltiuigsgerichts nicht gelöste 
Rechtsunsicherheit beseitigt, die in den letzten Jalnen vor 
allem dadmcli entstanden ist, dass Gerichte das Konkiu- 
renz\^erbot zin Scliiene zunehmend gelockert haben, dies 
aber nicht die Einzelfallpiiihing der jeweiligen Anhäge 
ersetzt hat. 

341 . Insbesondere ist zu begrüßen, dass ein Verbot der 
Doppelbediemmgen von Relationen durch ein Konzes- 
sionssystem im vorliegenden Enlw^uf nicht vorgesehen 
ist. Die Monopolkonimission sieht im Detail auch die 
Ausnahmen von der allgemeinen Tarif- imd Eahiplan- 
pflicht fiii- den Feinbus verkelu positiv. Allerdings sollte 
der Fembusverkelir auch von der drehnonatigen Betiiebs- 
pflicht ausgenommen werden. Von öffentlicher Seite be- 
steht hier keine Pflicht odei’ Unterstützimg, ein ausrei- 
chendes Angebot an Feinbusleistimgen zu sichern. Da die 
Fembusimtemelunen somit das Verkehisangebot auf- 
gnuid einer eigenen wiitschaftlichen Entscheidung mid 
nicht auf Basis öffentlichei’ Inteiessen durchffihien, sollte 
auch die Einstellimg dieser Leistungen füi’ die Untemeh- 
men jederzeit eigenverantvk' örtlich möghch sein. 

342. Kritisch sieht die Monopolkommission Besüebun- 
gen, Personennahverkehie, fiii' die Ausgleichsleistungen 
für die Übemahme gemeinwiitschaftlicher Verpflichtun- 
gen gewälut werden, zu schützen. Sie bewertet aus Grün- 
den der Rechtssicherheit zunächst positiv, dass die im Re- 
ferentenenhAinf geplanten neuen Versagensgilinde zum 
Schutz des öffentlichen Nahverkehrs der § 13 Absatz 2 
Nmnmer 2 imd 3 Ref-E keinen Eingang in den Regie- 
iimgsentwTirf gefunden haben. Gemäß § 13 Absatz 2 
Nmniner 3 Ref-E war geplant, „die Genehmigmig zu ver- 
sagen, wenn der beantragte Verkehr’ [...] Personenver- 
kelnsdienste mit Eisenbalmen beeinträchtigt, fth die im 
Rahmen eines Dienstleistiuigsauflrags Ausgleichsleistun- 
gen für’ gemeinwirtschafthche Verpfhchtimgen im Simie 
von Artikel 2 lit. g der VO 1370/2007 gewährt werden.“ 
Bei diesen Persorienverkelnsdieristen handelt es sich um 
sämtliche Leistungen mi Schienenpersonemiahverkehr. 
Aufgnmd der Vielzahl an SPNV-Relationen und Halte- 
stellen werden beantragte Feinbus verbindimgen teilweise 
den Schienenpersonemiahverkelu: tangieren. Die Geneh- 
inigimg hätte dem Wortlaut des § 13 Absatz 2 Nummer 3 
Ref-E nach schon bei jeder Beemträchtigung des Schie- 
nenpersoneimahverkelu’s versagt werden köruien. Dies 
hätte bereits bei einem geringfügigen Nachfiageübergang 
angenommen werden köimen, wodurch die Versagung ei- 
ner Genehmigmig naheliegend erschien. Ein derart ausge- 
stalteter Versagensgnuid erzeugt irn Ergebnis erhebhche 
Unsicherheiten im Hinblick auf die Genehmigmig von 
Busverkeluen aufseiten der Busfeinverkehisgesellschaf- 
ten imd hätte gegebenenfalls langwierige gerichthche 
Klänmgeri in jedem Eirizelfall notwendig gemacht. Vom 
Standpunkt der Rechtssicherheit betrachtet erscheint die 
in § 42a Satz 2 Reg-E vorgeschlagene Regehmg, nach der 
die Befördeiimg von Personen zwischen zwei Haltestel- 
len mit einem Abstand bis zu 50 km nicht zulässig sein 
soH, votzugswlirdig. Eine derart quantitative Regehmg ist 
für potenzielle Anbieter von Busfeiiiverkehren einfach 
umsetzbar mid leicht nachvollziehbar’. Das Risiko einer 
Klageerhebimg vons eiten der Wettbewerber wüd damit 


deuthch verringert. Die Monopolkoimnission sieht je- 
doch den auch im Regienuigsentwuuf vorgesehenen 
Schutz des Personennahverkehis allgemein kritisch. 
Durch diese Regelung wird der Busfeiiiverkelu’ ohne eine 
erkeimbare sachhche Rechtfertigmig anders behandelt als 
der Schienenpersonenfeiiiverkehi'. Dies kami zu einer 
imgerechtfertigten Verschlechterimg der’ Position des 
Biisfemverkehis gegenüber dem Schienenpersonenfein- 
verkehi- fühlen. Auch besteht das Risiko, dass volkswüt- 
schaftlich effiziente Relationen mcht genelmiigt mid Bus- 
femverkehrsimteniehmen gezwungen w^erden, auf 
imattiaktivere Relationen auszuweichen, w^as zu Effi- 
zienz\"eiiusten führen kami. Auf der anderen Seite ist in 
Rechnmig zu stellen, dass Eisenbahnverkehismitemeh- 
men im Schienenpersonemiahverkehr durch staatlich ü- 
nanzierte Vertiäge daran gebmiden sind, langfristig Ver- 
kelu’sleistungen anzubieten. Dmch eine langfristige 
parallele Erbrhigmig von Verkehisleistmigen kömiten hi- 
effizienzen entstehen. Nach Meinung der Monopolkom- 
mission darf der Schutz der staathch finanzierten SPNV- 
Verkehre jedoch nicht zu einer migerechtfertigten Ein- 
schiänkung des Wettbew^erbs füliren. 

343. Prinzipiell sieht die Monopolkommission dmch 
die geplante Genehmigmigspfhcht die Gefahr’, dass diese 
einen effizienten Wettbewerb behindeit. Obw^ohl das Ge- 
nehmigungsverfahren dmch die Ausnahmeregelmig des 
§ 12 Absatz 8 Reg-E fiii’ den Personenfemverkehr verein- 
facht werden soll, verbleiben dmch diesen marktordnen- 
den Eingriff in den Biisfemverkehr’ Markteintiittshinder- 
nisse. Diuch die Genehmigungspflicht entstehen 
aufseiten der Unternehmen imd Behörden erhebhche 
Transaktionskosten. Fembusgesellschafren sind außer- 
dem schwer kalkulierbaren imd maiktfremden Risiken 
dmch die mögliche Veisagung der Genelimigung ausge- 
setzt. Auch besteht die Gefahr, dass dii ekte Konkunenten 
oder die Deutsche Bahn AG beispielsweise aufgnmd von 
Fomifehleiii imierhalb des Genehmigmigsverfahiens ge- 
gen die Genehniigimg klagen. Des Weiteren haben inter- 
modale mid intianiodale Konkmienten durch den dmch 
das Genehniigimgsverfahren nötigen Vorlauf viel Zeit, 
imi auf Marktehitritte zu reagieren, hn Ergebms stellt die 
Genehmigmigspflicht damit eine erhebliche Maiktehi- 
tiittsbeschi’änkmig dar. Da die Monopolkommission 
keine hhueichenden Gründe sieht, die für eine Genehmi- 
gmigspflicht des Fembushiüenverkelu’s sprechen, sollte 
erwogen w^erden, diesen Eingriff in den Markt generell zu 
imterlassen. 

Sollte der Gesetzgeber den marktordnenden Eingiiff hi 
den Biisfeniverkehi’ deimoch wünschen, mn dmch die da- 
mit eirihergehende Befördei’ungs- mid Beüiebspflicht 
eine gewisse Verlässlichkeit imd Überschaubarkeit des 
Leistungsangebots für Kmideii imd kleineie Marktakteure 
zu schaffen, sollte dies allenfalls als Übergangsregelmig 
geschehen. So sollte nach einer gewissen Zeit, in der Er- 
fahirmgen mit der Markt- und Wettbewerbsentwicklimg 
gesammelt werden, zu einer vollständigen Liberahsie- 
nmg des Biisfeiiiverkehi’smarktes übergegangen werden. 
Die Ausgestaltimg als Übergangsregelmig sollte nach An- 
sicht der Monopolkommission insbesondere durch die 
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Festlegiuig einer konkreten Frist gesetzlich festgelegt 
werden. 

344. Vor dem darges teilten Hinteigmnd bleibt abziiwar- 
ten, wie sich der Wettbewerb des Busfemverkehrs entfal- 
ten wild lind ob daraus tatsächhch ein gewisser Wettbe- 
werbsdiiick auf den Scliienenpersonenfemverkehr 
entstehen kann. 

5 Wettbewerbsentwicklung und 
Wettbewerbshindernisse im 
Schienengüterverkehr 

345. Der Wettbewerb iin Scliienengüteiwerkehi- hat sich 
hn vergangenen Jahizehnt vergleichsweise positiv enri\i- 
ckelt lind auch in den letzten beiden Jahien konnten die 
Wettbewerber iliren Marktanteil gegenüber der Deut- 
schen Balm AG weiter steigern. In 2010 erreichten sie ei- 
nen Maiktanteil von 25,1 Piozent der transportieiten Ton- 
nenkilometer (Tkm) (vgl. Abbildung 5.1). Die 
Wettbewerber wenden von der Whtschafts- und Finanz- 
kiise deuthch weniger geüoffen als die Deutsche Bahn 
AG mit ihier GüterV'eikelussparte DB Schenker Rail 
GmbH. Wählend die Transpoitleistiuig der Deutschen 
Bahn AG 2009 gegenüber 2008 um 2 1 Piozent zmiickge- 
gaiigen ist, koimten die Wettbewerber ihie Verkehisleis- 
timg aimäliemd halten und verloren nui’ 4 Piozent ihrer 
Naclifi’age. Auch konnten Wettbewerber 2010 stärker von 
der Eihohuig des Marktes profitieren. Insgesamt zeigt 


sich, abgesehen vom Einbnich 2009, ein starker Anstieg 
der Verkehisleistiuig des Schienengüter\'erkehi’s. Dieser 
ist allerdings weniger auf die nui’ geringe Steigenmg des 
Anteils des Schienenveikehismarktes am Gesamtmarkt, 
des sog. Modal Split, als viehuehi' auf ein Wachstum des 
gesamten Güteiverkelusmarktes zuiückzufiihien.^^® Ob- 
wolü die Deutsche Bahn AG m den vergangenen Jahi en 
Maiktanteile verloren hat, komite sie aufgrund dieser po- 
sitiven Marktenri\icklung ilue Verkehi sleistiuig mit weni- 
gen Ausnahmen von Jahi’ zu Jahi' steigern, hisgesamt 
weist der Schienengüteiverkehismarkt den größten Wett- 
bewerberanteil der dr ei Verkelusmärkte auf. 

346. Trotz eines gewissen Wettbewerbs ist die DB 
Schenker Rail GmbH mit iluer Tochtergesellschaft DB 
Schenker Rail Deutschland AG weiterhin das deutlich 
domhiierende Unternehmen auf dem Markt fiu Schienen- 
güteiverkehi'. Die Stinktui- dei’ Wettbewerber im Schie- 
nengüteiverkehr zeichnet sich im Gegensatz zum Schie- 
nenpersoneimahverkehi’ diuch einen etos intensiveren 
Wettbewerb in der Breite aus. Neben den fünf größten 
Wettbewerbern existiert im Schienengüter\^erkelu’ eine 
Vielzahl an Güterbahnen, die mit jeweüs geringen Markt- 
anteilen zusammen einen wichtigen Teil ziu vergangenen 
Wettbewerbsentwicklimg beigetragen haben. Diese Un- 
teinelmien haben sich oftmals auf emzehie Gütergnippen 
oder Transportkonzepte wie den Containeiwerkehr spe- 


30 S Vgl. BNetzA, Marktimtersuchung Eisenbalmen 20 ro, a. a. O.^ S. 12 . 


Abbildung 5 . 1 

Entwicklung des deutschen Schienengüteiverkehrsmai ktes 
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zialisieit uiid dabei teilweise innovative Konzepte ent- 
wickelt. Der größte Wettbewerber der DB Schenker Raü 
GmbH ist mittlerweile die Staatsbalm SNCF Geodis, die 
2009 alle nichtfianzösischen Aktivitäten der ehemaligen 
Veolia Cargo übernommen hat. Damit ist die Rail4chem 
Eisenbahnverkehrsgesellschaft mbH, die in die Captrain 
Deutschland GmbH integrieit wwde, Teil des Konzerns. 
Daneben sind die Staatsbalmen SBB Cargo Deutschland 
GmbH und FS Trenitalia mit der Tochtergesellschaft TX 
Logistik AG und nach dem EnA^eib von Arriva Deutsch- 
land auch der Osthaimoverschen Eisenbahnen AG die 
größten SGV-Untemelimen. Emen nicht zu vemaclilässi- 
genden Marktanteil weisen die Werks- rmd Hafenbahnen 
auf. Die mehrheitlich im Besitz der Stadtw^erke Köhi be- 
fmdliche Häfen und Güteiverkeln- Köln AG ist luiter die- 
sen die giößte und insgesamt der vieitgiößte Wettbewer- 
ber der DB Schenker Rail GmbH. 

347 . Obwolil der Schienengüteiverkehr seit der Bahnre- 
form die positivste Wettbewerbsentwickliuig der Teil- 
märkte zeigt, bestehen auf dem Markt weiterhin zentrale 
Wettbewerbshindemisse. Dies wird besonders deuthch, 
wemi die Enmdcklung der einzehien Maiktbereiche der 
transportierten Güter und die Segmente der Transpoitlo- 
gistik des Schienengüteiverkelns behacktet werden. 

348 . Die Wettbewerbsmtensitäten im Schienengüteiver- 
kelir differieren stark nach Marktbereichen, d. h. nach den 
transportierten Gütergnippen. Diese Unterschiede sind 
auch auf die Verfügbarkeit des notw^endigen rollenden 
Materials ziutickziifiilnen. Zwar existieren für den Güter- 
verkehi' im Gegensatz zu den Personenveikehien Leasing- 
gesellschaften, die geeignetes Rollmaterial anbieten, aller- 
dings weiterhin mcht fiii' spezielle Güteiverkelire. Hierzu 
gehören insbesondere Waggons zum Transpoit von Mas- 
sen- luid Schüttgut füi' die Gütergnippen Erze, Kohle tmd 
Sand. In diesen Bereichen konnten sich Wettbewerber 
dementsprechend kaum oder gar nicht etablieren. Diese 
Problematik hat sich in den letzten Jahren kaum verbes- 
sert. Der Mangel an Möglichkeiten der Beschaffimg von 
Spezialfalnzeugen liegt zum großen Teil in den gewachse- 
nen Stnikturen des Marktes begründet. Da die Deutsche 
Bahn AG nach der Liberahsieinng im Besitz des Rollma- 
terials war, standen gebrauchte Fahizeuge fiii- Wettbewer- 
ber mcht ziu Verftigmig. Aufginnd der bestehenden Finan- 
zienmgsunsicherheit für spezielles Rollmaterial rmd weil 
die DB Schenker Rail GmbH selbst über ausreichend 
Fahrzeuge verfügt rmd damit mcht als Leasingnehmer in- 
ffage kommt, haben sich für dieses Material keine Lea- 
singgesellschaften am Markt etabliert. Sollten in diesen 
Bereichen dmch die Deutsche Bahn AG besonders hohe 
Renditen erwmtschaftet werden kömren, ist davon auszri- 
gehen, dass die Aussicht auf einen lukr ativen Markteintritt 
höhere Risiken überkompensieren kami, sodass die An- 
schaffung von Spezialmaterial profitabel sein kaim. Auch 
köimten Verlader in Erwartung günstigerer Konditionen 
langfiistige Veilräge anbieten rmd so die Maikteintrittsri- 
siken veiiingem. Die Monopolkommission geht daher 
weiterhin davon aus, dass sich die Zugangsmöglichkeiten 
für Wettbewerber nüttelfristig verbessern werden.^^® 


3a? Vgl. auch Manopolkomnussion, Sondeigutachten 55, a. a. O., Ab- 
schnitt 4.2. 


349 . Im Schienengüter\'erkehi' lassen sich erbrachte 
Transpoitleistrmgen danach rmterscheiden, wie die Züge 
zusanmrengestellt werden rmd wie auftvendig dement- 
sprechend die logistischen Leistrmgen sind, hn ver- 
gleichsweise einfach zu orgamsierenden Ganzzug\"er- 
kelu wird die Transportleistung von Unternehmen be- 
stellt, die große Gütermengen zu transportieren wlin- 
scheri. Diese Massengüter w^erden von einem 
Absendergleisanschluss ohne Unterbrechimg zu einem 
Zielgleisanschluss gebracht. Der w^eseritlich aufeendi- 
gere Einzelw^agenverkehi- basiert dagegen auf der Bünde- 
Irmg rmterschiedlicher Ladimgen zu richtrmgsorientierten 
Zügen. Wagen, die in versclüedenen Ser\iceeinrichturi- 
gen rmd Gleisanschlüssen einer Region bereitgestellt wer- 
den, w^erden für- die Befördeiimg über längere Strecken 
mit anderen Wagen mit gleicher Zielregiori zusarmnenge- 
stellt, zur Verteilrmg später wieder’ getreimt rmd zusam- 
men mit Wagen aus anderen Versandregionen zum Be- 
stimmrmgsort gebracht. Dabei existiert mit dem 
Wagengruppenverkelu’ ehr Wagenladrmgsverkehi’, der et- 
was werüger komplex ist als der reine Eirizelw^agenver- 
kelu, w^eil dabei nicht einzehre Wagen, sorrdem melirere 
Wagen in Gnipperr zusammerr beharrdelt w^erden. Die 
Transportleistrmgen könnerr im Ralmrerr des sog. Kombi- 
nierten Verkehr s jew^eils in eine mehr gliedr ige Transport- 
kette eingebrmden werden, die rmterschiedliche Verkehrs- 
zweige integriert. Dieser kombinierte Verkehr' ist ein 
intermodaler Verkehr, bei dem der überwiegende Teil der 
ziutlckgelegten Strecke mit der Eisenbahn bewältigt wird 
rmd der Vor- imd Naclüaiif auf der Str aße so kurz wie 
möglich gehalten wird. 

Eine Betrachtung dieser Segmente zeigt, dass die w^ettbe- 
werblichen Impulse vor allem vom Teilsegment der 
Ganzzugverkehre ausgehen, die ohne Zugumbildungen 
auskommen imd logistisch weniger auftveridig sind. Auf- 
wendigere Logistikdienstleistungen werden bisher über- 
wiegend durch die Deutsche Bahn AG erbracht, hn be- 
sonders komplexen Einzelw^agenverkelu’, der etwa 
40 Prozent des Gesarntrnarktes ausmacht, ist ausschließ- 
lich die DB Schenker Raü GmbH aktiv. Die Deutsche 
Bahn AG hat irn Zuge dessen ein optimiertes Einzelw^a- 
geriverkehrsrietz etabliert. Aufgriind dieses gew^aclisenen 
Wettbew^erbsvoiteils sehen Wettbewerber den Markt als 
langfiistig verschlossen an. Der dargestellte starke Um- 
satzrückgang der Deutschen Balm AG im Krisenjahr 
2009 ist wolü vor aUern darauf zurückzuftiliren, dass der 
Ehizelwagenverkehr stärker konjunkturabhängig ist als 
die Ganzzug\'erkehre. Auch in den etwas komplexeren 
Marktbereichen mit Einzelwagenverkehreri ist die Wett- 
bew^erbsinterisität deutlich eingeschränkt. Positiv ist zu 
attestieren, dass von Wettbewerbern zunelmiend innova- 
tive Grnppenzugkonzepte angeboten w^erden. 

350 . Notw^endige Voraussetzimg für’ einen Wettbewerb 
in den Teümärkten, die logistisch aufcendiger sind, ist 
ein diskr irnirüenrngsfieier Zugang zu speziellen Ser\ice- 
einrichtungen wie Zugbildiuigsanlagen der Deutschen 
Bahn AG Allgemein stellen im Schienengüterx^erkehi’ die 
Zugangsbedmgiuigen zu Infiastruktureimichtimgen der 
Deutschen Bahn AG entscheidende Wettbew^erbshinder- 
nisse dar. Darüber hinaus behindem die in Abschnitt 5.2 
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dargestellteii derzeitigen Verfehrensabläufe des Eisen- 
balin-Bimdesanites eine erfolgreiche Wettbewerbsent- 
wicklimg. 

5.1 Zugangsbedingungen zu Infrastruktur- 
einrichtungen 

351. Die Güter\^erkehismiteiiiehinen stellen dmch die 
oft kui’zfiistige Disposition von Verkehren und die starke 
Nutzung verschiedener Ser\iceeinrichtungen besondere 
Anfordenuigen an die Eisenbahninfrastniktur. Dadurch 
sind die Unternehmen besonders von den Vorleistungen 
des donihiierenden hifrastniktiubetreibers, der Deutschen 
Bahn AQ abhängig. So ergeben sich für die Deutsche 
Bahn AG als gleichzeitig größtem Schienengüteiver- 
kelursanbieter dmch die in Kapitel 2 dargestellten Spiel- 
rämne vielföltige Möglichkeiten, Konkmienten im Schie- 
nengüten^erkehi- zu diskrinünieren. 

352. hu Besonderen stellt neben den in Abschnitt 2.1.1 
rmtersuchten Problemen der allgemeinen Festlegrmg der 
hifrastnikturentgelte der Bezug von Bahnstiom ein wich- 
tiges Wettbew^eibshindeniis dar.^'® Die Energiekosten 
sind fiii' Unternehmen des SchienengüteiTerkehrs einer 
der wuchtigsten Einzelkostentieiber. 

hl Bezug auf die in Abschnitt 2.2 geschilderten Probleme 
im Zusammenhang mit Zugangsbedingmigen ziu Eisen- 
balininfrastiuktm bilden insbesondere die hihansparen- 
zen in Trassenbelegimgsverfahien ein entscheidendes 
Hhideinis.^“ Güten^erkehrsmitemehmen greifen im Rah- 
men der Trassenbelegmig meist auf Gelegenheitsverkehre 
zurück, da eine Anmeldimg zum Jahiesfahiplan nicht in- 
fiage kommt. Dabei sind die Unternehmen auf die kurz- 
fi’istige Disposition von Trassen und die Zusammenaibeit 
mit dei’ Deutschen Bahn AG angewiesen, hi der Bereit- 
stelhmg von hifoimationen bezüglich der Veifägbarkeit 
imd Beschaffenlieit von Trassen imd deren Disposition 
sieht die Monopolkoimnission ein erhebliches Diskiimi- 
nieinngspotenzial imd eine zentrale Hürde für den Wett- 
bew^erb im Scliienengüteiverkehi-. 

Die Betriebsabläufe im Scliienengüteiverkehi- erfordern 
Zugang zu Seiviceehirichtungen, die im Zuglauf notw^en- 
dige Rangiertätigkeiten mid Zugbehandlungen eimögh- 
chen.^'^ Eine aktuelle Analyse der Bundesnetzagentm- 
stellt dazu fest, dass Wettbew^erbem der Deutschen Balm 
AG die Niitzimg von Zugbildmigseimichtimgen teilweise 
niu miter erschw^erten Bedingungen niöghch ist.^'^ 
sentliche Kapazitäten dieser Ehmchtungen sind langfris- 
tig an die DB Schenker Rail GmbH veimietet und köimen 
niu dami von Wettbew^erbem genutzt w^erden, weim die 
DB Schenker Rail GmbH diese selbst nicht benötigt. 
Wettbew^erber sind damit auf die Zusammenarbeit mit 
dem Konkurrenzmitemelmien angewiesen. Der Zugiiff 
auf Restkapazitäten w^ird auch da dm ch beliindert, dass 
der technisch stark integrierte Rangierbetiieb mit Ran- 


3i0Vgl. Abschnitt 2.1.3. 
311 Vgl. Abschnitt 2.2.2. 
^1^ Vgl. Abschnitt 2.2.3. 1. 
3i3V^.Tz.212fiF 


gierloks selbst nicht miter die Zugangsregulienmg des Ei- 
senbahnrechts fällt mid von den Wettbew^erbeiii selbst ab- 
gewickelt werden muss. 

353. Die Monopolkommission weist erneut darauf liin, 
dass eine Lösimg dieser bereits in Kapitel 2 beschiiebe- 
nen Piobleme mid damit das Ziel, einen wirksamen mid 
imverfalschten Wettbewerb zu schaffen, am besten dmch 
eine Tremimig von Infra stiuktm- imd Transportspaite der 
Deutschen Bahn AG zu eneichen ist. Dmch eine eigen- 
tumsrechtliche Tremiimg würde den EisenbalininfiastiiLk- 
tunuiteinelmien der Ameiz zm Diskiiminienmg einzehier 
Verkelusimtemelmien w^eitestgehend genommen. So wä- 
ren alle Fragen des hifrastniktmzugangs einer effizienten 
Koordination durch den Markt unteTOorfen. Solange eine 
eigentiunsrechtliche Tremimig von hifiastiuktm- und 
Transportspaite nicht erfolgt, bleibt eine mnfassende, ex- 
akte mid detailherte Regiilienmg der Pflichten der Eisen- 
baluiinfrastiiLktiu'miternehmen bei der Zugangsgew^äh- 
nmg mimngänglich. 

5.2 Verfahrensabläufe des Eisenbahn- 
Bundesamtes 

354. In ihren Stellungnahmen gegenüber der Monopol- 
konmiission wmde von vielen Maiktteihiehmem des 
Schienengüter\'erkehi’s, aber auch anderer Verkehrs- 
märkte geäußert, dass Verfahrensabläufe des Eisenbahn- 
Bimdesamtes verbessenmgswrüidig seien. Insbesondere 
die derzeitigen Prozesse bei der Zulassung von Fahizeu- 
gen und der Erteihmg von Sicheiheitsbescheinigmigen, 
die jedes Verkelirsmitemehmen füi' die Teilnahme am 
öffentlichen Eisenbalmbetrieb benötigt, stellten große 
Hindernisse bei der Durclrfühi-ung effizienter Verkehre 
insbesondere im Schienengüteiverkehr dar. Die Mono- 
polkommission hat sich mit diesen Verfahrensabläufen 
beschäftigt imd zeigt in diesem Abschnitt Verbessenmgs- 
möglichkeiten auf 

355. Das Eisenbahn-Bundesamt ist Aufsichts- mid Ge- 
nelmiigmigsbehörde ftü Eisenbalminfrasti'uktmmitemeh- 
men mid Eisenbahnveikelusuntemehmen in Deutschland. 
Das Amt ging 1994 im Ralimen der Stnikturrefoim der 
deutschen Bahnen aus den Sonderveimögen des Bmides, 
Deutsche Bmidesbalm und Deutsche Reichsbahn, heivor. 
Dieses Sondeiveimögen wunde in den imtemehmerischen 
Bereich Deutsche Balm AG imd in den dem Bundes- 
niinisterimn füi- Verkelu; Bau- imd Stadtentwicklung 
nachgeordneten hoheitlichen Bereich mit den Bundes- 
oberbehörden Eisenbahn-Bundesamt mid Bmideseisen- 
balmvemiögen aufgeteilt, hu Zuge der Liberalisieiumg 
des deutschen Eisenbahnmarktes hat die Anzahl der Ei- 
senbahnmitenielimen stark zugenommen, sodass der Auf- 
sicht dmch das Amt neben den Untenielmien der Deut- 
schen Bahn AG mittleiweüe weit über 300 weitere 
Eisenbahnuntemehmen in Deutsclüand miterhegen. 

356. Eisenbahnverkelusimtemehmen benötigen für die 
Teilnahme am öffenthchen Eisenbahnbetrieb eine Sicher- 
heitsbescheinigimg. Bisher existierte das Modell des Ei- 
senbahnbetiiebsleiters, der für die Einhaltimg der Sicher- 
heitsstandards im Unternehmen zuständig war imd sich 
imi die Durchsetziuig von Rechts- imd Sicherheitsvor- 
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schliften ktiiomeite. Iiii Zuge der Hamioiiisienmg der 
Betiiebsprozesse des Eiseiibalmwesens wirde auf euro- 
päischer Ebene besclüosseii, dass Sicherheitsbescheini- 
gungen nur noch auf Basis von Sicherheitsnianagenient- 
systeinen erteilt weiden können. Für die Eiteilung einer 
Sicherheitsbescheinigung ist es damit seit der Umsetzung 
der Richtlinie 2004/49/EG in nationales Recht 200731^ er- 
forderhch, dass seitens der Eisenbahngesellschafeii ein 
Sicherheitsmanagementsystein erstellt wd.^i^ Dieses 
muss dem Eisenbahn-Bundesamt ziu Pitifimg imd Geneh- 
migimg vorgelegt werden. Diese Umstelhmg auf ein pro- 
zessorientiertes Vorgehen brachte in Deutschland massive 
Piobleme mit sich. 

So hatten sich 312 Eisenbahnverkehrsimteniehmen um 
eine Sicherheitsbescheinigung mit Zulassrmg eines Si- 
cherlieitsmanagementsystems nach § 7a Absatz 2 AEG 
für den 1. Januar 2011 bemüht. Bis Ende Februar 2011 
war lediglich zehn dieser 312 Unternehmen eine solche 
erteilt worden. Zur Entspaimung der Situation, d. h. um 
den Eisenbahnen die Möghchkeit zu geben, über den 
31. Dezember 2010 liinaus weiterhin am Eisenbahnbe- 
trieb teilnelmien zu können, veröffenthchte das Eisen- 
balm-Bundesamt im September 2010 und aufgnmd einer 
weiteren Zuspitzimg der Situation am 13. Dezember 2010 
zv^'ei Mitteihuigen, mit denen befiistete Übergangsrege- 
hmgen eimöghcht vauden. hii Wesenthchen wai’ nach 
diesen Regelungen keine Zulassung eines Sicherheitsma- 
nagementsystems nötig. Von diesen Möglichkeiten 
machten inehi' als 250 Eisenbalmuntemehmen Gebrauch, 
hl diesem Zusammenliang hatte das Eisenbahn-Bimdes- 


Die Richtlime 2CX)4/49^G wurde mit dem fünften Gesetz zur Ände- 
rung eisenbahnrechtlicher \brschnften vom 16. Aprü 2007, BGBl. I 
S. 522, imd der zweiten Verordnung z um Erlass und zur Änderung ei- 
senhahniechthcher Vorschriften vom 5. Juh 2007, BGBl I S. 1305, 
umgesetzt. 

Vgl. Artikel 9 bis 12 in Verbindung mit Anhang m und IV RL 2004/ 
49/EG; §§ 7a bis 7c AEG; VO (EU) 1158/2010. 

31* Die am 7. September 2010 eröfiEhete Möglichkeit besteht darin, dass 
Bahnen mit einem Eisenbalinbetriebsleiter eine auf ein Jahr befristete 
Sicherheitsbescheinigung erhalten können. Das heißt, Eisenbahnen, 
die über eine Sicherheitsbescheinigung nach § 14 Absatz 7 AEG (in 
der bis zum 20. Aprü 2007 gültigen Fassung) bis zum 31. Dezember 
2010 verfugen, können ohne zugelassenes Sicheiheitsmanagement- 
system eme auf ein Jahr befristete Sicherheitsbescheinigung erhalten, 
wenn sie Eisenbahnbetnebsleiter besteUt haben, die behördhch be- 
stätigt worden smd, und wenn die Untemehmen eine entsprechende 
Geschäftsanweisung für die Betriebsleiter vorlegen. Diese Über- 
gangsregelung kann allerdmgs nur genutzt werden, wenn kerne Ei- 
senbahnveikehrsleistungen im Ausland zu erhrmgen sind. Aufgrund 
der Zuspitzung der Situation eröfiEnete das Eisenbahn-Bundesamt am 
13. Dezember 2010 eine weitere Möglichkeit, eine Sicheiheitsbe- 
schemigung übergangsweise zu erhalten. Die Behörde ermunterte die 
Untemehmen in emer Mitteilung, sich auf die Anwendung der ge- 
setzhchen Übergangsvorschnfr des § 38 Absatz 5d Satz 2 AEG zu 
berufen. Dadurch können Eisenbahnuntemehmeu, die noch über eine 
„alte“ Sicherheitsbescheinigung nach § 14 Absatz 7 AEG (m der bis 
z um 20. April 2007 gültigen Fassung) verfugen und die , 4 ieue“ Si- 
cherheitsbeschemigung nach § 7a AEG (aktuelle Fassung) bereits be- 
antragt haben, ihren Bahnbetrieb bis zur Erteilung der neuen Sicher- 
heitsbescheinigung und damit über den 31. Dezember 2010 hinaus 
im Mand fortfuhren. Diese Eisenbahnuntemehmen benötigen somit 
kerne auf ein Jahr befiistete Sicherheitsbescheinigung mit Betriebs- 
leitemachweis. Diese Regelung gilt ebenfalls nur für den nationalen 
Bahnbetrieb und musste von 165 Unternehmen genutzt werden. 


amt diejenigen Eisenbahiiimtemelmien, die eine Znlas- 
siuig ihres Sicheiheitsmanageinentsystenis wfiiischteii, 
gebeten zu prüfen, wie dringlich dies sei und ob die Zn- 
lassiuig unter der Piämisse, dass dies meistens der Nach- 
bessening der Nachweisfülming und des Sicherheitsnia- 
nagementsy Sterns selbst und damit mindestens einer 
zweiten Piiifiing bedüife, noch bis ziim 31. Dezember 
2010 gelingen könne. Vor diesem Hintergnuid hat das 
Eisenbahn-Bundesamt den Untemehmen empfohlen, 
zimächst einen Antrag auf Eiteüimg einer Sicheiheitsbe^ 
scheinigmig ohne die Zulassung des Sicherheitsmanage- 
nieiitsystems zu stellen. 

357. Die in den beiden Mitteilungen ennöglichten 
Übeigangsregelungeii imd insbesoiidere das VeröffeiitU- 
chungsdatuni der zw^eiten Mitteilung Mitte Dezember 
sowie die extieni niedrige Zahl erteilter Sicherheitsbe- 
scheiiügimgen mit Zulassimg eines Sicherheitsmanage- 
mentsystems verdeutlichen die Problematik der Gesamt- 
situation. Bis zur Mitteihmg vom 13. Dezember sah sich 
ein Großteil der Eiseiibalmverkehrsimtemelmieii der Ge- 
fahi- ausgesetzt, mit dem Jahieswechsel den Eiseiibahnbe- 
tiieb einstellen zu müssen. Die Geschäftsplanung dieser 
Untemehmen unterlag füi' die kommenden Jahre erhebli- 
chen Risiken. 

358. Zahh eiche Untemehmen haben der Monopolkom- 
missioii berichtet, dass die geschilderte Problematik zu- 
dem von einer wemg koiistmktiven Zusammenarbeit bei 
der Beweitung von eingeieichten Unterlagen rmd Anträ- 
gen begleitet werde. So erhielten Eisenbahnuntemehmen 
nur’ selten Informationen zum Stand der’ Verfahren rmd im 
Falle von Rückmeldungen mit Bitte tun Nachbessenmg 
seien diese Riickmeldimgeii teilweise wenig koiistr’uktiv. 
Dies ist vor dem Hüitergiimd, dass die Behörde auf die 
Veröffentlichung von Mindestaiifordei’ungen oder Bei- 
spiel- Sicherheitsinanagemeiitsystenien als Oi’ientienmgs- 
hilfe verzichtet hat, umso kritischer zu beiuteilen. 

359. Die große Zahl an fehlenden Genelmiigimgen ist 
nach Auffassrmg des Eisenbalm-Bmidesamtes allein auf 
ein zu spätes imd behäbiges Reagieren der Eiseiibalmuri- 
temelmien auf die geänderte Gesetzeslage zurückzufüh- 
ren. Diese Erklänuig erscheint der Monopolkommission 
aufgnmd dessen, dass amiähemd alle - auch sehr große 
imd professionell gefühlte - Untemehmen Probleme bei 
der Erfiilhmg der Arifordenmgeii des Eisenbahn-Bundes- 
amtes hatten, als alleinige Begründimg nicht vollends 
übei’zeugend.^1^ Auch wäre es unter diesem Umstand der 
falschen Einschätzung der Situation durch amiähemd alle 
Eisenbahnuntemehmen angebracht gewesen, fnilizeitig 
imd deutlich auf die geänderte Lage mid deren Folgen 
hinzuweiseii. Dies erscheint angesichts der dargestellten 
Entwickhuig nicht nachhaltig geschehen. Nach Auffas- 
siuig der Monopolkommission wäre es Aufgabe des 
Eisenbahn-Bundesamtes gewesen, die Risiken der 


3 Nach Angaben von Maridteünehmem sind die geschaffenen Anfbr- 
deningen auch für große Eisenbahnuntemehmen trotz eiheblichen 
Aufwands nicht im ersten Anlauf erfüllbar. Für klemere Eisenhahn- 
verkehrsuntemehmen sei der erforderliche Aufwand finanziell über- 
haupt nicht darsteUbar. 
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Geschäftsplanimg, denen sich die Eisenbahnverkehisun- 
tenielmieii durch fehlende Sicherheitsbeschemigimgen 
Ende des Jalires 2010 ausgesetzt sahen, fiiihzeitig anziier- 
kennen mid zu adiessieren. 

360. Durch die Übelgangsregelungen hat sich die akute 
Lage ZW31 Qtwns entspannt, die Situation bleibt aber un- 
befriedigend. So weisen die beiden Übergangsregelungen 
nicht zu imterschätzende Mängel au£ Die Regelungen 
köimen nui’ genutzt werden, wenn keine Eisenbahnver- 
kelnsleistungen iin Ausland erbracht werden, da die 
Beanüagiuig bzw. Weiterftilinuig ausländischer Sicher- 
heitsbescheinigmigen das Vorliegen einer deutschen Si- 
cherheitsbescheinigimg hn Zusaininenhang niit einem ge- 
pmften Sicherheitsinanagementsystem erfordeit. Dies 
stellt insbesondere fiii- Scliienengüteiwerkehisuntenieh- 
nieiL die viele grenzüberschieitende Leistungen erbrin- 
gen, ein Problem dar. Bei dei’ Abwickliuig internationaler 
Verkelue shid die Eisenbalmiuiteinehnien dementspre- 
chend auf Kooperationen mit ausländischen Unterneh- 
men angewiesen. Wie bereits hn Abschnitt 4.2 eiiäuteit, 
sind grenzüberschieitende Kooperationen für die Wettbe- 
werbsentwicklung kritisch zu sehen und dementspre- 
chend das Vorgehen einer Bundesbehörde, das solche Ko- 
operationen nötig macht. 

Darüber hhiaiis setzt die Nutziuig der Übergangsregelun- 
gen das Vorliegen emer alten Sicheiheitsbeschehiigimg 
voraus. Dies hat zur Folge, dass Marktneulinge diese Re- 
gelungen nicht nutzen können und so Marktemtiitte stark 
erschwert, wenn nicht sogar umnöglich gemacht w^erden. 

361 . Zwar wmden durch das Eisenbahn-Biuidesamt Be- 
ratimgsgespräche mit einzehien Anhagstellem zm Erstel- 
hmg eures Sicherheitsmanagementsystems passend für 
die jeweilige Untemehmenssti'uktiu geftihrt und öffentli- 
che hiformationsveranstaltimgen organisiert. Weitere An- 
strengrmgen zm nachhaltigen Verbesseinng der Situation 
wnuden druch das Eisenbahn-Biuidesamt jedoch nicht un- 
ternonunen. Das Eisenbahn-Brmdesamt hat es unterlas- 
sen, ehr Muster-Sicherheitsmanagementsystem vorzuge- 
ben rmd stattdessen nur einen relativ knapp gehaltenen 
Leitfaden ziu Eiteihmg von Sicherheitsbescheinigungen 
veröffenthcht. So wmde nach Auffassrmg der Monopol- 
koriuiiission die zugnmde hegende Problematik nicht 
nachhaltig gelöst. 

362. Die Monopolkommission hält es aufgnuid der 
komplexen Rechtslage rmd der kiuzfristigen Umstelhmg 
des Sicherheitssystems für erforderlich, proaktiv ein Bei- 
spiel-Sicherheitsmanagementsystem vorzugeben. Das Ei- 
senbahn-Brmdesamt hat nach eigenen Angaben aufgiimd 
der starken Heterogenität der aktiven Eisenbalmunteineh- 
men auf ein Muster verzichtet. Die Monopolkommission 
erkennt an, dass es aus diesem Grund nicht möghch ist, 
ein einlieitliches Muster- Sicherheitsmanagementsystem 
vorzugeben, das für jedes Unteniehmen als Leitfaden ge- 
eignet ist. Demioch wäre es angezeigt, zumindest für 
einige beispielhaft gestaltete, typisierte Eisenbahnver- 
kelirsrmtemelmien ausführlich kommentierte Beispiel- 
Sicherheitsmanagementsysteme vorzugeben. Dazu 
müsste deuthch gemacht w^erden, dass diese nicht als 
Muster für jedes Unternehmen dienen kömien. Je nach 


Unteniehmen wären einzelne Rmkte oder Anfordenmgen 
nicht relevant, andere kömiten gegebenenfalls ergänzt 
werden. Dadurch körmten demioch Mhidestanfordemn- 
gen klai’gestellt werden, die als Oiientieiimgshilfe bei der 
ErsteUimg der Sicherheitsmanagementsysteme dienen 
köimen. Als Vorbild kami in diesem Zusammerdiang das 
Schweizer Bundesamt für Veikelu (BAV) dienen.^i® Um 
den Unternehmen die Einfülmmg eines Sicherheitsma- 
nagementsystems zu erleichtem, hat das Schw^eizer Amt 
einen Leitfaden herausgegeben, der sich in Qualität luid 
Umfang deuthch von den sein knapp gehaltenen Vorga- 
ben des deutschen Eisenbalm-Bimdesamtes imterschei- 
det.^1^ Nach Auffassrmg der Monopolkommission hätte 
die Vorgabe eines Beispiel-Sicherheitsmanagementsys- 
tems die Situation auch im Hinblick auf die Beratimgs- 
gespräche mit Antragstellern und die notwendigen 
Rückmeldungen entspamit. Um Eisenbahnverkehisuriter- 
nehmen in Zukunft die Teilnahme am öffentlichen Eisen- 
balurbetrieb nicht mmötig zu erschweren, ist ein derarti- 
ger Leitfaden als Orientienmg unerlässhch. 

Zusätzlich sollte nach Auffassimg der Monopolkommis- 
sion ein elektronisches Koimnrmikationssystem zur Un- 
terstützruig und Dokumentation der Genelimigungsver- 
fahien implementiert werden, hi diesem System sollte 
Jedes Eiseribahnverkehrsrmteinelmien jederzeit ausfüluh- 
che rmd exphzite hiformationen zum Stand des jew^eih- 
geri Verfahrens abiufen körmen. Auch die Kornmrmika- 
tion zwischen Eisenbahnverkehrsiuiteinelimeri rmd 
Eisenbahn-Bundesamt sollte irmerhalb dieses Systems 
stattfiriden. Dies erleichtert konstruktive Rückmeldiuigeri. 


31S11I1 Zuge der EU-weiten EmführuDg eines Sicherheitsmaimgenieat- 
systems im Rahm en der europäischen Richtlinie 2004/49/EG als Zn- 
gangsvoraussetzung müssen auch Eisehbahnveikehrsuntemehmen m 
der Schweiz, die emen Netzzugang beantragen, durch den Nachweis 
eines Sicherheitsmanagementsystems darlegen, dass ein sicherer und 
zuverlässiger Betrieb gewährleistet werden kann (Artikel 9 Absatz 2 
ht. a Eisenbahngesetz (EBG) und Artikel 4 Absatz 1 Netzzugangs- 
verordnung (NZV)). Durch diese Anpassungen an die europäische 
Rechtslage w^ird die Schweiz damit den Anforderungen des bilatera- 
len Landesverkehrsabkommens gerecht, das unter anderem auch den 
gegenseitigen Zugang zum Schienennetz zur Beförderung von Gü- 
tern und für den Personenfemverkehr regelt. 

Neben detailherten Ausführungen der Anforderung^ an ein Sicher- 
heitsmanagementsystem werden im Leitfeden des Schweizer Bun- 
desamtes fiir Verkehr Fragestellungen aufgeführt, die ein integriertes 
Sicherheitsmanagementsystem beantworten sollte. Das Amt gibt au- 
ßerdem explizite Hinweise, wie die zu erfüllenden Anforderungen in 
em bestehendes Managementsystem integriert w^erden können. Hier- 
bei erfolgt im Gegensatz zum Leitfeden des Eisenbahn-Bundesamtes 
beispielsweise nicht nur ein Hinweis auf das Bestehen einer ISO- 
Norm zur Einführung von Managementsystemen, sondern ein direk- 
ter Verweis auf die einzelnen relevanten Unterpunkte der vorgege- 
benen Normen. Im Gegensatz zu den vom Schweizer Bundesamt 
veröffentbchten Inföimationsroateriaben erscheinen der Monopol- 
kommission die des Eisenbahn-Bundesamtes allgemein sehr rudi- 
mentär. In Letzteren wird nicht genau ersichtbch, w^e ein Sicber- 
heitsmanagementsystem gestaltet werden kann und auf welche 
Punkte besonderes Augenmerk gelegt werden soUte. Das Eisenbahn- 
Bundesamt verweist vielmehr auf die von der Europäischen Eisen- 
bahnagentur veröffentbchten Bewertungskriterien, die bei der Über- 
prüfung der Sicherheitsmanagementsysteme Anwendung finden 
soben. Zwar hat das Eisenbahn-Bundesamt Infbrmationsveranstal- 
tungen für interessierte Unternehmen durchgeführt, aUerdmgs wer- 
den auch hier im Kern keine Aussagen über die genaue Gestaltung 
eines Sicherheitsmanagementsystems getroffen. 
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Dazu sollten gegebenenfalls auch die Einieichiuig imd 
insbesoiideie die Nachbessenmg der Unterlagen inner- 
halb des Systems niögüch sein. Ein solches System 
vtiiide die Transpaienz und Effektivität der Zusammenar- 
beit erhöhen. 

363. Neben den dargelegten Problemen bei der Eitei- 
hing von Skherheitsbescheinigungen für die Teihiahme 
am Eisenbalmbetrieb wurde in der Vergangenheit auch 
öffentlich das Vorgehen des Eisenbahn-Bundesamtes bei 
der Zulassmig von Schienenfahrzeugen bemängelt. Dabei 
waude insbesondere die Dauer der Zulassirngsverfahien 
kritisiert. So fmdet bei der Neuentwicklung von Fahrzeu- 
gen zw^ar eine prozessbegleitende Zulassung statt, aller- 
dings kam es nicht selten vor, dass hmerhalb dieses 
Zulassmigsprozesses die technischen Anfordenmgen ver- 
ändert Wauden. Diese verändeiten Anforderungen fanden 
auch auf bereits im Zulassungsprozess luid gegebenen- 
falls hl ehier späten Entwicklungsphase oder sogar hi Fer- 
tigimg befindliche Schienenfaluzeuge Anw^endung, so- 
dass der Zulassungsprozess zuitickgew^orfen und die 
hibehiebnalime stark verzögert winde. Das daraus resul- 
tierende Pioblem der fehlenden Plammgssicherheit 
betiifft nicht nur Güter-, sondern ebenso Personenver- 
kelirsiuitemelmien. So wurden fth Hersteller luid Eisen- 
balmverkelnsimtemelmien imnötige mid hohe Zusatzbe- 
lastimgen und Imageschäden venirsacht, w^odurch deren 
Wettbew^erbsfahigkeit litt. 

Auch im Zusammenliang mit der Modeinisienuig von ge- 
brauchten Falu’zeugen traten Schwierigkeiten auf. Ehie 
Fahrzeugzulassiuig ist praktisch luibegrenzt gültig, so- 
lange kerne Veränderimg am Fahrzeug vorgenommen 
whd. Erst dann muss diese Verändenmg neu gepiiift luid 
das Schienenfalirzeug neu zugelassen w^erden. Da eme 
neue Zulassung Zeit und Geld kostet, w^ird teilweise auf 
die Modeniisieiung alter Faluzeuge verzichtet. So wer- 
den auch sicherheitsrelevante Modernisienuigen auf- 
gnuid dieser Praxis der Sicherheitsbehörde unterlassen. 

364. Das Eisenbahn-Bimdesamt hat diese Probleme im 
Zulassmigsprozess der Schienenfahizeuge erkamit imd in 
Zusammenarbeit mit am Eisenbahimiarkt beteiligten Or- 
ganisationen Lösungsansätze fiii- die identifizierten Pro- 
zessprobleme erarbeitet. Diese behihalten imter anderem 
die Festsclueibimg der technischen Anfordenuigen zum 
Zeitpunkt der Antragstelhmg, die Eirifiihiimg einer Platt- 
form- bzw^ Typenzulassimg imd die generelle Optimie- 
rimg von Prozessen.^^o Die Monopolkommission begrüßt 
dieses Vorgehen ausdilicklich und ermutigt das Eisen- 
balm-Bimdesamt, die ermittelten Ansätze schnellstmög- 
lich umzusetzen. 

365. Problematisch erscheinen der Monopolkonmiis- 
sion allgemein die Aireize, denen sich die Mitarbeiter 
des Eisenbahn-Bundesamtes ausgesetzt sehen.^^^ Da das 


Vgl. dazu auch Bimdesmimsterumi für Verkehr, Bau imd Stadtent- 
wicklung (Hrsg ), Haudhuch Eiseubahnfahizeuge, Leitfaden für Her- 
stellung und Zulassung, Berlin 2011. 

321 Einen Überblick über Anreize im öffentlichen Sektor hefert Dixit, 
A., Incentives and Organizations in the Pubhc Sector: An Interpreta- 
tive Review; The Journal of Human Resources 37(4), 2002, 
S. 696-727. Daneben bietet Wilson, J., Bureaucracy, New York 
1989, Einbhckem das Verhalten von Behörden. 


Eisenbahn-Bimdesamt nicht im Wettbewerb steht, haben 
die Eisenbahn verkehisunteiiiehmen keine Mögliclikeit, 
Zulassungen an anderer Stelle zu beantragen. Für die Mit- 
arbeiter des Bimdesamtes bestehen Aiueize fiii' kunden- 
orientieites Handehi daher haiiptsächhch aufgnmd intrin- 
sischer Motivation. Deshalb kömien sie kaum Interesse 
dai an haben, möglichst viele Scliieneiifahrzeuge zuzulas- 
sen und Eisenbahnimtemelmien die Teihiahme am Eisen- 
balmbetiieb in Deutschland zu gew^ähren. So fehlen einer- 
seits Aiueize, einen mögliclist aktiven Wettbew^erb auf 
den Eisenbahnverkehrsmäikten zu gew^ährleisten. Auf der 
anderen Seite besteht etwn bei einer übereilten Genehmi- 
gung einer nicht sicheren Technik die Gefahi' zivil-, straf- 
imd disziphnanechthcher Hafhmg. Der daigestellte Ai- 
reizmechamsmiis bhgt eine Tendenz zu überhöhten Si- 
cherheitsanfordenmgen seitens der Mitarbeiter des Eiseii- 
balui-Bundesamtes. 

366. Eine Möglichkeit zur Dynamisienmg der Sicher- 
heitspiüfimgen unter Aufiechteihaltmig der Sicherheits- 
standards liegt in der Übeitragimg von einzelnen Aufga- 
ben des Eisenbalui-Bmidesamtes an privatw^irtschaftliche 
Organisationen. Staatlich kontrollieite imd akkreditierte 
technische Pitiforganisationen könnten in gewissem Um- 
fang hoheitliche Aufgaben übeitiagen bekommen, wie 
dies in anderen Bereichen beispielsweise durch techni- 
sche Übemachungsvereine bereits seit Jahizelmten er- 
folgieich geschehen ist.^^^ Diese Piüforgaiüsationen 
könnten auf einigen Abeitsgebieten eigenständig am 
Markt agieren imd imtereinander im Wettbewerb stehen. 
Dadurch wären die Überwachimgsstellen an einem fimk- 
tionierenden Wettbewerb der Eisenbahnverkehisimter- 
nelmien interessiert. Nach Auffassung der Monopolkom- 
mission kami dieses kundenorientierte Abeiten wie in 
anderen Bereichen so ausgestaltet w^erdeii, dass die Si- 
cherheit des Betriebs nicht danmter leidet. Diuch die Be- 
gutachtimg von Sicherheitsmanagementsystemen werden 
von der Zeilifizienmgsstelle zunehmend beratende Tätig- 
keiten verlangt, die nicht den originären hoheitlichen 
Aufgaben einer Behörde entsprechen imd daher auch 
nicht zwnigend diucli eine solche erbracht w^erden soll- 
ten. Insbesondere bei der Piüfimg von neuen oder weiter- 
entwickelten Sicherheitsmanagementsystemen bietet die 
Zeitifizieiimg im Zuge von Audits diuch einen auch ser- 
viceorientierten Auditor viele Vorteile und ist in anderen 
Bereichen daher üblich. Dabei stellt ein Auditor oder Piü- 
fer sowohl positive Apekte als auch Verbessenmgs- 
potenziale imd Abweichungen heraus. Die Nichteiteihmg 
des entsprechenden Zeififikats erfolgt niu bei deutlich zu 
benemienden Abweichimgen, wälirend die Darstelhmg 
der Verbessenmgspoteiiziale eher empfelüenden Charak- 
ter hat. Die Durclifülinmg von Audit-älmlichen Prüfun- 
gen ist im vorliegenden Fall diuch die Bimdesbehörde al- 
lerdings nicht möghch. Jedoch könnten derartige 


322 jsjeben aer IJiircliführung der regelmäßigen Hai:^ümtersucliung von 
Kraftfahrzeugen durch Prüfing^eure eines technischen Überwa- 
chungsvereins und anderer Unternehmen ist eine solche auch bezüg- 
hch der ebenfaUs staih sicherheitsrelevanten Aufgabenübertragung 
an Fleischbeschauer, Bezirksschomsteinfeger und Sicherheitsunter- 
nehmen an Flughäfen geschehen. 
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PiUfimgen duich staatlich konUollieite imd akkreditierte 
technische Piliforgaiiisationeii erfolgen. 

Diese Bildung von piivatw^irtschafthchen eisenbahntech- 
nischen Übemachungsstehen bzw^ Pntforgaiiisationen 
böte zudem die Mögliclikeit, die bestehenden Schmerig- 
keiten bei der Rekiiitienuig gut ausgebildeter Fachleute 
für die anspmchsvollen Aufgaben der Eisenbahnaufsicht 
anzugehen. Das Eisenbahn-Bundesamt, das 1994 aus dem 
Sonden^eiinögen des Bundes heivorgegangen ist, besitzt 
mittlemeile eine überalterte Mitarbeiterstinktiu- und be- 
nötigt daher in naher Zukunft zaliJreiche neue, qualifi- 
zierte Mitarbeiter. Allerdings tut sich das Amt im Wettbe- 
werb tun Ai’beitskiäfte schwer, da sich private 
Untemehmen ftii' junge Aibeitnehmer als attraktivere Al- 
temative daistellen. Dies gilt insbesondere auch füi' die 
auf privatwditschaftlicher Basis agierenden techitischen 
Übemachungsvereine. Diuch die Übeitiagmig von Auf- 
gaben auf privatw^irtschaftliche Untemehmen kömiten 
diese auf dem Aibeitsmarkt vennutlich erfolgieicher 
agieren als das Eisenbahn-Bimdesaint, sodass die qualifi- 
ziertesten Ai’beitnelimer die entsprechenden Aufgaben 
übenielimen könnten. 

367. Konkret sind verschiedene Varianten der Übeitra- 
gung der Aufgaben des Eisenbahn-Bundesamtes an pri- 
vatw^irtschafthche eisenbahnteclinische Überwachtmgs- 
stehen möglich. Eine relativ weitieichende Übeitiagiuig 
v^üiide bedeuten, dass das Untemehmen Priifimgen mid 
unmittelbar auch die Zeitifizienmg ftu das Eisenbalmun- 
temelmien durcliftihit, mit welcher die Eisenbahngesell- 
schaft daim am öft'entlichen Eisenbahnbetrieb teünehmen 
kaim.323 Eisenbalm-Bimdesanit nähme in diesem Fall 
keine eigenständige Übeipiiiftuig vor. Eine weniger imi- 
fangr eiche Übertragimg von Kompetenzen könnte bedeu- 
ten, dass die Pilifstelle zwar selbständig Piiifimgen hzw. 
Audits dui’chfülut, letztlich aber das Eisenbahn-Btmdes- 
amt auf Basis der Unteiiagen des Prüfers über die Aus- 
stellung der Sicherheitsbescheinigung entscheidet. 

Rechtlich kömiten Aufgaben des Eisenbahn-Bundesam- 
tes, wie die Piiifiing der Anüäge auf Ausstelhmg der Si- 
cherheitsbescheinigiuigen imd die Ausstellung der Be- 
scheinigimgen, in Eoim der ,3eleihung“ auf eine 
natüi’hche oder juristische Person des Piivatrechts über- 
tragen werden. Die Beliehenen werden dabei mit der ho- 
heitlichen Walimelimung von Verwaltimgsaufgaben 
diuch Gesetz beauftragt imd ermächtigt luid sind dadurch 
befugt, Staatsaufgaben in den Handhmgsfoimen des öf- 
fentlichen Rechts selbstständig durchzuftihren.^^^ Eine 


Diese KonstelUtion wäre vergleichbar mit der Haii^mmtersuchirng 
für Kraftfehizeuge durch die technischen Überwachungsvereine. Ein 
technischer Überwachungsverein ist ehenfeUs Behehener des Staa- 
tes, fuhrt die in § 29 StVZO vorgesehene Hauptuntersuchung selbst- 
ständig durch und erteilt die erforderiiche Prü^lakette. 

324 Ygl. Ibler m: Maunz, T./Durig, Q (Begr.) Grundgesetz,Konimentar, 
61. Ergänzungsheferung, Januar 2011, Artikel 86 Rn 75. Die gesetz- 
liche Grundlage für eine solche Beleihung findet sich in Artikel 86 GG 
Zwar wird die Beleihung in Artikel 86 GG nicht explizit erwähnt, je- 
doch ist Artikel 86 GG nicht abschheßend. Als eine Art natürhche 
oder juristische Person des öffenthchen Rechts lässt sich der Behehe- 
ne unter den Tatbestand des Artikel 86 GG der mittelbaren Bundes- 
verwaltung fassen. 


genaue Ausgestaltung der Beleihrmg von privatwmt- 
schaftlichen Untemehmen bei der Eiteüimg von Sicher- 
heitsbeschemigungen wäre durch den Gesetzgeber in § 7a 
Absatz 6 AEG entsprechend zu ergänzen. Eine derartige 
Beleihiuig stünde auch im Einklang mit europäischem 
Recht, insbesondere mit Artikel 10 Absatz 3, 4 RL 2004/ 
49/EG hzw. Artikel 3 Absatz 1 VO 1158/2010, wonach 
die nationalen Sicherheitsbehörden füi die Prüfung der 
Aiträge auf Ausstelhmg der Sicheiheitsbescheinigungen 
tmd das Ausstellen der Beschehtigungen verantwortlich 
sind. Dabei verbietet Atikel 16 Absatz 3 RL 2004/49/EG 
ausdrücklich lediglich, die in Absatz 2 genamiten Aufga- 
ben der Sicherheitsbehörde auf Fahiw^egbetieiber, Eisen- 
balmuntemehmen oder BeschaftungssteUen zu übeitra- 
gen. Damit steht diese Regelung einer Übeitragung von 
Aufgaben an Diitte nicht entgegen.^^^ 

368. Vor dem dargestellten Hintergiimd fordert die Mo- 
nopolkommission die Bundesregienmg auf, die Übertra- 
gmig von Aufgaben des Eisenbahn-Bundesamtes auf pri- 
vat^irtschaftbche Überw^achungsstellen zu pnifeii. 

6 Handlungsempfehlungen 

369. Die Monopolkommission hat die Wettbewerbsent- 
wickhuig des Eisenbahnmaiktes im vorliegenden Sonder- 
gutachten intensiv analysiert tmd bestehende Wettbe- 
werbshindeinisse dargestellt. Gnuidsätzhch sieht die 
Monopolkommission die Wettbewerbsintensität und die 
bestehenden Rahmenbedingimgen im Eisenbahnverkehr 
weiterhin als nicht zufdedenstellend an. Auf Gimidlage 
der durchgeftihiten Analyse T^wden zentrale Handlimgs- 
empfehlmigen ersteht. Zur Sicherstehimg eines whksa- 
men imd imverfölschten Wettbewerbs auf der Schiene 
sieht die Monopolkommission Entscheidungstiäger unter 
Zugzwmg. 

370. Die Monopolkonmussion hat festgesteht, dass 
zalilreiche wesenthche Wettbewerbsprobleme immittel- 
bar auf die Aueize und Möglichkeiten des integrierten 
Eisenbahninftasmiktur- tmd -veikehisimtemehmens 
Deutsche Bahn AG zurückzufübren sind, Wettbewerber 
auf den nachgelagerten Verkelnsmärkten zu benachteih- 
gen. Die Ergebnisse des vorliegenden Gutachtens zeigen, 
dass für den integrierten DB-Konzem neben Aneizen zm 


325 Weiter ist zu konstatieren, dass es nicht die Intention der Europäi- 
schen Union war, durch den Erlass der Richtlinie 2(K)4/49/EG \md 
der Verordnung (^U) Nr. 1158/2010 einen möghchen Wettbeweih 
von privatwirtschaftlichen Prüfstellen zu behmdem. In erster Linie 
beabsichtigte die Europäische Union, einen gemeinsamen Rahmen 
für die Regelung der Eisenbahnsicheiheit zu schaffen (RL 2004/49/ 
EQ Erwägungsgmd 1). Damit die Eisenhahnsicherheit unabhängig 
von Diskrmünieiungsmöghchkeiten des Incumbent hestmöghch ge- 
währleistet werden konnte, gab die Europäische Union jedem Mit- 
ghedstaat vor, eme Sicherheitsbehörde emzurichten. Nach dem Wort- 
laut der Richtlinie 2004/49/EG und der Verordnung (EU) Nr. 1158/ 
2010 des Unionsrechts sind die nationalen Sicherheitsbehörden für 
die Prüfung der Anträge auf Ausstellung der Sicherheitsbescheini- 
gungen und das Ausstellen der Bescheinigungen verantworthch. 
Grundsätzhch ist daher das Eisenbahn-Bundesamt als nationale Si- 
cherheitsbehörde für die Aufgaben verantworthch. Dies verwehrt 
dem Eisenbahn-Bundesamt bzw. dem deutschen Gesetzgeber jedoch 
nicht, auch wesenthche Teile dieser Aufgabe auf privatwirtschaflhch 
organisierte Dritte als Behehene zu übertragen. 
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Diskriininienmg iiii gegenwärtigen Regiiüeningsialinien 
auch zaliheiche Möglichkeiten bestehen, Eisenbahnver- 
kelirsmitemelmieii zu benachteiligen. Auch unter jegli- 
cher Neufassiuig der Reguheinng verbleiben erhebliche 
Spiehäimie ziu Diskiiininiening. Die bestmöghche Lö- 
siuig dieser Pioblematik besteht in einer voUständigen 
Tremnmg von Infiasmiktui’ und Transport. Die Abwä- 
gimg von potenziellen negativen Auswiikungen gegen- 
über dem wettbewerbsinduzieiten Effizienzgewiim einer 
solchen Trennung zeigt nach Auffassimg der Monopol- 
konmiission deutlich, dass der gesambA^irtschaftliche 
Nutzen einer Trennung von Netz luid Transport gegen- 
über deren Kosten überwüegt. Die Monopolkominission 
spricht sich vor diesem Hüitergmnd erneut fiir ehie voll- 
ständige institutioneile Trennung von hifrastniktur- luid 
Transportsparte dmch die eigentumsrechtliche Privatisie- 
nmg der Transport geseUschaften der Deutschen Bahn AG 
aus. 

371. Die Monopolkommission fordert eine schnehst- 
inöghche eiuopaweite Marktöffiiung aller Schienenver- 
kelne und sieht in der bestehenden Situation keinen hin- 
reichenden Grund für einen Wettbewerbsschutz der 
Deutschen Bahn AG, der letztlich den Verbrauchern scha- 
det. Im Gegenteil profitiert die nationale Volkswiitschaft 
auch unter den bestehenden Rahnienbedingiuigen von der 
weiteren Liber alisiemng des deutschen Balmmaiktes. 

372. Eine aktive Wettbewerbs entwicklmig iin Eisen- 
balmsektor setzt eine effiziente Marktordinmg voraus. 
Die gegenwärtigen Ralmienbedingimgen weisen jedoch 
zaliheiche Schwachstellen auf. Die Monopolkominission 
zeigt entscheidenden Handlungsbedarf zur Verbessenmg 
der Ralimenbedhigungen in verschiedenen Bereichen auf, 
die der Schaffimg eines wiiksamen und tmverfalschten 
Wettbewerbs luid eines attiaktiven Veikehrsangebots auf 
der Schiene dienen. 

Entgeltregulierung 

373. Das bestehende System der Reguliemng der hifra- 
stmktuientgelte bedarf gmndsätzlicher Verändeiiuigen: 

- Aus volkswiilschaftlicher Perspektive ist die Einfüh- 
lung emer Amem egulienuig in Verbindiuig mit ver- 
schiedenen Leistimgskörben erforderlich. Die beste- 
hende Leistimgs- rmd Ehianzienuigsvereinbanmg ist 
nicht geeignet, die Qualität der Infrastniktur sicherzu- 
stehen mid Aineize zur Effizienzsteigeiung zu schaf- 
fen. Die Leisturigs- rmd Ehianzienuigsvereinbanmg 
rmd eine Arneizieguheiung ergänzen sich sinnvoll. 

- Die Eiu’opäische Kominission sollte den bestehenden 
Eiirt^uif zur Neufassmig des ersten Eisenbahnpakets 
hl der Weise verändern, dass ehie Anreizregulienmg 
zv^üigend vorgegeben wird ruid zusätzlich die Mög- 
hclikeit eröfäiet wird, diese druch vertragliche Verein- 
banmgen zu ergänzen. 

- Der Gesetzgeber sohte auch bei Einfiihnmg ehier An- 
reizreguheiung die gesetzlichen Vorgaben zru Stniktri- 
lieiung der Entgelte überarbeiten und ehifache Regehi 
arifstehen, die der Bimdesnetzagentur die Übeiprü- 
fimg der Entgeltsysteme erleichtern und so Diskihni- 


nienmgspotenzial einscliränken. Dazu müssen Ent- 
geltkomponenten auf klaren ruid transparenten 
Kiiterien beiuhen. 

- Vorgaben für leistimgsabhängige Bestandteile der Ent- 
gelte fiu hih’astmktuiieistungen sollten gesetzlich so 
gestaltet sein, dass dadiuch wüksame Aineize zur Ver- 
ringemng von Störungen luid zur Erhöhimg der Leis- 
tungsfähigkeit des Scliieneimetzes gesetzt w^erden. 
Dazu sollten umfangreiche rmd detaihierte Verspä- 
tungskategorien und Grundsätze für leistimgsabhän- 
gige Entgelte vorgegeben werden. 

- Zur Besthnimmg einer arigernesserien Höhe der hifra- 
süuktiu entgelte im Rahmen der Regulienuig sollte die 
Bundesnetzagentur die Eigenkapitalkosten auf Gnuid- 
lage des Capital Asset Pricing Model ermittehi. Dies 
sollte auch fiu die Infrastniktunuiternelnnen des Bim- 
des der Pall sehr rmd dementsprechend sohte für die 
Besthiunrmg der Eigenkapitalkos teri nicht zwischen 
brurdeseigenen rmd nichtbrmdeseigenen Untemehineri 
unterschieden w^erden. 

- Der Gesetzgeber sohte iin Rahmen der Entgeltreguhe- 
lung eine zulässige Gesamtitapitahendite auf Basis 
von kalkulatorischer Eigenkapitalrendite, kalkulatori- 
schen Fremdkapitalkosten rmd einer nonnierten Kapi- 
talstiuktru vorgeben. 

374. Im Bereich der Versoigrmg der Eisenbahnver- 

kelusrmtemelmien mit Bahnstrom sollte die Regulienmg 

den Spezifika dieses Sektors angepasst werden; 

- Die Vorschrift des § 12 StroniNZV sollte tun eine Vor- 
gabe fiu Bahnsüonmetzbetreiber ergänzt werden, nach 
der fiu Eisenbalmverkehrsrmteniehmen spezielle 
Bahn-Lastprofile zur Anwendung kommen. Diese 
smd fiu jeden Verkehr nach Fahiplan rmd für Gelegen- 
heitsverkehie zu berechnen rmd sollen krunuliert dem 
typischen Tageslastgang im Bahirstionmetz entspre- 
chen. 

- Bahn-Lastprofile sollten difierenziert nach Zug- rmd 
Süeckentyp um eine typische Bremsstiommenge be- 
reinigt w^erden. Auf der Fahrt erzeugter Bremsstiom 
wüd somit direkt mit dem Verbrauch nach einer be- 
stimmten Quote veneclmet. Die Veneclmiurgsquote 
sollte vom NetzbeUeiber festgelegt rmd von der Bim- 
desnetzagentru geprüft werden rmd muss der erwarte- 
teir Veimeidrurgsarbeit in Kilowattstunden entspre- 
chen. 

- Der Preis für’ Ausgleichsenergie im Bahirstromnetz 
sollte nach deir Vorgabeir des § 8 StromNZV syimne- 
tiisch festgelegt rmd voir der Bimdesnetzageirtru ge- 
prüft werdeir. § 12 StromNZV sollte zudem run eirre 
Regehmg fiu die kontinuierliche Abrechrrrmg von 
Mehl- rmd Mindermengen ergänzt werden. 

- Das Balmstrornfeinleitungsnetz sohte eindeutig rmd 
vohrunfönglich einer regulatorischen Kontrohe von 
Zugang rmd Entgelten druch das Eneigiewiitschafts- 
gesetz aus gesetzt w^erderi. D azu sollte der Zusatz „ein- 
schließlich der Bahnsti’omfenileitungen“ aus dei’ Le- 
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galdefuiition von Eisenbalininfi’astmktiuiinteinehnien 
in § 2 Absatz 3 AEG gestiiclien werden. 

ZugangsbedinguugeD für Schieneninfia Struktur uud 
Seivic eeiuiic lituugeu 

375, Die Regulieiiing der Pflichten der Eisenbahninfra- 
smiktuiiinteniehinen bei dei’ Zugangsgewähinng ist unzu- 
reichend und bedarf gesetzlicher Verändenuigen: 

- EisenbaluiinfiastiiLktiu'uiiternehnien sollten diuch den 
Gesetzgeber verpflichtet werden, den Zugangsberech- 
tigten Bildfalirpläne hzw. Zeit-Wege-Diagrainine der 
Trassenbeleguiig in anonyniisieiter Fomi zugänglich 
zu machen, sodass freie Kapazitäten j ederzeit identifi- 
zieit werden kömien. Zusätzhch sollte der Gesetzge- 
ber den Infiastiiiktiubetreibeni konkrete Pflichten zur 
Transpaienz bezüglich der Art und Beschaffenheit der 
Trassen auferlegen. 

- hl den Regehmgen über die Möglichkeit, Rahmenver- 
häge abzuschließen, sollte duich den Gesetzgeber in 
§ 13 Absatz 7 EIBV eme Vorlaufzeit bis ziun Be- 
hiebsbeginn von mindestens zwqi Jahien vorgesehen 
werden. Zudem sollte der Abschluss von Ralmienver- 
hägen miabhängig von festen Rahinenvertiagsperio- 
den möglich sein. Die WiL’ksainkeit von Ralmienver- 
trägen sollte im Verfahien der Trassenvergabe gestärkt 
werden luid gleichzeitig der Abschluss von Rahmen- 
verträgen gnmdsätzlich bei der Bmidesnetzagentui’ ge- 
nehmigiuigspfhchtig werden. Voraussetziuig füi' die 
Genelmiigung zum Abschluss eines Rahmenveiti’ags 
sollte ein Nachweis über zu tätigende spezifische In- 
vestitionen sein. Zusätzlich sollten die Stoinienmgs- 
entgelte der Regulienmg unterliegen. 

376. Die Zugangsregulienmg frii’ Serviceeinrichtungen 
erfordert gnuidlegende gesetzliche Anpassungen: 

- Der gnuidlegende Gedanke des europäischen Rechts, 
der Markt- luid Wettbewerbsbezug als Bewertimgs- 
maßstab, sollte auf nationales Recht übertiagen wer- 
den, indem Seiviceeimichtimgen nur daim einer 
Zugangsregulienuig unterliegen, wemi keine markt- 
konformen Alternativen bestehen. 

- Die Regehmgen fiir die Nutzung von Serviceeinrich- 
tiuigen sollten gesetzlich denen von Schienenwegen 
angepasst werden, indem der vorgeschiiebene Mhi- 
destinlialt der hifonnationen in § 10 Absatz 1 EIBV 
entsprechend dem Paket von Mindestangaben für 
Scliienenwege nach § 4 Absatz 2 in Verbindiuig mit 
Ailage 2 EIBV emeiteit whd. 

- hu Vorfeld der Stilllegung einer Semceeüuichtiuig 
sollte em Ausschreibimgs- bzw. Interessenbekun- 
diuigsverfahien diirchzufüliren sein. 

- Der Rangiei’betrieb auf den entsprechenden Zugbil- 
diuigsanlagen sollte gesetzhch m die Verantw^oitiuig 
des hifiashiiktiubetreibers gestellt luid der Zugangsre- 
guhenmg imtemorfen werden. Freie Kapazitäten der 
Zugbildungsanlagen sollten über eine elekUonisch ba- 
sierte Restkapazitätsbörse alloziert werden. 


Verfahrensabläiife des Eisenbahn-Bundesamtes 

377. Bestehende Verfaluensabläufe des Eisenbahn-Bun- 
desamtes stellen zenbale Hindernisse bei der DmchMi- 
nmg effizienter Verkehre dar und bedürfen Verbesseinn- 
gen: 

- Das Eisenbahn-Bimdesamt sollte den Eisenbahnver- 
kehi’srmteniehmen ausfüluhch kommentieite Beispiel- 
Sicherheitsmanagementsysteme vorgeben. Dadurch 
sollten Mmdestanfordenmgen klargestellt werden, die 
als Oiientienmgshilfe bei der ErsteUimg der Sicher- 
heitsmanagementsysteme dienen. 

- Zusätzlich sollte em elektionisches Kommmukations- 
system zm Unterstützung und Dokiunentation der Ge- 
nehmigimgsverfahien implementieit werden. 

- Der Gesetzgeber sollte die Übertragung ehizelner ho- 
heitlicher Aufgaben des Eisenbalm-Bimdesamtes an 
privatwdrtschafthche, staatlich kontrollierte imd akkre- 
ditierte technische Übeiw^achimgsstellenpi'üfen. 

Vergaben von SPN\ -Leistungen 

378. Bei der Vergabe von Verkehisleistimgen müssen 
die handelnden Akteure geeignete Ralmienbedmgungen 
schaffen, die den Wettbewerb zum Vorteil des Gemein- 
wohls fördern: 

- Aufgabenhäger sollten prinzipiell auf wettbewerbh- 
che Ausschr eibungsverfahr en setzen luid auf freihän- 
dige Vergaben höchstens übeigangsweise in sehr ver- 
ehizelten Ausnahmesituationen zurückgreifen, wenn 
dadurch gesamrtvntschafrhche Vorteile bestehen rmd 
der Wettbewerb gefördert whd. Eine reshiktive Haiid- 
habrmg von Dhekt\' ergaben ist auch im Hinblick auf 
die Rechtssicherheit bezüghch der’ beüiilfen- und ver- 
gaberechthchen Situation geboten. 

- Durch den Gesetzgeber sollte kemesfafis, wie derzeit 
diskutiert, ein sektorspezifisches Vergaberecht ftii' den 
Scliienenpersonemiahverkehi- gestaltet werden, wel- 
ches die Möglichkeiten, von Direkh'ergaben Ge- 
brauch zu machen, erw^eitert. 

- Aufgabenhäger müssen durch die Ausgestaltimg von 
Ausschreibiuigen dafür- sorgen, dass Vergabeverfahren 
für’ Eisenbahnverkehrsunternehmen attraktiv sind. 
Dazu sollten ehffache und sclüanke Verfahr en mit eiu- 
heitlicheri, standardisierten Anfordenmgen imd Shuk- 
turen gestaltet werden. Diese Verfahr en sind rechtzei- 
tig zu planen und vorzubereiten. 

- Die Fahrzeugstrategien der Aufgab enträger sollten 
den Anfordenmgen des Marktes weiter arigepasst wer- 
den. Dazu müssen die Anfordenmgen an das Rolhna- 
terial marktgängiger gemacht werden. Vortibergehend 
sollte stärker von der Möglichkeit der Wiederehisatz- 
garantieri Gebrauch gemacht werden. Auf die Forde- 
rnng nach Neufahrzeugen sollte soweit wie möghch 
verzichtet werden. Die Faluzeugstrategie sollte mit 
der Vergabestrategie gekoppelt und auf diese abge- 
stimrnt sein. 
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Allgemeine Wettbe we rbsb edingimgen 

379 . ln weiteren Bei ekheii sind Voraussetzmigen fiir ei- 
nen wii’ksaiuen und unverfälschten Wettbewerb ini Eisen- 

balinsektor zu schaffen: 

- Das Verfehlen, durch das Eisenbahnverkehisuntemeh- 
nien ihrer Mimii’kimgspfhcht zu bimdesweit durchge- 
henden SPNV-Tarifen nachkoininen, sollte durch ge- 
setzliche Vorgaben ausgestaltet werden. Der 
gemeinsame Tarif sollte durch einen zu gilindenden 
bmidesweiten Tarifferbund festgelegt werden, in dem 
kein einzehies Nahverkehrsuntemehinen eine domi- 
nierende Stellimg besitzt. Die Aufgabentiäger sind in 
diesen Taiifeerbiuid einzubeziehen. 

- Das Bimdesministerimn fiir Arbeit ruid Soziales sollte 
keinen Tarifeeitiag der SPNV-Untemehtiien füt allge- 
nieinverbindhch erklären. Dies hätte eine vollständige 
Abkopplung der wettbewerblichen Konholle über die 
Lolmliöhe zur Eolge mid negative Auswirkungen auf 
die Pieissetzimg iin Scliienenpersoneimahverkehr.^^^ 

- Das Bmideskaitellamt sollte in Abstiiimumg mit der 
Euiopäischen Kommission eine Nachpriifiuig der be- 
reits genehmigten Kooperationen eiuopäischer Staats - 
bahnen im Scliienenpersonenfemverkehi' unter dem 
Gesichtspunkt von § 1 GWB, Artikel 101 AEUV 
diuchfüluen. Die bestehenden Kooperationen bergen 
die Gefalu:, dass in diesem Rahmen diuch imphzite 
Gebietskoordinationen Wettbewerb verhindeit wmd. 

- Der Entwurf eines Gesetzes zur Ändeiung personen- 
befördenuigsrechtlicher Vorscluiften, demzufolge 
Verkehisuntemehmen Lmienverkehre mit Eembussen 
diuclifühien kömien, bedarf einiger Anpassrmgen. Ge- 
nerell sollte ein marktordnender Eingriff in den Bus- 
femverkehi' in Form einer Genehmigungspflicht 
höchstens übergangsw^eise erfolgen. Auch sollte der 
Fembusverkehi- von der dieimonatigen Beüiebspflicht 
ausgenonunen w^erden. Der Schutz der staathch finan- 


zierten SPNV-Verkelue darf nicht zu einer imgerecht- 
feitigten Emscluänkimg des Wettbewerbs fiihren. 

Kompetenzen der Bimdesnetzagentnr nnd der 
Mon op olko mmissio n 

380. Die bestehenden Kompetenzen der Regulienmgs- 
behörde sind unzureichend um einen effizienten und dis- 
kiimmieiiuigsfieien Wettbew^erb zu gewäluieisten: 

- Der Brmdesnetzagentui- sollte es möglich sein, Markt- 
beobachtimgen auch dami dmclizuführeiL w^emi diese 
nicht auf einem konkreten Missbrauclisverdacht basie- 
ren, sondern der Infonnationsbeschafflmg dienen. 

- Die Bundesnetzagentui- sollte stärker in die Überwa- 
chung der Trassenvergabeveifaluen eingebunden wer- 
den, indem sie Infonnationen über’ Infi astniktiu- imd 
Netzbelegiuig erhält imd über’ Vergabeentscheidungen 
im Koordinienmgsverfahien infonniert wüd. 

381 . Der Aufhag der Monopolkonmiission über die Er- 
stelhmg eines Sondergutachtens in § 36 AEG ist nur un- 
vollständig geregelt und zur Erfiilhmg des vom Gesetzge- 
ber erteilten Aufhags ist die Schaffung geeigneter 
Rahmenbedingimgen erforderlich : 

- Der Monopolkommission sollte durch den Gesetzge- 
ber ein umfassendes Akteneinsichtsrecht bei der Bun- 
desnetzagentiu' gewählt werden. Der Zugriff auf die 
Informationen der Brmdesnetzagentur ist für die sach- 
gerechte Erstellmig des Sondergutachtens erforderhch. 

- Der Auftiag der Monopolkommission sollte in § 36 
AEG dui’ch die Aufiiahme der Bimdesregienuig als 
Adressat in einem zusätzlichen Absatz 2 konkietisiert 
w^erden. 

Bomi, im September 2011 

Justus Haucap 


326 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 55, a. a. O., Abschnitt 
2 .4.4; Hai^tgutachten 2008/2009, Mehr Wettbewerb, wenig Ausnah- 
men, Baden-Baden 2010, Kapitel 5. 


Christiane Koffer 
Angelika Westeiwelle 


Thomas Nöcker 
Daniel Zimmer 
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